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I. Abhandlungen. 


Zur Entwicklungsgeschichte der Consistorien in 
Hessen-Darmstadt im 17. Jahrhundert 


von 


Lic. Dr. Wilhelm Diehl 
Pfarrer in Hirschhorn a.N. 


Die Geschichte der Entstehung der Consistorien in Hessen- 
Darmstadt und der Anfänge des consistorialen Systems daselbst 
ist von jeher eine Crux für die Bearbeiter des hessischen Kir- 
chenrechts gewesen, und die darüber bisher schwebende Finster- 
nis ist durch meine Studien über die Wirksamkeit der Definitorien 
in diesem Gebiete nicht gehoben sondern nur noch grösser ge- 
worden. Je deutlicher aus ihnen hervortrat, dass im Zeitalter 
der Reformation und von da an bis ins 17. Jahrhundert hinein 
dem Definitorium in Darmstadt die Bedeutung einer obersten 
kirchlichen Behörde zukommt, die nicht bloss die Anstellung der 
Geistlichen sondern auch deren disciplinarische Behandlung, ja 
sogar Ehe- und Unzuchtsfälle als Gegenstände ihrer Arbeiten 
ansieht, um so unklarer werden uns die Wege, die von einer 
solchen kirchlichen Verfassung zu den dem definitorialen System 
entgegengesetzten consistorialen Kirchenverfassungsformen des 
18. Jahrhunderts führen konnten. Wir müssen bekennen, dass 
nach diesen unseren Resultaten die Entwicklungsgeschichte der 
Kirchenverfassung in Hessen im Zeitalter der Orthodoxie nur 
noch unklarer geworden ist, vorausgesetzt, dass man immer noch 
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darauf beharrt, Institute mit der Machtfülle der späteren Con- 
sistorien in ihm unterzubringen. Letzteres geschieht bekanntlich 
von allen Vertretern der hessischen Kirchengeschichtsforschung. 
Es gilt als unumstösslich, dass die Consistorien, die uns als or- 
ganisierte Behörden in den Ordnungen von 1668 (Antskirchen- 
conventsordnung, Instruktion für die Metropolitane) begegnen, ın 
gleicher oder doch principiell ähnlicher Bedeutung bereits im 
30 jährigen Kriege vorhanden waren, dass die Ordnungen von 
1668 im Hinblick auf die consistoriale Verfassung nichts neues 
schaften sondern bereits verwirklichte Kirchenverfassungsgedanken 
nur noch mehr ausbauen. Die Thatsache, das 1638 bereits nach 
Köhlers Kirchenrecht des Gr. Hessen ein „geistliches Consisto- 
rium“* als vorgesetzte Behörde der Superintendenten und 1654 
sogar zwei Consistorien (das zu Giessen und das zu Darm- 
stadt) auftauchen, lassen für die gegenwärtige Betrachtungsweise 
keinen Zweifel mehr, dass schon vor 1638 die Consistorium ge- 
nannte Behörde selbständig organisiert und mit reichen Befug- 
nissen den Geistlichen gegenüber ausgestattet vorhanden war. 
Nachstehende aus jahrelangem Forschen in den einschlägigen 
Akten entstandene Studie will in dieses Dunkel Licht bringen, 
indem sie vorsichtig alle bisher bekannten Nachrichten über die 
Consistorien der Zeit vor 1668 prüft, eine Anzahl weiterer und 
zwar älterer Nachrichten über die in Hessen-Darmstadt vorhan- 
denen Consistorien beibringt und auf der Grundlage gut bezeugter 
Thatsachen und Ordnungen die Bedeutung der Consistorien in 
der Zeit vor 1668 feststellt, ihnen also die ilınen geschichtlich 
gebührende Stellung anweist. 


| I. 

Für die Errichtung von Consistorien war im Rahmen der 
Anschauungen, welche die Landgrafen und Geistlichen in Hessen 
in 16. Jahrhundert über das Regiment der Kirche hatten, kein 
rechter Boden. Diese allgemein anerkannte Thatsache kann 
ich nicht besser beweisen als mit einem auf landgräfliche Anre- 
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gung hin in den Zeiten zwischen 1566 und 1574, d. h. zwischen 
Abfassung der grossen Kirchenordnung von 1566 und der Agende 
von 1574 enstandenen (sutachten über den Ausbau des Seniorates 
in den Einzelgemeinden. Dies undatierte im Marburger Staats- 
archiv aufbewahrte Schriftstück, zugleich die älteste Stelle, in 
der mir bei meinen Studien der Name Consistorium für eine 
geistliche Behörde in Hessen begegnet ist, besagt: „Es seind 
bey etlichen woel bestelleten kirchen dieser zeit Consistoria ver- 
ordnet, bey welchen sich beide die lerer und zuhörer geburlicher 
Hulff und rechtens zu erholen hetten, dieweil aber domit alle 
geistliche sachen auch die seel und das gewissen belangende zu 
einem juristischen genus (?) und beinahende zum weltlichen ge- 
richt unnd urteil gezogen werden, lasse ich mir unsser der Seni- 
oren besser gefallen*. 

Es ist bekannt, dass man in einem Teil der Lande Philipps 
des Grossmütigen diese hier vorgetragenen Anschauungen geän- 
dert hat. Die Errichtung des für ganz Hessen-ÜOassel 
bestimmten Consistoriums in Marburg und der Erlass der „Ord- 
nung Unsers von Gottes gnaden Moritzen Landgravens zu 
Hessen ... Wie es mit Unserm zu Marpurgk bestelltem 
Consistorio und Kirchen Raht gehalten und was von dem- 
selben in Geistlichen und denselben anhangenden Sachen verrichtet 
und verhandelt werden soll“ (Cassel, Wilhelm Wessel (1610) sind 
Zeuge dafür. Anders n Hessen-Darmstadt. Dort liegt 
das, was nach der Consistorialordnung Landgraf Morizens einen 
Hauptteil der Arbeit des Consistoriums bildet, nämlich die „Bestel- 
lung der Ministerien, Kirchen und Schuelen“ noch 1668 in Händen 
der Detinitorien und ein anderer wichtiger Teil ihrer Geschäfte, 
die Obervisitation und Inspection, in der ganzen Zeit vor 1668 
in Händen der Superintendenten. Wenn es Consistorien 
in Hessen-Darmstadtin der Zeit vor 1668 gege- 
ben haben soll, dann ıst von den in Morizens 
Ordnung aufgeführten Arbeiten jeden- 
falls die Examination der Praedicanten, deren 
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Ordination und Confirmation, die Introduction und 
Aufführungder Pfarrherrn, die Oberinspection und 
die gewöhnliche Visitationes, ja sogar die die Kir- 
chen-, Schulen-, Hospitalien-Casten und dergleichen 
Gütter, Renthen, Zinsen und Gerechtigkeiten 
betreffenden Sachen nicht Angelegenheit der et- 
wa vorhandenen Consistorien gewesen. Es gilt diesen 
Satz noch etwas zu begründen. Es möge mit folgenden aus der 
Bearbeitung sämtlicher Pfarrakten des Gr. Haus- und Staats- 
archives in Darmstadt, sowie sämtlicher irgendwie erreichbaren 
Kirchenvisitationsakten der hessen-darmstädtischen Gemeinden 
erwachsenen Sätzen geschehen. Die Examination der Can- 
didaten des Schul- und Predigtamtes vollziehen noch 1668 die 
Definitorien und zwar im Auftrage des Landgrafen. In den 
tausenden von Bestellungsaktenstücken dieser Zeit wird eines 
Consistorii kein einziges Mal Erwähnung gethan. Ordination 
und Introduction sowie Visitation der Gemeinden liegen 
in der Hand der Superintendenten, die dazu, wenn besondere 
Veranlassungen vorliegen, landesherrliche Weisung erhalten. Die 
Berichte darüber, wenn solche für nötig befunden werden, gehen 
an den Landgrafen. Was aber die Kastenrevisionen sowie 
Kirchensachen nach der Seite des kirchlichen Besitzes hin be- 
trifft, so sei erwähnt, dass deren Erledigung meist mit Kirchen- 
visitation des Superintendenten verbunden war und die höhere 
Instanz für sie die Regierung (Landgraf, fürstliche Kanzlei) dar- 
stellte. Nirgends begegnet uns da ein Consistorium; ja als im 
Jahr 1667 über Pfarr- und Schulgefälle, Besoldungen, Accidenzien 
Verbindlichkeit zur Unterhaltung von Glocken, Kirchen, Uhren, 
Kirchhofsmauern, über Pfarr- und Schulhäuser, Kirchengebäude, 
deren baulichen Zustand u. a. m. eine genaue Specification aus 
allen Landesteilen eingefordert wurde, ein Unternehmen, das 
nach den Ordnungen von 1668 unbedingt ins Ressort des Con- 
sistorii gehörte, da waren wiederum der Landgraf resp. dessen 
Kanzlei die Auftraggeber und die Superintendenten die ausfüh- 
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renden Organe, ganz wie vor 1600. 

Durch diese Bemerkungen ist unser Glaube an das Vor- 
handensein eines dem Consistorium von 1668 oder dem des L. 
Moritz ähnlichen Institutes in Hessen-Darmstadt in der Zeit vor 
1668 bereits stark erschüttert. Wir können aber noch weiter 
gehen. Wir können noch andere unter den 12 Amtsbefugnissen, 
welche die Amts-Kirchenconventsordnung von 1668 den Con- 
sistorien zuweist, für die Zeit vor 1668 als nicht in ihr 
Ressort gehörig nachweisen. Da kommt zu Punkt 1 (Pfarr- 
bestellungen) und 9 (Kirchen-, Pfarr- und Schulgebäude), die 
durch die obigen Ausführungen abgethan sind, noch Punkt 10 
und 11 (Versorgung unsinniger, schwermütiger und blöder Leute, 
sowie der Pfarrwittwen und -waisen), welche beide (wie an vielen 
Beispielen erwiesen werden kann) vor 1668 ebenfalls in den 
Händen der Superintendenten lagen. Mithin blieben, von Klei- 
nigkeiten abgesehen, im wesentlichen nur noch Fornications- 
fälle und BestrafungvonPfarrernund Schuldienern 
in groben Verbrechen als (segenstände der Arbeit der etwa vor 
1668 vorhandenen Consistorien übrig. Wie stands mit diesen ? 

Nach der am 1. 1. 1587 erlassenen hessen-darmstäd- 
tischen Kanzleiordnung gehören alle Ehesachen, Dispensa- 
tionen In verwandten gradus, Leichtfertigkeiten und Unzuchtsfälle 
schwererer Art, fleischliche Vermischung und Hurerei vor die 
fürstliche Kanzlei in Darmstadt. Amtstag für solche ist der 
Freitag. Da es sich aber bei diesen Dingen um ein „Conscienz- 
werk“ handelt, wird bestimmt, jedesmal den Darmstädter 
Superintendenten und den Darmstädter zweiten 
Geistlichen, damals Caplan genannt, beizuziehen. 
Vor die um diese beiden geistlichen Mitglieder erweiterte Kanz- 
leibehörde (resp. Deputation der Kanzlei), deren Norm die Kir- 
chenordnung in diesen Fällen ist, gehören mithin schon 1587, 
und auch wohl schon vorher, alle Fälle, welche Punkt 2 („Alle 
Ehesachen, darin wider die Ehe, so wohl in sponsalibus als in 
matrimonio selbsten gehandelt und in Summa alles dasjenige, 
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worzu in dergleichen Sachen rechtlicher Process erfordert wird“), 
3 („Hurerei und deren Bestrafung, auch Ehebruch, so weit ausser 
dem peinlichen Process und weltlichen Bestraffung im Consistorio 
davon gehandelt wird“), 4 („Alle Kirchen-Bussen und hohe Be- 
straffungen in Geistlichen Fällen, soweit zum Peinlichen Process 
darmit noch nicht geschritten wird“) und 5 („Alle Dispensationes 
so da bey denen in der Kirchen und andern Geistlichen Ord- 
nungen verfasten Gesetzen geschehen können auf Unsern dess 
Landsfürsten vorgehenden Befehl“) der Amtskirchenconvents- 
ordnung von 1668 den Consistorien zuweisen. Die Kanzleiord- 
nung von 1587 ward 1617 in der Regierungsordnung 
Landgraf Ludwigs V. erneuert (Haus- und Staatsarchiv, 
Verordnungen 1617), der Abschnitt über die Ehesachen wurde 
wörtlich wieder aufgenommen. 1617 gabs in Darmstadt noch 
kein Consistorium, wenn man nicht diese um die zwei geistlichen 
Assessores vermehrte Kanzleideputation als solches bezeichnen 
will, was aber damals in Darmstadt niemand that, da der Name 
Consistorium für eine Behörde am Ort damals dort unbekannt 
war. Die Kanzleiordnung von 1617 war massgebend für die 
ganze Periode des 30jährigen Krieges. Für alle bei der grossen 
Generalkirchenvisitation von 1628 vorgekonmenen Ehe- und For- 
nicationsfälle der mannigfachsten Art wird deshalb ganz folge- 
richtig die fürstliche Kanzlei als die obere Instanz bezeichnet. 
Der Name Consistorium wird nicht nur nirgends erwähnt sondern 
noch 1622 können die Definitoren in einem Bericht vom 
4. Oktober ihr Colleg als Consistorium bezeichnen. (H. St. A. 
Pfarrakten Bickenbach). 

Wenn man trotzdem noch in dem 30jährigen Krieg der 
um die beiden geistlichen Mitglieder erweiterten Deputation der 
Kanzlei den Namen Consistorium in Darmstadt beilegte, 
so hat das seinen Grund ın der Thatsache, dass für die seit 
1608 bei der Kanzlei in Giessen bestehende gleichartige Depu- 
tation der Name Consistorium mitunter nach Marburger Vorbild 
gebraucht wurde, ja dass der Landgraf sie als Consistorium be- 
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zeichnete, als er sie einrichten liess. Wir ersehen das aus einem 
äusserst wichtigen Aktenstück, dessen Mitteilung ich der Güte 
des mit der Ausarbeitung der Universitätsgeschichte beauftragten 
Herın Dr. Becker in Giessen verdanke. In den Giessener 
Universitätsakten des Staatsarchivs in Darmstadt befindet sich 
in Convolut 2 ein Postskriptum zu einem landgräflichen Erlass 
vom 10. 11. 1608, das folgendermassen lautet: „Nachdem vor 
guth angesehen wirdt, dass zu Giessen ein Consistorium 
gehalten werde, so habt ihr bei ehe- unnd andern vor dz 
geistlich gericht gehörigen Sachen, neben unserm Super- 
intendenten des Orths wie zu Marpurg auch geschehen 
aus der theologischen Facultät einen oder mehr nach gelegenheit 
zu euch zu nehmen, mit derselben beysein und zuthun die sachen 
zu hören undt bescheidt darin zu geben.“ Gerichtet ist diese 
Verfügung an „Canzler und Räte in Giessen“, d.h. an die 
Kanzlei daselbst. Der Sinn der Verfügung weist uns deutlich 
darauf hin, das das Consistorium nicht eine selbständige Behörde, 
sondern bloss eine Deputation innerhalb der Kanzlei ist, zu der 
einige nicht der Kanzlei angehörige Glieder als Assessores zu- 
gezogen werden, sowie dass diese Einrichtung auf ein altmar- 
burger Muster zurückgreift. | 

Durch diese Resultate stehen wir nunmehr auf festem Boden. 
Wir wissen, dass man die schon in der Kanzleiordnung von 
1587 als vorhanden angenommene Institution 1608 in Giessen 
schon als Consistorium bezeichnete, aber diesen neuen Namen 
so wenig auf die Darmstädter Behörde übertrug, dass diese 
noch 1617 schlechthin Kanzlei heisst. Der Name Consistorium 
kam übrigens auch im Oberfürstentum nicht ohne Weiteres zum 
Siege. Die Alsfelder Conventsbücher z. B. (im Pfarrarchiv da- 
selbst) kennen als Instanz in Fornicationsfüllen, deren sehr viele 
aus der Zeit von 1642 fi. mitgeteilt werden in den ersten 20 
Jahren nach 1642 nur die Fürstliche Kanzlei, von einem Con- 
siıstorium verlautet in den zwei ersten Jahrzelinten nach 1642 
kein Wort, erst 1662 wird eins erwähnt, ohne freilich den Be- 
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rufungen an die Kanzlei ein Ende zu machen. An die Kanz- 
lei werden verwiesen 1647: ein Fall betr. Weigerung eines 83- 
jährigen Bräutigams, trotz dreimaliger Proclamation und gehal- 
tener Sponsalia die Ehe mit seiner 57jährigen Braut wirklich 
einzugehen, 1648: ein Streit des Kirchenkastens mit einem Pri- 
vaten wegen einer Wiese; 1650: ein nicht gehaltenes Eherver- 
sprechen; 1652: ein gleiches; 1653: ein Fall von Ehedispensation 
in tertio gradu; 1655: ein Eheversprechen, das nicht gehalten 
wurde; ein Fall von Frühgeburt und damit zusammenhängender 
Poenitenzweigerung; 1656: ein Fall von Poenitenzweigerung einer 
Schwangeren, die genotzüchtigt zu sein vorgiebt; 1657: ein Fall 
von Misshandlung einer Ehefrau durch ihren Mann unter er- 
schwerenden Umständen; eine Weigerung, Pönitenz zu thun 
von Seiten eines Calvinisten; 1658: ein Fall von Frühgeburt und 
damit zusammenhängender Poenitenzweigerung; 1659: ein Fall 
von Ehescheidung; 1660: zwei Ehesachen; 1664: eine Schwän- 
gerung und Poenitenzweigerung; ein Fall von Weigerung, die 
vor 10 Jahren durch Sponsalia eingegangene Verpflichtung zur 
Ehelichung zu erfüllen und eine damit zusammenhängende Bitte, 
um Scheidung der Sponsalia; ein weiterer Schwängerungsfall; 
1665: dito; eine Ehescheidungsklage. 

Dagegen gehen an das fürstl. Consistorium 
nur folgende Sachen: 1662 wird am 12. März demselben der 
Wunsch der Scheidung einer nicht mehr aufrechtzuerhaltenden 
Ehe vorgelegt. 1664 (oder 1665) wird erwähnt, dass eine Ehe 
geschieden worden sei von ilım. 1665: berichtet einer ans Con- 
sistorium mit der Bitte um Ehescheidung. Ebenso geht in dem- 
selben Jahr ein Schwängerungsfall mit Eheversprechen an diese 
Behörde. 

Zu diesen Beobachtungen passt die andre Thatsache, dass 
in diesen Conventsbüchern der Name geistliches Consistorium 
nur einmal vorkonmt und da für etwas ganz anderes gebraucht 
wird, als was die Zeit von 1668 unter diesem Namen versteht. 
Wir lesen da 1643: Actum den 16. Decembr: Joes Scharch, 
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Hanss Henrich Leussler, Jost Meissner, Niclass Feuser, Joes 
Körle Junior und Philips Bart, sind befunden, dz sie ante nup- 
tias mit ihren vertraweten sich fleischlich vermischt, Ihre Weiber 
theils Einen, theils zween Monat für der Zeit a nuptiis zu rech- 
nen, zur Geburt kommen. Dannenhero fürs Geistliche 
Consistorium erfordert. 1. Jost Meissner ist zum ersten ver- 
hört, gesteht, dz er ante nuptias, mit seinem Weibe concumbirt, 
und bittet umb gnedige bestraffung. (4 Wochen.) 

2. Hanss Henrich Leussler bittet und bekennet dergleichen. 
(2 Monat.) 

3. Niclass Feuser tergiversiret, ist ihm aber furgehalten, 
dz er damahls sein Weib lange Zeit für der Hochzeit in 
sein Behausung genommen, und derwegen grosse ärgernuss bey 
der gemeine verursachet, sey darauf dz Kind im sexten Monat 
gebohren, und ungeacht dz Kind Einen Monat hernach wider- 
umb verschieden, ist doch an demselben keine Unvollkommenheit 
gespürt worden, hat darauf endlich bekant gleich andern. Sein 
Haussfrau bekent uf 8 Tage. (3 Wochen.) 

4. Johannes Körle gesteht, klagt darneben, dass er von 
seiner Freundschafft in Vollziehung des Weinkauffs ufigehalten 
und durch solche Wegerung und Ufschub zu fall kommen. 
(9 Wochen.) 

5. Johannes Scharch leugnet, wisse von keiner andern Zeitt 
alss nach gehaltener Hochzeit, sagt es sey partus septimestris, 
habe sein Weib repudiiren wollen, sey ihm aber gerathen, solches 
zu underlassen, weil ein solcher partus wohl mehr gefunden, 
stelle es nunmehr den H. Richtern anheimb, wird verwiesen an 
die Herrn Theologos zur Universität Marpurg. (2 Monat.) 
6. Philips Bart ist nicht einheimisch gewesen. 

Actum 23. Aug. 1644. 

‚Jost Meissner, Hanss Henrich Leussler, Nickell Feuser, und 
Joes Körle sind wegen ihrer poenitenz furgefordert, weigern sich 
dieselbe zu leisten und beruffen sich fur den Definitoribus zu 
Marpurg die Erlassung zu suchen, ist ilmen 14 tage Zeit ge- 
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geben worden, wo sie in der Zeit nichts erhalten, sollen sie 
erkanter massen zur poenitenz getrieben werden. 
1645. Decisum Academ. a 10. Febr. 

Nachdem etliche Bürger nuptias praevenirt, und darent- 
wegen von der löblichen Theolog: Facultät zu Marp. ich Ver- 
haltensbericht begehrt. Ist bescheid ertheilt, dass mit solchen 
Leuten in honorem conjugii nicht solte wie mit andern Hurn 
und Buben verfahren werden, ist auch improbirt, dass hiesige 
Beampten etliche deren in Thurn geworffen, sondern solte 
bey einer mulcta pecuniaria gelassen werden, und die poenitenz 
privatim coram Senioribus in conventu Ecclesiastico geschehen. 
Scriptum a Facultat. Theolog. Decano D. Tonsore 10. Fehr. 
1645. Hierauf sind solche Bürger der öffentlichen poenit. er- 
lassen, welche noch nicht oftentlich solche abgelegt.“ ® 

Hier könnte der Name geistliches Consisto- 
rium nur auf zwei Instanzen gehen: die Definitoren in Marburg 
oder die Alstelder Senioren. Dem Zusammenhang nach ist eine 
Beziehung auf die Detinitoren, die nachher erwähnt werden, so 
gut wie ausgeschlossen, während die Beziehung auf den Senioren- 
Konvent, vor dem die betreffenden eben erscheinen, sich ganz 
ungesucht ergiebt. Ueberhaupt ist es interessant, dass auch 
offiziell meist nur von der Kanzlei nicht dem Geistlichen Con- 
sistorium in Giessen (resp. Marburg) die Rede ist und dass mır 
trotz eifrigsten jahrelangen Suchens in den Akten nur eine ein- 
zige Stelle bekannt geworden ist, an der der Name Geistliches 
Consistorium auf die mehrfach erwähnte Kanzleideputation be- 
zogen werden zu müssen scheint. Sie findet sich in dem Ent- 
wurf der „Erklärung“ von 1629 und lautet, von Professor 
Steuber in Marburg niedergeschrieben: 

„So verbleibet es nochmahls bey angezogener Christlicher 
Kirchenordnung, also, dass angedeutete delicta nach gelegenheit 
der überfahrung, mit gelt, gefängnuss und landsverweisung sollen 
gestraft werden. Und weil durch diese und andere wider das 
andere, dritte, vierte, fünfte, siebente und achte gebott nicht 
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minder alss durch die wieder das sechste gebot streitende Sünde, 
Gott im Himmel erzörnet, und oft wegen eines einigen solchen 
frevelers schreckliche straf über ein gantze gemein ergehen läst, 
auch die gemeinde Gottes betrübet und geergert wirdt, als sollen 
hinfuro solche grobe, muthwillige, halssstarrige und oftmahls 
verwarnete, anderer göttlichen gebotten übertretter offentlich in 
der Kirchen Buess thun, Gott die sünde und der Gemeinden 
das ergernuss abbitten, doch mit Vorbewust und ein- 
willigung des geistlichen Consistorii“ 


9 


ie 


Wollen wir die Richtlinien auffinden, die von der 1608 als 
Consistorium bezeichneten Kanzleideputation für 
Ehe- und Fornicationssachen zu der Consistorialbehörde, 
die uns 1668 entgegentritt, führen, so gilt es, dass wir einen 
anderen Punkt ins Auge fassen. Wir müssen sehen, wie man 
es in Disciplinarfällen von Geistlichen und Schul- 
dienern gehalten, wenn es sich um Fälle handelte, die dem 
Superintendenten zu schwer waren. Es liegt eine Verordnung 
vom Jahr 1638 vor, die hiervon handelt und schon Köhler be- 
kannt war. Nach ihr, so behauptet man nun vielfach, hatte der 
Superintendent in allen schweren und bedenklichen Fällen die 
Sache an die selbständige Behörde des geistlichen Consistoriums 
zu bringen, und das auf Grund des Herkommens. Wie stand 
es damit in der vorhergehenden Zeit? 

Es ist mir eine ganze Anzalıl solcher Fälle genau bis in die 
Einzelheiten bekannt. Es wird da immer so gehalten, dass für 
ein Consistorium kein Raum bleibt. Zwar haben sich auf die- 
sem Gebiet in der Zeit vor 1638 die Anschauungen vielfach 
mit den Jahrzehnten geändert. In den ältesten Zeiten, den Tagen 
der Blüte des Darmstädter Definitoriums, ist dies die Instanz, an 
die der Superintendent in schwierigen Disciplinarfällen sich 
wendet und dies Definitorium entscheidet, der Landgraf appro- 
biert. Zum Beweis seien die Fälle erwähnt, die auf Seite 74 
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des Jahrgangs 1900 dieser Zeitschrift mitgeteilt sind, nämlich 
1557 (Streit zwischen Pfarrer Tobias Wawner von Arheilgen und 
seinem Caplan Joachim Holzhausen), 1574 (in Handlung Gerlachi 
Hugii), 1582 (Streit zwischen Wendelin Helbach von Trebur und 
Pfarrer Johannes Oldendorp, die vinolentia der Weiterstädter 
Pfarrers), 1583 (Disciplinarhandlung gegen Pfarrer Johannes 
Rubenius von Dornheim, Suspension des Pfarrers von Bessungen, 
Verhandlung über die Poenitenz des Pfarrers Conrad Vetter), 
1589 (Strafverfahren gegen den Pfarrer Rubenius von Dornheim), 
1591 und 1593 (dito), 1598 (Beurlaubung des Pfarrers Henricus 
Calvinus), 1600 (Disciplinarhandlung gegen Rubenius in Dorn- 
heim, gegen den Schulmeister von Griesheim und M. Stork), 
1603 (Dienstentlassung des Schulmeisters M. Bach von Stock- 
stadt, Streit zwischen Schemel und Ruffin). In allen diesen 
Fällen handelt es sich um Sachen, die 1668 alle, 1638 wenig- 
stens zum Teil vor dem Consistorium erledigt worden wären. 
Sie kommen hier zum Austrag vor dem Definitorium. Dieses 
hat aber nicht etwa bloss beratende Stimme sondern es kann, 
die landesherrliche Bestätigung vorausgesetzt, auch beschliessen. 
Es hat das Recht, Strafen zu verhängen bis zur zeitweisen oder 
völligen Suspension und Beurlaubung. Andererseits steht es in 
seiner Machıt, eine verhängte Suspension auch wieder aufzuheben, 
wie der auf Seite 61 mitgeteilte Fall Bach deutlich darthut. 
Es steht nun sicher, dass in letzterer Beziehung das Definitorium 
in der Folgezeit in seinen Rechtsbefugnissen eingeengt wurde. 
Vieles, was es vor 1600 mit Genehmigung des Landgrafen thun 
durfte, bedurfte nach 1600 der Genehmigung des Geheimen 
Rates d. h. eines Colleges. Aber die beratende Behörde in Din- 
gen, die dem Superintendenten Bedenklichkeiten machten, ist es 
auch nach 1600 geblieben. Das beweisen z. B. die Nachrichten 
der Generalkirchenvisitation von 1628. Es kam dabei ein Schul- 
meister von Bischofsheim namens Schmöltzer zur Aburteilung, 
der als Theolog nach der bisherigen Ansicht über die Ordnung 
von 1638 vor das geistliche Consistorium gehört hätte, da seine 
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Thaten non mere civiles waren. Die Behörde, vor deren Forum 
er zuerst und noch zuletzt kam, war der Superintendent. Dieser 
untersuchte die Angelegenheit. Da ihm die Erhebungen, die zu 
machen er Gelegenheit hatte, zu wichtig schienen, nahm er den 
Schmöltzerus nicht allein vor. So wurde der Mann, der wegen 
einer Reihe civilia auch vor die Kanzlei gehörte, vor eine aus 
beiden Collegien, dem Geheimen Rath und dem Definitorium, zu- 
sammengesetzte Untersuchungscommission gestellt. Schmöltzerus 
musste sich nämlich vor dem Präsidenten, mehreren politischen 
Räten und drei Geistlichen (Superintendent, Hofprediger und 
einem Definitor) verantworten. Sie kamen mit dem Vicekanzler 
Fabritius alle darin überein, das man Schmöltzer am besten be- 
urlaube. Trotzdem sprachen sie dies Urteil nicht aus, sondern 
erholten sich zuerst in Darmstadt Rat. Darnach wurde Schmöltzer 
auf Wunsch des Superintendenten auf der Fürstlichen Kanzlei 
vor den Visitatoribus vorgenommen und seine Suspension be- 
schlossen, worauf man die Sache noch einmal, zur Bestätigung, 
an den Kanzler und den Landgrafen brachte. Diese liessen 
sich bewegen, es noch einmal mit dem Leichtsinn zu versuchen, 
wenn er einen Revers ausstelle.e Da er dies (es sollte bei 
der Einführung des neuen Superintendenten von Gerau vor 
dem Herrn Präsidenten, Definitoribus und 
beyden Superintendenten, Darmstatino et Geraviano, 
geschehen) nicht that, wurde er seines Dienstes entlassen. 

Ganz ähnlich gehts mit dem Arheilger Caplan Johannes 
Ellinger. Wegen seiner schlechten Dienstführung und Wan- 
dels wird er nach mehrmaliger Verwarnung durch den Super- 
intendenten bei Gelegenheit der Visitation vorgenommen und 
von ihm die Ausstellung eines Reverses verlangt. Da er dies 
nicht annahm, wurde ihm dann am 8. November 1631 im Pfarr- 
hof zu Darmstadt ‚in Gegenwart des Präsidenten 
und der Pfarrervon Pfungstadt undArheilgen 
neben ernster verweisung seines bisher geführten untheologischen 
ergerlichen Lebens die Remotio ab officio sexennalis angekündigt.“ 
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In beiden Fällen geschieht eines Consistorü als oberster Disci- 
plinarbehörde in Kirchensachen keine Erwähnung. Doch ist 
beachtenswert, dass in beiden Fällen die Dienstentlassung durch 
den Superintendenten in Gegenwart des Präsidenten des Gehei- 
men Rates (als Stellvertreter des Landgrafen) und...von 
einigen Definitoren geschah. Wäre eine selbstän- 
dige Behörde wie die späteren Consistorien schon damals vor- 
handen gewesen, dann würde gewiss der weltliche Teil bei der 
Untersuchungs- und Entlassungsconmission eine grössere Rolle 
spielen. Weiter ist beachtenswert, dass bis zuletzt die Discı- 
plinarsache in des Superintendenten Hand liegt, der 
sich freilich beim Präsidenten und dessen Räten Rat holt. 

Aber was ist es nötig, dass wir einzelnen Fällen nachgehen. 
Wir haben ja eine Quelle, die uns ein summarisches Urteil über 
die disciplinarische Behandlung der Geistlichen in den Zeiten 
vor 1638 an die Hand gibt und über alle Bedenken und Krı- 
tiken erhaben ist. Die im Staatsarchiv vorhandenen (Verordn. 
1638) Vorakten der Ordnung von 1638, welch letztere nach 
Köhler die älteste Bezeugung für eine den Superintendenten vor- 
gesetzte und namentlich in Disciplinarsachen auf den Plan tre- 
tende selbständige Behörde mit Namen Consistorium enthält, be- 
weisen es, dass dem oder den etwa vorhandenen Consistoriis je- 
denfalls diese Befugnis zu dieser Zeit und vorher nicht zukam. 
Der Fund dieser Vorakten im Grossh. Staatsarchiv in Darmstadt 
wirft in einem der wichtigsten Punkte das bisher allgemein für 
richtig gehaltene Bild der Wirksamkeit des geistlichen Consistorü 
in der Zeit vor 1638 über den Haufen. Sie zeigen uns deut- 
lich, wie man zum Erlass der Ordnung kam und wie man da- 
mals ın diesen Dingen dachte und urteilte. 

Die Veranlassung war folgende. Im Jalır 1638 kam der 
damalige Pfarrer von Umstadt M. Justus Schnurmann und 
der Umstädter Schultheiss Peter Faber „wegen eines von be- 
meltes Pfarherrn Hausfrawen, des schulmeisters schwester aufge- 
richteten Testaments“ hinter einander. Der Schulmeister verklagte 
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daraufbin den Pfarrer beim Amtmann in Umstadt, der dem Pfarrer 
diese schriftlich eingereichte Klage mit dem Befehl, an einem 
gewissen Tag zur Amtsverhör zu erscheinen, überschickte. Der 
Pfarrer brachte hierauf die Angelegenheit an seinen Vorgesetzten, 
den Superintendenten, und erreichte auch, dass dieser versprach, 
die Angelegenheit von sich aus zu entscheiden und dem Pfarrer 
verbot, der Vorladung vor den Amtmann Folge zu leisten. Zur 
Begründung führte der Superintendent an, dass er und nicht 
der Amtmann für Pfarrer und Schulmeister ın allen Klagesa- 
chen die prima instantia sei. Diese Stellungnahme veranlasste 
den Amtmann zur Beschwerde bei der obersten weltlichen Be- 
hörde, dem Präsidenten, Vicekanzler und Räten ın Darmstadt, 
die ihm recht gab, mit dem Superintendenten Greber sich in 
Verbindung setzte und, da dieser mit Berufung auf die Kirchen- 
ordnung und Balduinus nicht in Güte nachgeben wollte, die An- 
gelegenheit durch Bericht vom 23. 10. 1638 dem Landgraf zum 
Entscheid vorlegte. In diesem Bericht bitten sie, dass zur Ver- 
hütung ähnlicher Competenzstreitigkeiten eine bestimmte Verord- 
nung erlassen werden möge, zumal auch wenn man den Super- 
intendenten in solchen Fällen nicht als prima instantia ansehe, 
doch noch zweifelhaft sei, ob die Sache vor dem zuständigen 
Amtmann anhängig gemacht werden solle oder gleich an die Re- 
gierung zu gehen habe, „wie es bishero gehalten worden“. Die 
Streitfrage, die in diesem Stadium sich noch darum drehte, ob 
in politischen Fällen bei Vergehen von Pfarrern und Schuldie- 
nern der Superintendent oder der Amtmann die erste Instanz 
sei, fand beim Landgrafen Entgegenkommen. Nicht, weil er an- 
ders gedacht hätte als seine weltlichen Räte: mit diesen war er 
einig, dass Greber unrecht hatte. Wohl aber, weil er einsah, 
dass es gut sei, ähnlichen Fällen fürs ganze Land durch Erlass 
einer Ordnung die Existenzmöglichkeit abzuschneiden. Er gibt 
daher unterm 15. 11. der Marburger Regierung auf, eine Verord- 
nung über diese Angelegenheit, gültig fürs ganze Land, zu ent- 
werfen. Die Marburger Regierung antwortet unterm 24. 11. Sie 
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haben vor einigen Jahren in ihrem Bezirk einen ganz ähnlichen 
Fall gehabt. Auch damals war es ein Superintendent, der in 
einer causa civilis einer geistlichen Person als prima instantia 
angesehen sein wollte und nur dann die Sache an die Kanzlei 
weiterzugeben sich für verpflichtet ansah, wenn sieihm zu schwer sei. 
Doch haben sie damals denselben kurzerhand abgewiesen, „die- 
weil er keinen Beweis erbringen konnt, dass er ullam jurisdie- 
tionem civilem habe, auch die Kirchenordnung ihm nur die Auf- 
sicht in vitam et mores der geistlichen Personen gebe“. Freilich 
ist es auch nicht in der Ordnung, dass der Amtmann die prima 
instantia in Sachen gegen Geistliche sei; alle solche Fälle ge- 
hören direkt coram Dicasterio. In diesem Sinn haben sie ein 
Decret abgefasst, das sie gleichzeitig übersenden. Ihr Grund- 
gedanke ist darin derselbe, den sie an anderer Stelle in die 
Worte kleiden: In causis eivilibus gehören die Pfarrer ebenso 
wenig vor den Amtmann wie den Superintendenten. Der Schult- 
heiss in Umstadt hätte deshalb den Pfarrer direkt bei der Re- 
gierung verklagen müssen und sie stimmen in dieser Ansicht 
überein mit dem Superintendenten Haberkorn, der im Blick auf 
den Fall schreibt: „Die Pfarrer thun nicht recht, welche ihren 
Gehorsam in rebus ceivilibus der jurisdicetioni seculari entziehen 
wollen, dan es lauftt wider das Wort Gottes Röm. 13. v.1. Ohn 
ısts nicht, es ist bissher sehr geklagt worden, wie sich die Schult- 
heissen und Beamten aufm Land eines dominn über die pfarrer 
angemasset haben, obs geschehen sey ex odio oder ex ignorantia, 
stehet dahin. Billich gehören die Pfarrer und Superintendenten 
für die Regierungs cantzley, in rebus secularibus. Doch aber 
deucht mich, nicht uneben zu sein, dass in die Ordnung gerücket 
würde, dz auf den Cantzeleyen Achtung solle gegeben werden, 
damit die erscheinende pfarrer nicht contemptim fur andern 
Leuten tractirt, hart angefahren ausgefiltzet etc. werden ... dz 
I.F.G. die prediger bey denen in der fürstl. hess. Kirchenord- 
nung hiervon gesezten privilegien gnädig erhalten wolle, wz die 
Superintendenten fur entstandene Misshelligkeiten under ihren 
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pfarrern und Zuhörern privatim nützlich stillen könnten, das 
solte ihnen nit verboten seyn“. 

Ich denke durch diese Vorakten ist die Angelegenheit er- 
ledigt und ist der Satz berechtigt: In allen die Kirchen- und 
Schuldiener angehenden Streitsachen war in der Zeit vor 1638 
es Sitte, dass in rebus civilibus die Kanzlei die einzige und 
erste Instanz war, in rebus spiritualibus aber der Super- 
intendent. Wie aber wenn dieser nicht mit der Sache zu Ende 
kam? Nun dann waren seine Definitoren da, mit denen er wie 
hunderte von Aktenstücken beweisen, die Sachen durchberiet und 
dem Landgrafen oder dessen Geheimen Rat zur Approbation 
resp. weiterer Beratung vorlegte. Für eine selbständige weltliche 
Disciplinar-Behörde wie das Consistorium war auch hier kein 
Platz. Die Macht der Superintendenten ist noch so ungeschwächt, 
dass sie es versuchen können sogar casus politicos ihrer Unter- 
gebenen vor ihr Forum zu ziehen. 

Nach diesen Darstellungen blieben also für ein Consisto- 
yıum in der Zeit vor 1638 nur: Ehesachen, Unzuchtsfälle und 
ähnliche damit zusammenhängende Dinge, besonders Kirchen- 
bussen. Es ist nun die Bedeutung der auf den erwähnten Fall 
hin erlassenen Ordnung von 1638 allem Anschein nach die, dass 
sie zu diesen Arbeiten und Funktionen dieser in Giessen Con- 
sistorium genannten Kanzleideputation noch diejenigen schweren 
Disciplinarfälle gegen Geistliche und Schuldiener fügte, die non 
mere civiles waren, sofern diese vom Superintendenten allein 
nicht erledigt werden konnten. Sie wurde damit (wenn sie es 
nicht schon z. T. war) die höhere Instanz für die Superinten- 
denten in allen solchen schweren casus non mere civiles. Wir 
wollen dies an der Hand der Ordnung selbst, die am Schluss 
dieser Arbeit zum Abdruck kommen soll, beweisen. Es ist ein 
wahres Verhängnis und zwar nicht bloss in der hessischen Kir- 
chengeschichte, dass viele Forscher Urkunden und alte Gesetzes- 
texte vielfach ungenau und lückenweise zum Abdruck bringen. 


So hat z. B. Hassenkamp der hess. Kirchengeschichte den Super- 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XII. 1. 2 


18 Abhandlungen. 


intendenten Daubenheimer und mit ihm die abenteuerlichsten 
Theorien über den Begriff des alten hess. Superintendentenanites 
durch Auslassen eines Satzes geschenkt. So hat auch Köhlers 
Kirchenrecht durch ein inkorrektes Citat mancher bedenklichen 
Anschauung über die Stellung von Superintendent und Consisto- 
rıum in der Ordnung von 1638 ins Dasein geholfen. Nach sei- 
ner Darstellung ist das Consistorium die selbständige vorgesetzte 
Behörde, an die der Superintendent ihm zu schwer dünkende 
Fälle betr. Wandel der Geistlichen und Kirchengüter zu bringen 
hat. Nach der Ordnung gibt es aber eine Reihe von kirchlichen 
Dingen (Ehefälle etc.), die der Superintendent ihrer „Art und 
bewandtnis nach“ herkömnilicher Weise schon an für sich 
d.h. auch wenn sie nicht zu schwer sind, vors Consistorium zu 
bringen hat. Er bekommt nun den Befehl ausser diesen 
Fällen sich auch in all den andersartigen Fällen mit den 
Consistorialräten zubesprechen, die ihm zu schwer 
dünken und, falls es sich empfehle, sie auch vorm Consisto- 
rıum entscheiden zu lassen. Das letztere, anscheinend etwas 
Neues an der Arbeit der Consistorialen, ist zugleich auch das 
Nebensächlichere. Hauptsache sind immer noch die alten Ehe- 
und Fornicatiousfälle. Dieses Nebensächliche scheint etwas Neues; 
wenigstens wär es dies für den damaligen Darmstädter Super- 
intendenten Greber, der seit 1621 in hessischen Diensten war, 
und für die kirchliche Praxis sowie für die sämtlichen bisherigen 
Verordnungen, die ein Consistorium als Berater des Superinten- 
denten in schweren Disciplinarfällen nicht kennen. 


3. 

Wesentlich Fornicationsbehörde blieb das Consistorium, diese 
Kanzleideputation, noch bis 1668. Erst in diesem Jahr wurde 
ıhm ein äusserlich ehrbareres Arbeitsgebiet als Hauptarbeit zuge- 
wiesen. Bis dahin aber verschwindet es auch immer noch hinter 
dem allgemeineren Begriff der Kanzlei, von dem es bis 1668 
eine Deputation vorstellt. Wie die Ordnungen von 1629 und 
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1634 (Erklärung Georgs IT und Ordnung von fleissiger Uebung 
des Catechismi), die grundlegend für die ganze kirchliche Ent- 
wicklung in Hessen sind, nur Kanzleien, keine Consistoria er- 
wähnen, kennt noch die Ordnung vom 18. 3. 1650, welche für 
Darmstadt etwas den späteren Amtsconventen Aehnliches ein- 
richtet, für Kirchenfrevel und -bussen als höhere Instanz in allen 
solchen dem späteren Consistorium zuständigen Dingen als höhere 
Instanz nur die Kanzlei. Ja als seit 1667 die Vorarbeiten im 
(ange waren, welchen die Schaffung der Metropolitanatsbezirke 
und der Amtsconvente zu danken ist, da wurde an die Kanz- 
leien nach Giessen und Darmstadt am 17. 7. 1668 geschrieben, 
sie sollten doch einmal die Consistorialordnungen vorlegen, nach 
denen bisher in den den Consistorien zustehenden Angelegen- 
heiten entschieden worden war. Aber an beiden Orten war eine 
solche Consistorialordnung nicht aufzufinden. Man wisse von 
keiner, berichteten die Giessener, man halte vielmehr „die fürstl. 
hess. Kirchenordnung und die in Anno 1629 darauf erfolgte 
fürstl. erelärung so dan die hiebevor ins Land publicirte das 
Kirchenwesen betreffende constitutiones pro norma und pflege ım 
übrigen nach den Rechten zu erkennen und zu sententionieren“! 
Und merkwürdig: als zu gleicher Zeit ein Entwurf der neuen 
Metropolitanordnung nach Darmstadt ging, da musste erst noch, 
ehe man diese Ordnung dem Druck übergab, in sie die Stelle 
hineinkorrigiert werden, an der das Wort Consistorium vorkomnit. 
Wie die im Gr. Oberconsistorium noch vorhandenen von mir vor 
einem Jahr aufgefundenen Akten über die Entstehung der Me- 
tropolitanordnung von 1668 beweisen, haben wir bereits aus dem 
Juli 1667 und dann vom Datum des 20ten Aurust 1667 Metro- 
politanordnungen (A,B). Nach der letzteren wurde z. B. der 
Metropolitan in Eppstein eingeführt. Wir haben weiter einen 
verbesserten Entwurf vom 16ten December 1667 (O), eine Ord- 
nung vom 20ten Juli 1668 (D) und dann die Endgestalt vom 
Oktober 1668 (E). Die beiden ältesten Formen der ausgeführten 
Ordnung kennen ein Consistorium als vorgesetzte Behörde des 
9% 
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Metropolitanes nicht. Dieses kennt erst der Entwurf C, der 
während des Aufenthaltes des Landgrafen in Gotha ausgear- 
beitet wurde. Erst dieser Entwurf fügte bei, dass die von den 
Metropolitanen eingereichten Klagen über Pfarrer an das Con- 
sistorium oder den Superintendenten zu gehen hätten, woraus 
dann D. machte: an den Superintendenten, welcher nach be- 
findung solches ferner an Unser Consistorium zubringen hat 
(Punkt I). Ein derartiges Schattendasein führte noch 1668 diese 
Behörde, wenn man auf den Charakter ihrer Selbständigkeit 
sieht! Dadurch dass man durch diese Federzüge dem Consisto- 
rium einen selbständigeren Wirkungskreis zuschrieb und dann ın 
der Amtskirchenconventsordnung sein Arbeitsgebiet auch über 
die Anstellungen der Geistlichen ausdehnte, mithin neben den 
‘ Amtskirchenconventen, Seniorenconventen, Superintendenten und 
Metropolitanen auch die Detinitorien in Abhängigkeit von ihnen 
brachte, wurde dem Schattendasein des Geistlichen Consistori 
ein Ende gemacht. So sicher die späteren Consistorien in ihren 
Anfängen uns bereits in der Kanzleiordnung von 1587, nach 
ihrem Namen in der Verfügung vom 10. 11. 1608 begegnen, sind 
sie 1668 erst zu der dominierenden Stellung gelangt. Die Brücke 
zwischen den beiden Endpunkten ist die Ordnung von 1638. 
Der Gedanke zu ihrer Erliöhung aber ist erst mitten in der Re- 
formarbeit der Jahre 1667 und 1668 gekommen. Woher, warum 
und ob zum Glück, das wıll ich diesmal hier nicht untersuchen. 


Beilage. 
Abdruck der Ordnung vom 30.12.1638 betr. Ge- 
rıchtsstand der Geistlichen und Schuldiener. 


Nach dem Uns von Gottes gnaden Georgen, Landgrafen zu 
Hessen....... mit mehrerm underthänig vorgebracht worden, 
welcher gestalt sich zwischen etlichen unseren Beambten in den 
Stätten und auff dem Land, eins, so dan unsern Superinten- 
denten, Pfarrern und sonsten Kirchen: und Schuldienern, an- 
dern theils, von desswegen streit und misshellen ereuget, 
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dass ermelte Beambten die, in unsern ıhnen anbefohlenen 
Ambtern gesessene Geistliche Personen, als Prediger, Caplän 
und Schuldiener, dahin compelliren und anstrengen wollen, dass 
selbige, auf! vorgehende klage, in solchen sachen, welche proprie 
et principaliter, ihr, der Prediger, aigene Gühter, als etwa eine 
angefallene Erbschaftt, getroffenen Kauftschlag, gemuhten Tausch, 
nachstehende schuld und dergleichen Civilhändel betreffen, vor 
dem Ambt erscheinen , daselbst ihnen zu gebott und verbott 
stehen, und deme, so erkandt und gesprochen würd, wofern nicht 
etwa per modum provocationis die Sach an unsere Regirung ge- 
langte, gehorsame parition laisten, oder der execution gewärtig 
sein sollen: Welches aber die Geistliche nicht eingehen, weniger 
in Person vor den Beambten compariren, oder vor ılınen sich 
rechtfertigen lassen wollen, sondern eingewand und begehrt, wan 
einer oder der ander, in vorgesetzten causis et casibus, unange- 
schen selbige mere civiles seyen, sie mit recht zusprechen (Con- 
cept: zu besprechen = verklagen) entschlossen, das solches vor 
dem Superintendenten, unter dessen inspection sie ge- 
hörig, und deme ihre prima instantia competire, geschehen müste; 
gestalt sie es darbey nicht ruhen lassen, sondern auch unsere 
Fürstliche Regirungs-Cantzeleyen zu decliniren, und derer de- 
mandirter Jurisdiction, quoad primamı ıllam instantiam, sich zu- 
entziehen anmasslich understanden, auch ehe und zuvor sie vorm 
Superintendenten gehört, daselbsthin nicht haben folgen wollen, 
und dises alles auss der vorgeschützten vermeinte ursach, ob 
solten die Geistliche Personen, vermög unserer und unserer hoch- 
löblicher Herrn Vorfahren, Fürsten zu Hessen, in Anno 1574 
publicirter Kirchen Agenden, dessen in so fern eximirt, befreyet 
und erlassen sein. 

So haben wir solche missverstände, welche zwischen unsern 
Geist- und Weltlichen Bedienten gar leichtlich grössere Unge- 
legenheit, Verbitterung und zwispalt ereugen können, sehr ungern 
vermercket, und derenthalben selbige erster möglichkeit wider hin 
zulegen und zustillen, Uns sondern angelegen sein lassen, auch 
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zu solchem end verordnet, dass nicht allein erstangezogene Kir- 
chen Agenden aufigeschlagen, alles darin befindliche reiflich und 
wol erwogen, sondern darneben auch der observantz, und wie 
mans in Vorjahren bey unserer hochlöblicher Herrn Vorfahren, 
Fürsten zu Hessen, Christlich geführten Regirungen, biss auff 
Uns zu gegenwertiger zeit, in unsern Landen, in dergleichen 
fällen, mit den Geistlichen Personen gehalten, fleissige nachfrage 
gethan worden; darauff sich endlich befunden, dass zwar die 
Geistliche Personen, vor den Beamten in den Stätten und aufl 
dem Land, wan sie nicht selbst gut: und freywillig darzu ver- 
stehen, zu erscheinen, und daselbst umb einer civil sachen willen 
sich conveniren zu lassen, nicht schuldig, hingegen aber auch 
dessen zumahl nicht befugt, dass sie vor dem Superintendenten 
ihre primam instantiam in itztbemelte sachen erzwingen, und so 
weit der Fürstlichen Cantzley Jurisdietion sich entzihen wollen, 
sintemahl nicht allein die im schwang gehende observantz tota 
die ein widriges klärlich bezeuget, sondern würde ohne das auch 
bey andern ein ungleiches ansehen gewinnen, wan die Geistliche, 
welchen mehr nicht, als nur Ecclesiastica, und zwar mit gewisser 
mass und beding, committirt seind, sich Weltlicher Rechtshändel 
annehmen, und super civilibus causis recht: und richterlich cog- 
nosciren wolten. Lassen es demnach billich bey dem herkommen 
nochmals gnädig bewenden, und wissen solches keines wegs auff 
zuheben oder zu ändern, sondern ist unsere ernste befehlende 
mainung, dass hinkünfftig in vorbedeuten causis et casibus mere 
eivilibus, alda ein Pfarrer oder andere Geistliche Personen, ra- 
tione proprii patrimonii, conventionis, contractus, delicti et simi- 
lium, wollen belangt werden, so wohl die Beambten, als auch 
Superintendenten alles vorbetagens, gebotts, verbotts und spruchs 
sich abmassen und enthalten, und die jenige, welche die Geist- 
liche in erzchlten fällen zubesprechen entschlossen, gestracks 
von sich ab: und zu unsern Regirungs Cantzleyen alda umb 
Verhelffung Rechtens immediate haben nachzusuchen, remittiren 
und verweisen sollen. 
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Was aber der Geistlichen Personen Lehr, Leben, Handel 
und wandel, wie auch die Kirchengühter, deren Zinss, Renthen 
und intraden belanget, so haben unsere Superintendenten ihren 
geweisten weg, und darin unserer Kirchen Ordnung sich trew 
eifrig zugehalten. Es wolten dan solche sachen mit underlaufen, 
welche den Superintendenten allein zu decidieren entweder zu 
schwer oder bedencklich, oder doch sonstet also gethan weren, 
dass selbige, ılhırer art und bewandnus nach, vor unser Geist- 
liches Consistorium gehörig und daselbst auszumachen nötig. 
Solchen falls sollen unsere Superintendenten mit unserm Con- 
sistorial-Rähten fleissig communiciren, auch nachgestaltsam die 
sachen gar an selbige gelangen, und, wie ebenmässig herkommen, 
am Geistlichen Consistorio auss üben lassen. In Uhrkund unsers 
hirauffgetrucktem Fürstlichen Secrets: So geben und geschehen 
zu Marpurg, den 30. Decembris Anno 1638. 

Nach Abschluss dieser vorstehenden Studie sind mir noch 
einige wertvolle, in Pfarrakten versteckte, Briefe und Verfügungen 
in die Hand gekommen, die meine Ausführungen bestätigen und 
mir zugleich (selegenheit geben, den mit der Zeit immer grösser 
werdenden Einfluss der in Giessen als Consistorium bezeichneten 
alten Darmstädter Kanzleideputation für Matrimonial- und ähn- 
liche Sachen für die Periode vor 1668 genauer festzulegen. Ur- 
sprünglich waren in der Zeit vor 1600, wie erwähnt, in Darm- 
stadt von geistlichen Personen Beisitzer nur der Superin- 
tendent und der Darmstädter Caplan. Dadurch, dass nach 
Darmstadt 1606 ein Hofprediger von der geistigen Bedeu- 
tung von D. Heinrich Leuchter kam, und gleichzeitig die Darm- 
städter Caplanstelle an Bedeutung gehörig zurückging, scheint 
schon 1606 (entgegen der Regierungsordnung von 1617) nicht 
mehr der nunmehr „Archidiaconus“ genannte Nachfolger des 
früheren Caplans sondern der jeweilige Hofprediger als Beisitzer 
der Kanzleideputation für Matrimonialsachen bestimmt gewesen 
zu sein. Jedenfalls stand es so schon 1620 und ist dies für die 
Zeit vorher um so mehr anzunehmen, als es 1617, wie die Re- 
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gierungsordnung erlassen, resp. zusammengestellt wurde, gar keine 
„Capläne“ in Darmstadt mehr gab. Auch spricht für unsere 
Annahme noch der andere Umstand, dass es mit dem Detinito- 
rium in Darmstadt ähnlich ging. Auch da trat nach dem Tode 
von Anastasius Reuss, dem alten Darmstädter Caplan, der Hof- 
prediger in dessen Ehrenstelle, während die Nachfolger des alten 
Caplans, die Archidiacone, nach dem Weggang von Johannes 
Gladenus nach Gerau (1610) keine Aufnahme ins Definitorium 
mehr fanden. Endlich ıst festzuhalten, dass von 1606 etwa an 
die Hofpredigerstelle stets mit geistig hervorragenden Persönlich- 
keiten (Doctores Theologiae) besetzt wurde, während man bıs 
1632 bei Anstellung der Archidiacone in Darmstadt sich mit 
wissenschaftlich mittelmässigen Leuten begniügte. 

Dies wurde erst 1633 anders. Ueber die Ursachen sind wir 
auch genauer orientiert. Wir haben zwei landgrätliche Schreiben, 
die uns vollkommen Aufklärung geben. Am 7ten Januar 1633 
verfügt L. Georg IL an den Präsidenten in Darnıstadt, er möge 
den (nach der Darmstädter Kirchenordnung) nach dem Tod des 
ersten Stadtpredigers Hebenstreit (November 1632) zum Auf- 
rücken in die erste Pfarrstelle berechtigten damaligen zweiten 
Stadtprediger ‚Joachim Seger vor sich bescheiden und ihm klar 
machen, dass der Landgraf „in den gefährlichen Zeiten, die vieler 
behutsamer Consultation bedürftig seien nicht wenig Ursachen 
habe, das Predigamt zuD. annoch mit einem Doctore 
Theologiae zu ergrössern, damit auf alle sich ereugende Be- 
gebenheiten in der Residenz drei Theologı Doctores 
seien, deren sich der Landgraf in allen schweren fällen, die zu 
diesen zeiten sich überheufen, zu Gottes Ehren, der Kirchen 
Christi Bestem und zu der Leute Erspriesslichkeit gebrauchen 
könne“. Seger bekomme 100 t Präsent und werde sich hoftent- 
lich damit beruhigen. 

An diese Stelle reihen wir nun die andere, die diesen neu- 
ernannten dritten Doctor der Theologie in Darnstadt (die zwei 
andern waren der Superintendent und der Hofprediger) zum Bei- 
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sitzer der Consistorü ernennt. Am 29. 3. 1634 verfügt Georg L. 
an den Präsidenten, Vicecanzler und Räte in Darmstadt: „Euch 
ist bekandt, dass zu Berahtschlagung und entscheiı- 
dung der matromonialsachen, so viel sich den bey un- 
serer fürstlichen Regierungs-Cantzley zu Darmstadt nach und 
nach erzeigen, kraft Herkommens unser Superintendent und Hotf- 
prediger gezogen worden. Nachdem wir dan einen newen Hof- 
prediger D. Petrum Haberkorn fast schon vor iahrsfrist ange- 
nommen, und noch ferner sonders gern sehen möchten, dass zu 
den matrimonialischen und wass selbiger dinge ieden Freytags 
pflegt vorzukommen neben dem Superintendenten und ihme Hof- 
prediger auch unser Stattprediger D. Ertwinus Wohnungerus alss 
der ienige, welcher under den dreyen Stattpredigern die erste 
stell hatt, und wer ıhme künftig in dem ambt des ersten Statt- 
predigers succediren und Doctor Theologiae sein würd, gezogen 
werde. So befehlen wir hiermit gnedig, dass ihr solches künftig 
also in acht nehmen, dasselbe neben unserm Superintendent, 
auch unserm Hofpredigern D. Haberkorn und ersten Stattpre- 
diger D. Wohnungerus gütlich andeuten und sie zu besuchung der 
Freytags Sessionen erinnern sollet*“. 

Durch diese beiden Verfügungen wurde in Anbetracht der 
in Kriegszeiten gehäuften Arbeit die Zahl der Beisitzer bei der 
Kanzleideputation für Matrimonial- und ähnliche Sachen von 
zwei auf drei erhöht. Mit anderen Worten: die Zahl der 
drei späteren ÜConsistorialassessoren mit geist- 
lichem Charakter, der jetzigen drei geistlichen 
Consistorialräte stammt aus dem Jahr 1634. Es ist 
nun eine doppelte Beobachtung wichtig. Der Registrator, der 
das Concept der letztmitgeteilten Verordnung einregistrierte, 
nennt dieselbe: „Verordnung dass der älteste Stadtprediger, wann 
er Doctor Theologiae ist, mit zum Consistorio gezogen wer- 
den soll“. Er wendet den Sprachgebrauch seiner Zeit an, d. 
bh. der Zeit am Ende des 17ten Jahrhunderts. Der Landgraf 
aber kennt noch 1633 so wenig ein Darmstädter Consistorium 
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mit dem Charakter einer vorgesetzten Behörde des Superinten- 
denten, dass er am 5ten Januar 1633 an den nominierten Super- 
intendenten Leissring, der, weil er Ausländer sei, Bedenken hatte 
wegen der Schwierigkeiten des von ihm zu übernehmenden Amtes, 
ein Schreiben gelangen liess, in dem ausgeführt war: In den 
Agenden von 1566 und 1574, den beiden Definitorenordnungen 
des L. Ludwig und des L. Georg sowie der Declarationsordnung 
von 1629 „sei ja genugsam exprimirt, wie ein Superintendens in 
seinen Ambtsverrichtungen sich verhalten solle. Würden aber 
schwere Gewissens oder andere Fälle zu schlich- 
tensich ereugen, sohabtihr jaunsere Geheime 
undandere Geist: und weltliche Räthe, Super- 
intendentes, Professores und Definitores Theo- 
logos zu Mittgehülfen, wie dann auch dieses euch nuz- 
und tröstlich sein wird, dass ihr zween Doctores Theologos zu 
Mitcollegen überkommen werdet“. 

Nehmen wir zu diesen unbezweifelbaren Thatsachen noch 
die andere, dass ein Entwurf zu den Leges Paedagogi Darm- 
stadtini im Jahr 1627 noch das Definitorium als Consistorium 
bezeichnet, sowie dass in einem Eintrag im (Gross-Bieberauer 
Kirchenbuch aus der Zeit nach dem dreissigjährigen Krieg der 
Ausdruck Synodus Definitorium mit dem Namen „Geistlich Con- 
sistorium“ als gleichbedeutend bezeichnet wird, so glaube ıch, ıst 
die Streitfrage nach Entstehung des späteren Consistorii wesent- 
lich geklärt. Was die spätere Zeit Consistorium nennt, ist der 
Sache nach schon im 16ten ‚Jahrhundert in Darmstadt vorhan- 
den gewesen, wenn auch nicht mit demselben Namen ausgestattet. 
Für die Urgeschichte dieses Consistorn, d. h. der Kanzleidepu- 
tation für Matrimonialsachen sind Forschungen nicht im 1’ten, 
sondern im 16ten Jahrhundert erforderlich. 
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Das Kirchenpatronatsrecht der Kölmer in den 
Marienburger Werdern. 


Von 
Lic. theol. Hermann Freytag, 


Pfarrer zu Gr.-Schliewitz (Westpreussen). 


Die eigentümliche Erscheinung des Patronates der kölmi- 
schen Besitzer des grossen und kleinen Marienburger Werders 
über ihre evangelischen Kirchen ist bisher von zwei Seiten un- 
tersucht worden, zuerst von Parey in der Altpreussischen Mo- 
natsschrift, Neue Folge, Bd. VI (1869), S. 238 ff. und dann von 
Niedner in der Deutschen Zeitschrift für Kirchenrecht, Bd. VII 
(1899), S. 239 ff. Beide konımen dabei zu geradezu entgegen- 
gesetzten Resultaten. Parey erkennt das Recht der Kölmer zwar 
nur als ein jus patronatus minus plenum, aber doch jedenfalls 
als ein Patronatsrecht an und sucht dasselle aus der kölmischen | 
Qualität der in Betracht kommenden Güter herzuleiten. Niedner 
dagegen vertritt den Standpunkt, dass das Verhältnis der kölmi- 
schen Hofbesitzer der Werder zu ihren Kirchen keineswegs als 
ein Patronatsrecht aufzufassen, dass vielmehr ıhr Pfarrwahlrecht 
ursprünglich nichts als ein Gemeinderecht sei. 

Was zunächst gegen die Annahme Pareys, dass das Patro- 
natsrecht aus der freikölmischen Qualität der betreffenden Güter 
originiere, anzuführen ist, hat bereits Niedner (8. 241 f.) beige- 
bracht und man wird seiner Beweisführung völlig beistimmen 
können. Ebenso ist es richtig, dass sich das Patronatsrecht kei- 
neswegs auf die Thatsache der Erbauung der Kirchen aus den 
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Mitteln der kölmischen Besitzer gründe. Erst m den sechziger 
Jahren des letzten Jahrhunderts wurde das oftenbar mit Rück- 
sicht auf $ 569 Tl. II, Tit. 11 A. L. R. behauptet!. Früher 
hatte man sich stets nur auf die Privilegien der polnischen Kö- 
nige berufen, und diese allein können auch für die Frage, ob 
das von den kölmischen Besitzern geübte Pfarrwahlrecht als ein 
Patronatsrecht angesehen werden dürfe, entscheidend sein. Ge- 
rade auf Grund der Untersuchung dieser Privilegien kommt nun 
Niedner zu dem Schluss, dass jenes Recht ursprünglich ein Ge- 
meinderecht sei, einem Schlusse, der als richtig kaum anzuerken- 
nen Ist. 

Zunächst fragt es sich, ob es überhaupt wahrscheinlich ist, 
dass die polnischen Könige durch ihre Privilegien den Evange- 
lischen ein Gemeindewahlrecht hätten schaften wollen. Diese 
Frage muss unbedingt verneint werden. In Polen stand in kirch- 
lichen Angelegenheiten das kanonische Recht in unbedingter Gel- 
tung?. Das kennt die Wahl des Pfarrers durch die Gemeinden 
nicht. Eine Rücksichtnahme auf evangelische Grundsätze aber 
dürfte wohl bei den polnischen Königen auch da, wo sie schliess- 
lich durch politische Rücksichten zur Erteilung von Religions- 
privilegien sich bewegen liessen, völlig ausgeschlossen sein ?®. 

Zu einer richtigen Würdigung jener Privilegien werden wir 
nur gelangen, wenn wir sie mit Ähnlichen gleichzeitigen und äl- 
teren vergleichen. 

Unbestritten ist, und auch XNiedner führt das an, dass nach 
der Rechtsanschauung jener Zeit dem polnischen König als 
dem Rechtsnachfolger des deutschen Ordens das Patronatsrecht 
. ı Niedner, Ss. 240; Parey, S. 238. 

2 Von Vegesack, Westpreussisches Provinzialrecht, Danzig 1845, S. 49. 
Zwar war in Preussen das kanonische Recht nicht eingeführt, wurde 
aber von den geistlichen Oberherren nichtsdestoweniger angewendet und 
hatte deshalb faktisch doch Gültigkeit. 

® Zudem ist es auch nicht richtig, das Wahlrecht der Gemeinden so 
bestimmt als einen Grundsatz der Reformatoren zu betrachten, wie dies 
gewöhnlich geschieht. Vgl. Rieker, Die rechtliche Stellung der ev. Kirche 
Deutschlands, Leipzig 1883, S. 85 f. 
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über alle Kirchen als ein landesherrliches Hoheitsrecht gebührte. 
Nun sah sich derselbe aber schon früh veranlasst, bier und dort 
diesem Recht zu entsagen, um das gewonnene Land enger an 
sich zu fesseln. Die ältesten derartigen Bestimmungen enthal- 
ten die drei Hauptprivilegien für Danzig vom 15. Mai, für El- 
bing vom 24. August, für Thorn vom 26. August 1457'!. In 
denselben verlieh der König den genannten Städten die geistlichen 
Lehen, d. h. er gab ihnen das Recht, die Pfarrstellen an ihren 
Kirchen zu besetzen, indem er sich nur je die bedeutendste vor- 
behielt, in Danzig die von St. Marien, in Elbing die der Altstadt, 
in Thorn die von St. Johann. Damit hatte aber der König sein 
volles Patronatsrecht den Städten übertragen, da wir keine Spur 
davon haben, dass er später noch irgend welche Rechte in den 
abgetretenen Kirchen geübt habe. 

Wer war nun aber Inhaber des Patronatsrechtes geworden ? 
— Nicht die Kirchengemeinden, sondern die politischen. Die 
Privilegien nennen als Empfänger ausdrücklich die Bürgermeister, 
Ratmänner, Schöppen und die ganze Gemeinde. Da nun die po- 
litischen Gemeinden nur in den Rats- und Schöppenkollegien die 
ihre Rechte ausübenden Vertretungen hatten, so wurde auch von 
diesen allein das Patronat verwaltet, bis in viel späterer Zeit, 
als die Gemeinde z. B. in Danzig in der dritten Ordnung eine 
besondere Vertretung erhalten hatte, auch diese einen Anteil an 
jenem Rechte beanspruchte und auch erhielt ?. 

In diesem Rechtsverhältnis änderte auch die Reformation 
nichts. Das Patronatsrecht der Städte wurde nicht angetastet, 
vielmehr drehte sich der Streit nur darum, ob evangelisch ge- 
sinnte Prediger berufen werden dürften, oder nicht, bis durch 


ı Toeppen, Akten der Ständetage Ost- und Westpreussens, Bd. IV, Leipz. 
1834, S. 557 tf., 597 ff., 605 ff. 

® Lengnich, jus publicum civitatis Gedanensis, herausgegeb. von O. 
Gunther, Danzig 1900. S. 477. In preussischer Zeit ging dann die Verwal- 
tung des Kirchenpatronates wieder allein auf den Magistrat olıne Konkur- 
renz der Stadtverordneten über. Minster.-Erl. v. 5. Jan. 1821 u. 2. Juli 1833, 
von Kamptz, Annalen Bd. V, S. 79 und XVII, S. 678. 
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die Religionsprivilegien auch dieses Recht garantiert wurde!. 

Ganz diesen Grundsätzen entsprechend gestalteten sich die 
Verhältnisse dort, wo vor der Reformation kein Patronat der 
Kommune bestanden hatte. Es wurde im polnischen Preussen 
nicht den Evangelischen überhaupt freie Religionsübung gewährt, 
sondern die einzelnen Städte erhielten auf ihre dringende Bitte 
oft erst nach langen Kämpfen und Verhandlungen das Recht, 
evangelische Prediger und Lehrer zu berufen?. Alle diese Privi- 
legien wurden den Vertretern der politischen Gemeinden und 
diesen selbst erteilt?, während nirgends der kirchlichen Gemein- 
den Erwähnung geschieht, was eigentlich selbstverständlich ist, 
wenn man bedenkt, dass man rechtlich die Existenz evangelischer 
Kirchengemeinden überhaupt nicht anerkannte, sondern die Evan- 
gelischen nach wie vor als Mitglieder der katholischen Parochieen 
behandelte. 

Man darf nun aber nicht meinen, dass die evangelischen 
Stadtvertretungen etwa unter dem Einfluss reformatorischer Ge- 
dankengänge die so erworbenen Rechte auf die Kirchengemein- 
den hätten übergehen lassen. Wie wenig man daran dachte, 


! Hirsch, Geschichte der Ober-Pfarrkirche von St. Marien in Danzig. 
1843, Bd. 18. 350 f. 

? Solche Religionsprivilegien wurden den verschiedenen Städten auf dem 
Reichstage zu Lublin 1569 und 1570 erteilt. Im Jahre 1569 erhielten ein 
solches Privilegium Graudenz am 15. April, Neuteich am 24. April, Marien- 
burg am 14. Mai, im Jahre 1570 Dirschau am 24. Juni, Stuhm am 27. Juni 
und Mewe am 9. Julı. 

° So heisst es im Privilegium von Marienburg: Concedimus Senatui et 
“ universae eivitati nostrae Marienburgensi — — liberam facultatem etc. — 
Permittimus insuper eidem Senatui libertatem concionatores ad ministerium 
eiusmodi convenientes homines, doctos, pios ac in vera religionis doctrinu 
Juxta Aug. Conf. sine omni haereseos erimine puros et sinceros libere vo- 
candi. Aehnlich im Privilegium für Mewe: Concedimus insuper Magı- 
stratui eivili cum consensu praeeipuorum ex communitate potestatem ad sa- 
erosancetum ministerium viros doctos in utraque Christi et Apostolorum 
doctrina sinceros omni labe haereseos carentes libere vocandi adhibendi 
vocatosque retinendi. Lambeck, Gesch. der Reformation in Westpreussen, 
Thorn 1850, 8. 12f. u. 2Sf. 
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geht daraus hervor, dass in allen Städten, die ihr evangelisches 
Kirchensystem aus polnischer Zeit herübergerettet haben, noclı 
bis in die Gegenwart die Magistrate Kirchenpatrone sind!. Wir 
haben es hier also durchweg mit einem Patronatsrecht zu thun, 
das sich nicht auf den Rechtstitel der Fundation oder Dotation 
stützt, sondern auf die Verleihung durch landesherrliche Privi- 
legien®. 

Eine ähnliche Bewandtnis hat es nun mit dem kölmischen 
Patronat im marienburgischen Werder. Auch hier haben wir 
es nicht mit einem Pfarrwahlrecht der Kirchengemeinde, sondern 
mit einem Patronat der politischen Gemeinde zu thun. 

Um dieses zu erkennen, müssen wir uns zunächst die eigen- 
tümliche Kommunalverfassung der Werder vergegenwärtigen. 
Jedenfalls in der Erwägung, dass das Werder mit seinen beson- 
deren Verhältnissen seinen Bewohnern Aufgaben stellte, denen 
der Einzelne nicht gewachsen gewesen wäre, hatten sich schon 
früh die verschiedenen kölmischen Ortschaften zu grösseren Ver- 
bänden zusammengeschlossen,, die sich, wenn auch in etwas 
veränderter Gestalt, bis in die Gegenwart hinein erhalten haben, 
nämlich zu der gross- und kleinwerderschen Deichkommune°,. 

Die grosswerdersche Deichkommune bestand 

1. aus den fünf Winkeln und zwar 

a) dem Schönauer, 
b) dem Montauer, 


ı Wenn Strassburg eine Ausnahme macht, dessen evangelische Kirche 
patronatsfrei ist, so hat nach einer brieflichen Mitteilung des Herrn Pfarrer 
Dross der Magistrat erst im Jahre 1894 auf sein Patronatsrecht verzichtet. 

* Kaim, Das Kirchenpatronatsrecht II, Leipz. 1866, S. 62. 

® Eine Darstellung dieser Komunalverhältnisse in ihrer neueren Gestalt 
giebt Parey in der Altpreussischen Monatsschrift Bd. VI. S. 6llff. Für 
die älteren Verhältnisse muss hinzugenommen werden, was Hartwich, Geo- 
graphisch historische Landesbeschreibung derer dreyen im pohlnischen 
Preussen liegenden Werdern, Königsberg 1722, S. 320 f. und Bergau, die 
gesamte Priesterschaft der ungeänderten Augsburgischen Confession — im 
Grossen und Kleinen Marienburgischen Werder, Danzig, o. J. (1753) S. 11 f. 
bieten. 


32 Abhandlungen. 


c) dem Lichtenauer, 
d) dem Neuteicher, 
e) dem Lesewitzer, 

2. aus dem tiegenhöfschen und 

3. aus dem baarenhöfschen Gebiet. 

An der Spitze dieser Komniune stand der Deichgräf und 
sieben Deichgeschworene, je einer aus den fünf Winkeln und den 
beiden Gebieten. 

Die kleinwerdersche Deichkommune zählte 23 kölmische Ort- 
schaften und wurde von einem Deichgräfen und zwei Deichge- 
schworenen geleitet. 

Diese Leiter der Deiclhkommunen, das Deichgräfenkollegium, 
‚aren die Vertreter ihrer Ortschaften zunächst in Angelegen- 
heiten der Dammunterhaltung, dann aber auch in jurisdiktionel- 
ler und kirchlicher Hinsicht, wie überhaupt in allen allgemeinen 
Angelegenheiten!. 

In dieser ihrer Eigenschaft hatten sie sich nun wahrschein- 
lich ebenso wie die Vertreter der Städte an den König mit der 
Bitte um freie Religionsübung gewendet, worauf ihnen derselbe 
unterm 27. April 1569 nicht nur diese gewährte, sondern zugleich 
das Recht, evangelische Prediger, „Augsburgische Konfessions- 
Verwandte, so ohne alle Ketzerei sind“, zu berufen. Ausdrück- 
lich werden hier als Empfänger des Privilegiums die Deichgräten, 
Aeltesten und Geschworenen und die „gänzliche Oekonomie bei- 
der Marienburgischen Werder“ genannt”, In dem Privilegium Wla- 
dislaus IV. vom 24. Februar 1633 heisst es ebenso, dass „im 
Namen und von wegen der Deichgräfen und ältesten Geschwo- 
renen wie auch der ganzen Gemeine des grossen und kleinen, zu 
Unserer Marienburgischen Oeconomie gehörigen Werders“ bei 
ihm supplicieret worden sei, und dass er infolge dieser Suppli- 
kation ihnen das Recht, evangelische Lehrer und Prediger zu 


ı Hartwich S. 321. 
® Bergau, S. 1f. Hartwich 8. 70f. Dort steht fülschlich statt „beider“ 
„bei dem“. 
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berufen, gegeben habe!. | 

Es ist unbedingt richtig, was Niedner hervorhebt, dass hier 
nirgends den Hofbesitzern etwa als Besitzern individuell bestimn.- 
ter Grundstücke oder auf Grund speziellen Titels das Wahlrecht 
zugesprochen worden sei, aber noch viel weniger lässt sich auf 
diese Privilegien Niedners Annalıme eines Gemeindewahlrechts, 
im Sinne eines Wahlrechts der Kirchengemeinde gründen. Denn 
nicht von einer solchen, sondern allein von der Kommunalge- 
meinde ist hier die Rede. Gerade das Decisum Augusts II. vom 
22. März 1710, das Niedner als Beweis dafür anführt, dass man 
damals die Predigerwahl als reine Gemeindewalil angeseben habe, 
dürfte bezeugen, dass dies nicht der Fall war. 

Die Veranlassung zu diesem Decisum war die folgende:. 
Bis zum Jahre 1710 hatten die vier Dörfer Altmünsterberg, Mie- 
lenz, Gnojau und Simonsdorf ein Pfarrsystem gebildet mit dem 
Sitz des Predigers in Altmünsterberg und einem Bethause ın 
Altmünsterberg und einer Filia in Gnojau. In diesem Jahre 
entzweiten sich die Dörfer gelegentlich der Neubesetzung ihrer 
Predigerstelle, indem Altmünsterberg und Mielenz den bisherigen 
Prediger Müller aus Liessau, Gnojau und Simonsdorf den schwe- 
dischen Feldprediger Porsch wählten. Beide Parteien stellten 
ihrem Gewählten eine Vokation aus. Diejenige der Altmünster- 
berger und Mielenzer war von dem Deichgräfen, den Deichge- 
schworenen und den Mitgliedern der Gemeinden unterschrieben, 
die der Gnojauer und Simonsdorfer nur von den Gemeindemit- 
gliedern®. Es entstand nun ein Prozess, der durch das genannte 
Decisum seinen Abschluss fand. Die für unsern Zweck wichtigen 
Stücke dieses Urteils lauten: 

Wir Augustus II. etc... . . thun kund mit gegenwärtigem 
unserm Briefe .. . .. dass Uns durch Unsere, Uns zur Seite 
stehenden Räte im Namen und auf Anhalten der Erb. Teich- 


ı Bergau, S. 2 ff. Hartwich, S. 83 #. 

® Hartwich, 8. 133 ff. 

? Hartwich, 136 ff. 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XL. 1. 3 
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gräfen, Geschworenen und der Gemeine beider Werder, in der 
Marienburgischen Oekonomie gelegen, vorgestellet sei, welcher 
gestalt einige Privatleute in beiden gedachten Werdern gefunden 
werden, die 2.2.2.2 °.....0.... Wider die ausdrückliche Veror:l- 
nung des Privilegii Unseres Vorfahren gottseliger Gedächtnis, 
Königs Vladislaıi IV. gegeben in Krakau den 24. Fehr. 1633, von 
Uns bishero durch Unsere Königl. Autorität bekräftiget, neulich 
die Wahl eines Predigers der Augsburgischen Konfession in der 
Gnojauschen, Münsterbergischen und Militzischen Gemeine des 
grossen Marienburgischen Werders ohne Zuziehung der Teich- 
gräfen und Teichgeschworenen, derer Billigung doch, laut vor- 
gedachter Königlichen Verordnung als ein wesentliches Stück 
der Wahl und des Berufs ausdrücklich gesetzt wird, .. . . vorge- 
nonmmen „2... haben. ..2..:2.:........ Wann wir demnach, 
die wir auf diesen Thron an Gottes Statt gesetzet, die Teich- 
gräfe und geschworenen Aeltesten in beiden Werdern bei gebülh- 
rendem Respekt, Würde und ihrem Amte erhalten wissen wollen, 
es eenne... erklären wir den Inhalt des obgemeldeten Privi- 
legii mit Gegenwärtigem aus Unserer Macht, Gesetz zu stiften 
und zu erklären, und befehlen, dass zu allen und jeden Wahlen 
und Berufungen, so im selben Privilegio beschrieben sind, die 
Teichgräfe und Geschworene in beiden Werdern von den Kır- 
chenvätern, woselbst solch Predigt-Amt offen ist, und ihren Mit- 
nachbarn erfordert, an den bestimmten Ort sich verfügen sollen, 
die Wahl soll vorgenommen werden nach der werderischen Ge- 
wohnheit, ungehindert eines und des andern Abwesenheit, wenn 
nur zween von den Kollegen der Teichgeschworenen zugegen 
sind. Die Stimmen sollen sie fordern nur allen von denen 
welche ihre Huben in der Prediger-Vakanz besitzen, und diese 
sollen zugleich der Freiheit zu wählen und zu berufen geniessen, 
nicht aber von denen sollen sie Stimmen sammeln, welche an- 
dderswo solcher Sorge unterworfen sind, und aus der Stimmen, 
Mehrheit, welche nicht nach der Grösse und Beschaffenheit der 
schuldigen Unterhaltung und der unterworfenen Huben, weil diese 
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dennoch ungehindert muss geleistet werden (wie sie denn beides 
den katholischen Kirchen und Predigern, als auch denen luthe- 
rischen kraft des obbemeldeten Privilegii solche leisten sollen 
und müssen), sondern nach der Zahl der Höfe gerechnet sollen 
sie die Wahl, wie es gebräuchlich und gewöhnlich ist, beschliessen, 
die Vokation schreiben, mit eigener Hand unterschreiben und 
von den Vorstehern selbiger Kirchen, den Schulzen und Mit- 
nachbarn, obgleich nicht von allen, dennoch von einigen zu sol- 
cher Kirche gehörigen unterschreiben, gebührend einhändigen 
lassen, und also alle und jede obbemeldetem Privilegio ein Ge- 
nügen thun.“ 2.2.2... 

Diese Urkunde ist in mehrfacher Hinsicht für uns wichtig. 
Aufs Nachdrücklichste schärft sie ein, dass die Mitwirkung der 
Deichgräfen und Deichgeschworenen bei der Wahl und Vokation 
die Giltigkeit derselben bedingt. Es ıst also ganz klar, dass es 
sich nicht um eine reine Gemeindewahl handeln kann, denn das 
Deichgräfenkollegium ist nicht eine Behörde der einzelnen Kır- 
chengemeinde oder der dieselbe bildenden Ortschaften, sondern 
der gesamten werderschen Deichkommune. Es ist also auch 
hier der Grundsatz, dass die Kommmunalgemeinde der eigentliche 
Inhaber des Besetzungsrechtes ist, festgehalten worden. Nun war 
aber die Stellung des Deichgräfenkollegiums nicht die gleiche, 
wie die der Ratskollegien in den Städten. Während diese alle 
Angelegenheiten selbständig verwalteten und demnach auch das 
Patronatsrecht allein ausübten, waren jene nicht so unabhängig, 
sondern mussten der Gemeinde eine Mitwirkung gestatten. Genau 
genommen hätte ja auch, wenn wir allein auf das Pfarrbesetzungs- 
recht Rücksicht nehmen, ein jedes Mitglied der Kommune als 
Mitinhaber desselben auch eine Mitwirkung bei der Ausübung 
beanspruchen können. Praktisch war es natürlich kaum mög- 
lich, dass bei Besetzung der Predigerstelle wgend eines Dorfes 
die ganze Deichkommune mit ihren einzeluen Mitgliedern eintrat, 
ja es wäre ein solches Verfahren jedenfalls eine nie versiegende 
Quelle von Zank und Zwietracht geworden. So hatte sich ein 

3*+ 
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anderer Modus herausgebildet!. Für jeden Fall einer Prediger- 
vakanz wurden nur diejenigen Mitglieder der Kommune zur Wahl 
hinzugezogen, um deren Predigerstelle es sich handelte, während 
die Rechte der Gesamtgemeinde durch das Deichgräfenkollegium 
wahrgenommen wurden #. Dieser Wahlmodus wurde durch die 
Königliche Entscheidung sanktioniert. Dabei ıst beachtenswert, 
dass der König ausdrücklich bestimmt, dass diejenigen, „die ihre 
Huben in der Prediger-Vakanz besitzen‘, allein, nicht auch Aus- 
wärtige zur Abstimmung zugelassen werden sollen. Das beweist, 
dass die Möglichkeit einer Mitwirkung Auswärtiger doch in Frage 
stand, was genau auf (die oben dargelegten Rechtsverhältnisse 
passt. Dagegen hätte, wenn es sich um ein Wahlrecht der Kır- 
chengemeinde handelte, eine solche Bemerkung überhaupt keinen 
Sınn gehabt. 

Wenn wir also den Rechtszustand, wie er sich bis dahın 
herausgebildet hatte, noch einmal rekapitulieren, so ergiebt sieh 
folgendes. Inhaber des Pfarrbesetzungsrechtes waren die Ge- 
samtgemeinden der gross- und kleinwerderschen Deichkommune. 
Ausgeübt wurde dasselbe durch die Deichgräfenkollegien als Ver- 
treter der Kommunen in Gemeinschaft mit den je zu der betref- 
fenden Kirche gehörenden kölmischen Besitzern. Letztere nah- 
men aber an der Wahl nicht teil als Besitzer kölmischer Güter, 
sondern insofern sie durch diesen Besitz Mitglieder der Gesant- 
gemeinde waren. 

Mit dem Erlass jener Königlichen Entscheidung hatte die 
Entwicklung dieses Rechtsverhältnisses zunächst ihr Ende erreicht, 
und dasselbe blieb nun bis zum Ende der polnischen Herrschaft 


‘ Dass er schon älter war als die Kgl. Entscheidung beweist die Vo- 
katıion Hartwichs zum Pfarrer in Lindenau von 1698, Hartwich, S. 151, 
Parey n.a.0. 8. 242. 

* Bei wichtigen, das ganze Werder betreffenden Angelegenheiten ordnete 
im Grossen Werder sonst jeder Winkel und jedes Gebiet zwei Deputierte 
ab, die nit dem Deichgräfen und den Geschworenen gewöhnlich in der 
Evangelischen Kirche zu Gr. Lichtenau zusammentraten. Hartwich S$. 321. 
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unverändert!. Es dürfte deshalb hier am Platze sein. die Frage 
aufzuwerten, ob jenes Rechtsverhältnis wirklich als ein jus patro- 
natus angesprochen werden dürfe, und zugleich zu untersuchen, 
wie es mit den übrigen gewöhnlich mit dem Patronat verbunde- 
nen Rechten stand. 

Für die Entscheidung jener Frage können natürlich nur 
die Grundsätze des gemeinen Rechts Anwendung finden. Dieses 
siebt zunächst für die Erwerbung des Patronats drei Erwerbs- 
gründe an, die fundatio, die aedificatio und die dotatio. That- 
sächlich hatten nun ja die Kölmer des Werders sich ihre Kirchen 
selbst auf eigenem Grunde erbaut und unterhielten sie auch 
selbst, aber nie haben sie dies als den Grund ihres Besetzungs- 
rechtes geltend gemacht. Es wäre das auch durchaus unrichtig 
sewesen. Denn erstens fordert das gemeine Recht, dass jene 
Akte, wenn sie ein Patronatsrecht begründen sollen, mit bischöf- 
licher Genehmigung vollzogen sein müssen ?, was natürlich bei 
den evangelischen Kirchen nie der Fall war, und zweitens waren 
die Erbauer und die Inhaber des Besetzungsrechtes durchaus 
nicht dieselbe Person. Während letzteres, wie oben gezeigt, 
der Gesammtkommune zustand, waren die Kirchen, oft auf 
Privaterund, von den Hofbesitzern einzelner Dörfer erbaut 
worden und wurden von den zu ihnen Eingepfarrten unterhalten. 
Der einzige Grund ‚auf den sich die Werderkommunen bei der 


ı Daran ändert es nichts, dass die Interessenten selbst oft die Natur 
dieses Rechtsverhältnisses nicht durchschauten. Hartwich, der selbst die ihm 
von den Lindenauern überreichte Vokation eine „recht wohlgestellte* nennt, 
kommt doch zu dem Schluss: „Im grossen und kleinen marienburgischen 
Werder berufen die Gemeinen in Assistenz der Teichgräfen und geschwo- 
renen Aeltesten ihre Prediger absolute“. A.a. O. S. 150. Wie wenig Inte- 
resse und Verständnis jedoch dieser Chronist für Verfassungsfragen hat, 
zeigt die Dürftigkeit des Kapitels „von der Regimentsform“, bes. S. 320 ff. 

2: Kaim, a.a.0. IIS. 57. Schulte, System des allgemeinen katholischen 
Kirchenrechts, Giessen 1856, S. 684; Vering, Lehrbuch des katholischen, 
orientalischen und protestantischen Kirchenrechts, Freiburg i. B. 1881 S. 482; 
Laemmer, Institutionen des katholischen Kirchenrechts, Freib. 1. B. 1586, 
S. 438. 
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Verteidigung ihres Rechtes stützen konnten, waren die Privile- 
gien der Könige. Dass durch diese ein Patronatsrecht begründet 
werden konnte, dürfte nicht bestritten werden können. Die 
polnischen Könige übten grundsätzlich das Patronatsrecht über 
alle Kirchen aus. Indem sie nun dieses Recht den Werder- 
kommunen übertrugen, vollzogen sie eine Schenkung, die die 
Letzteren ın den Besitz dieses Rechtes setzte!. Die Möglich- 
keit einer solehen Schenkung sieht auch das gemeine Recht vor. 
Wenn es dabeı die bischöfliche Genehmigung zu einer solchen 
Schenkung fordert?, so war hier eine solche Forderung gegen- 
standslos, da die Bischöfe die evangelischen Kirchen überhaupt 
nicht als Kirchen anerkannten und sich selbst widersprochen 
hätten, wenn sie sei es positiv oder negativ zu einer solchen 
Schenkung Stellung genommen hätten, Thatsächlich hat denn 
auch der katholische Klerus in den folgenden Kämpfen die for- 
male Berechtigung dieser Privilegien nie bestritten, sondern durch 
eine möglichst enge Auslegung derselben die Rechte der Evan- 
lischen zu beschränken oder überhaupt die Aufhebung der Pri- 
vilegien selbst zu erreichen gesucht ?. 

Fraglich könnte nur noch sein, ob nicht vielleicht jenem 
Pfarrbesetzungsrechte wesentliche Merkmale des Patronatsrechtes 
fehlen, so dass ihm dieser Name doch noch vorenthalten werden 
müsste. Sicher wäre das der Fall, wenn die Könige sich irgend 
welche zum Wesen des Patronates gehörenden Rechte vorbehalten 
hätten. Davon ist aber keine Spur vorhanden. Vielmehr tinden 
wir alle jene in Frage kommenden Einzelrechte, soweit sie der 
Natur der Sache nach hier vorkommen konnten, im Besitz der 
Werderkommune. Als solche Rechte kennt das gemeine Recht 
1) iura honorifica, als einen besonderen Sitz in der Kirche, Er- 

wähnung im Kirchengebet, besondere Trauerfeier u. s. w. 

! Dass dabei auch das Recht schon für künftig zu bauende Kirchen 
verliehen wurde, ändert nichts an der Natur der Sache. 

2 Kaim 11 77. ; Schulte 639 £. Laemer 4141. 

» Hartwich S. 86 ft. 
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2) iura utilia, nämlich einen Alimentationsanspruch bei Verar- 
mung. 

3) jura onerosa u. zw. a) eine Aufsicht über die Verwaltung des 
Kirchenguts, b) die Beschützung der Kirche gegen Uhnter- 
drückung und Beraubung, c) eine eventuelle Baulast. 

Von diesen Rechten lassen sich die jura honorifica und die 
jura utilia bei dem Patronate im Werder nicht nachweisen. 
Das ist aber durchaus natürlich. Gehören diese Rechte schon 
an sich zu denen, die bei dem Patronat einer Kommune von 
vornherein nur in beschränktem Masse, oder überhaupt keine 
Anwendung finden können!, so ist ihre Geltung unter den be- 
sondern Verhältnissen des Werders undenkbar. Denn welchen 
Sinn hätte es wohl haben können, jedem einzelnen Mitgliede 
einer nach mehreren Hunderten zählenden Kommune, deren 
Angehörige in entfernteren Gemeinden kaum dem Namen nach 
bekannt waren, besondere Ehrenrechte zuzubilligen, oder wie 
hätte ein Alimentationsrecht der Patronatsmitglieder an die ver- 
schiedenen Kirchen praktisch zur Durchführung konmen sollen ? 
Anders lax es mit den eine Pflicht in sich schliessenden Rechten. 
Die Vermögensverwaltung wurde durch die Kirchenväter geführt. 
Wie dieselben zu ılırem Amte ın älterer Zeit gelangten, und 
insbesondere ob das Deichgräfenkollegium einen Einfluss auf 
ihre Bestellung hatte, wissen wir nicht. In neuerer Zeit wur- 
den sie, den veränderten Verhältnissen in Ausübung des Patro- 
nats entsprechend ?, von den Kölmern in den einzelnen Gemein- 
den gewählt?. Lässt sich daher aus dem Vorhandensein einer 
Aufsichtsbefugnis über die Vermögensverwaltung nicht auf ein 
Patronatsverhältnis schliessen, so wird man doch angesichts der 
obigen Ausführungen jenes Recht als ein ursprünglich im Pa- 
tronat begründetes ansehen dürfen. 

a Kain, a. a, O0. II 311; Schulte, a. a. O. S. 702. 
2 S. unten. 
° Niedner a. a. 0. S. 254. Dass die Kirchenväter auch zur Unterschrift 


der Vokation herangezogen wurden, dürfte auch dafür sprechen, «ass man 
sie in gewissen: Sinne als Vertreter der Patronatsrechte der Kölner ansah. 
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(ranz besonders aber wurde die Verteidigung der Kirchen 
gegen Unterdrückung und Beraubung durch die Deichgräfen- 
kollegien als Vertreter der Gesamtgemeinden geübt. Die ganze 
Geschichte der evangelischen Kirche in den Werdern zur Zeit der 
polnischen Herrschaft ist mit Zeugnissen dafür erfüllt, dass die- 
selben dieses als eine ihrer wichtigsten Aufgaben betrachteten, 
und zwar nicht blos, wo es sich um die Rechte der Evangelischen 
im Allgemeinen, sondern auch um die einer einzelnen Kirche 
handelte!. Wir werden also auch mit Rücksicht darauf keinen 
Anstand zu nehmen brauchen, das ganze Verhältnis als en 
Patronat zu kennzeichnen. 

Der einzige Widerspruch könnte daher erhoben werden, dass 
sich nicht die Pflicht der Gesamtgemeinde, als Patron zu den 
Bauten der einzelnen Kirchen beizutragen, nachweisen lässt. 
Man hat zwar versucht, die Bauptlicht der in jedem Kirchspiel 
wohnenden Kölmer, die zugestandenermassen ohne Unterschied 
der Konfession zur Tragung der Baulast, wie überhaupt zur 
Unterhaltung des Kirchspiels nach dem Verhältnis der von ihnen 
besessenen Hufen beizutragen haben, als eine solche Patronats- 
pflicht zu erweisen, aber jedenfalls mit Unrecht, da nach den 
obigen Darlegungen die einzelnen Kölmer als solche gar nicht 
Patrone waren. Auch die Auffassung der Last als emer ur- 
sprünglichen Parochiallast begegnet grossen Schwierigkeiten ?. 
Evangelische Kirchspiele im rechtlichen Sinne gab es im Werder 
nicht. Nach wie vor wurden die Evangelischen als Pfarrkinder 
der katholischen Pfarreien behandelt. Zur Unterhaltung eines 
eigenen evangelischen Predigers und Schulmeisters wie zum Bau 
eines Kirchenhauses schlossen sich die Kölmer emer oder meh- 
rerer Dorfschaften auf dem Wege freier Vereinbarung zusanımen. 
Als Verteilungsfuss der Lasten nahm man den bei der Ver- 
teilung der Lasten für die katholische Kirche gebräuchlichen 


ı Hartwich dl. il. OÖ. S. 68—149. 
: Von dieser Auffassung aus lässt sich schwer die Beitragspflieht der 
Andersgläubigen erklären. 
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Hufenmassstab zur Grundlage. Da im Anfange wohl sämtliche 
Kölmer evangelisch geworden waren, so begegnete das keinen 
Schwierigkeiten, obgleich man auch einen Zwang nicht ausüben 
konnte!. Da nun zugleich die Kölmer die Abgaben an die 
katholischen Kirchen geben mussten, ohne zu denselben sich zu 
halten, so verloren diese Lasten allmählich den persönlichen 
Charakter und nahmen den von Reallasten an?. So kam es, 
dass später, als unter dem Einfluss der Gegenreformation der 
eine und andere wieder katholisch wurde, man ıhm die Zahlung 
der Kirchenlasten auch für die evangelischen Kirchen und Pre- 
diger nicht erlassen wollte Schon 1699 war in einem, wie sich 
später herausstellte, gefälschten königlichen Rescript diese Be- 
lastung der Katholiken verboten worden, und am 16. März 1700 
belegte ein Edikt des Bischofs unter Anderem auch die Er- 
hebung dieser Beiträge mit hohen Strafen3. Aber jenes Rescript 
wurde als falsch annuliert, und dieses bischöfliche Edikt durch 
den König selbst ausser Kraft gesetzt, ohne dass etwa für diesen 
Punkt eine Ausnahme gemacht wurde Endlich enthielt das 
Privilegium König Stanislaus vom 2. März 1707, durch welches 
er das Privilegium Wladislaus IV. von 1633 bestätigte, einige 
Bestimmungen, die jenen Brauch, die Beitragspflicht für die 
Kirchen beider Konfessionen als eine Reallast zu behandeln, 
wesentlich fördern mussten. Es heisst dort zum Schluss: 
„Endlich ıst ein für allemal dieser Unser ernstlicher Wille, 
dass die Augsburgische Religion in allen Stücken ihre Freiheit 
und Sicherheit habe, und derselben auf keine Art, weder direkt 
noch indirekt, durch Beschneidung derjenigen Mittel, ohne welche 
der ihnen zugestandene Endzweck nicht erlangt werden kann, 
einiger Abbruch geschehe .. . Dieser Unserer Königlichen De- 


1 So mussten 1603 die Tannseeer ıhır neues Kirchenhaus allein bauen, 
weil die Niedauer nichts dazu beitrugen. Hartwich 167. 

? Vgl. Niedner S. 253. 

® Hartwich, S. 111 u. 114 ff. 

* Hartwich, S. 111 u. 120 ft. 
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klaration ... fügen wir noch hinzu, dass die Mennonisten, 
welche in Unsern Marienburgischen Werdern entweder schon 
einige Güter besitzen, oder auch ins Künftige besitzen werden, 
nach Proportion ihrer Huben, Nachbarn gleich, den Dienern 
Augsburgischer Konfession ihre Gebühr entrichten sollen, doch 
dass den juribus Parochialibus der Katholischen Kirchen nichts 
benommen werde“!, 

Es fragt sich nun, ob nicht dadurch, dass wir jene Bau- 
und Unterhaltungslast als eine vom Patronat unabhängige Real- 
last nachgewiesen haben, die Auffassung, dass die Rechte der 
Werder-Kommunen an ihre Kirchen wirklich ein Patronatsrecht 
war, wieder erschüttert werde. Das ist aber keineswegs der 
Fall. Abgesehen davon, dass es nach gemeinem Recht nicht 
unbestritten ist, ob nicht die Baupflicht des Patrons nur unter 
der Bedingung besteht, dass er selbst irgend welche Einkünfte 
von der Kirche bezieht, was hier nie der Fall gewesen, kann 
überhaupt das Fehlen einer Baulast, also einer Pflicht den 
Charakter jener Rechte nicht bestimmen oder modifizieren. 

Noch wäre hier die Frage zu berücksichtigen, wie man sich 
in Bezug auf die Zulassung der nichtevangelischen Mitglieder 
der Kommune zum Pfarrwahlrecht verhielt. Wenn wir auch 
keine Nachrichten darüber haben, so dürfte aus der Praxis der 
neueren Zeit der Rückschluss erlaubt sein, dass sie nie zuge- 
lassen wurden. Das entsprach völlig den Grundsätzen des kano- 
nischen Rechtes und der westfälische Friede, auf Grund dessen 
in Deutschland eine andere Praxis zur Herrschaft kam, war für 
Preussen völlig bedeutungslos. 

Es erübrigt nun noch die Wandlungen zu verfolgen, die 
das Patronatsrecht der Werderkommunen unter preussischer Herr- 
schaft durchgemacht hat. Leider muss man sagen, dass fast 
alle dasselbe betreffenden amtlichen Auslassungen nur dazu ge- 
dient haben, das ursprüngliche Verhältnis zu verdunkeln. 


ı Hartwich, S. 132 £. 
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Das gilt schon von dem Reglement wegen der ‚Justizver- 
waltung im grossen Marienburger Werder vom 29. Mai 1773. 
Wenn es in demselben heisst, dass „diejenigen Ortschaften, wel- 
chen bisher in den Kirchen, zu welchen selbige gewidmet worden, 
das jJus patronatus zugestanden, auch ferner dabei geschützet 
werden“ sollen, so ist damit eine Verschiebung in der Bezeich- 
nung des Rechtssubjektes eingetreten, die nieht ohne Folgen 
blieb. Es finden sich bald darauf eimzelne Vokationen, bei denen 
die Mitwirkung des Deichgräfenkolleritums bei der Walıl nicht 
mehr ersichtlich ıst, bei denen es also den Anschein gewinnt, als 
ob den Mitgliedern der einzelnen Kirchengemeinde als solchen 
ohne Rücksicht auf ihr Verhältnis zur Gesamtgemeinde das 
Pfarrwahlrecht zustände!. Doch erhielt sich daneben auch die 
richtige Anschauung, die dem Deichgräfenkollegium seime mass- 
ebende Stellung bewährte, mit oder olme ausdrückliche Hinzu- 
ziehung der „wahlberechtigten Gemeindeglieder®. ? 

Immerhin konnte angesichts der Bestimmungen des Allge- 
meinen Landrechtes jene Verschiebung des Rechtssubjektes nicht 


ı Dahin gehören die von Niedner S. 259 Anm. 1u.2 angeführten Vo- 
kationen. Auszuschliessen ist die für Thiensdorf von 1809. Dieses Kireh- 
spiel, dessen Ortschaften sämtlich emphyteutische waren und also nicht zur 
kleinwerderschen Deichkommune gehörten, ist 1631 im Auftrage Gustav 
Adolfs durch Axel Oxenstierna am 13. September 1631 gegründet (Harnoch, 
Chronik und Statistik der evangelischen Kirchen in Ost- und Westpreussen, 
Neidenburg 18%. S. 442) und hat seine eigene Geschichte. Auch Nenteich 
xehört nicht hierher, «a seine Verhältnisse durch einen Schiedsspruch von 
1745 besonders geordnet worden waren (Niedner 8. 255). Ursprünglich 
hatten nur die dazu gehörigen kölmischen Ortschaften an den Privilegien 
der Werderkommunen teil, während die Stadt ihr eigenes Privilegium besass. 

®2 Niedner 8. 259. Anm. 3u.4. Wenn Niedner S. 262 f. anınmımt, dass 
inaın in den beteilirsten Kreisen noch nach 1869 das Pfarrwahlrecht meht 
als Patronats- sondern als Parochialrecht aufgefasst habe, weil man bei Neu- 
einpfarrungen den llofbesitzern der betreffenden Dörfer Anteil am „Patro- 
natsrecht* zubilligte, ohne die landesherrliche Genehmigung einzuholen. 50 
spricht sich doch darin weniger die Anschauung der beteiligten (remeinde- 
miterlieder, als vielmehr die der vorgesetzten Behörden aus, die solche Ab- 
machungen ohne jene Genehmigung sanktionierten, obirleich sie die Rechts- 
lasse besser kennen nınssten als jene. 
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ohne Einfluss bleiben!. Bewies dieselbe schon, dass man sich 
über die rechtliche Grundlage des ganzen Instituts nicht klar 
war, so konnte auf Grund des T. II. Tit. 11 8 579 die weitere 
Entwicklung kaum einen andern Weg nehmen, als sie ihn genom- 
men hat. Derselbe bestimmt, dass Im zweifelhaften Falle ver- 
mutet werde, dass das Kirchenpatronat auf einen Gute oder 
(srundstück hafte So kam man zu der Anschauung, dass die 
Kölmer Patrone wären als Besitzer individuell bestimmter Grund- 
stücke, und das ursprünglich persönliche Patronat wurde zu einem 
Realpatronat. Befördert wurde diese Entwicklung noch dadurch, 
dass man auch die Baulast als eine Patronatslast auflasste, wie 
dies die Verordnung vom 30. Januar 1846 that?. Da war es 
denn kaum anders möglich, als dass später, als sich infolge (der 
Einführung der Gemeindeordnung durch die Allerh. Erlasse vom 
29. Juni 1850, vom 2. August 1858 und vom 27. Februar 1860 
eine Kontroverse erhob, schliesslich doch die Hofbesitzer den 
Eıtols erzielten, dass ihr Rechtsverhältnis als ein auf ihren Gü- 
tern ruhendes, dingliches, lastenpflichtiges Patronat anerkannt 
wurde. Infolgedessen musste man ihnen nicht nur das Pfarrwahl- 
recht, sondern auch das Reeht der Aufsicht über die Verwaltung 
der kirchlichen Einkünfte zugestehen. Auttallenderweise hat man 
aber unterlassen, die andern Konsequenzen aus dieser Rechtsan- 
schauung zu ziehen, dass auch die nichtevangelischen Hofbesitzer 
zur Ausübung des Patronatsrechtes zuzulassen wären, und dass 
die Patronatsbaulast nach den Bestimmungen des Allg. Landr. 
T. II, Tit. 11, s$ 729, 731 normiert werden müsste. 

! Niedner meint, nach dem Allgem. Landrecht könnte überhaupt das 
Verhältnis der Kölmer zu ıhren Kirchen nicht als ein Patronat aufgefasst 
werden, weil dazu der nach T. II, Tit. 118 569 notwendige Rechtstitel der 
Fundation etc. fehle. Nun ist wohl richtig. dass derselbe diesen Rechtstitel 
für die Folge zur Bedingung des Patronates macht. Aber indem der Ge- 
setzgeber gerade in die Legaldefinition «des $ 568 dieses Merkmal nicht auf- 
nimmt, erkennt er an, dass für schon bestehende Patronate jener Rechts- 
titel nicht Bedinzung ist. Dasselbe ist doch auch der Sinn des $32, 1 der 
K.G. u. SO. 

2 Niedner S. 269. 


Freytag, Das Kirchenpatronatsrecht der Kölmer ete. 45 


Dieser Inkonsequenz verdankt es das kölmische Patronat 
zwar, dass seine thatsächliche Erscheinung noch heute eine sel- 
nem ursprünglichen Charakter entsprechende ist, obgleich ihm die 
richtige geschichtliche Grundlage verloren gegangen ist. Wie 
leicht hätten aber aus den falschen geschichtlichen Voraus- 
setzungen ganz andere Schlüsse gezogen werden können. Es 
zeigt sich also auch hier, wie notwendig es ist, die historische 
Grundlage der bestehenden kirchlichen Rechtsverhältnisse zu 
erforschen, und wie nur durch eine klare Einsicht in die Ge- 
schichte derselben eine richtige Anwendung der bestehenden Ge- 
setze gesichert wird. 


Die Kirchenordnung des Schwedenkönigs Gustav Adolf 
für die Stifter Magdeburg und Halberstadt vom Jahre 
1632. 


veröffentlicht uud init einer Einleitung versehen 
von 


Georg Arndt, 


Prediger an St. Moritz in Halberstadt. 


(Schluss.) 
Caput XXXVIL Vonder Cüstern. 
1. 

Die Küster in Städten vndt Dörffern, sollen von KirchVätern, 
mitt Vorwissen der Öbrigkeitt, auch des Pfarhern! gewellett, 
dem Praeposito? oder auch nach gelegenheitt dem Superinten- 
denti, zum examine praesentiret, vndt wen sie tüchtig befunden, 
angenommen vndt bestetigtt werden. 


9 


Der Pfarherr vndt Diacon, haben dem Cüster in Kirchen- 
sachen, zubefehlen, vndt ist dieser schuldig, ihnen billichen ge- 
horsamb zuleisten. Do er auch vntleissig, vndt vf Vermahnung 
sich nicht bessern würde, soll es der Obrigkeitt angezeigtt, die 
gradus adınonitionum, wie mitt andern gehalten, vndt derselbe, 
wen gar keine besserung auf Verordnung des Consistori), abge- 
setztt, vndt ein tleissiger angenommen werden. 

ı Zusatz in H: „oder wie es sonsten herbracht“. 

® Korrektur in M und H: „Adjuncto*®. 
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3. 

Es sollen die Pfarherr ihre Cüster ferner nicht, denn so viel 
ihren Kirchendienst betrifft, mitt bothenlauffen, oder in andere 
wege, zu Ihrem eigenen nutz beschweren. 

4. 

Des Newen angenommenen Cüsters geräthe, weib vndt Kin- 
der, soll von iedes orts gemeine, ohne der Kirchen Kosten, ge- 
holett werden. 

5. 

Die Küstere sollen ıhre Pfarhern in elıren halten, nicht vbel 
von Ihnen reden, vndt beydes auf die Kirche vndt Pfarherr, beim 
Predigen, beim tauffen, beym Examine des Catechismi, vndt ın 
allen Kirchen Verrichtungen, fleissig warten, auch ohne deren 
wissen vndt willen nicht aussreisen. | 


6. 

Sollen schul halten, mitt allem fleiss teglich derselben ab-- 
warten, vndt die Knaben vndt Mägdlein lesen, schreiben, den 
Catechismum, vndt die Christlichen Kirchengesänge Lehren, wie 
denn die Pfarherr mitt fleiss hierauff sehen, vndt das Volck, ihre 
Kinder ın die Schul zuschicken, anhalten sollen. 

T. 

Mitt den eingepfarreten vndt menniglichen, auch mitt ihren 
Weib, Kindern vndt gesinde, sollen die Cüstere in fried vndt 
einigkeitt leben, vndt keine Meüterey, faction vndt wiederwillen 
anstifften, bey Verlust des Diensts. 

8. 

Sollen den leuten keine Supplicationes wieder ihre Obrigkeitt 
vndt Pfarhern stellen, nicht procuriren, advociren, noch weniger 
fur spielleüte vf Hochzeiten sich gebrauchen lassen, sondern ihres 
berufis vndt der Schul mitt fleiss abwarten. 

9. 

Sollen keine Haussgenossen zu sich nehmen, vndt keinen 

Brandwein schencken. 
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10. 

Auch bekandte Persohnen sein, vndt einen Vorstandt! machen, 

wegen des KirchenÖrnats, so ihnen anvertrawett. 
11. 

Sollen keine andere, den D. Lutheri gesänge, vndt die er 
ıhme gefallen lassen, auch gebreüchlich sein, in der Kirchen singen, 
Vndt wen der Pfarrer, wegen ablegung noch einer Preldigtt, 
wegeillen mus, vndt der Küster nicht pflegtt mit ihm zugehen, 
soll dieser einen volkommenen gesang zum beschluss singen, In- 
nassen es dan, ehe der Pfarrer an dem anderr ortt ankommett, 
auch also gehalten, vndt nicht nur mitt einem Versicul soll ab- 
gebrochen werden. 

12. 

Ingleichen die Vhren fleissig in acht nehmen vndt stellen, 
das sie richtig gehen, vndt wo kein seiger vorhanden, auf einen 
SonnenSeiger bedacht sein, Auch des Leütens halber, sich der 
stunde beyin Pfarrer erkundigen, so einen compas bey sich haben kan. 

13. 

Die Kirchengebew, sollen alle Freytag oder Sonnabendt ge- 
reinigett, sonsten auch wie nicht weniger die Kirchhöfe wol ver- 
wahrett werden, damitt nicht die gräber von Viehe auflgeschar- 
rett werden. 

14. 

Was auf dem Kirchhofe wächsett, von grase oder andern, 
soll dem Küster alleın bleiben, Es were dann ahn theils orten 
anders herbracht, das es dem Pastorj zukäme, dabey es bleiben 
soll, gleichwol die Cüster, wegen des grases vfn Kirchhöfen, ihr 
Viehe nicht dahintreiben, sondern das grass abschneiden, vndt 
wegtragen lassen. 

15. 

Wan bey den Kirchen oder Kirchhöfen ettwas zubawen, 

sollen die Cüster solches dem Pfarhern vndt KirchVätern an- 


’ Die Coburger KO liest: „Verstandt habe“. 
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zeigen, so es! der Obrigkeitt berichten, vwndt besichtigung ge- 
schehen soll ?. 
16. 

Es sollen die (üster wegen jehrlicher Ernewerung ihrer Dienste, 
nichts zu Bottkorn oder Leikauft, der Gemeime geben, ausser wen 
sie erstmals angenommen, vndt mitt ihrem geräthe geholett wer- 
den, doch nicht vber 6. g.°. 

17. 

Sollen wegen des hirten Lohns, von ihrem Viche den bawern 
gleich geben, doch nach jedes orts gewonheitt vndt herkommen. 
18. 

Die DorfilCüster, so handwergken können, mögen dieselben 
in ihren heüsern vndt ausser den Schulstunden, Aber nicht vf 
den hernhöfen oder sonst, auch nicht zu feilen Kauf den Meistern 
in Städten zu nachtheil treiben. 

19. 

Vndt wen sonderliche Verträge, zwischen Städten vndt den 
benachtbarten vorhanden, wie viel Meister eines Handwercks jedes 
orts zugedulden, sollen die Cüster eben so wol in solche Zahl 
mittgerechnett werden. 

20. 

An welchen ortt den Cüstern brodt gegeben wirdt, soll jedes 
ein gewönlich Haussbagken brodt sein, auch das Quartal oder 
Zeittgeldt ihnen ohne Verzug endrichtett werden, soviel als breüch- 
lich, vndt ın der Visitation des 1583. Jahres verzeichnett ®, 

2]. 

Was ferner von Alters hero den Cüstern gegeben worden, 

an Oster Eyern, oder wie es sonst nahmen haben mag, vndt m 


ı Zusatz in H: „nach gelegenheit dem Superintendenten vnd*. 

* Zusatz in H: „Inmassen droben allbereit verordnet Cap. 29 art. 2 vnd 6%. 

° Der Schlusssatz von „ausser wen ete.* ist in M durchzestrichen; fehlt 
auch in H, welches schliesst: „der Gemeinde zuzahlen schuldig seyn®. 

* In M steht am Rande: in seratz verba sine mentione*. Hliest: „vnd 
in den VisitationBüchern verzeichnet“. 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XII. 1. 4 
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bemelter Visitation Registratur, gleichsfals befindlich!, solches 
soll ihnen auch hinfuro, doch das Niemandt an eine gewisse An- 
zahl Eyer, oder dergleichen verbunden, willig gereichett werden. 
Beschluss ?. 
Wer mehr nachrichtung im sonderbahren begebenen fällen 
begehrett, kan in Thesauro Consiliorum Theologicorum Deile- 
kenni vndt andern dergleichen Schrittften nachsuchen 3. 


Verzeichnus? der Capittel zur Visitation Ordnung gehörisk. 

I. Von den Visitatorn, ihrer Zehrung vndt Andren Vmbständen. 
1I. Von denen Sachen vndt Artieuln darauff gefragett werden soll. 
III. Was den Visitatorn, nach verrichteter Visitation gebühre. 


Von Visitationen der Kırchen Schulen vnd 
Hospitalien‘®. 


aput I. Von den Visitatorn, ihrer Zehrungvnd 
andern Vmbständen. 
1: 

Weil ohne vorsichtiges Aufsehen der Obrigkeitt, gute Ord- 
nung nicht lange bestehett, zuforderst bey Kirchen, Schulen vndt 

! InM steht am Rande „ibidem huc in serätz sine mentione*®. 

®2 Dieser „Beschluss®* ıst in M durchgestrichen und fehlt in H. 

® In H folgt nun die ganze „Kirchen Agenda* mit zwölf Kapiteln al- 
gedruckt. Dieselbe ist bereits vor der Kirchenordnung in Halle ı. J. 1632 
gelruckt worden unter dem Titel: „Magdeburg: vnd Halber- / stadische 
KIRCHEN- / AGENDA / Auff sonderbaren gnädigsten Befehl / des Durch- 
lauchtigsten, Grossmäch /tigsten Fürsten vnd Hern / Herrn / GVstav Adolphs / 
der Schweden / Gothen vnd Wenden / Königs, GrossFürsten zu Finland. 
Hertzogen / zu Ehesten vnd Carelen, Herrn über Inger- / man Land, ete. 
Verfasset / Im Jahr Christi M. DC. XXX. / (Verzierung) / Hall ın Sachsen ’ 
In Verlerung Melchior Oelschlegels / Buchführers‘*. 

Vel. G&. Arndt: „Gottesdienstiehe Ordnungen des Schwedenkönigs (u- 
stav Adolf für die Stifter Magdeburg und Halberstadt vom Jahre 1632 ın 
„Monatschrift für Gottesdienst und kirchliche Kunst“ (Spitta und Smend) 
IV Heft 19-12 und V Hett 1. 

* Dieses Verzeichnis fehlt in H. 

° In H steht als Ueberschrift: „VisitationOrdnung“. 
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Hospitalu, woselbst der tausendlistige feindt GOttes vndt seines 
Heiligen wortts, nicht vnterlassen wirdt, seiner bösen artt nach, 
die Christliche Einigkeitt der Kirchen, gute Ordnung bey den 
Schulen, vndt dan trewe sorgfaltt fur das Armuth, bey den Ho- 
spitalien, wiederumb zutrennen, vndt allen ortlı sein Vnkrautt 
einzuseen; So ist hochnötig, das auch alhier in Kirchen, Schulen 
vndt Hospitalien, Christliche Visitationes angeordnett, vndt in 
steter observantz mitt höchstem fleiss erhalten werden. 
2. 

Solche Visitationes aber sollen verrichten, bey jedem Creise 
der Superintendens, ein Hoffrath, ein Landrath vndt einer aus 
dem Consistorio, alle der reinen Religion zugethan! mitt iedes 
orts Patrono vndt Gerichtshern”. 

3. 

Vndt sollen solche Visitatorn, damitt aller Kosten, an fuhr 
vndt Zehrung, soviel möglich, eingezogen, Jeder nur mitt einem 
Diener zur Visitation ziehen, auch von der Stadt oder Dortte, 
welchem die Visitation intimiret vf zwey Kuttschen, so die Visi- 
tatoın haben, abgebolett werden. 

4. 

Der Patronus aber, wie auch die Erb: vndt Gerichtshern, 
werden sich selben mitt beliebter? fuhre zuuersehen, vndt hiebey 
die Armen leüte zuuerschonen wissen. 

D. 

Nichts minder, soll auch bey Kost vndt tranck, aller Vber- 
tluss, soviel müglich’, verhütett werden, vndt derowegen niemandt 
mehr als die Visitatorn, nebst ihrem gesinde, wie auch der Kirchen- 


! Zusatz in M: „vnd dem herkommen gemes darauff beeydirett“. 

? Art. 2 lautet mit verschiedenen Abänderungen in H: „Die Generul- 
Visitationes im ErtzStitit Magdeburg sollen verrichten / bey jeden Kreyse 
der Superintendens / ein Rewierungsrath / vndt einer aus dem Consistorio, 
alle der reinen Religion zugethan / vnd auf dieselbe dem Herkommen ge- 
mess beeydiget; mit jedes Orts Patrono vnd GerichtsHerrn. In den Spe- 
cialVisitationen wird das Consistorium Verordnung machen®. 

° fehlt in H. ® Zusatz: „soviel müglich* fehlt ın H. 
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Vorsteher [:-Jedoch nur bey wehrender Vberseliung der Rech- 
nungen :] jede Malzeitt mehr nicht, als mitt 4. Gerichten vndt 
einem trunck gutes bier gespeisett werden. 

6. 

Wan nun an einem ortt die Visitatio vorrichtett, sollen von 
folgendem ortt, deme es angemeldett, abermal wie obstehett, Pferde 
geschicktt, dieselben aber also fortt, ohne einiges Mal vndt futte- 
rung, jedesmal wiederumb zurückegelassen, Solches auch, biss zu 
gentzlicher endigung der Visitation gehalten werden. 

1. 

Solten aber an einem oder andern orth, der Kirchen ıntra- 
den ! solehe Kosten Anfangs nicht tragen, so soll in beywesen ? 
der BeAmbten, Erb: vndt Gerichtshern, wir auch rath® in den 
Städten, eine erträgliche Anlage angeordnett*, eingebrachtt, vndt 
dauon die Nothwendigste Kosten oder Malzeitt, auch von den- 
selben jedwedern Visitatorn Einen reichsthaler 5 in iedem orth®, 
zur Leidlichen ergetzung’, ihrer grossen muhe, gereichtt werden. 

8. 

Es sollen aber bierbey jedes orts Einwohner versichertt wer- 
den, so baldt die KirchenIntraden ®, dwrch Gottes Seegen, so 
weitt verbessertt, vndt hieuon solche Kosten genommen werden 
können, das alsodann die Einwohner dessen benommen, vndt da- 
mitt nicht mehr belegtt werden sollen. 

9. 

Die Visitationes aber an Ihnen selbst, sollen des Jahres nur 
einsten, vndt zwar” also fortt nach vorbrachter Erndte, Erstes 
Jahres das!” gantze landt, folgende Jahr aber, nur in einem Creise, 


ı H: „Einkommen“. ® H: „beyseyn“, 

° H: „der Räthe*. * H: „gemachet“. 

ö® Zusatz in H: „vnd den Secretario ein halber Thaler“, 
6 Korrektur in M und H: „von ieder Kirchen‘. 

” In M am Rande: „NB. Secret. honor“. 

®» H: „Einkommen“. 

®° Zusatz in H: „anfangs“. 

1% Korrektur in M: „Aurebs“: H: „durch das“. 
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gehalten werden, vndt stehett bey dem Consistorio, in welchem 
dasselbe solche anordnen wolle. 
10. 

Vf solche des Consistori) Verordnung soll ieder Superinten- 
dens, ihren Praepositis !, vndt zugeordneten Pastorn die Visita- 
tion, auch wie sie von ortt zu ortt gehalten werden solle ?, inti- 
miren, vndt das sich an iedem Orthe, nicht allein Pfarherr vndt 
Praeceptores, Organisten vndt andere Kirchendiener, Sondern 
auch die Patronj, Erb: vndt Gerichtshern, wie nichts minders 
KirchVäter bey Kirchen, Inspectorn bey Schulen, vndt Vorsteher 
bey Hospitalien, dagegen gefast vndt jnnen halten, Anmahnen. 

11. 

Es sollen auch die Visitationes an einem Erbarn vndt vn- 
vordechtigen ? orth vorgenommen werden, Auf das die Visitatorn 
iede Partey, Abwesendt der Ändern, Vorfordern, vndt mitt ihme, 
vermöge habender Instruction alleine, damitt es Niemand anders* 
erfahren möge, handeln könne, biss es Ordentlicher weise, vndt 
was der Kirchen vndt Schulen Notturftt erfordertt, eröffnett werde, 
Worzu dann die Pfarrheuser oder auch die Kirchen, iedes orths 
am bequemsten zu sein, erachtett werden. 


aput II. Von denen Sachen vnd Articuln, da- 
rauff gefragett werden soll. 
1. 

Ob auch zwar? sonsten, bey den Visitationen, ein ieder Pfar- 
herr zuuorhero, durch den Superintendenten examiniret wirdt, 
soll doch, weil vornemlich hierzu die Synolli verordnett, dieselben, 
zu gewinnung der Zeitt, damitt verschonett werden. 

2. 
Sonsten aber sollen die Visitatorn, bey allen Kirchen ins- 


! Korrektur in M und H: „Adjunctis*. 

? H: „zuhalten“. ® H: „solchem“. 
Zusatz in H: „hören vnd“. 

H: „Ob wol“, 


> 
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gemein, sich ' erkundigen, wie der Newlichst gehaltene Synodus 
abzangen, wie jeder Pfarherr, an Lehr vndt Erudition, wandel 
vndt leben befunden, darauf? hernach nochmaln, vndt ? ob bevder- 
seits Pfarherr vndt Zuhörer, der publieirten Kirchen Ordnung 
gremess gelehrett vndt gelebett, mitt trew vndt fleiss erkundigen, 
vndt die befundene Mängel abzuschaffen, auch die Muthwillige 
Vbertretter zubestraffen dem Consistorio Anmelden. 

Auch sollen die Pfarherr ihre Dispositiones vndt concepten 
der Predigten, so sie das nechste Jahr gehalten, vorlegen, vndt 
die Visitatores sich darin ersehen, was sie fur einen methodum 
gehalten, was fur res gehandeltt, ob sie zu der Zeitt, vndt an 
dem ortlı erbawlich gewesen, wie sie die Lehr mitt Gottes wortt 
bestetigtt, Ob sie die Zeugenuss der Schriftt selbst nachgeschlagen, 
oder aus den Postillen geschrieben, was sie in allem praestiren können. 

4. 

Folgends soll ein ieder Pfarherr mitt Ernst seines gewissens 
vndt geleisteter Pflicht erinnertt, vndt das er auf nachfolgende 
fragen, in dem grunde der warheitt, wie es an ihm selbst, be- 
richten, vndt Niemanden, weder zu lieb noch zur Leidt, aus gunst 
oder wiederwillen, ichtwas anzeigen oder verschweigen wolle, bev 
ernster Sträaffe vermahnett werden, Hierauft sollen* einem jedem 
Pfarhern folgende Articul alleine, vndt in abwesen der andern, 
vorgehalten, vndt er darautf befragett, seine Antwortt auch mitt 
tleiss verzeichnett, vndt ad Acta gebracht werden. 

5. 

Ob nun zwar wol viel specialfragen der Pfarhern, wie auch 
der zuhörer, Schuldiener, vndt bey Kirch: vndt HospitalienVor- 
steher, Lehr vndt Ambt, Leben vndt wandel concernirendt, nach 
der lenge gesetztt werden könten, Dennoch aber weil in specie, 


ı Zusatz in H: „mit Trew vnd Fleiss®. 

Anstatt: „Darauff .. .. . vndt* steht in H: „Ingleichen‘“. 
„mitt trew etc.“ fehlt an dieser Stelle in H; siehe Ann. 1. 
„sollen“ fehlt in I. 


% 
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alle vndt iede hendel, so hiebey in consideration kommen, mitt 
Articuln nicht wol zuuerfassen!, So werden derselben halben, 
die Visitatorn ihrer bekandten ? Diseretion gebrauchen, vndt sich, 
pro re natä, nach der Personen runor, auch der Zeitt gelegen- 
heitt, vndt des orts \nterscheidt, hierunter wol zuaccomodiren 3 
wissen, Nur das gleichwol die fragen * auf folgende Puncta ein- 
gerichtett werden. 
6. 

Antenglich soll gefragtt werden, nach des Pfarhern, Diaconi, 
vndt Schuldiener Vocation, wer der Patronus, ob er zu rechter 
Zeitt praesentirt worden, an welchem ortt, vndt von weme Er 
ordiniret, introduciret, vndt zu seinem Kirchen? Dienste beste- 
tigtt, welches jahres es geschehen, vndt ob er in schrifften be- 
lchnett® sey. 

T. 

Gleichergestaltt, nach seiner” Lehre wmdt Religion, Ob die- 
selbe den Prophetischen vndt Apostolischen Schritften, der vnge- 
enderten Augspurgischen Confession, vndt andern in der publ- 
cirten KirchenOrdnung specificirten Libris Symbolicis allerding 
gemess sey. 

8. 

Also auch nach den Ceremonien bey der Tautfe, der Com- 
munion, auch Fest, Sontags vndt wochen, wie auch der Apostel- 
tage, Hochzeitt vndt LeichPredigten“, Ob die Krancken, so Inn: 
als ausser den Hospitalien Hleissig besuchett, wie die Litaney, 
vndt ob sie also, wie verordnett, gesungen werde. 

% 
Ob der Catechismus vndt das gebett, auch Kinder vndt ge- 


ı H: „zufassen“. 


° „bekandten“ fehlt in H. ’H: „zuverhalten®. 
* H fügt ein: „fürnemlich“. 
° H: „Kirchen vnd SchulDienste“. ° H: „providirt“. 


°“ H: „nach der Kirchen- vn Schuldiener“. 
° H: Communion „bey hohen vnd andern Fest- Son- vnd Wercktagen / 
bey Hochzeiten vnd Leichbegängnüssen‘“. 
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sinde Lehr fleissig gevbett!, vndt wie sich dieselben darbey ein- 
stellen. 
10. 

Wie Er die KirchenDisciplin halte, welcher mittel er sich 
darbey gebrauche, was er fur Geremonien halte ?? Ob er auch 
diessfals gebührende Discretion vndt moderation vorvbe?, vndt 
insonderheitt sich allwege nach des Oonsistori) Verordnung richte. 

11. 

Wie er sein leben vndt wandel führe, ob er die Predigten, 
durch aussreisen vndt andere wege verabseume, dem trunck, vndt 
Müssigang nachgehe*, seine Privat affecten auf der Cantzell, bey 
der Beichte vndt absolution, wie auch durch abweisung von der 
Communion, oder andern vermercken lasse? Ob er mitt benach- 
barten Pfarhern vndt Zuhörern, oder sonsten mitt JJemanden in 
Hass vndt Zorn lebe, was seine stucdia, vndt Exercitia sein, Ob 
er auf die Predigtt Nleissig Studliere, vndt dieselbe in applicatione, 
nach der Zeitt gelegenheitt, vndt der Zuhörer Leben? anstelle. 

12. 

Was die Kirchen, Schulen vndt Hospitalien, fur güter haben, 
ob sie auch richtig verzeichnett, von denselben ettwas verpfendett, 
oder gar verabalieniret, Ob die rechnung jedes Jahres richtig ein- 
genommen, die retardaten eingebracht, vndt wie der Kirchen, 
Schulen vndt Hospitaln intraden® füglich verbessert werden mügen. 

13. 

Ob die Kirchen, Pfarr, Schul, Cüster vndt Hospitalgebewde, 
in gutem stande sein, wie sie in Endpfundenen mangel, am fug- 
lichsten zu repariren vndt dabey” zuerhalten. 

14. 
Ob auch, vermüge der KirchenOrdnung, fur die Armen Col- 


ı H: „getrieben®. 

® H beginnt den Art. 10: „Wie es der Pfarrer mit der KirchenDisciplin 
halte / Was er für Ceremonien dabey gebrauche* ete. 

°’ H: „sich befleissige®, * H: „nachhenge*. 

® Zusatz in H: „vnd Zustand®. 

° H: „Auttfkunfften®. ° „dabevy* fehlt mn H. 
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lecten gesamblett, wie vndt durch weme dieselben aussgetheilett, 
das Vbrige aber richtig berechnett werde. 
15. 

Ob ihme seine besoldung, Zinse, renthe, richtig gegeben, 
auch Dienste vndt andere gebühr, zu rechten Zeitt geleistett vndt 
gereichett werde. 

16. 

Wie die Zubörer sich im GOÖttesdienste, mitt gehör! der 
Predigtt, besuchung der bethstunde, auch einstellung bey beicht 
vndt Communion, verhalten? Ob GottesLesterer vndt Epicurer 
vnter ihnen wehren, vndt? ärgernus geben. 

17. 

Ob auch die angeordente Beth: Buss: vndt Fasttage, mitt 
hertzens Andacht? nebst dabey verordenten Ceremonien, gehalten 
werden? Ob die eingepfarreten mitt Christlicher inbrunst * sich 
darbey einstellen, desselben tages aller feldt: vndt handArbeitt, 
wie auch handels vndt wandels, gentzlich sich enthalten, vndt bey 
den Städten die Thor, auch bey den Dörtlfern die schlagbeünne, 
der Verordnung gemess, zugehalten werden. 

18. 

Ob die Praeceptores vndt Schuldiener, Organisten vndt Küstere, 
Einbsig, trew vndt fleissig, bey ıhren Diensten sein, den trunck 
meiden, vndt andern gute Exempel geben? Ob die schuldiener 
fur allen dingen den Catechismum, nebst den Kirchengesängen 
fleissig treiben? Was em ieder fur Lectiones lese, vndt sonsten 
mitt den Knaben Lebe, auch in allen, der Abgefasseten Schul- 
Ordnung Nachleben®? Was sie® an gelde, oder sonst, jehrlich 
zu ihrem? Vnterhaltt haben, auch woher es genommen werde? 
Ob auch der Pfarherr vndt inspectorn zum ofttern in die Schule 
kommen, Visitationes vndt Examina halten ? 


ı H: „anhörung“. *" H: „so grosses“. 

* „mit hertzens Andacht* fehlt ın H. 

* statt „inbrunst* hiest H: „vnd hertzlicher Andacht‘*. 
° H: „folge leiste*. © H: „er — seinem”. 
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19. 

Was sonsten des Pfarhern vndt Schuldieners gelegenheitt, 
wie sein Vor: vndt Zunahme, woher Er bürtig, was sen Alter 
sey, wo Er studirett, was er fur Theologen gehorett, vndt Ob 
sie mitt ihrer Condition zufrieden, oder anderweitt beforderung, 
vndt aus was Vrsachen, suche, Ob er Ehelich, vndt wie Er mitt 
Kindern gesegnett werde, damitt man nach gestalten sachen, vndt 
derselben gelegenheitt, die gebühr vernehmen, vndt ihme desto 
fürlicher raten vndt helffen! könne? 

20. 

Ob Mägdlein schulen sein, woher die Schulmeisterin besol- 

dett werde, auch was sie zur besoldung habe. 
21. 

Schliesslich, Ob dem Barmhertzigen Gott, das Er dieser 
orten die einmal erkante Christliche Religion, an allen vndt ie- 
den ortten ?, viel Jahr hero, olıne einige spaltung erhalten, auch 
die grosse Religion vndt Landesgefahr abgewendett, vnaufhörlich 
Danck gesagett, auch darneben gebeten werde, das seine Gött- 
liche Almacht, mitt solcher gnade, biss an der weltt Ende, vber 
dieses land halten, vndt dasselbe mitt bestendigem Friede er- 
frewen wolle. 

22. 

Wan auch ettwa ein Prediger vndt Schuldiener in eine jrrige 
Meinung gerathen solten?, so soll derselbe Erstlich vom Super- 
intendenten fraterne vnterrichtett, vndt die jrrige Lehre falen- 
zulassen, vermahnett werden, Im fall er aber vf derselben ver- 
harren würde, sollen die Visitatorn Schrifftliche C'lonfession von 
ılım fordern, solche dem Consistorio vberschicken, vndt von dem- 
selben gebührende Verordnung hierüber erwartten. 

23. 
Auf diese vorgesetzte * fragen, sollen auch die Zuhörer, wie 
! Korrektur in M und H: „förderlich seyn“. 
H: „allenthalben*. 
°H: „würde*. 


H füst ein: „vnd andere / vom Consistorio für gut angesehene®. 
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auch jedes orts Obrigkeitt vndt Patroni!, in passıbus, so mitt 
ihnen zu communiciren, gleicher gestaltt befragtt werden. 


Caput II. Was den Visitatorn, nach Verrich- 
teter? Visitation gebühre. 


1. 

Nachdem ? nun solche Erkundigung bey Kirchen vndt Schulen, 
wie auch den Hospitalien, mitt allem fleiss vorgangen, sollen die 
Visitatorn in folgenden sachen, ferner die gebühr verfügen. 

2. 

Vnd do Zanck vndt Zwietracht, zwischen den Pfarhern vndt 
Diaconen, oder auch den Schuldienern selbst, oder auch zwischen 
denselben vndt den Ambtleuten, auch Erb: vndt Gerichtshern, 
oder auch andern* Vnterthanen endstanden wehre, So sollen 
zwar die Visitatorn, an güttlichen Traetaten nichts erwinden 
lassen, vndt sich auf das höchste bemühen, damitt sie solchen 
wiederwillen aufheben, vndt die zwieträchtige Personen, von grunde 
aus vertragen mögen. Solte aber solches nicht zuerheben sein, 
sollen sie die Parteyen an das Consistorium verweisen, gleichwol 
ihnen Ernstlich anbefehlen, das sie sich vnterdessen, schied: vndt 
friedlich verhalten, vndt kein ärgernus geben müssen. 

Solte sich auch ereügen, das vber Prediger oder Zuhörer, 
wie auch Praeceptorn vndt beAmbte, wegen ärgerliches vndt 
straffbares lebens, Klage keme, vndt solches gleichwol nicht aller- 
ding offenbar vndt am tag were, So soll dieselbe Person, nach 
gelegenheitt des Standes, glimpflich darüber besprochen, ihre 
Verantwortt ° vernommen, vndt so sich dessen ettwas befindett, 
dauon abzustehen, vndt ärgernus, auch andere weitleüfftigkeitt 


'H setzt hinzu: „vnd hingegen die Geistlichen vnd Vnterthanen wegen 
der Obrigkeit“. 

° 2: „nach Verrichtung der Visitation“. 

®°H: „Wann“. ® „auch andern“ fehlt in H. 

° H: „mit jhrer Verantwortung“. 
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zuuerhüten, Auch! bey den Zuhörern, vndt Vnterthanen abzu- 
schaften, vermahnett werden, 
4. 

Solte aber die Vermahnung nicht helften, vndt also das laster 
vndt ärgerliche Leben Menniglichen kundt vndt offenbar, auch 
mitt keiner güte der ärgerliche Mensch zugewinnen sein. So soll 
nach Aussweisung der KirchenOrdnung cap. 37. von der Kirchen- 
Disciplin, verfahren werden. 

D. 

Auff das jederzeitt die verordente Visitatorn wissen können, 
was auf denen von ihnen gehaltenen Visitationen, oder auch bey 
dem? Consistorio eingebrachte Mängel vndt gebrechen, zuexequwiren 
erkandt, besondern? aber den Ambtleuten, Erb: vndt Gerichts- 
hern oder sonsten zuuerrichten befohlen, auch wie dasselbige exe- 
quirt, Soll iederzeitt den Superintendenten ein kurtzer Ausszug 
zugestellett werden, damitt sie nicht allein wissen zufragen, Ob 
die Executio in allen erfolgett, sondern auch, was ihnen dessen- 
halben ferner zuuerrichten, vndt zuberichten befohlen worden, 
in acht zunehmen‘. 


6. 

Damitt nun bey diesen allen, die Visitatorn sicher gehen, 
vndt bey Menniglichen, als ob sie aus eigenen aftecten, zu viel 
oder zu wenig theten, ausser Verdacht bleiben mögen, sollen die- 
selben aus ihrem eignen guttdüncken, es erfordere es dann die 
höchste noth, vndt wolle die sache gantz keinen Verzugk leiden , 
mitt den Kirchen vndt Schuldienern, wie auch eingepfarreten 
vndt andern, nichts vornehmen, sondern nur handeln vndt ver- 
richten, was ihnen vermöge der KirchenOrdnung zustehett, oder 


ı HM fügt ein: „dergleichen“. 
°"H: „was auff die / bey gehaltenen Visitationen befundene / wie auch 
auff die bey dem“ etc. 

° HM: „sonderlich“. 

* H: „acht zu haben“. 

° Zusatz n Mund H: „auch die ergernis sich sonsten nicht stewren lassen“. 
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von dem Consistorio [:da alle eingebrachte Mängel, der gebüer! 
nach, in gesambten rath fleissig erwogen, vndt darauft angeordnett 
werden soll:] anbefohlen, auch Niemandt mitt billigkeitt? zu be- 
klagen, das er nicht gnugsam gehörett, oder durch allzugeschwinde 
Process vbereilett worden. 

1: 

Nachdem nun? aller Endes, nach Verrichtung dieses, die 
rechnungen der Kirchen, Schulen vndt Hospitalien vbersehen 
werden sollen, vndt aber dessenhalber ın der KirchenOrdnung, 
sub cap. 35. 36. gnugsame Nachricht zubetinden, der Visitatorn 
Discretion vndt Dexteritet hierunter auch billich zutrawen, So 
ist es auch fur vnnötig erachtett, solches alhier weitleüfitig zu- 
wiederholen. 

8. 

So nun durch Gottes gnade, die Visitationes, Nach auss- 
weisung der KirchenOrdnung, vndt wie vorher gemeldett, aller- 
dings verrichtett, sollen die Visttatorn, wie sie es zu allen Zeiten, 
vndt jedes orts befunden, in einen aussführlichen bericht* mitt 
richtiger Ordnung, damitt aus demselben Leicht ein Extract zu- 
fassen, begreiffen®, vndt dem Consistorio einschicken, vndt wird 
also dan dasselbige nichts verseümen, sondern in allen dingen, 


die gebühr zuuerordnen wissen. 


Verzeichnus® der Capittel zur Consistorial Ordnungk gehörigk. 
I. Von Nutz vndt Nötigkeitt des Consistorij. 
II. Von Personen im Consitorio zugebrauchen. 
Ill. Von den Eyden der ConsistorialPersonen. 
IV. Von Sachen, so vor das Consistorium gehören. 
V. Vom Process im Consistorio. 


Do 


2: „der gebrauch“. 

2 H: „Auff dass sich Niemand mit Bestand“. 

° H: „Dieweil auch“. ® H: „bericht setzen“. 
„begreiffen“ fehlt in H. 

6 Dieses Verzeichnis fehlt in H. 
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Caput Il Von Nutz vnd XNotigkeitt des Con- 


sıstorij). 


1. 

Was massen die Christliche KirchenDisciplin hochnötig, weil 
ohne dieselbe, weder Lehr noch Ceremonien, weder das Heilige 
Ministerium noch Zucht oder Erbarkeitt, auch bey dem? gemei- 
nen Leben, wie Christlich vndt Eyferig man es auch meine, vn- 
uerletztt erhalten werden kan, Solchs wirdt ein Jeder vernuntitiger 
Christen Mensch?, Leicht bey sich ermessen können. 

2. 

Vndt aber zu solcher Disciplin nicht allein die Visitationes 
der Kirchen, Schulen vndt Hospitalien, wouon bisshero gehandeltt, 
sondern auch die Consistorialsachen *, dadurch die, bey Visitatio- 
nibus erkundigte Mängel vndt gebrechen, an Lehrern vndt Zu- 
hörern, vermittels einer gebührlichen vndt ernsten Verfassung 
vndt execution ersetzett®, auch die tägliche® sachen, |:so der jelır- 
lichen Visitation nicht erwartten können, vndt derowegen notlı 
vnd ärgernuss halber, schleünig verrichtett vndt abgeschattett 
werden müssen ?:| vnzweifflich auch dahin * gehören: So ıst auch 
dieses orts® billich, vndt fur allen dingen, aus Christlichem Eyftter 
vndt Vorsorge, dergleichen Consistorium vndt Geistlich gericht, 
folgender gestaltt angeordnett. 


! H schreibt: „Consistonal Orduung*. 
a = 
3 H: „jeder rechtschaffener Christ*. 
° H: „Consistoria von nöthen / als* dadurch ete. 
> H: „abgeschafft werden müssen / dahin“ ete. 
6 H fügt ein: „vorfallende“. 
H schreibt: „zu verrichten vnd zuerörtern‘“ statt: „verrichtet .....-» 
müssen“. 
® auch dahin“ fehlt in H. v dieses orts“ fehlt in H. 


-ı 
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Caput II. Von Persohnen, so! ım Consistorio 
zugebrauchen‘. 
1. 

Wie nützlich vndt nötig die Consistoria sein, so hoch? schäd- 
lich sein sie, wen bey denselben die gebühr nicht m acht genom- 
men wirdt. Damitt nun dieses vorkommen werde, so soll das 
Consistorium nicht allein mitt vornehmen Gelarten vndt tüchtigen, 
sondern auch mitt Gottsfürchtigen vndt Christlichen Männernt, 
so bey der Christlichen Kirchen vndt menniglichen ’, einen guten 
Nalhmen haben, besetzett werden. 

2. 

Dieselben sollen auch, wie dieses orts bey allen räthen: 
Haubt: vndt Ambtleüten, auch andern bedienten herkonmen ist, 
das gewönliche juramentum Religionis Leisten. 

3°. 

Es soll das Consistorium mitt dergleichen funff Persohnen 
bestellett, vndt vnter denselben der GeneralSuperintendens’ zum 
Praesidenten verordnett, auch demselben zwen graduirte” rechts- 
gelärte?, vndt noch zwen Theologen beygesetztt werden”. 

4, 

Durch diese Assessorn !! sollen alle sachen expediret werden, 
vndt sich derselben keiner, ohne wissen, rath vndt einwilligung 
der andern, ettwas zuschliessen, oder zuuerordnen, vnternehmen. 


er a a ee 


ı Z und H: „Die* statt „so“. 
° H fügt hinzu: „vnd derselben Voreydung“. 
® fehlt in H. * H: „Personen“. 
® Dieser Zusatz „vndt menniglichen“ fehlt in H. 
In M steht am Rande der beiden ersten Zeilen: „NB. Magdeburg‘. 
“In M korrigiert in „ein Politicus“. 
Zusatz in M: „oder bekante*. 

® Korrigiert in M: „rechtsgewürdigte*“. 

1° In H lautet Art. 3: »Vnter solchen Consistorialen nun / sol ein Poli- 
ticus zum Praesidenten verordnet werden / die andern Assessorn aber /nach 
gleicher Anzahl / Theologt vnd graduirte oder bekante Rechtsgewürdigte 
Personen sern“. 

11 _Assessorn® fehlt in H. 


= 


uw 
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3; 

Diesen Assessorn nun, soll ein Secretarius, so auch Notarius 

sey, vndt dem ein Copist zugeordnett werden !. 
6. 

Vnrdt soll der Praesident vornemlich anelle vndt jede sach 
so täglich bey dem Consistorio, oder jedes Jahres vnterschied- 
lich nach gehaltenen Visitationibus vndt Synodis, einbracht, di- 
rigiren. 

T: 

Auch vber die andern Assessorn?, den Secretarium vndt 
Copisten?*, ein fleissiges auffsehen haben, vndt dieselben der 
gebüer? anhalten, damitt ein Jeder, ihme zukommende sachen, 
schleünig expedire, vndt keine in die lenge aufgezogen werde. 

| 8 

Also soll er auch in allen Consultationibus Vmbfragen, vndt 
die Vota colligiren, vndt dann® hierauff einen rechtmessigen 
schluss machen. 

2. 

Sonderlich aber daran sein, damitt in allen handlungen der 
Alzemeinen Kirchen, vndt dieser ConsistorlalOrdnung strags, vndt 
ohne alle Milterung, den rechten vndt billigkeitt gemess, in sen- 
tentioniren vndt exequiren, nachgegangen werde. 

10. 

Hiernechst sollen die Assessores 7 sambt vndt sonders nach 
ihrem besten tleiss vndt Vermögen, auch Crafft ihrer geleisteten 
schweren Eyde, ihr vnnächLessiges Aufsehen haben, damitt die 
reine Lehre Gottesworts, in den Kırchen, Land: vndt Particular- 
Schulen erhalten, alle Verfelsch: vndt Newerung, bey derselben, 


ı Dieser Art. 5 lautet inH: „Es sol auch diesen Personen ein Secre- 
tarıus, so Notarius sey / vnd dem zween zum schreiben zugeordnet werden“. 

° H: „Mit Assessorn‘*. > H: „die andern“. 

* Zusatz in M und H: „so allesamb an ihn hiemit verwiesen seyndt*. 

5 Zusatz in M: „nach“. 

° Zusatz in H: „neben den andern ConsistorialRäthen“. 

” H: „sollen Praesident vnd Assessoren *. 
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wie auch bey KirchenCeremonien verhütett, dagegen der Kirchen- 
Agenda durchauss gemess, in allen Kirchen, soviel möglich, 
gleichheitt gehalten werde. 


11. 

Wessenhalben sie nicht allein in endscheidung der Consisto- 
rialsachen, sondern auch bey beforderung, Vocation, Examine, 
Ordination, Investitur vndt Introduction, Lehr vndt leben, trew 
vndt fleiss der Kirchen: vndt Schueldiener, wie nichts minder 
derselben translation, Dimission, der Straffbaren ! Suspension 
ab officıjs, auch gentzlicher Degradation, vndt bey Schulen vndt 
Hospitalien, auch Drückereyen, nach aussweisung der publicir- 
ten KirchenOrdnung, guter vndt bescheidener Vorsichtigkeitt 
sich gebrauchen. 

12. 

Allen Irsalen vndt spaltungen, so sich zwischen Kirchen 
vndt Schuldienern in ReligionsAÄrticuln ereügen wollen, mitt höch- 
stem fleiss vorkommen, vndt so dessen ettwas endstehen solle, 
denselben keine stunde nachsehen, Sondern alsobalde in der 
stille vndt ohne weitleüfttigkeitt solche abschaffen, auch soust bey 
Kirchen vndt Schulen, so Predigern vndt Zuhörern, als Praecep- 
torn vndt Discipeln, auch sonsten Menniglichen vber beliebter 
Kirchen ? vndt SchuelDiseiplin halten. 

13. 

Die C'onsistorialtage, worüber sie sich zuuergleichen?, sollen 
sie des Sommers früe vmb 7. vndt des winters vmb 8, wie auch 
nach Mittage vmb 2. Vhr zusammenkommen, vndt mitt fleiss 
dahin sehen, damitt die Parteyen mitt lange Auffwartten vndt 
vergebenen Vnkosten, so viel möglich, verschonett werden mögen. 

ı „Der Straffbaren“ fehlt in H. 

* H: „Discipeln / vber der Kirchen“ etc. 

3 Korrektur in M: „Die Consistorial termine, worüber sie sich zuuer- 
gleichen, vnd alsdan dem gantzen lande zu intimiren, sollen sie* etc. H: 


„Antreffend die Consistorial Terniine / sollen sie* etc. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XII. L. 1) 
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14. 

Damitt auch ‚Jedermann des Consistorij sich zu erfrewen, 
so soll dasselbige in Magdeburgk vndt Halberstadt, vndt also 
mitten im lande, durchs gantze Jahr, ausser die hohen Fest- 
wochen, vndt in die Erndte gehalten werden !, 


15. 
Wie auch diejenigen Assessorn, so eudweder nicht zur ge- 
setzten Stunde komen, ohne erhebliche Vrsachen vndt entschul- 
digung aussenbleiben, mitt beliebter muletä zu bestraffen?. 


16. 

Der Secretarius aber soll alle einkommende Supplicationes, 
der Parteyen schrittten, auch alle acta vndt Handlungen, ordent- 
lich registriren, vndt ein jedes an seinen gebührenden? orth 
legen vndt verwahren. 

17. 

Auch keine schrifft oder andere Consistorialsachen, so bil- 
lich verschwiegen gehalten werden, einigem Menschen, deme sol- 
ches nicht gebührett, eröffnen, noch ohne des Praesidenten Vor- 
wissen vndt erlaubung, communiciren. 


18. 
Auch soll der Secretarius vor der ordinarstunde zugegen 
sein, vndt mitt tleiss den gescheftten aufiwarten, alles was ein- 


! Nuch der Korrektur in M lautet Art. 14:...... „dasselbige ın 
Hall durchs gantze Jahr ausser sonderliche nöhtfellen die 
hohen Festwochen vndt Erndte ausgeschlossen gehalten werden“. 
Dagegen in H: „Es sol das Consistorium noch zur Zeit / vnd biss auff wei- 
tere Verordnung / zu Halle / Wöchentlich des Dinstags / auch nach ge- 
legenheit vnd so es von nöthen / des Mitwochens / beysammen seyn / doch 
ausseenonmen die Festtage / die Erndtezeit / vnd wenn sonderliche Noth- 
fälle eine extraordinar Zusammenkunfft erfordern“. 

® Dieser Art. 15 lautet in H: „Es sol auch Praeses vnd die Consi- 
storialn, zur gesetzten Stunde erscheinen / vnd olın erhebliche Vrsachen 
vnd Entschuldieung nicht aussenbleiben*. 

° H: „gewissen“. 
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kommen!, im Consessu lesen, die vota? fleissig mercken, vndt 
verzeichnen, Auch vf des Praesidenten? endlichen schluss , die 
Decreta der Ordnung nach Signiren. 

19. 

Die Concepta, so dem Secretario zu schwer sein, sollen die 
zwene ‚Juristen, wie sie sich darüber vertragen werden, selbst 
verfertigen, solche im nachgehenden * Censessu noch einsten 
ablesen. 

20. 

Nachdem nun solche approbiret, soll der Secretarius mitt 
tleiss daran sein, damitt sie ingrossiret, hierüber ein sonder- 
bahres haubtbuch gehalten, die Decreta verfertigett, vndt was 
sonsten zuschreiben, schleunig expediret, die Supplicanten ab- 
gefertigett, auch die befehliche gebührend insinurt werden. 

21. 

Der Copist soll? gleicher gestaltt vor der ordinarstunde 
auffwarten, vndt die befehliche, den verzeichneten Deereten nach, 
auch die begriffene Concepten vndt anders, was ihm befohlen, 
mitt allem fleiss vnuorlengt fertigen, vndt derowegen auf iedes 
erfordern, erscheinen. 

22. 

Was er vmbgeschrieben, zuuor fleissig collationiren, vndt 
alsdan, so es gebührend vnterschrieben vndt versecretiret ®, die 
leute damitt abfertigen. 

23. 

Solte auch gleich, vmb solche verfertigte sachen, miemands 
anhalten, soll er doch nichts minder Versehung thun, damitt 
dieselben an gehörende ortt gebracht werden. 


' Korrektur in M und H: „alle einkommende Supplieationes®:; H füzt 
noch hinzu: „wenn es nötie”. 
”H fügt ein: „auff erfordern‘. 
H liest: „auch auft den endlichen® etc. 
H schreibt: „solche nach gestalteten Sachen / im Consessu®. 
H beginnt: „Des Seeretarii zugegebene / sollen* ete. 
H: „vorsiegelt‘. 


sa u». 


Ss 
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24, 

Damitt auch ein ıieder der Assessorn, sich gegen die vor- 
stehende Consultation desto gefaster halten möge, soll er des 
tages zuuorn, einem Jeden, eine Specification der sachen, wie 
auch der Parteyen !, so folgendes tags vorgehen? vndt gehörett 
werden sollen, in sein hauss®? bringen, gleichwol niemanden als 
dem Consistorial selbsten, zuhanden stellen*®. 

22. 

Advocaten vndt Procuratorn, sollen bey diesem Geistlichen 
Gericht, vndt sonderlich in Ehesachen, do alles de simplici et 
plano zugehen soll, nicht leichtlich, zugelassen werden. 

26. 

Sondern, so die Parteyen durch Leibesschwachheitt zuer- 
schemen nicht gehindertt, auch sonsten alters vndt Discretion 
wegen, also beschaffen sein, sollen sie ihr eigen wortt reden. 


27T; 

So aber ja nach wichtigkeitt der sachen, vndt andern Vmb- 
stenden, von nöthen, das ein Advocat oder Procurator zugelassen 
werden müsse, soll doch solches jedesmal, mitt des Praesidenten 
vndt Assessorn dijudication 5 geschehen. 

28. 

Vndt sollen dieselbe GOttesfürchtige vndt wol qualificirte 
Leute sein, auch ihres Christenthumbs vndt wandels bey Jeder- 
man® ein gutes Zeugnus haben, sich auch bey dem Consistorio, 
der gebühr, vorpflichtett machen. 

2u. 

Zwene geschworene Bothen, so lesen vndt schreiben können, 

sollen bestallt werden, so die Citationes vndt andere befohlene 


ı Zusatz fehlt in H. 

® H schreibt: „tags vorgenommen / vnd der Partleyen / so gehöret* etc. 

° H: „seine Wohnung“. 

* Zusatz in M: „vnd derentwegen ein sonderliches vna richtiges Dagr- 
buch halten“ (ähnlich, nur kürzer in H). 

® H: „Wissen vnd Beliebung*. 

° „bey Jedermann“ fehlt in H. 
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brietfe, auf Vnkosten der Parteyen insinuiren sollen. 
30. 
Nach beschehener insinuation, sollen sie dem Secretario, 
vermittels ihres Eydes Relation desswegen vmbstendig einbringen, 
so dann der Secretarius fleissig registriren soll. 


Caput III. Von den Eyden der Consistorial Per- 
sohnen. 

Des Praesidis, der Assessorn, Necretarm vndt Copisten?, 
auch der botlen Eyde, vndt wie sich die Advocaten vorptlichtett 
machen sollen, werden im Consistorio, nach Anweisung der Chur- 
fürstl. Sächsischen Constitution? billich abgelestt, vndt bey dem- 
selbem, an einen gewissen ortt, sicherlichen verwäahrett. 


Caput IV®. Von Sachen, sovordas Consistorium 
sehören. 
l. 

Damitt aber guter, vndt gebührlicher Vnterscheidt, zwischen 
dem Geistlichen vndt Weltlichen gericht gehalten, vndt dieselben 
nicht mitt einander vermischett werden möchten, Sollen allein ? 
nachgesatzte sachen im Consistorio angenommen werden. 

1%. Was die reine Lehr des gottlichen worts, rechten ge- 
brauch der Heiligen Sacramenten, Christliche Ceremonien, vndt 
alles das belangett, was der Allgemeinen KirchenOrdnung an- 
hangett, vndt derselben einuerleibett. 

3. Alles was von Lehrern vndt Zuhörern ärgerlich, wieder 


1 Dieses Cap. (nebst Ueberschrift) ist in H: Art. 31. 

? H: „vndt deren jhm zugegebener“. 

® Korrektur in M: „nach anweisung der nachgesetzten somma“. Der 
ganze Zwischensatz fehlt in H. In M steht am Rande: „jn scrantz hie 
Juramenta“. 

* In H: „Das dritte Capitel“. 

® „allein* fehlt in Z und H. 

° H zählt die in M von 1—9 angeführten Sachen, welche dem geist- 
lichen Gericht des Konsistoriums unterstehen sollen, als Art. 2—W. Art. 2 
beginnt: „Erstlich“; Art. 3: „Ferner®; Art. 4: „Ingleichen‘“. 
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die Gebott Gottes der Ersten Tafiel, gesündigett wirdt, als da 
ist, Abgötterey, Ketzerey, Zeuberey, Weissagen, Zeichendenten, 
SegenSprechen, GottesLestern, Endheiligung des Sabbatlıs, Ver- 
achtung des worts, der Heiligen Sacramenten vndt des Minister). 
auch was dergleichen mehr, wieder diese Gebott gesündigett 
werden magk. 

3. Was auch wieder die Andere Taftel der Zehen gebott 
Gottes gesündigett wirdt, Als V'ngehorsamb, todtschlag, Ehebruch 
vndt Vnzucht, Vollerey, Diebstall, raub, wucher, Doppeln vnd 
spielen, falsches Zeugnuss, vndt desgleichen, ‚Jedoch ratione Dis- 
ciplinae Ecclesiasticae, nicht aber ratione poenae Secularıs, da- 
mitt man in das weltliche Gericht nicht eingreifte. 

4. Alle Ehe: vndt andere sachen, so der Kirchen, Schul;, 
Hospitalien vndt gemeiner Kasten güter, Lelım, Einkommen, 
Nutzung, gebewde vndt besserung, dazu derselben beförderung 
betreffen, vndt in Summa, was in dem Kirchenregiment, gute 
Ordnung vndt Verbesserung erfordertt, soll alles auf die gegebene 
Mass, in dem Consistorio verrichtett werden. 

d. Der Pastorn! Vocationes ?, translationes, Dimissiones, 
suspensiones ab ofticüs, gentzliche Degradationes?, auch die Ober- 
Aufsicht vber die stipendiaten, die Landt: vndt Particular Schu- 
len, bey allen Städten, wie jngleichen vber die Drückereyen*, 
Allermassen m der KirchenOrdnung cap. von Superintendenten ® 
hieuon Verfassung gemacht. 

6. Aussschreiben vndt Anordnung der Visitation, so des 
Jahrs gehalten werden sollen. 

7. So auch legata ad pias causas vermacht, soll das Con- 
sistorium, sonderlich wen darumb gebethen worden, die Ober- 


! Zusatz in M: „der Pastorn vnd der ihrigen privilegia, item derselben 
Vocationes*; H dagegen: „Der Pustorn, vnd der ihrigen Privilegia / deren 
examina, vocationes“. 

? Zusatz in H: „confirmationes, sustentationes“. 

® Zusatz in H: „vnd andere personalcoereitiones“. 

* Zusatz in H: „so vieldie Religion / auch Zucht vnd Erbarkeit betriflt::* 

° H druckt: „Cap. 20 vnd 21“. 
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Auffsicht haben, damitt sie! gebürlich einbracht, der Verordnung 
nach, angewendett, vndt ja nicht missbrauchett oder prophaniret 
werden, Jedoch den Callatorn vndt Executorn an ıhrem rechten 
nichts benommen. 

8. So es auch begehrett wirdt, soll die Dijudicatio der 
wichtigsten fragen ?, ob dieselben Gottes willen vndt seinem wortt, 
auch guter Vernunftt? ähnlich vnd gemess sey, dem Consistorio 
zukommen. 

9. Wie auch bey dem Consistorio, so es einer vndt der 
Ander begehren würde, ponderiret vnd examiniret werden solle, 
alle fälle, so im gemeinen Leben die gewissen beschweren, vndt 
in den oflendlichen Gerichten also, das man sich ın dieselben 
nicht wol schicken kan, verirrett vndt verwirrett befunden werden *. 


Caput V. Vom Processim Consistorio. 
1. 

Wan beym Consistorio eine sache klagbar gemacht wirdt, 
sollen Klägere, beklagter vndt wer dazu gehörig, zur förderlich- 
sten Verhör vndt zwar binnen 8. oder 10. tagen® citirt werden. 

2. 

Es soll der Kläger in praefixo termino, wie auch beklagter 

Persönlich, wen sie nicht erhebliche Vrsachen, erscheinen, ihre 


ı Zusatz mn H: „durch ordentliche Mittel“. 

>: In H umgestellt: „soll der wichtigsten Fragen dijudication‘“. 

3 Zusatz in H: „vnd den Rechten“. 

® In H folgt noch Art. 11, welcher lautet: „Vnd weil alle Sachen / so 
vor das Consistorium vnd Geistliche Gericht gehörig / nicht so eben können 
exprimiret vnd benahmet werden / so hat es die Meynung nicht / dass an- 
dere mehr / dann allhier erzehlet / vnd diesen gleich vnd anhängig seyn / 
davon dependiren, oder wie min es sonst nennen möchte / nicht solten 
gleichfalls in dem Consistorio geklagt vnd erörtert werden: Besondern / 
dass alle Sachen / so rechtlicher Verordnung nach / vor das (reistliche Ge- 
richt gehören / daselbsten sollen gesuchet / angenommen / vnd entscheiden 
werden‘. 

° In H: „Das Vierdte Capitel“. 

° Korrektur in M: „vndt kegen publicirte termins citirt“ ete. H druckt: 
„vnd zwart vff gewöhnlichen Termin“. 
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Notturfit selbst! aufs kurtzeste vortragen, vndt die Consistorialn 
fleiss anwenden, die Parteyen m der güte zunergleichen, Aber 
in endstehung der güte, sollen sie, was billich vndt recht, verab- 
scheiden. 

3. 

Wan die sache der wichtigkeitt, das die Parteyen ihre Not- 
turfit in schriftten einbringen müssen, so soll ilınen kein ordi- 
narıus Processus dazu verstattett werden, Sondern sie schuldig 
sein, Allerdings nach Artt vnd eigenschafft eines Summarischen 
Processus, schleünig zuuerfahren. 

42. 

Mitt zwen schriftten oder sätzen, vfs allerkürtzte, soll es ge- 
schehen, wechses weise, von 14. tagen zu 14. tagen, vndt in dem 
letzten Satze nichts Newes einbracht, noch solche frist ohn er- 
hebliche Vrsach, vom Consistorio prolongiret werden. 

3% 

Wan aber beweiss zuführen, soll solehes binnen 4. wochen 
geschehen, Es würde dan aus rechtmessigen Vrsachen lenger 
Dilation verstattett, vndt soll das Zeugnus gleichsfals nur mitt 
zwen vmbgewechselten kurtzen schrifiten, von 14. tagen zu 14. 
tagen, sub pvenä praeclusionis, deduciret vndt disputiret werden. 

6. 

Vndt wen solches geschehen, sollen die Consistorialn darauff 
erkennen, was recht ist, oder vf der Parteven Vnkosten vndt 
ansuchen die Acten nach rechtsbelehrung verschicken. 

1. 

Würden nun die Parteven in der gesprochenen Sententz ac- 
quiesciren, vndt solche Crafft rechtens erreichen Lassen, so bleıi- 
bett es dabey nicht vnbillich, vndt erfolgett hierauff die Execution. 

8. 
Do aber ein oder der ander theil, beschwertt zu sein er- 


! Zusatz in H: „oder nach ermessen des Consistoris, wie hieroben Cap. 2 
verordnet / durch zugelassene Advocaten*. 
2 Am Rande von Art. 4 und 5 steht in M ein „NB*. 


Arndt, Die Kirchenordnung des Schwedenkönigs Gustav Adolf ete. 13 


achtett!, soll ihme wieder ein Detinitiv Vrteil?, aber nicht wie- 
der ein interlocut eine Leuterung frev vndt beuorstehen, mitt 
zwey schrifiten, vf mass weise, vndt Zeitt, wie hieroben, damitt 
zuuerfahren, vndt ferneren Erkendnus darauff zugewarten. 

g. 

Aber keine oberLeuterung soll vergünstigett werden, son- 
dern demjenigen, so mitt dem LeuterungsVrteil gleichsfals nicht 
friedlich, erlaubett sein, an die hohe Obrigkeitt gebührlich zu- 
appelliren, doch so fern, als sonsten die Appellationes recht- 
licher Verordnung nach, diessfalss zulessigk. 

10. 

Was nun also dann erkandt, soll förderlichst exequiret, 
auch die weltliche Gerichte vımb execution, zum Fall die Par- 
teyen® nicht sponte propriä sich schicken würden, vom Consi- 


storio imploriret werden. 
11. 


Vndt sollen alle Consistorialsachen nach Göttlichen vndt 
Gemeinen beschriebenen rechten, auch wol nach dieses orts breuch- 
lichem Sachsenrecht, Insonderheitt die Ehesachen nach der Churtl. 
Sächs. Ordnung vndt Satzung decidiret vndt* erörtertt, vndt 
wens vmb Dispensation zu thun, solche bey der hohen Obrig- 
keitt gesucht werden. 

12; 

Weil auch dem Consistorio vnter andern poenis in mulctas 
oder geltstraften, zu condemmniren, rechtlicher Verordnung nach, 
zustehett, so sollen die weltlichen Gerichte, wieder die, so end- 
weder des Processus oder der Haubtsachen halber, in geltstraften, 
auch ettwa in gefängnusstraffen? verteilett, vf der Parteyen wie- 
dersetzigekeitt endlichen zu exequiren, vndt dem Consistorio ® 


1 Z und H lesen „vermeinet“ statt „erachtett®. 
% Schreibfehler in Z: „Lehrteil* (statt „Vrteil®. 
® Desgl. Schreibfehler in Z: „Predigten“ (statt „Parteyen*). 
* Der Satz: „Insonderheitt die Ehesachen“ ...... bis „vndt“ fehlt in H. 
H druckt: „in Geld- oder Gefüngnüsstratten®. 

° Zusatz in M und H: „bey vermeidung der Hohen obrirkeit ernst- 
liche Straffe“. 
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hiezu die hülffliche handt bieten. 
13. 

Es sollen aber die Geldtstraffen nicht vnter die Consisto- 
rıaln getheilett, sondern ad pios usus verwendett, vndt darüber 
ein richtiges register gehalten werden. 

14. 

Wie es sonsten auch mitt denen zuhalten, so auf insinuirte 
Citationes vngehorsamlich aussenbleiben, oder dem Process vor- 
geschriebener massen, keine schleünige folge thun, Solches ste- 
hett zu des Consistorij) Dijudication vndt bestraffung. 

15. 
Vndt soll m denen, vor das Consistorium gehörigen sachen, 


[2 


keine praevention ! stadhaben, noch dieselben? vor die weltliche 
regierung, als ob alda die sachen zu erst anhengig gemacht, ex 
capite praeventionis? gezogen werden. 

16. 

Do auch nötig vndt nützlich sein würde, diesem Summa- 
rischen Process ferner Mass vndt Ordnung zugeben, soll es vom 
Consistorio geschehen, vndt solchem allen gleichsfals, als ob es 
lterinnen begriffen, nachgelebtt, auch wieder diejenigen, so sich 
ddarwieder legen, mitt ernstlicher bestraffung verfahren, auch vfn 
fall, beharrliches Vngehorsambs, die weltlichen gerichte, vmb 
endliche Execution ersucht, vndt solche angeordnett werden . 

' Zusatz in H: „noch prorogatio jurisdictionis“. 

?* H fügt ein: „Desswegen“. 

° Der Satz von „als ob alda bis praeventionis* fehlt ın H. 

* Nach diesem Art. steht in H: „ENDE“ Auf dem darauf folgenden 
Blatt steht: „Hall in Sachsen / 

(Verzierung) 
Gedruckt bey Peter Schmie- 
den / im Jahr 1635*. 
Mit diesem Artikel schliesst das gedruckte Exemplar der Kirchen-Ordnung, 
während die beiden handschriftlichen Exemplare nun noch „die Schulord- 
nung* folgen lassen, welche in den „Mitteilungen der Gesellschaft für Deut- 
sche Erziehungs- und Schulgeschichte“ (herausgegeben von Karl Kehrbach) 
Jahrgang V Heft 2 (S. 91-106) von Pastor H. Becker (in Lindau in An- 
halt) veröffentlicht ıst. 


II. Literaturübersicht'. 
Erstattet von E. Friedberg. 


I. Allgemeines. 


1. Bibliographie* der theolorischen Lätteratur f. d. J. 1900. 
Bearb. v. Baentsch, C. ClJemen, Elsenlaus ete. u. Totenschau, zusam- 
mengestellt v. Nestle. [Aus: „Theolog. Jahresber.“*] Berlin, C. A. 
Schwetschke & Sohn. 2 Mk. 

Ein nützlicher Abdruck mit reichen Literaturnachweisungen aus 
den theologischen Jahresberichten, der auch die neuen kirchen- 
rechtlichen Erscheinungen verzeichnet. Zwar finden die Leser dieser 


Zeitschrift die kirchenrechtliche Literatur früher, — denn der vor- 
liegende Band enthält nur die des Jahres 1900 — vollständiger 


und mehr nach systematischen (resichtspunkten geordnet in der Zeit- 
schrift selbst. Aber auch für sie ist es von Werth, einen Uleberblick 
über die gesammte theologische Literatur zu erhalten, und dies Bedürf- 
niss befriedigt das vorliegende Werk in anerkennenswerther Weise. 
E. Fr. 

2. Cathrein, Recht, Naturrecht u. posit. Recht. Eine krit. Un- 
tersuchung d. Grundbegriffe der Rechtsordnung. Freib. 1901. 

3. Silbernagl, Die kirchenpolitischen u. reliriösen Zustände im 
19. Jdt. Ein Kulturbild. Landshut 1901. 

4. Funk, Lehrb. d. KGesch. Paderb. 02%. 

5. Bardeuhewer, Patrologie. 2. Aufl. (Theologische Bibliothek.) 
Freiburg ı. B. 02. 

6. I,isco, Roma Peregrina. Ein Ueberblick üb. d. Entwickelung 
d. Christenth. in d. ersten Jahrhunderten. Berl. O1, 

7. Funk, Theologie u. Zeit d. Pseudo-Lenatius. Theol. Quart.- 

" Die mit * bezeichneten Bücher sind der Redaktion zur Besprechung 
zugegangen. 
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Schr. 83, 411. 

8. Grisar*, (resch. Roms u. d. Päpste im Mittelalter. Mit bes. 
Berücksichtig. von Cultur u. Kunst nach den Quellen dargestellt. Bd. 1. 
Rom beim Ausgange der antiken Welt. Mit 223 histor. Abbildungen 
u. Plänen, darunter ein Plan Forma urbis Romae aevi christiani saeec. 
IV— VII in Farbendruck. Freiburg ı. B. Herder. Mk. 22,40, web. M. 27. 

Im (srunde fällt dieses Buch nicht direkt in den Kreis dieser Zeit- 
schrift. Aber das unterscheidet gerade die Disciplin des Kirchenrechts 
von den übrigen juristischen, dass ihre Jünger und Pfleger sich nicht 
auf das Gebiet der eigentlichen Jurisprudenz beschränken dürfen, dass 
Theologie und Geschichte, vor allem aber Kirchengeschiehte nicht ent- 
behrt werden können, um die rechtliche Organisation der Kirche zu 
verstehen. Die direkten und die indirekten Quellen des Kirchenrechts 
sind von denen der anderen juristischen Disciplinen gauz abweichend; 
sie erfordern eine eigene Arbeit und ein besonderes Sich-in-sie-ver- 
tiefen. Darum ist es so durchaus verkehrt und so beklagenswerth, 
wenn die Disciplin des Kirchenrechts neuerdings so oft von den Re- 
gierungen und den Fakultäten — denn beide theilen sich in die Schuld 
— in die Pllege von Männern gelegt wird, die ganz gute Criminalisten, 
Germanisten oder Publizisten sein mögen, die aber keine kirchenrecht- 
liche Vorbildung besitzen und doch getrosten Muthes die Vertretung 
dieser Diseiplin übernehmen, weil sie meinen, mit dem Rüstzeug der 
gewöhnlichen juristischen Ausbildung ihrer Herr werden zu können. 

Dieses Buch ist aber mehr als manches andere geeirrnet, auch dem 
Kanonisten von Fach, soweit es solche heutzutage noch giebt, neue 
(sesichtskreise zu eröffnen. Die Geschichte der Kirche ist untremmbar 
mit der Geschichte der Stadt Rom verknüpft. Die Schicksale dieser 
haben die der Gesainmtkirche stets beeinflusst und selbst jetzt. wo 
eine äussere Lösung zwischen der Stadt und der Kirche eingetreten 
ist, drückt eben diese Lösung der modernen kirchlichen Entwickelung 
den eigenthümlichen Stempel auf. Zwar ist der Plan des Verfassers, 
die Geschichte Roms und seiner Päpste in ein Bild zusammenzufassen. 
kein neuer. Schon (Gsregorovius hat ihn mit grossem Fleisse und dich- 
terischem Talente verwirklicht. Aber selbst wenn man die Frage, ob 
nicht gerade dichterische Qualitäten der Verlässigkeit des Historikers 
Eintrag tlun, verneinen sollte: nach vielen Richtungen ist das Buch 
von Gregorovius veraltet, und zumeist für die Darstellung der älteren 
Periode. Immer neue Denkmäler des altchristlichen Lebens tauchen 
aus dem fast unerschöpflich scheinenden römischen Boden auf. Die 
neue Bebauung früher wüster Flächen hat geradezu eine Unterwühlung 


I. Allgemeines. 17 


nöthix gemacht und zahllose neue Inschriften, Statuen, Bilder, Grund- 
mauern sind aufgedeckt und erforscht worden. Der Verf. aber be- 
herrscht dieses archäolorische Gebiet virtuos und stellt es eindrucks- 
voll dar. Und auch nach Objektivität der Darstellung strebt er. Frei- 
lich soweit das mit seiner kirchlichen Position verträrlich ıst. Er 
nimmt keinen Anstand, Legenden als solche zu verzeichnen, wenn er 
sich auch vorsichtig oft dahin äussert, dass er deren Inhalt zwar nicht 
als historische Wahrheit anerkennen, aber dahin «estellt sein lassen 
wolle. Nicht ist das letztere freilich der Fall bezüglich des Episko- 
pates von Petrus, dessen (irab, des römischen Primates, der von An- 
fang an vorhanden war, wenn auch nur im Keime, doch so, dass die 
spätere Fortentwickelung als eine organische, schon von Christus dem 
Stifter in den Keim gelerte und gewollte angesehen werden müsse. 
Doch stossen wir auch auf Bemäntelungen geschichtlicher 'Thatsachen, 
wie z. B. auf 8. 207, wo die bewusste Fälschung, welche die sog. sar- 
dieensischen Kanones an die nicaenischen anreihte und für solche aus- 
«ab, dahin auswredrückt wird, dass die sardieensischen mit den nicae- 
nischen Schlüssen „auf gleicher Linie angeführt zu werden pflegten®. 
In Summna ist der Verf. mehr Archäolog als Historiker und statt des 
letzteren nicht selten Apologet. — Das Werk ist auf 6 starke Bände 
angelegt und erscheint in Taeferungen. Der II. Band soll die Zeit 
(iregors I. bis zur Karolineerzeit, der 111. bis zum Investiturstreit, 
der IV. bis zum Falle der Staufer, der V. bis zur Rückkehr der Päpste 
aus Avisnon und endlich der VI. bis zu den Päpsten der Renaissance 
bringen. Die Ausstattung des durch zahlreiche, sorgsam ausgewählte 
und sehr instruktive INustrationen geschinückten Werkes ist vorzüglich 
und der Preis doch ein verhältnissmässig geringer. E. Fr. 

9. Duchesne, Fastes episcopaux de l’aneienne Gaule t. 2. (t. 1.: 
1594): ”’Aquitaine et les Lyonnaises. Par. O0. 

10. Eubel, hierarchia cathol. medi aevi sive summorum pontifi- 
cum 8. R. E. cardinalium, eccles. antistitum series ab a. 1431 usque 
ad a. 1503 perducta. E documentis tabularıı praesertin Vaticani collecta, 
dieesta, edita. Münster 1901. 

ll. Dittrich, Gesch. d. Katholieism. in Altpreussen v. 1525 b. 
z. Ausg. d. XVIII. Jahrlhı. E. Beitr. z. Gesch. d. brandenb.-preuss. 
Kirchenpolitik. Bd. 1. Von der Säcularisirung d. Ordensstaates b. z. 
Tode König Friedr. I. (Aus Z. f. Gesch. u. Alterthumskunde Erm- 
lands.) Braunsb. 01. 

12. Held, Ueb. d. Verschiebg. d. Konfessionen in Bayern u. Baden 
u. ihre Ursachen. (Riga Ol. Leipz. In.-Diss.) 
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13. Günther, Die kath. Autonomie in Ungarn. A. f. kath. KR. 
81, 491. 663; 82, 59. 

14. Sloane, the french revolution and religious reforme: an 
account of ecclesiastical legislation and its influence on affairs in France 
from 1789 to 1504. New-York 01. 

15. Bire, le clerze de France pendant la revolution. Lyon 01. 

16. Piolet, les missions cath. france. au XIX* siecle T. II Abys- 
sinie, Inde, Indo-Chine. Par. 01. 

17. Buchwald, Die evang. K. im Zeitalter der Reformation. 
Leipzig Ol. 

18. Preuss, D. Entwickelg. d. Sehriftprinzips bei Luther bis z. 
Leipziger Disputation. Im Zusammenhang mit d. Stellung Luthers 
zu den anderen theolog. Autoritäten seiner Zeit. Leipzig Ol. (In.- 
Diss.) 

19. Herrmann, Das Interim in Hessen. Ein Beitrag zur Re- 
formationsgesch. Marburg 1901. 

20. Holder, un projet de reunion des Communions Chretieunes 
de la Suisse. (Aus „Revue de Ja Suisse cathol.* 1901.) Freib. 1901. 

Behandelt nach einer kurzen Uebersicht über die früheren Reunions- 
versuche den des kath. Pfarrers von Villaz St. Pierre Antoine Fourche- 
boud. 

21. Reinhardt, D. gegenw. Verf. d. griech.-orthodox. K. in d. 
Türkei. 7. f. wiss. Theol. 1901, 418. 


IH. Lehr- und Handbücher. 


1. Wernz, Jus Decretal. ad usum praelectionum in scholis textus 
canonici sive luris decretalium t. 3. Jus administrationis ecel. cathol. 
Rom. Ol. 

2. De Luca 8. .I., Institut. iur. ecel. publ. quas iuxta methodum 
Card. Tarquini tradebat in schola institution. eanonicar. 1.2. Romae 
1902. 

3. Heiner, Frz., Katholisches Kirchenrecht. 1. Bd. Die Ver- 
fassg. der K. nebst allgem. u. spez. Finleitg. Bd. 2. D. Reogiere. d. 
Kirche. Paderb. 1901 °, 

4. Larsen, Den danske kirkeret. Forste Bog. Det kirkelige 
Menighedalig. Kobenl. 01. 


II. Sammlungen von Kirchengesetzen. Kirchengesetze 
mit Kommentaren. 


1. Formulae ap. Datariae pro matrimonialib. dispensationib. 
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Jussu Em. Cardin. Prodatarii Caietaniı Aloisi - Masella reformatae. 
Rom. 01. 

2. Saedt*, Systemat. Samml. kirchl. Erlasse d. Erzdiözese Mün- 
chen-Freising. München 1902. J. .J. Lentner Mk. 10. 

Die Erlasse des Münchener Ordinariates waren bisher in eine seit 
dem ‚Jahre 1821 erscheinende, bis jetzt 5 Bände umfassende (Genera- 
liensammlung aufzenommen worden, so dass jeder Band in chronolo- 
gischer Ordnung die von einem Erzbischof ausgegangenen Bestimmungen 
umfasste. Dass diese Art der Publikation für die Praxis bequem oder 
auch nur ausreichend gewesen wäre, konnte nicht behauptet werden. 
Musste doch in jedem Bedürfnissfall die ganze Sammlung durchgear- 
beitet werden, und auch bezüglich der Frage, ob nicht etwa einer äl- 
teren Anordnung durch eine neuere derogirt sei. Der Herausgeber hat 
es daher unternommen, den ganzen Stoff, soweit er nicht antiquirt ist, 
oder im Falle der Veraltung auch keine geschichtliche Bedeutung be- 
sitzt, nach systematischen Gesichtspunkten zu gruppiren und so über- 
sichtlich und nutzbar zu machen. Damit hat er aber nicht nur der 
Praxis einen werthvollen Dienst erwiesen, sondern auch der Theorie. 
(rewiss muss diese auch das partikulare Reclıtsleben und auch in der 
katholischen Kirche zu ergründen unternehmen. Und doch kann Nie- 
mand einem Theoretiker zumuthen, für eine bestimmte Frage ganze 
Bündereihen zu durchmustern in der oft trügerischen Hoffnung, aus 
der umfangreichen Spreu vielleicht ein brauchbares Körnchen zu er- 
haschen. Darin liegt die Bedeutung dieses Buches nicht blos für den 
lokalen Kreis, dessen Rechtsordnung dargestellt wird, sondern weit 
darüber hinaus für die Wissenschaft des Kirchenrechts ini Allgemeinen. 

E. Fr. 

3. Dienstinstruktion f. d. Landdekane u. Kamerare d. 
Diöz. Osnabrück 16. 5. 1W1l. A. f.k. KR. 81, 719. 

4. Wiest, Das Reichsgesetz üb. d. Beurkde. d. Personenstaudes 
u. d. Eheschliessung vom 6. 1I. 1875; in d. vom 1. Jan. 1900 ab zel- 
tenden Fassung. Ellwangen 1900, 

5. Fritsch u. Hartig, Iudicate d. Reichsgerichtes, d. Verwaltes.- 
(serichtshofes u. d. oberst. (rerichtshofes in Sachen d. Kultus, d. Unterr. 
u. d. Stiftungen. Th. 1: Kultus. Wien Ol. 


IV. Quellen des Kirchenrechts. 


l. Mirbt*, Quellen zur Geschichte des Papstthums u. des röın. 
Katholizismus. Tübingen J. C. B. Mohr 1901. 
Auf die im Jahre 1895 erschienene I. Auflage dieses Buches ist 
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jetzt die vorliegende TI. gefolgt. Aber das neue Buch hat eine ganz 
andere Ausgestaltung erfahren. Die früheren 155 Nummern haben 
sich zu 508 erweitert, und während das frühere Buch lediglich Quellen 
zur Geschichte des Papstthums gab, enthält das gegenwärtige auch 
solche zur Geschichte des Katholizismus im Allgemeinen. Auch dem 
von Kritikern der I. Auflage ausgesprochenen Wunsche ist der Her- 
ausreber in reicheim Masse nachgekommen, dass er bei den einzelnen 
Stücken gute Literaturnachweisungen gegeben hat. Fragen wir nach 
alledem, welche Brauchbarkeit das Buch in seiner neuen Gestalt be- 
sitzt, so können wir es nur auf das höchste beloben. Ein ungeheures, 
weit zerstreutes, zum Theil schwer zu beschätfendes Quellenmaterial 
wird handlich dargeboten, und so ist das Buch nicht nur für den Kir- 
chenhistoriker, sondern auch für den Kanonisten von erspriesslichem 
Nutzen und namentlich für das Studium aufs Aeusserste zu empfehlen. 
Dass der Sachkundige manches aufgenommene Stück gern preiszrerchben 
hätte. um andere dafür zu erhalten, kann unser (resammturthbeil über 
das Buch ebensowenie beeinflussen, wie dass zuweilen Literatur citirt 
wird, die bei riehtirer Werthung hätte unberücksichtirt bleiben können. 
Wenn wir in ersterer Beziehung für eine neue Auflage einen Wunsch 
äussern möchten, so würde dieser dahin gehen. dass die reichen Mit- 
theilunsen aus dem Coneilium Tridentinum fortfallen könnten. Die 
Tridentiner Beschlüsse sind so oft gedruckt und in billigen Ausgaben 
so bequem zugänglich, dass deren Anschaffung jedem leicht zuremuthet 
werden kann. Der so frei gewordene Raum könnte durch andere Ak- 


tenstücke ausgefüllt werden — ein weiteres Auschwellen des Buches 
wäre ja misslich — z. B. aus älterer Zeit die eanones v. NSardika, aus 


neuerer Zeit oberrheinische Aktenstücke, wie das Breve Re sacra, die 
Darmstädter Convention, die deutschen Grundrechte ete. Auch wäre 
es wünschenswerth, wenn die Fundorte der einzelnen Nummern mit 
anderen Typen gedruckt würden als die Literaturangaben. 

E. Fr. 

2. Lambert, P., L’eglise eatholique et la lecture de la bible. 
These. (Montauban) 1900. 

3. Reville, le quatrieme Evangile, son origine et sa valeur hi- 
storique. Par. 01. Bibl. de l!’Ecole des Hautes Etudes (Sciences relig.) 
vol. XIV, 

4. Nau, La Didascalie, traduite du syriaque pour la premiere 
fois. Le can. cont. XXIV, S. 330. 401. 

5. Schlecht, Doetrina XII apostolorum. D. Apostellehre i. d. 
Liturgie d. kath. K. Freib. 01. 
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6. Funk, Zur Didache, der Frage nach der Grundschrift u. ihren 
Recensionen. Theol. Qu.-Schr. 84, 73. 

7. Einen syrischen Text der sog. apostol. KO. giebt Arendzen 
ın The Journal of Theological Studies vol. 3. vom 9. Oct. 1901. 

8. Stahl, Patristische Untersuchungen. I. Der erste Brief des 
röom. Clemens. Il. Ignatius v. Antiochien. III. Der „Hirt* des Her- 
mas. Leipzig Vl. 

9. Friedrieh*, Die Unächtheit der canones v. Sardica. München 
1901, Sitzungsberichte d. Akademie. 

Die eanones der 344 abzehaltenen Synode von NSardika sind bisher 
noch nicht kritisch untersucht worden. Zwar war man sich darüber 
klar, dass die can. 3. 4. 5. über die Berufung an den römischen Bi- 
schof nicht in den Gang der geschichtlichen Entwickelung hineinpassen 
und dem Nicaenum widerstreiten, dass das ganze IV. Jahrhundert in 
seiner Praxis dein Inhalte jener canones nicht entspreche, dass die Sar- 
dieenischen canones bis 417 nirgends citirt werden, und als sie 418 auf- 
tauchten, den XNieaenischen hinzugefügt und als solche Seitens der 
römischen Bischöfe benutzt worden sind. Man wusste, dass, als Papst 
Zosimus 418 die c. 5 und 14 als Nicaenische bezeichnet hatte, die kar- 
thagische Synode die Aechtheit bestritt und Rom in arge Verlegenheit 
geriet, und so erst im Anfange des VI. Jahrhunderts diese canones als 
Sardicenses bezeichnet worden sind. Und nichts desto weniger nahm 
man diese als durchaus richtig an und verzichtete auf jede kritische 
Prüfung. Da ist es denn ein grosses Verdienst des Verfassers, diese 
vorgenommen zu haben. Sein Ergebniss scheint uns unanfechtbar zu 
sein, und auch darin ist ihm zuzustimmen, dass die Fälschung in Rom 
und von einem Afrikaner ausgeführt worden ist. Die Beziehungen zu 
der Konstitution Gratians sind unwiderleglich. E. Fr. 

10. Fournier, etudes sur les penitentiels 1 (Vallicellanum pri- 
mum). Revue d’hist. et de litterat. relig. 6, 8. 289. 

ll. Fournier, Etudes sur les penitentiels; 2. Le penitentiel Valli- 
cellanum seeundum. Rev. d’hist. et de relig. 7, 59. 

F. weist nach, dass dies von Schmitz herausgegebene und für ein 
Romanum erachtete Poenitential zwar italienischen, aber nieht römischen 
Ursprungs ist. 

12. Albers, Wann sind die Beda-Egbert'schen Bussbücher ver- 
fasst worden u. wer ist ilır Verf.? A. f. kath. KR. 81, 8. 393. 

13. Schrörs, Eine vermeintliche Konzilsrede d. P. Hadrian II, 
Histor. Jahrb. XXIL S. 257. 


14. Fournier, Observat. sur diverses recensions de la collect. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XIT. 1. 6 
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eanonique d’Anselme de Lucques. Ann. de I’Univ. de Grenoble 
XII, 427. 

15. Martin IV, Les Registres de (1231—1285). Recueil des 
bulles de ce pape, publiees ou analysees d’ apres les manuscrits ori- 
ginaux des archives du Vatican, par les membres de V’Ecole francaise 
de Rome, ler fascicule. Paris Ol. 

16. Pflugk-Harttung, D. Bullen d. Püpste b. z. Ende d. 
X1I. Jahrh. Gotha Ol. 

17. Fabre, Le liber censuum de V’Eglise romaine fascieule 2. 
Parıs 1901. 

18. Werminghoff, Verzeichnis d. Akten fränk. Synoden von 
843/918. Neues A. 26, 8. 609. 

19. Ehrle, d. kirchenrechtl. Schriften Petrus v. Luna (Bened. XIII.) 
A. f. Lit. u. KGesch. d. MA. 7, 515. 

20. Coneilium Trident* Diariorum, actorum, epistularum, 
tractatuım nova collectio. Ed. societas (soerresiana. T. 1. Diariorum 
P. I: Herculis Severoli Commentarius. Angeli Massarelli Diaria I—II 
collegit edidit illustravit Sebast. Merkle cum tabula photographiea eivi- 
tatis Tridentinae saeculo XVL. Freiburg i. B. 1901. Herder. Mk. 60, 
geb. Mk. 66,40. 

Ein grosses monumentales Werk tritt mit diesem Bande ins Leben. 
Unsere Unkenntniss der hauptsächlichsten Vorgänge auf dem für die 
heutige katholische Kirche grundlegenden Konzil von Trient beruht 
auf dem Mangel zugänglicher Quellen. Wie viel Mühe und Arbeit 
würde sich die Wissenschaft bei Beleuchtung der Widersprüche zwi- 
schen Pallavieini und Sarpi erspart haben, wenn die von diesen be- 
nutzten Quellen den Kritikern vorgelegen hätten! Darum ist es eine 
rühmliche "That der Görresgesellschaft, dieser Aufgabe ihre Kräfte zu- 
sewendet zu haben, und nicht minder rühmlich ist die Entschliessung 
Leos XIII., zu diesem Behufe die Schätze des Vatikanischeu Archivs 
geöffnet zu haben. Die Publikation wird in vier Abtheilungen zer- 
fallen. Die erste soll die Tagebücher bringen, welche als eine um so 
wichtigere Geschichtsquelle anzusehen sind, je weniger ihre Verfasser 
an eine Publikation gedacht haben. Die zweite Abtheilung soll ın 
Bänden die Acta Concilii enthalten. Dass deren Publikation, die 
Theiner veranstaltet hat, wie eigentlich alle Arbeiten dieses Autors. 
wissenschaftlich nicht zureichend ist, ist allgemein bekannt. Soweit die 
Voten der C'onzilsväter und Theologen auffindbar waren, sollen auch 
diese edirt werden. Die dritte Abtheilung enthält die Briefe, von 
denen das Erscheinen des ersten (X) Bandes angekündigt wird. Hier 


V. Geschichte der katholischen Kirchenverfassung. 83 


wird namentlich die Korrespondenz zwischen den Legaten und der 
Kurie zum ersten Male herausgegeben werden. Endlich soll ein Band 
die Denkschriften enthalten, die vor dem Konzile oder während dessen 
Dauer von Theologen und Kanonisten über konziliare Beratliungs- 
segenstände ergangen sind. — Die Tagebücher sind auf 3 Bände be- 
rechnet, von denen der erste, durch Merkle bearbeitet, jetzt vorliegt. 
Dieser enthält zunächst den commentarius des Hercules Severoli -- 
denn dass dieser der Verfasser sei, ist durch Auffindung eines Auto- 
graphs erwiesen — von welchem bisher nur ein Fragment bei Döl- 
linger herausgegeben war. Dann beginnen die Tagebücher des Massa- 
relli. Von diesen waren bisher zwei bekannt und in unzulänglicher 
Weise edirt. Jetzt sind sieben aufgefunden worden, von welchen der 
vorliegende Band die vier ersten enthält: ein italienisches über die 
erste Konzilsperiode, bei Döllinger sehr verstümmelt edirt, ein zweites, 
wie alle übrigen lateinisch geschriebenes über dieselbe Periode, die 
auch das dritte in ausführlicher Weise behandelt. Das vierte ergeht 
sich über das Konzil von Bologna. Ausführliche Prolegomena gehen 
voran, überall erläutern kritische Noten unter eingehender Berücksich- 
tigung der gesammten einschlagenden Literatur den Text, ein Namens- 
und Sachregister schliesst den Band, dessen vorzügliche Ausstattung 
besonderes Lob verdient, und der vorzüglichen Arbeit des Herausgebers 
entspricht. E. Fr. 

21. Hourat, P.. (zenese historique du Syllabus. 2e edition. 
Pau Ol. 

22. Schneider, D. Traktat Konrads v. Megenberxz De limitibus 
parochtarum civitat. Ratisbon. in einem Regensb. Perg.-codex v. I. 
1400, eine literarhistor. Untersuchge. Hist. Jahrb. 22, 609. 

23. srauert, Konrads v. Megenberg Chronik u. sein Planetus 
ecclesiae in Grermaniam. Hist. Jahrb. 22, 631. 

24. Skalsky, d. ev. KOO. Oesterreichs u. d. ev. KO. für Te- 
schen v. J. 1584. ‚Tahrb. f. d. Gesch. d. Protest. in Oesterr. 22. Hl. 

25. Bosdari, (riov. da Leenano, canonista e uomo politico del 
XIII. Bol. (atti della R. deputaz. di stor. patr.) 

26. Hodard, De Stephano Baluzio Tutelensi, libertatum Eecle- 
siae gullicanae propugnatore (these). Paris O1. 

27. Friedrich, Ignaz v. Döllinger III. München 1901. 
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1. Mommsen, D. Rechtsverhältnisse des Apostels Paulus. Z. 
f. neutestam. Wissensch. 3. H. 2. 
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2. Frey, Joh., Die zweimalige römische Gefangenschaft u. das 
Todesjahr des Apostels Paulus. Leipzig 1901. 

3. Clemen, Ist Petrus in Rom gewesen? Preuss. Jahrb. 106, 
403. 

4. Keating, The Agape and the Eucharist in the Early Church. 
Studies in the History of the Christian Love-Feasts. London Ol. 

5. Benazech, le prophetisme chretien depuis les origines jus- 
qu’au Pasteur d’Hermas. Cahors Ol. (Diss.) 

6. Reville, la valeur du termoignage histor. du Pasteur d’Her- 
mas (Ecole pratique des Hautes Etudes. Sect. des sciences relig.). 
Par. 0%. 

7. Forschungen zur christlichen Literatur- u. Dogmengeschichte. 
Hrsg. 'v. Proff. DD. A. Elhırhard u. J. P. Kirsch. II. Bd. 4. Hett. 
Ernst, Dr. Joh., Die Ketzertaufangelegenheit in der altchristlichen 
Kirche nach Uyprian. Mit besond. Berücksicht. der Konzilien v. Arles 
u. Nieäa. Mainz 02. 

8. Schulte, D. geschichtl. Entwicklg. d. rechtl. Character inde- 
lebilis als Folvre d. Ordination. Rev. int. de theol. 1901, 17. - 

9. Richert*, D. Anfänge d. Irrerularitäten bis z. ersten allgem. 
Konzil v. Nicäa. Eine kirchenrechtl. Untersuchung. Freib. .B. Her- 
der 1901. (Ehrhard u. Müller, Strassburger theol. Dissertationen Bd. 
IV. H. 3.) 

Die tleissige und sorgsame Arbeit leidet an einem prinzipielleu 
Fehler, der freilich nicht dem Verfasser zur Last fällt, sondern sich 
als eine Konsequenz der katholischen Auffassung von selbst ergiebt. 
Nach dieser ist die katholische Kirchenverfassung eine Einrichtung von 
Christus selbst, der Klerus und der diesen schaffende Akt der Ordi- 
nation gottgewollte, vom Ursprung der Kirche an bestehende Einrich- 
tungen. Deshalb sind die Irregularitäten zum Theil schon von den 
Aposteln normiert. Die evangelische Forschung steht zu dieser Auf- 
fassung im priuzipiellen Gegensatz. Sie sieht in dem Klerus eine ge- 
schichtlich gewordene Erscheinung, wenn sie auch den Zeitpunkt der 
Entstehung nicht zu fixiren vermag. Sie versteht es, wenn die spätere 
Entwickelung ihren Rechtssätzen in apostolischen Meinungen und Wor- 
ten eine Stütze zu geben versucht, kann darum aber doch den recht- 
lichen Erscheinungen nicht einen apostolischen Ursprung zugestehen, 
da damals nicht einmal der Begriff der Kirche, geschweisre denn deren 
rechtliche Organisation existirt hat. Selen wir von dieser prinzipiellen 
Divergenz ab, so kann die Arbeit des Verfassers nur als eine nütz- 
liche angesehen werden, da sie das kirchliche Rechtsleben für eine be- 
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stimmte Zeit und Materie aus den Quellen heraus zu beleuchten unter- 
nimmt, welche von der bisherigen Literatur nicht genügend behandelt 
worden ist. E. Fr. 

10. Lübeek,.d. kirchl. u. weltl. Eparchialverfassg. d. Orients 2. 
Zeit d. Konz. v. Nicava 323. Marb. 01. (In.-Diss.) 

Eine Erstlingsarbeit, aber eine tüchtige! Während bezüglich der 
Entstehung des Episkopates und Papates für den katholischen Forscher 
eine dogmatische Schranke existirt, und für ilın die evangelische For- 
schung nur um ihre Ergebnisse zu bekämpfen in Betracht kommen 
kann, können bei Ergründung der Metropolitan- und Patriarchalver- 
fassungz katholische und evangelische Untersuchungen Hand in Hand 
vorgehen. Denn hier nimmt auch die katholische Lehre menschliche, 
d.h. geschichtliche Bildung an. Deshalb hat denn auch der Verfasser 
die evangelische Literatur in reichem Masse benutzt, mehr als wir es 
sonst bei katholischen Autoren gewöhnt sind. Die Darstellung ist klar 
und umsichtig, die nothwendige Polemik stets sachlich und meist zu- 
treffend. Dass wir nicht allen Ergebnissen des Verfassers zustimmen, 
versteht sich eigentlich von selbst. Dies gilt zunächst schon von seiner 
Auffassung der Stellung der Apostel und der Entstehung des Epis- 
kopates, die freilich nur einen Faden in dem Gewebe des Verfassers 
ausmacht. Aber auch sonst stimmen wir freilich den wesentlichen Re- 
sultaten des Verfassers zu, ohne indessen in allen Einzelausführungen 
ihm beipflichten zu können. So können wir z. B. uns nicht zu der 
Meinung bekennen, dass die kirchliche Hierarchie jemals als Vorbild 
für die Ausgestaltung der heidnischen gedient habe. Doch das sind 
Nebenpunkte, welche unser Gesammturtheil über das Buch nicht zu 
beeinflussen vermögen. Wir halten den Verfasser für durchaus qualı- 
fizirt, auch die weitere Aufgabe, die er sich gestellt hat. befriedigend 
zu lösen, d. h. den Kampf um die kirchliche Vorherrschaft des Orients 
darzustellen. E.. Fr; 

ll. Görres, d. spanisch-westgot. Episkopat u. d. röm. Papsttum 
v. Könige Rekared dem kathol. bis Wamba (586—580). Z. f. wiss. 
Theol. 1902, 41. 

12. Rohr, Gelasius I. und d. Primat. Theol. Qu.-Schr. 4, 110. 

13. Gebhardt, d. Bedeutung Innocenz T. f. d. Entwickelg. d. 
päpstl. Gewalt (Leipz. O1. In.-Diss.). 

14. Pieper, d. päpstl. Lezat... in Deutschl. Rezens.: Gott- 
pein (+.17.A. 163, 401. 

15. Grosse, d. Romanus Legatus n. d. Auffassung GregorsVTI. 


Halle 01. (In.-Diss.) 
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16. zoeller, Z Gesch. d. päpstl. Finanzverwaltg. unter Johann 
XXIIl. Röm. Quartalschr. 1901, 281. 

17. Hessel, Cluny u Macon. Ein Beitr. z. Gesch. d. päpstl. 
Exemtionsprivilegien. Z. f. KGesch. 22, 510. 

18. Ehrensberger, Zur Geschichte der Türkensteuer, insbe- 
sondere in Franken u. das subsidium charitativum des Kapitels Tau- 
bergau. Freiburger Diözesanarchiv Bd. 28 8. 396. 

19. Cartellieri, L’ordon. sur la dime de eroisade de 1184. Rev. 
hist. 76 I. 

20. Mantouchet, De ultimo generali conventu cleri Gallianı ao. 
1788. Le Mans 1900. 

21. Hıllıing, Gegenwart u. Einfluss d. Geistl. u. Laien auf die 
Diözesansynoden vornehmlich in Nord-Westdeutschland. A. f.k. KR. 
79, 203. 

22. Sieciliano-Villanueva* Studi sulle Vicende del foro 
eccles. nelle cause dei chieriei secondo il diritto della chiesa e la le- 
gislazione dottrina e pratica italiana dalla fine dell’ impero carolingio 
al sec. XIV. (con brevi accenni ai periodi precedenti) 1. cause civili 
(continuaz.) ll. Estratto dalla Rıv. di storia e filosofia del diritto vol. 
VI fase. Vlle segu. Palermo tipogr. Puceio Calogero Sciarino 1901. 

Die vorlierende Abhandlung ist die Fortsetzung einer früheren, 
welche einen kurzen Ueberblick über die vorangehenden Zeiten und 
eine Darstellung des kirchlichen Rechts von Pseudoisidor bis (sratian 
enthielt und schon 1896 in der Antologia giuridica di Catania erschie- 
nen war. Der Verfasser arbeitet unter genauer Berücksichtigung der 
literatur — auch der deutschen — durchaus quellenmässig. Eine 
grössere UVebersichtlichkeit der Darstellung wäre freilich erwünscht ge- 
wesen. Die erste Abhandlung kennen wir nicht. E. Fr. 

23. Bridrey, la condit. jurid. des eroises et le privil. de croix. 
Et. d’hist. d. dr. frane. These, Par. 00, 

24. Leo, Erklärung des cap. 12 in VI” de appellation. II, 15. 
(In.-Diss. Königsberg 1899.) 

25. Rieder, Eine Ausführe. d. im Jaber Vl enthaltenen Dekre- 
tale „Statutuin® (ec. 11. 1, 3) durch den B. Heinrich III. v. Konstanz. 
A.f. k. KR. 81, 585. 

26. Funk*, Zur (reschichte des Wucherstreites. Festgabe für 
Albert Schäflle zur siebzigsten Wiederkehr seines (seburtstaues. Tü- 
bingen (H. Laupp) 1901. 75 Pf. 

Die kleine Schrift ist eine dankenswerthe Erzänzung und theil- 
weise Reproduktion der Untersuchungen, welche der Verfasser in seiner 
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Schrift die (@eschichte des kirchlichen Ziusverkehrs 1876 und in der 
Theologischen Quartalschritt 1879 publizirt hatte. Sie behandelt we- 
sentlich den Streit, der aus Anlass der Veroneser Anleihe vom Jahr 
17-4 zwischen Ballerini und Mafteı geführt und von Benediet XIV. sehr 
vorsichtig, wenn auch zu (zunsten der alten Wucherlehre, doch ohne 
C('ensurirung Mafteis entschieden wurde. Weiter wird die Schrift des 
Exjesuiten Rossignol de V’Usure beleuchtet, die sich sleichfalls für die 
Zulässickeit des Darlehensziuses aussprach. E. Fr. 

27. Parisot, Les choreveques. Rev. de l’or. chret. 1901, 157. 419, 

28. Krabbe, Die Besetzung der deutschen Bisthümer unter der 
Regierung Kaiser Friedrich’s 11. (1212—1250). Zweiter Exkurs. Die 
Bedeutung des erzbischöflichen Titels minister in Deutschland während 
der ersten Hälfte des XIII. ‚Jahrhunderts. Phil. Diss. Berlin 1901. 

29. Boerzer*, D. Belehnungen d. deutschen geistl. Fürsten. 
Leipz. 01. B. G. Teubner. Mk. 4,50. (Leipziger Studien a. d. (febiete 
d. Geschichte hr. v. Lamprecht, Marcks, Seeliger Bd. 8 H. 1.) 

Es handelt sich in dieser tüchtigen und ftleissigen Arbeit nicht 
etwa um eine (Greschichte des Investiturstreites, sondern lediglich um 
eine Darstellung der Entwickelung, welche die bei der Belehnung geist- 
licher Fürsten gebräuchlichen Symbole im Jaufe der Zeit wefunden 
haben. Der Verfasser geht davon aus, dass die Beleihung mit dem 
Scepter nach dem Wormser Konkordat keine eigentlich lehnrechtliche, 
sondern, um mit Fieker zu reden, eine lehnrechtliche im weitern Sinn 
des Wortes gewesen sei. Er weist dann mit Recht die Behauptung 
Schröders zurück, dass Friedrieh I. in zielbewusster Politik die Re- 
galien mit einem feudalen Charakter belegt habe, beweist vielmehr, 
dass diese Umbildung sich erst in der Periode des Sachsenspiegels — 
dessen und des Schwabenspiegels einschlagenden Sätze werden zutref- 
fend interpretirt — vollzogen hat, wo die geistlichen Regalien als re- 
ealia feudalia bezeichnet worden sind. Aber auch dann noch erfolgt 
die Belehnung der geistlichen Fürsten mit dem Scepter, Aber in der 
Folgezeit werden auch weltliche Fürsten mit dem Scepter belehnt und 
umgekehrt geistliche mit einer Fahne, bis schliesslich vom Beginn des 
XV, Jahrhunderts an das Scepter als Symbol ganz verschwindet und 
auch bei geistlichen Fürsten der Fahne und später dem Schwerte 
weicht. E. Fr. 

30. Zorell, D. Entwickelung des Parochialsystems b. z. Ende 
d. Karolingerzeit. (In.-Diss. Mainz Ol) auch A. f. k. KR. 82, 74. 

31. Imbart de la Tour, Les paroisses rurales dans l’ancienne 


France. Revue historique Bd. 67 S. 1, Bd. 68 8. 1. 
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32. Paulus, Welt- und Ordensklerus beim Ausgange des XIIT. 
Jahrhunderts im Kanmpfe um die Pfarr-Rechte. Phil. Diss. Essen- 
Ruhr 1900. 

33. Bader, Der Klerus u. sein Recht nach dem Zürcher Richte- 
brief, Zürich 191. 

34. Buchberger, D. Wirkungen d. Busssakramentes n. d. Lehre 
d. h. Thomas v. Aquin. Mit Rücksicht auf d. Anschauungen anderer 
Scholastiker dargestellt. Gekrönte Preisschrift. Freib. 01. 

35. Bouzon, la rente des biens d’une eongreration sous Louis XV. 
La suppression des Jesuites. Par. Ol. 

36. Carassai*, la politica religiosa di Constantino il Grande e 
la proprietä della chiesa. Roma 1901. (Sep.-Abdr. a. d. Archivio 
della R. Soc. rom. di storia patria vol. XXIV fase. IL TI 

Der Verfasser widerlegt zunächst die Ansicht von Seeck über das 
Mailänder Edikt und beleuchtet sodann in lichtvoller Weise die we- 
sammte (resetzgebung Konstantins in ihren christlichen Gesichtspunkten 
und speziell auf dem (rebiete des kirchlichen Vermögensrechtes. 

E. Fr. 
37. Familia, Il sacromonte di pietä di Roma. Rom 1900. 

38. Salvioli, le decime de Sieilia e specialmente quelle di Gir- 
genti. Ricerche stor.-giur. Palermo 01. 

39. Stutz*, Das Münster zu Freiburg 1. B. im Lichte rechts- 
geschichtl. Betrachtung. — Rede, geh. am 24. Sept. 1901 im Korn- 
haussaal zu Freiburg. Tübingen und Leipzig 1901. J.C. B. Mohr. 
su Pf. 

Eine anmuthig geschriebene kleine Schrift, welche die rechtlichen 
Schicksale des Freiburger Münsters beleuchtet. Zuerst Pfarrkirche, 
für welche Pfarrer und Siegrist durch die Bürger zu wählen war, dann 
Objekt von Patronatsstreitigkeiten zwischen Stadt und Herrschaft, end- 
lich Universitätspfarrei ist die Kirche erst bei Errichtung der ober- 
rheinischen Kirchenprovinz Kathedrale geworden. Dass sie eine „Ei- 
genkirche* gewesen sei, scheint uns eine Hypothese des Verfassers zu 
sein, deren man zur Erklärung der Berründung des städtischen Wahl- 
rechts kaum bedart. E. Fr. 


VI. Staat und Kirche. 


1. Feral, La Conception de I’Etat, d’apres l’Erlise romaine 
(these). Valence 01. 

2. Neumann*, Karl Johannes, Hippolytus von Rom in seiner 
Stellung zu Staat und Welt. Neue Funde und Forschungen zur Ge- 
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schichte von Staat und Kirche in der römischen Kaiserzeit. Erste Ab- 
theilung. Leipzig, Veit & Co. 1902. 

Statt des längst fälligen zweiten Bandes seiner Schrift über den 
römischen Staat und die allgemeine Kirche, der übrigens bei dieser 
(relegenheit aufs Nene in Aussicht gestellt wird, bietet uns der \Ver- 
fasser, angeregt durch die Hippolytusausgabe der Berliner Akademie, 
eine Ergänzung zu jenem ersten Band. Im Zusammenhang mit einem 
kurzen Ueberblick über den Antichrist im N. T. und bei den ältesten 
Kirchenvätern wird zunächst die Stellung des Hippolytus zur Lehre 
vom Antichrist auf (rund seiner Schrift über dieses Thema untersucht. 
Das wichtigste Ergebniss dieser Untersuchung ist, dass für Hippolytus 
das Römerreich wenn auch unchristlichen Charakters nicht selbst der 
Antichrist sei, sondern (gerade so wie im 2. Thessalonicherbrief) 5 x2- 
2iywv: solange das Römerreich besteht, kommt der Antichrist nicht. 
Während diese Schrift vor dem severischen Reskript gegen die Aus- 
breitung des Christenthums verfasst. ist, ist dageren der Danielkom- 
mentar des Hippolytus erst durch dieses Reskript hervorgerufen und 
lässt uns seinen Inhalt genauer bestimmen als dies bisher möglich war: 
ausserdem ist er dadurch interessant, dass Hippolyt hier der über- 
spannten eschatologischen Erwartung entgegentritt. Daran reihen sich 
Untersuchungen über die Stellung der Christen in der Welt, über Hip- 
polytus als römischen (segenbischof und seine Verehrung als eines Hei- 
liven. -- Eine zweite Abtheilung soll einige „Ausläufe® (wie Verf. im 
Anschluss an Jakob Grimm statt Exkurse sagt) und Neue Funde und 
Forschungen zur Geschichte von Staat und Kirche in der römischen 
Kaiserzeit bringen. Hoffentlich lässt diese zweite Abtheilung nicht 
allzulange auf sich warten und folgt sodann der zweite Band der Schritt 
über den römischen Staat und die allgemeine Kirche! K. R. 

3. Solmi, Stato e chiesa secondo gli seritti politici da Carlo- 
Magno fino al concordato di Worms (800—1122): studio storico e 
giuridico. Modena Ol. 

4. Särmüller, D. konstantin. Schenkung im Investiturstreit. 
Theol. Quart.Schr. 84, 89. 

5. Krauss, D. Auditorium s. palatii ap. üb. d. Verhältn. v. 
Kirche u. Staat 1606. A. f.k. KR. 82, 17. 

6. Friedensburg, D. röm. Kurie u. d. Annahme der preuss. 
Königswürde durch Friedrich IIl. v. Brandenburg. Histor. Z. Bd. 87 
S. 407. 

7. Mirbt, D. Toleranzantrag des Centrums. Vortrag. 2. durch eine 
Abwehr ultramontaner Angriffe verm. Aufl. Teipz. 02. 
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8 Kahl, D. Bedeutg. d. Toleranzantrags f. Staat u. ev. Kirche 
(Halle 02). Sond.Abdr. aus d. deutsch. ev. Blättern 1902. H. 1. 

9. Michelet, Du droit de regale. Liguge Ol. 

10. Mayer, Portalis u. d. organ. Artikel. (Strassb. 02. Rede.) 

ll. Bourgain, l’eglise de France et V’etat au XIXe siecle. Paris 
1901. 

12. Treich, La police du culte catholique en France. These 
droit. 1900. 

13. Les lois recentes sur les dons et legs en ce qui concerne les 
fabriques et les etablissements religieux. Revue administrative du culte 
catholique, 5. 

14. de la Serviere, De Jacobo I Angliae rege cum Cardinali 
Roberto Bellarmino S. J. super postestate cum regia tum pontificia 
disputante (1607—1609). These lettr. Parisiis 1900. 

15. Hume, Treason and Plot: struggles for catholic supremacy 
in last years of queen Elisabeth. London 1901. 

16. Dial, Ohio religious Corporations and religious societies. 
2d ed., rev. and enl. Cincinnati. 

17. Fiore, della capacita dello stato straniero, della chiesa e 
della S. Sede di acquistare per successione. Riv. di legislaz. IV, 3/5. 

18. FironyArcas, La reforma del concordato celebrado entre 
la Santa Sede y el reino de Espana. Revista general de legislcaion y 
jurisprudeneia XLVIII, T. 96 et 97. 


VI Verfassungs- und Verwaltungsrecht der katho- 
lischen Kirche. 


l. Steinitzy*, Dispensationsbegriff u. Dispensationsgewalt auf d. 
(rebiete des deutsch. Staatsrechts. Breslau 1901 (Marcus). (Brie, Ab- 
hhandlgen a. d. Staats- und Verwaltungsrecht. H. 4) M. 2,60. 

Der Dispensationsbegriff ist zuerst im kanonischen Recht wissen- 
schaftlich ausgebaut worden. Die Publizisten haben mit-dem ihnen 
von den Kanonisten übergebenen Pfund gewuchert. So kann es denn 
(diesen nicht verargt werden, wenn sie ihrerseits aus den publizistischen 
Deduktioneu Gewinn zu ziehen versuchen. Freilich ist dieser aus der 
vorliegenden Schrift für den Referenten kein überwältigender. Wir 
bleiben nach wie vor von der Richtigkeit unserer betreffs der Dispen- 
sation vorgetragenen Anschauungen durchdrungen und halten nach wie 
vor die Ansicht von Hinschius, so weit auch der Verf. ihnen beipflich- 
tet, für verfehlt. Wenn der Verf. unsere Meinung, dass die Dispen- 
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sation ein subjektives Recht erzeuge, durch das Beispiel widerlegen 
will, die Dispensation vom Eheaufgebot erzeuge kein subjektives Recht, 
sondern erleichtere nur die Ausübung des subjektiven Rechts zur Ehe- 
schliessung, so scheint uns das ein Spiel mit Worten zu sein. Gewiss 
hat der Staatsbürger ein subjektives Recht zur Eheschliessung, aber 
doch nur unter den gesetzlichen Modalitäten, dass der Ehe ein Auf- 
gebot vorangeht. Wird von diesem dispensirt, so wird ihm eben die 
Berechtigung, d. I. das subjektive Recht ertheilt, ohne Aufgebot zu 
heirathen. Nach wie vor bleiben wir auch bei unserer Meinung, dass 
die Ausübung der Dispensationsgewalt nicht eine gesetzgeberische 
sondern eine Verwaltungsthätirkeit sei. Der Verf. polemisirt gegen 
unseren Satz, indem er Argumente geren (seorg Meyer vorbringt, die 
uns gar nicht treffen. Denn wir begründen unsere Ansicht gar nicht 
damit, dass die Dispensationsgewalt sonst in das konstitutionelle Sy- 
stem nicht eingerliedert werden könne. Haben wir sie doch für den 
absoluten Papst aufgestellt. Auch sind wir mie der Meinung gewesen, 
die Verf. bei Meyer bekämpft, dass ein Gesetz stets generell sein müsse. 
Wir behaupten nach wie vor, dass jede Dispensation eine objektive 
Rechtsnorm, also einen (resetzes- oder (rewohnheitsrechtssatz zur Vor- 
aussetzung haben müsse. Indem der (Gesetzreber einen solchen Satz 
aufstellt, übt er natürlich eine gesetzgeberische Thätigkeit. Aber in- 
dein er in (emässheit dieses Satzes in einenı Einzelfall dispensirt, übt 
er nur einen Verwaltungsakt aus. Er bricht nicht das objektive Recht 
zu Gunsten eines konkreten Falles, sondern er handelt in (remässheit 
des (sesetzes, welches ihm gestattet, von seiner Beobachtung im Ein- 
zelfalle zu entbinden. Der uns von Hinschius gemachte und vom Verf. 
adoptirte Vorwurf, wir verwechselten die durch den (zesetzgeber für 
gewisse Fälle erteilte Befugniss zur Dispensation, also zur Ausübung 
der gesetzgebenden (sewalt in bestimmt begrenzten Fällen mit der Dis- 
pensation selbst und dem Rechtsgrund derselben trifft nicht uns, son- 
dern ihn. Denn gerade wir scheiden genau die durch das (sesetz oder 
besser eine Rechtsnorm ertheilte Befugniss von deren Ausübung. Wenn 
uns eingeworfen wird, wie wenn der Gesetzgeber selbst dispensirt ? 
Daun liegt eben überhaupt keine Dispensation vor, sondern ein Aus- 
nahmegesetz, ein Privileg. E. Fr. 

2. Stiegler*, Dispensation, Dispensationswesen u. Dispensations- 
recht im Kirchenrecht. Geschichtlich dargestellt. Bd. 1. Mainz. Franz 
Kirchheiin 1901. 

Wir haben die Leser der Zeitschrift schon zu verschiedenen Malen 
in der Literaturübersicht auf die Abhandlungen verwiesen, die Stiegler 
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im Archiv für katholisches Kirchenrecht über die geschichtliche Ent- 
wickelung des Dispensationsinstitutes publizirt hat. Sie liegen jetzt 
gesammelt unter obigem nicht ganz glücklichen Titel vor und sollen 
in noch zwei weiteren Bänden fortgesetzt werden. Der jetzt erschie- 
nene schliesst mit Gratian ab; der II. soll die Entwickelung bis in die 
Jetztzeit führen und am Schlusse „eine kritische Zusammenstellung 
sämmtlicher über die Dispens geltenden Rechtssätze enthalten", was 
wohl heissen soll eine dogmatische Darstellung des jetzt geltenden 
Rechtes mit kritischer Würdigung der dabei aufssetauchten Controversen. 
Hoffentlich wird der Verf. dort mit der communis opinio der katho- 
lischen Literatur brechen, dass die Dispensation ein Akt der gesetz- 
gebenden Gewalt sei. Endlich soll noch ein dritter Band dem evan- 
gelischen und griechisch-katholischen Kirchenrecht gewidmet werden. 
Zunächst können wir nun sagen, dass die von der bisherigen Literatur 
stiefmütterlich behandelte Materie eine so ausführliche Darlegung ver- 
dient, wie sie der Verf. tlieils schon gegeben hat, theils noch plant, 
zumal die Dispensation nicht bloss für das Kirchenrecht von Bedeutung 
ist, sondern auch für Staatsrecht u. s. w. und für die dogmengeschicht- 
liche Entwickelung die kirchenrechtliche Literatur eine grosse Rolle spielt. 
Andrerseits ist hervorzuheben, dass in dem jetzt erschienenen Bande eine 
tüchtige quellenmässige Arbeit vorliegt, deren Lektüre zwar nicht sehr 
genussreich, dafür aber sehr belehrend ist. Namentlich sind die Wand- 
lungen interessant, welche der Dispensationsbegriff durchgemacht hat. 
Aber der Verf. beschränkt nicht etwa seine. Darstellung auf diese 
Fraxe, sondern behandelt die ganze Materie in grösster Vollständir- 
keit. Wir stehen nicht an, sein Buch als eine erfreuliche Bereicherung 
der kirchenrechtlichen Literatur zu bezeichnen. E. Fr. 

3. Meurer*, Die jurist. Personen nach deutschem Reichsrecht. 
Stuttgart 1901 (Enke) Mk. 11. 

Das Buch ist Seitens der juristischen Fakultät der Universität 
Würzburg dem Kanonisten Schulte zum fünfzigjährigen Doktorjubiläum 
gewidmet worden, und der Verf. selbst ist auch von der kanonistischen 
Seite her zu seinem Thema gekommen. Lediglich von diesem Gesichts- 
punkt aus fällt dessen Besprechung in den Kreis dieser Zeitschrift. 
Zunächst kommt für uns der $ 89 BGB. in Betracht für die Frage, 
ob die Normen des BGB. für kirchliche juristische Personen zur An- 
wendung kommen. Wir pflichten hier den Ausführungen des Verf. bei, 
dass der im (zesetze nicht definirte Begriff der öffentlich-rechtlichen 
juristischen Person prinzipiell aus dem Reichsrecht heraus definirt 
werden müsste. Es fragt sich nur, ob das Reichsrecht darüber Aut- 
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schluss gibt. Wie die Gesetzgebungskommissionen den Begriff aufge- 
fasst haben — diese haben übrigens als Kriterium die Einfügung der 
betr. Person in den Staats- oder Kirchenorganismus hingestellt — 
erscheint uns gleichgültig. Wır haben das Gesetz aus sich heraus, 
nicht aus den Motiven zu interpretiren. Wir meinen aber umgekehrt 
wie der Verf., dass da das Reichsrecht keine Begriffsbestimmung enthält, 
diese aus dem bisherigen gemeinen und Partikularrecht genommen wer- 
den muss. Nach diesem haben aber die öffentlich-rechtlichen Religions- 
zesellschaften unzweifelhaft den Charakter öffentlich-rechtlicher Personen 
gehabt und dieser ist ihnen nicht entzogen worden. Demnach gelten 
die Bestimmungen des BGB. durchweg für alle privatrechtlichen Re- 
lirionsgesellschaften, dagegen für die öffentlich- und daher auch kirchen- 
rechtlichen in (remässheit von BGB. 8 89 nur die SS 31 und S 42 
Abs. 2. 

Dazu kommt nun aber allerdings noch EG. Art. 84 bezüglich der 
Frage, in welcher Weise eine Religionsgesellschaft oder eine geistliche 
(sesellschaft Korporationsrechte erlaugen kann. Der Art. sagt, dass 
diejenigen landesgesetzlichen Vorschriften unberührt bleiben, nach wel- 
chen zu dem gedachten Zwecke der Weg der (sesetzgebung beschritten 
werden muss. Nach der Meinung des Verf. ergiebt sich daraus zur 
Evidenz, dass die kirchenrechtlichen juristischen Personen nicht zu 
den öffentlich-rechtlichen im Sinne des BGB. gehören, ebensowenig 
wie unbestrittener Weise die Kirchenbeamten als öffentliche Beamte 
im Sinne des RStGB. gelten. Denn, so deduzirt er, wenn jene öffent- 
lich-rechtliche wären, so würden doch schon nach dem BGB. selbst die 
Bestimmungen des Gesetzbuches über juristische Personen ins (resammt 
nicht zur Anwendung kommen mit Ausnahme des im $ 89 angeführten 
& 31 und eventuell 8 42 Abs. 2. Also gelten schon nach dem BGB. 
selbst diese Bestimmungen über Erlangung der juristischen Persönlich- 
keit nicht für kirchliche Organisationen, wenn diese öftentlich-rechtliche 
wären. Wozu hätte deun aber noch EG. Art. 84 seine Bestimmung 
betr. der Fortdauer des Landesrechtes getroffen? Dieser Bestimmung 
könne doch nur ein Sinn beigelegt werden, wenn für die kirchlichen 
Organisationen die einschlagenden Bestimmungen des BGB. gelten 
würden, falls sie nicht durch das Einführungsgesetz beseitigt werden. 

Wir können dieser Deduktion nicht beipflichten. Der cit. Art. 84 
spricht von Religionsgesellschaften einerseits und geistlichen Gesell- 
schaften andrerseits, d. h. überhaupt nicht von Kirchen. Diese wer- 
den nach der Terminologie aller Reichsgesetze nie als Religionsgesell- 
schaften, sondern mit dem Ausdruck Kirche bezeichnet. Er spricht 
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überhaupt nicht von öffentlich-rechtlichen Religionsgzesellschaften, son- 
dern von privaten. Freilich sind auch diese Organisationen solche des 
öffentlichen Rechts, wie Staats- und Kirchenrecht Bestandtheile dieses 
sind, aber sie sind keine öffentlich-rechtlichen Korporationen, wie es 
7. B. die kirchlichen und auch die jüdischen Gemeinden sind. Diese 
erlangen die privatrechtliche juristische Persönlichkeit ipso iure durch 
ihre Begründung und bedürfen keiner Verleihung. Der cit. Art. be- 
zielt sich daher nur auf solche, die einer Verleihung bedürfen, wie 
also die dissidentischen (semeinschaften. Für diese wird der bisherige 
preussische und oldenburgische Rechtsstand aufrecht erhalten. Ist das 
aber auch der Fall mit demjenigen, wonach die Korporationsrechte dureh 
Verordnung zu ertheilen wären? Aus den Motiven heraus könnte man 
die letztere Frage mit dem Verf. bejahen, aus dem Wortlaute des Ge- 
setzes nicht. Dieses spricht ausdrücklich von dem Rechte, wonach 
eine Religionsgesellschaft etc. die Rechtsfähirkeit „nur im Were der 
(sesetzgebung* erlangen kann und erhält allem dieses aufrecht, d.h. 
in den deutschen konstitutionellen Staaten kann die Rechtsfähirkeit 
den genaunten Organisationen nicht durch eine Verordnung gewährt 
werden. Ob die Befugeniss zum Erlasse einer solchen auf einem 
(resetze beruht oder nicht, ist um so gleichgiltiger, als die Verordnungs- 
kompetenz in letzter Instanz sich immer auf einem Gesetze aufbaut. 
Von dem Inhalt einer Verordnung sagen wir nicht, dass sie im Wege 
der (resetzeebung erlassen worden sei. Mit dem Argument, dass nach 
den Materialien das BGB. in das öffentliche Recht und demnach auch 
in das Staatskirchenrecht nicht habe eingreifen wollen, kommt man 
nicht durch, weil das Gesetzbuch diesen Voraussetzungen nicht ent- 
sprochen hat. Wir verweisen nur auf den oben angeführten $ 89. Wir 
können auch nieht der Meinung Niedners beipflichten, dass nach Efr. 
34 die einzelstaatliche Gesetzeebungszewalt die ihr reservirte Befugnisa 
auf den Tandesherrn delegziren kann. Wenn Worte eines (Gresetzes 
überhaupt einen Sinn haben sollen, kann dieser in Art. 84 nicht ge- 
funden werden. Sonst müsste man auch sagen, der Richter ertheilt 
die venia aetatıs im Wege der Gesetzgebung, weil ihm die Befugrniss 
zur Ertheilung durch ein (resetz gewährt worden ist. Nun haben aller- 
dines die Ausführungsgesetze der beiden Mecklenburg, der beiden 
Schwarzburg, Lippe und Reuss, von Weimar, Meiningen, Anhalt die 
Bestimmung, dass die Korporationsrechte durch landesherrliche Ver- 
ordnung ertheilt werden können — nur Lübeck verlangt ein Gesetz — 
aber diese müssen, weil im Widerspruch zum Reichsrecht stehend, als 
nichtig angesehen werden, wie nicht minder auch die vor dem BGB. 
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ergangenen gleichartigen (2. B. die Bayerischen) Bestimmungen — be- 
züglich dieser hat auch Niedner Bedenken — als nicht mehr geltende 


zu betrachten sind. An und für sich ist auch gar kein Interesse des 
Staates ersichtlich, warum nicht eine Religionsgesellschaft durch Ein- 
traxung in das Vereinsregister, wie früher schon in Sachsen, soll Kor- 
porationsrechte erlangen können, da die Rexierung ja unmotivirt nicht 
anzufechtenden Einspruch geren die Eintragung erheben kann. Ol 
direktes oder verkapptes Konzessionssystem herrscht, ist doch politisch 
gleichgiltig. Wir können also den kirchenrechtlichen Ergebnissen des 
Verf. nicht zustinunen. E. Fr. 

4. Exger, Die Beschimpfung des Beichtinstitutes. St. Gallen 
1901. (In.-Diss.). 

5. Buschbell, Die röm. Teberlieferung der professiones fidei 
der Päpste. Röm. Quartalschr. f. christl. Alterthumskunde u. f. Kir- 
chengeschichte. 14. Jahre. 8. 131. 

6. Kirsch, Die reservatio in petto bei der Kardinalskrention. 
A. f. k. KR. 81, 421. 

7. Die Vacabilia an d. päpstl. Kanzlei u. d. Dataria. A. f. k. 
KR. 82, 163. 

8. Boudinhon, Yordination au diaconat et au sous-diaconat 
par un simple pretre. Le can. Cont. XXIV, 321. 385. 

9. Hofmann, Die Exkardination einst u. jetzt. 7. f. kathol. 
Theologie. 23. Jahrg. S. 92. 

10. Cumming and Gilbert, Membership and religious cor- 
poratious. Albany 01 (für New-York). 

ll. Illasiewiez, D. Religionsbekenntn. d. Kinder n. österr. R. 
Czernowitz O1. (Sep.-Abdr. aus Oesterr. Z. f. Verwaltg.) 

12. Leinz, D. Simonie. Eine kanonist. Studie. Freib. 02. 

13. Hilgenreiner, D. kirchl. Vorcensur u. d. Partikularrecht. 
(Vortr. u. Abh. Her. v. d. Leo-Gesellsch. H. 17). Wien Ol. 

14. Bielik, Geschichte der k. u. k. Militärseelsorge u. des apo- 
stol. Feldvikariats. Wien 1900. 

15. Scaduto, Resignatio beneficii titularis requisiti per la vali- 
ditä, responsibilitä del Vescoro e dell’ Economato Napoli 01. (Estr. 
dalla Dritto e Giurisprud. anno XVI num. 30, 

16. Gıllmann, Die Resignation der Beneficien. A. f.k. KR. 
81, 433. 

17. Gillmann*, Die Resignation d. Benefizien. (Historisch-dog- 
matisch dargestellt). Sep.-Abdr. aus A. f.k. KR. Mainz 1901. Franz 
Kirchheim. Mk. 2,80. 
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Wir haben die Leser dieser Zeitschrift schon verschiedene Male 
auf die obige im Archiv für katholisches Kirchenrecht erschienene 
Abhandlung aufmerksam gemacht. Jetzt ist sie durch Sonderdruck 
allgemein zugänglich gemacht worden, und das ist zu billigen, da die 
in ihr behandelte Materie einer modernen Bearbeitung bedarf und Sei- 
tens des Verf. eine mit grossem Fleisse gefertigte gefunden hat. E. Fr. 

15. Moresco*, le parrocchie gentilizie genovesi Torrino O1. (Estr. 
dalla Riv. ital. per le scienze ginridiche. Vol. XXXI pars. 1. 2. 

(serenüber den haltlosen Phantasien von Corrazini unternimmt es 
der junge, aus der tüchtigen Schule von Ruffini hervorgeganrene Autor, 
das Wesen und die Entwicklung der oben genannten Erscheinung, die 
sich in Italien nur in Genua und Aquila vorfindet, historisch und dog- 
matisch zu ergründen. Seine Ergebnisse sind durchaus zutreffend. Es 
handelt sich zunächst um Gründungen, welche adlige Familien für ihre 
Glieder und die in dem befestigten Umkreis wohnenden Familien ge- 
stiftete und für welche sie Patronatrechte besessen haben, also um 
territortal abgeschlossene geistliche Bezirke. Als die lokale Zusammen- 
gehörigheit der Familienglieder aufhörte, haben sich die Kirchen zu 
Personalpfarreien entwickelt und sind als solche päpstlicherseits aner- 
kannt worden. Wir hoffen, dem strebsamen Autor später noch auf 
andern (febieten der kirchenrechtlichen Forschung zu begegnen. E. Fr. 

19. Bayer, Kann ein Bischof Patronats- bez. Präsentationsrechte 
auf ein benefieium erwerben ? Z. Erklär. v.c. 18. X. de iure patronat. 
(3, 35). A. f. k. KR. 82, 3. 

20. Doemming*, d. Rechtsstelle. d. K.Patrones i. Geltungs- 
gebiet d. ALR. (Aus Verwaltungs-Archiv). Berl. 01. Stegmann Mk. 0,80. 

Eine klare und kurze Darstellung, welche lediglich der Praxis zu 
dienen bestimmt ist. E. Fr. 

21. Freisen, d. Besetzung der niederen Kirchendienerstelleun 
(Küster, Organist etc.) im Gebiete d. Preuss. Länder, insbes. die Be- 
setzung mit Militäranwärtern. A. f. k. KR. 82, 42. 

22. Nezereau, La penitence d’apres le concile de Trente. These 
theol. protest. 1900. 

23. guyot de Preignan. Le droit de propriete et le Tem- 
porel de V’Egl. au XIXe siecle, av. un app. conten. les lois deer. ... 
relatifs au temporel de l’egl.... . . et aux congregat. relig. en France 
depuis 1789 et les docum. les plus importants avant 1789. Par. 1. 2. 

24. Scaduto, la propriete eceles. en Italie et sa reorganisation 
(Brux. 01. Extr. de la Revue de l’Univ. de Brux. T. VI. 1W0—1W1. 
Mars.). 
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25. v. Bötticher, Das Eigenthumarecht an kirchl. Gütern. 
Mittheilgen d. hannov. Pfarrvereins 1901. No. 37. 

26. Bossi*, Vermögensrechtliche Anstände bei d. Trennung von 
Religionsgenossenschaften. Chur 01. Hitz 2 Mk. (In.-Diss.). 

Eine frisch und anregend geschriebene Erstlingsarbeit über die 
interessante Frage, inwieweit eine Kirchengemeinde bei sei es partiel- 
lem sei es totalem Uebertritt zu einer anderen Konfession einen An- 
spruch auf das Kirchengebäude und Vermögen habe. Der Verf. steht 
auf dem Boden der Institutentheorie mit einem leisen Anflug zur 
Annahme eines kirchlichen Gesammt-Eigenthums. Von dem Stand- 
punkt jener aus verneint er mit Recht die aufgeworfene Frage. 
Aber er kommt auch zu gleichem Resultate vom Standpunkt der Ge- 
meindetheorie. Wir können dem gegenüber nur an unserer früheren 
Meinung festhalten, die für Deutschland durch das BGB. noch eine 
neue Unterstützung erfahren hat. Praktisch bedeutsam ist die Frage 
in neuerer Zeit namentlich für die Altkatholiken geworden, die ja be- 
haupten, nicht von der Kirche sich getrennt zu haben, sondern der 
infallibilistischen diesen Vorwurf machen. Darauf geht der Verf. in 
seiner Arbeit, die wir durchweg mit Interesse, wenn auch nicht durch- 
weg mit Zustimmung gelesen haben, ex professo nicht ein. Nicht zu 
billigen ist, dass der Verf. bei der Literatur nicht stets die neuesten 
Auflagen benutzt. E. Fr. 

27. Orrcols, El testamento ante el päarroco segtin la legislaciön 
v la präetica vigentes en Cataluna. Aragon et Navara. Revista 
general de legislaciön y jurisprudeneia XLVIII, T. 96 et 97. 

28. Salvioli, le decime in Sicilia e specialmente quelle di Gir- 
genti; ricerehe storico-giuridiche. Palermo 01. 

29. Link, Messstipendien. Regensburg 1901. 

30. Freisen*, Landeshospital, Kapuzinessenkloster, Genossenschaft 
der Barmberzigen Schwestern zu Paderborn. Hist.-jurist. Abhandlg. 
Paderborn 01. ‚Junfermann. 

Es besteht ein Streit zwischen dem Paderborner Landeshospitale 
und dem dort die Hausökonomie und Krankenpflege besorgenden In- 
stitut der Barmherziren Schwestern. Das letztere war Rechtsnach- 
folger des aufgehobenen Kapuzinessenklosters und succedirte als staat- 
lich anerkannte juristische Person auch in dessen Immobiliarvermögen. 
Durch einen Rattenkönig von Grundbucheintragungen und Berichtigungen 
ist das Institut der Barmherzigen Schwestern und das damit verbun- 
dene Hospital zugleich eingetragen worden. Der Streit bezieht sich 
darauf, ob das Institut der Schwestern noch Eigenthümer des früheren 
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Kapuzinessen-Vermögens sei, oder ob es nur zur Pflege der Kranken 
und Hausökonomie berufen sei. In letzterem Falle würde die Kapu- 
zinessenkirche einem vom Kuratorium des Hospitales beabsichtieten 
Neubau zum Opfer fallen. Der Verf. hat sich nieht damit begnügt, 
ein Rechtsgutachten zu geben, welches in Anbetracht des Falles nur 
auf geschichtlicher Grundlage hätte gegeben werden können, sondern 
er hat diese letztere so stark in den Vordergrund gerückt, dass die 
konkrete Veranlassung seiner Studien fast verschwindet und nur am 
Schlusse des Buches zum Ausdrucke gelangt. So ist seine Schrift ein 
Stück Paderborner Lokalgeschichte geworden, da es die Geschichte 
des dortigen Krankenhauses, des Kapuzinessenklosters und des Pader- 
borner Institutes der Barmherzigen Schwestern darstellt. Darin liert 
aber auch die Bedeutung der Schrift über das lokale Gebiet hinaus 
und sein allgemeines Interesse, zumal da es auch Einblicke in die geist- 
liche und staatliche Verwaltung der Vergangenheit gewährt und die 
Beziehungen der beiderseitisren Organe zu einander. Dass der Verf. 
sehr viel UÜrkundenmaterial in extenso giebt, hängt mit dem praktischen 
Zwecke der Schrift zusammen, erschwert aber doch etwas die Ueber- 
sicht und die Lektüre. E. Fr. 

3l. Belotti, Le campane: studio di diritto ecclesiastico italiano. 
Milano 1901. 

32. Notes de droit canonique et civil sur administration parois- 
siale. Besaneon 1901. 

33. D. Inanspruchnahme der k. k. Finanz-Procuratur in Oester- 
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1. Markgraf, Clemens v. Alexandrien als asket. Schriftsteller 
in seiner Stellung z. d. natürl. Lebensgütern. Z. f. KGesch. 22, 987. 

2. Steingiesser, d. Geschlechtsleben der Heilissen. Ein Beitr. 
z. Psychopathia sexualis d. Asketen u. Religiosen. Berl. 1901. 

3. Schiwietz, Geschichte u. Organisation der Pachomianisch. 
Klöster im 4. Jhdt. A. f. k. KR. 81, 461. 630. 

4. Schröder, Der hl. Ulrich u. die Reklusin Wiborada. Hist. 
Jahrb. XX11, 276. 

5. Devoucoux, La Religieuse, selon saint Augustin. Expli- 
cation de la regle du saint docteur, d’apres le bienheureux Humbert 
de Romans, cinquieme maitre’ general des Dominicains. (Abbeville O1). 

6. Constitutions des Filles du Saint-Coeur de Marie, ser- 
vantes des pauvres, precedees de la regle de saint Augustin. (Le Mans 01). 
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7. Pernet, Le R. P. Etiemne, religieux des Augustins de l’As- 
somption et fondateur des Petites Soeurs de ’Assomption, gardes- 
malades des pauvres a domicile. Preface de S. G. Mer. de Cabrieres, 
eveque de Montpellier. Paris Ol. 

8. Goetz, d. Quellen z. Gesch. d. h. Franz v. Assisi. Z. f. K.- 
(sesch. 22, 362. 525. 

9. Regula antiqua fratr. et soror. de paenitentia seu tertii or- 
dinis 8. Franeisci. Nune primum ed. Paul Sabatier Par. Öl. 

1. Balme et Collomb, Cartulaire ou Histoire diplomatique 
de saint Dominique. 3. vol. Paris 01. 

ll. Monumenta ordinis fratrum Praedieatorum historica. Tom. 
X: Acta capitulorum generalium ordinis Praedicatorum. Vol. V. Aba. 
1558 usque ad a. 1600. Jussu reverendissimi P Frat. Andreae Früh- 
wirth, masristri generalis, recensuit Frat. Bened. Maria Reichert, O. 
Praed. Romae. Stuttrart 01. 

12. Duhr, d. Jesuiten an d. deutschen Fürstenhöfen d. XVl. 
Jahr. (Freib. Ol). (Pastor, Ergänzungen u. Erläuterungen zu ‚Jansen’s 
(sesch. d. D. Volkes HU, 4.) 

13. Saint-Helier, Les monita secreta des Jesuites devant 
Vhistoire. Par. Ol. | 

14. Pre, Les Jesuites A Grenoble 1587—1761. Par. Ol. 

15. Belanger, Le Jesuites et les humbles. Paris Ol. 

16. Vie dela Reverende Mere Addelaide Leclere, fondatrice et pre- 
miere superieure generale des Religieuses de la Providence de Vitteaux 
et des Meres Eusebe Petit et Saint-Jean Remond. Dijon Ol. 

17. Morey, Venerable Anne de Xainetonge, fondatrice de la 
Compagnie de Sainte-Ursule, au comte de Bourgogne (etude historique, 
d’apres les archives et les manuscrits originaux) (1567 — 1901). 2e mille, 
avec portrait, ausmente de fac-simile et decret d’introduction de la 
cause d’Anne de Xainctonge. 2 vol. T. ler; t. 2e. Besancgon Ol. 

18. Braunsberger, Rückblick auf d. kathol. Ordenswesen im 
19. Jhdt. Freiburg ı/B. 1901. 

19. Saint Genix, Monastic Orders Up to Date. (An Expo- 
sure of Terrible Cruelty in French Nunneries.) (From the Contem- 
porary Review.) London Ol. 

20. Breitschopf, De regularium exemptione (Diss. historico- 
juridica). Studien u. Mitthlgen. aus d. Benediktiner- u. Cisterzienser- 
orden XXI, S. 78, 259, 519. 

21. Nardelli, Les Congregations religieuses A voeux simples 
dans leurs rapports avec les eveques, d’apres la bulle „Conditae“ de 
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T,eon XITI. Manuel pratique. Traduit de Vitalien par V’abbe Ph. Ma- 
zoyer. Paris 01. 

22. Le St. Siege et les congregat. Rev. admin. d. culte cathol. 
1901, 8. 

23. Arndt*, Die kirchl. Rechtsbestimmungen f. d. Frauen-Kon- 
gregationen. Mainz 1901. (Kirchheim) 5 M. 

Das Buch, zum Theil eine Uebersetzung von Battandiere Guide 
eanonique ist eigentlich zur praktischen Benutzung für die Kongrera- 
tionen selbst bestimmt. So wird z. B. S. 17 den Neubildungen An- 
weisung ertheilt, in welcher Weise sie sich die päpstliche Approbation 
zu verschaffen haben. Aber selbstverständlich ıst das Buch auch wis- 
senschaftlich nutzbar als die neueste Darstellung der einschlagenden 
Rechtssätze. Denn auch die Konstitution Leos AIIL. Conditae a Christo 
v. J. 1896 ist nicht nur im Anhange abgedruckt, sondern auch theils 
im Texte, theils im Nachtrage berücksichtist worden. E. Fr. 

24. Racca, la suppress. des congregat. rel. et l’expropriat. de 
la main morte eceles. en Italie. Par. (Journ. des economustesı. 

25. A. Mawnier, Les congregations religieuses et Yimpöt. These 
droit. Paris 1900. 

26. Zimmermann, Das neue Vereins-(es. u. die reliriösen 
Kongrerationen in Frankreich. Hamın 1901. 

27. Waldeek-Rousseau, Associations et congregations. 
Par. 01. 

28. Evangelos Nikolaides, Iso Tig povayınng Axtınvoodung. 
"Ev 19 nous al m Erna Eurinaaonah Birrip 'Istopnd, Kal 2oyuacıan 


&zz3v2. Ath. Ol. 


IX. Evangelisches Kirchenrecht. 


l. Loesche*, Gesch. d. Protestantismus in Oesterreich in Um- 
rissen. Im Anftrage d. Gesellsch. f. d. Gesch. d. Protestantismus in 
Oesterr. Tübingen, J. C. B. Mohr. Mk. 2, geb. 2.50. 

Nachdem Traktenbergers kurzeefasste Gesch. d. ev. Kirche in 
Oesterreich definitiv aus dem Bnehhandel verschwunden ist, war em 
Ersatz wünschenswerth und der Verf. hat sich bereit finden lassen, ihn 
darzubieten. Keiner konnte «gefunden werden, der dazu mehr berufen 
gewesen wäre. Der Verf. gliedert seinen Stoff in zwei Abschnitte: 
I. Reformation und Gegenreformation. II. Vom Toleranzpatent bis 
zur Gegenwart, von der Duldung bis zur Gleichbereehtirungs. Dass 
diese letztere Seitens der katholischen Kirche nieht anerkannt ist, wird 
nicht verschwiegen. Dass auch die Staatsgresetzrebung — wir eriunern 
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nur an die gemischten Ehen, das Ehehinderniss des Katholizismus u. 
s. w. — noch nicht auf vollkommen paritätischem Standpunkte steht 
und reformbedürftig ist, steht fest. — Die Darstellung ist dem Zwecke 
des Buches entsprechend populär, in das Kirchenrecht schlägt sie nur 
mittelbar ein. E. Fr. 

2. Kirchenordnung der evang. Brüder-Unität in Dtschld. v. 
J. 1901. Gmnadau 1901. 

3. Skalsky, Die ev. Kirchenordnungen Oesterreichs. Jahrb. 
f. Gesch. des Protestantismus in Oesterreich XXIL, 1, 2. 

4. Pfender, Les articles de Smalkalde (1537). Etude historique. 
These theol. protest. 1899. 

5. Hubert*, Die Strassburger liturg. Ordnungen ı, Zeitalter d. 
Reformation nebst einer Bibliographie der Strassburger Gesangbücher. 
(zesammelt und herausgegeben. Göttingen 1900 (Vandenhoeck u. Ru- 
precht). 8 Mark. | 

Die vorliegende sorgsame und mühevolle Sammlung hat den Schwer- 
punkt ihrer Bedeutung im Gebiete der Liturgik. Aber auch für das 
Kirchenrecht kommt sie einiger Massen in Betracht. Und zwar vor 
allen Dingen in Betreff! der kirchlichen Eheschliessung. Das Wesen 
dieser als „Ehebestätigung“, die allmähliche Abstossung einzelner Ehe- 
hindernisse, wie das der „Gevatterschaft“, treten deutlich in die Er- 
scheinung. Auch die Begräbniss- und die Taufformulare kommen et- 
was ın Betracht. Uebrigens haben die kirchenrechtlichen Schriften 
über Eheschliessung schon bisher mit den Strassburger Materialien 
gearbeitet. E. Fr. 

6. Diehl, Neue Funde zur Geschichte der Kastenordnungen des 
Jaandgrafen Philipp v. Hessen. Z. f. Kirchengeschichte XXII, 439. 

7. Blanc, L/idee de V’eglise, d’apres les reformateurs et les con- 
fessions de foı du XVIe siecle.-Cahors 1900. 

8. Thomas*, d. Anschauungen d. Reformatoren v. geistl. Amte. 
Leipz. 91. Theod. Hofmann. Mk. 1. 

Die kleine Sehrift ist nur das Fragment einer grösseren Arbeit. 
Sie behandelt allein Melanchthon. Interessant ist darin der vom Verf. 
geführte Nachweis, welches Gewicht Melanchtlion auf das geistliche 
Amt gelegt hat, für welches er eine direkte göttliche Einsetzung an- 
nimmt. Hoffentlich findet der Verf. Zeit und Gelegenheit, seine Stu- 
dien zu erweitern und deren Ergebnisse zu publiziren. E. Fr. 

9. Hans, Gutachten u. Streitschriften üb. d. ius reformandi d. 
Rathes vor u. während d. Einführung der offiziellen Kirchenreform in 
Augsburg (1534—1537). Ein Beitr. z. Gesch. d. Anschauungen v. d. 
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kirchl. Aufgaben d. Obrigkeit in d. Reformatiouszeit. (Augsb. 01. 
Leipzig. In.-Diss.). 

10. Könneke, Die evangelischen Kirchenvisitationen des 16. 
Jahrhunderts. V. Theil. IX. Die zweite Kirchenvisitation unter Men- 
zei ın der Grafschaft Mansfeld (1570). Abtheilung 1. Mansf. Bl. 15. 

12. Diehl, Z. Gesch. d. Friedberger Ruralkapitels in seiner ev. 
Periode; e. Beitr. z.G. d. synodal. Lebens in Hessen. (Beitr. z. hess. 
K@esch. [Arch. f. hess. (sesch. Erg.Bd]) 1, 17. 

13. Stenger, d. synod. Leben d. reform. (xemeinden d. Gratsch. 
Mark i. 17. 18. und 19. ‚Jahrh. bis z. Union. ‚Jahrb. d. Ver. f. ev. 
K@Gesch. d. Grafsch. Mack 3, 1. 

14. Poincenot, Les Idees de Luther sur la repression de l’he- 
resie (these). Montbeliard. 

15. Uhlhorn, D. KZucht n. d. Grundsätzen d. luth. K. Han- 
nov. 01. (42. 8.). 

16. Hashagen, d. kirchl. Armenpflege. Beleuchtet in e. Streif- 
zug durch d. Gebiet d. Fürsorge f. d. Bedürftigen. Gütersloh 01. 

17. Denkschrift, den Zusammenschluss d. deutsch. evang. 
Landeskirchen betr. Elberfeld 1901. 

18. Free Church Year Book and Official Report of the Sıxth 
National Council of the Evangelical Free Churches held in Cardiff. 
March 11 to 14, 1901. Tondon. 


X. Sektenwesen. Religionsfreiheit. 


l. lea, histoire de l'inquisition au moyen-age II. (Traduit par 
Reinach). Paris 1901. 

2. Langlois, I’Inquisition d’apres des travaux recents. Par. 02. 

3. Bordier, Poursuites et condamnations A Paris pour heresie 
de 1564 A 1572. Bull. Hist. et Lit. 639. 

4. Mellby, Conrad Vorstiuf Ein Vorkämpfer reliriöser Duldung 
am Anf. d. XV1ll. Jahrh. (Leipz. 01. In.Diss.). 

5. Benoist, ('ond. juridique des protestants sous le regime de 
l’edit de Nantes et apres sa revocation. (These. Par. 01.) 

6. Wallace, The Contest for Liberty of Conseience in England. 
(University of Chicago Divinity Studies, No. 1.) Chicago. 

7. Thom (Taylor), the struggle for religious freedom in Virginia. 
John Hopkins University Studies 5 u. 6. 

8 James, Documentary history of the struggle for religious 
liberty in Virginia. JIynchburg 00. 

9. Arnold, d. Ausrottung d. Protestantism. in Salzburg unter 
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EB. Firnmian u. seinen Nachfolgern. E. Beitr. z. K(resch. d. 18. Jhrh. 
2. Hälfte. Halle 02. 

10. Krause, d. Reformat. u. Gegenreformat. im ehemal. Königr. 
Polen, bes. in d. jetzt preuss. Provinzen Posen u. Westpreussen. Po- 
sen Ol. 

ll. Mayer, d. Konz. v. Trient u. d. Gegenreform. in d. Schweiz 1. 
Stans 01. 

12. Camenisch, Carlo Borromeo u. die (xewenreformat. ım Velt- 
lin m. bes. Berücksichtigung d. Landesschule in Sondrio. Chur 1901. 

13. Rembert, d. Wiedertäufer im Herzogth. Jülich. Stud. z. 
Gesch. d. Reformat. bes. am Niederrhein. Berlin 99. 

14. F. Roth, Zur Geschichte der Wiedertäufer in Oberschwaben, 
in Zeitschrift des Historischen Vereins für Schwaben und Neuburg. 


Jahrg. 27. 
XI. Eherecht. 


1. Bevilacqua, Trattato dommatico, giuridico, morale sul ma- 
trimonio eristiano secondo la dottrina di S. Tommaso, di S. Alfonso e 
dei migliori autori. Roma. 

2. Lemaire, le mariage civil. (Etude hist. et eritique). Par. 01. 

3. Zorn, Darf ein Wittmann d. Schwester s. verstorb. Frau 
heirathen? Zwickau Ol. 

4. Pejska, d. Rückversprechen (repromissio) beim Ehehinderniss 
des Verbrechens. Z. f. kath. Theol. 26 H. 1. 

5. Rathenau, Ein englisches Eheverbot. Z. f. vergleichende 
Rechtswissenschaft XV, 309. 

6. Reform in d. Behandlung d. Ehedispense durch die Datarie (die 
verbesserten Formularien). A. f. k. KR. 82, 102. 

7. Fritze, d. Aufrechnung d. Scheidungsgründe beim Ehebruch 
(Gött. 01. In.Diss.). 

8. Pelka, Altchristl. Ehedenkmäler. Strassb. 01. (In.Diss.) 

9. Schön, Beziehungen zw. St. u. K. auf d. Gebiet des Ehe- 
rechts. Festschrift f. Regelsberger. Göttingen 1901. 

Erörtert nach einem kurzen geschichtlichen Teberbliek die Stellung 
des BGB. zum kirchlichen Eherecht. 

10. Dittenberger, Das Verlöbnisrecht im BGB. f. d. deutsche 
Reich. Halle a/S. 1901. 

ll. Goldmann, Zur Reclıtsnatur des Verlöbnisses. Deutsche 
Jur.-Ztg. 1901. S. 432. 

12. Giobbio, la precedenza del atto eiv. sul matrim. relig. 
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Monza 00. 

13. Golling, d. Eintragung d. Ehe in d. Heirathsregister und 
$ 1324 des BGB. Bonn (Leipz. In.Diss.) 01. 

14. Sartorıus*, Kommentar z. Personenstandsgesetze in der v. 
1./1. 1900 an geltenden Fassung, sowie zu den auf die Eheschliessung 
bezüglichen Bestimmungen des BGB. unter Berücksichtigung d. Aus- 
führungsbestimmungen sämmtlicher Bundesstaaten. München. Ü. H. 
Beck 1902. Mk. 9. 

Das Civilstandsgesetz v. 6. Februar 1875 hat durch die neue Ge- 
setzgebung eine wesentliche Umgestaltung erfahren. Nicht nur dass ein- 
zelne Vorschriften des (zesetzes abgeändert worden sind: es haben ganze 
Abschnitte den entsprechenden Bestimmungen des BGB. weichen müs- 
sen. So sind denn auch die beiden wissenschaftlichen Kommentare 
des Gesetzes v. 1875 veraltet. Nun sind allerdings eine ganze Zahl 
von Ausgaben des Personenstandsgesetzes in heute geltender Fassung 
erschienen. Aber wesentlich zum praktischen Gebrauche für Standes- 
beante bestimmt, können und wollen diese keinen Anspruch auf Wis- 
senschaftlichkeit erheben. Dagegen kann diese Eizenschaft im vollen 
Masse dem vorliegenden Buche zugebilligt werden. Auf Grund eines 
reichen literarischen Materiales werden hier die einzelnen Bestimmungen 
des Gesetzes in ansprechender Methode erläutert. Aber auch die &S 
des BGB. über die Elhieschliessung und deren rechtliche Voraussetzungen, 
die an die Stelle der früheren Bestimmungen des Personenstandsge- 
setzes getreten sind, hat der Verf. eingefügt und kommentirt. Die 
zahlreichen bundesstaatlichen Ausführungsbestimmungen zum (Gesetze 
sind nicht, wie einst bei Hinschius im Wortlaute zum Abdrucke ge- 
bracht, sondern mit verarbeitet worden. — Die Ausführungen des Verf. 
sind stets sachgemäss, wenn auch u. E. nicht immer zutreffend. Dies 
gilt z. B. für die wichtige Frage, welches Recht auf die Ehetrennunes- 
klaren der Ausländer von deutschen Gerichten anzuwenden sei. Der 
Verf. interpretirt den $ 77 des Gesetzes dahin, dass kein deutsches 
Gericht auf Trennuug von Tisch und Bett erkenuen dürfe. Also ein 
in Deutschland domizilirender katholischer Oesterreicher klart geren 
seine Ehefrau auf Scheidung. Eine Ehescheidung darf der deutsche 
Richter nicht aussprechen, weil das österreichische Recht eine solche 
versagt. Auf Aufhebung der ehelichen (remeinschaft darf gleichfalls 
nicht erkannt werden, weil diese zwar mit der separatio perpetua auf 
der gleichen Grundlage beruht, aber doch ganz abweichend ausgestaltet 
ist. Worauf soll er denn aber nun erkennen? Nach dem Verf. muss 
die Klage einfach abgewiesen werden und Kläger muss seinen Wohn- 
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sitz nach Oesterreich verlegen, um dort klagen zu können. Wenn aber 
die Frau klagt? Für sie giebt es kein Auskunftsmittel. (rlücklicher 
Weise hat die Praxis bisher schon einen Standpunkt eingenommen, 
welcher von demjenigen des Verf. abweicht, und hoffentlich wird das 
Reichsgericht hier nicht auf dieselben Abwege gerathen, auf welchen 
es unter der Herrschaft des früheren Rechtes gewandelt war. E. Fr. 

15. Süssheim, D. bösl. Verlassung des Ehegatten u. ihre Rechts- 
folgen nach BGB. A. f. civ. Prax. 91, 406. 

16. Baisini, Wiederverheirathung einer in Deutschl. wegen Ehe- 
bruch geschiedenen Ehefrau mit ihrem Mitschuldigen im Auslande. 
2. f. internat. Pr. u. Str.-R. 11, 180. 

17. Buzzati, le leggi et le sentenze straniere di divorzio di fronte 
al dir. positivo italiano. Foro italiano AXXV], 4. 

18. Covillard, le mariage considere conıme contrat eivil, dans 
V’histoire du droit francais. Paris 189. 

19. Basdevant, Des rapports de l’eglise et de l’etat dans la 
legislation du mariage du concile de Trente au code civil. Paris 1900. 

20. Lefebvre, la coutume france. du mariage au temps de saint 
Louis. Par. (38. 8.) 

21. Bessiere, Le Mariage des Protestants au desert de France 
au XVIIIe siecle. These theol. protest. Oahors 1899. 

22. Quinquet de Monjour, Histoire de lindissolubilite du 
mariage en France, depuis le Ve siecle jusqu’au concile de Trente 
(these). Paris. 

23. Dixon, law and practice in divorce and other matrimonial 
causes. Jondon 1900. 

24. Speer, treat. on the law of married women in Texas, inclu- 
ding marriage, divorce, homestead and administration. Rochester. New- 


York 1900. 
XI. Schule. 


l. Codice scolastico del regno d’Italia per gli avvocati Pietro 
Cogliolo e Angelo Majorana. 2.* ediz. con un’Appendice Firenze 01. 

2. Amante, XNuovo codice scolastico vigente, leggi, decreti, re- 
golamenti, circolari e programmi dal 1859 al 1901: raccolta commen- 
tata de’ testi sull’amministrazione centrale e locale e sull’insernamento 
superiore, classico, teenico. elementare e normale, con decisioni e pa- 
reri del Ministero, de’ Tribunali, della Corte dei conti, del Consiglio 
di Stato e superiore di P. I., con cenni statistici e di legislazione sugli 
istituti di istruzione e di educazione del regno e con indiei per ma- 
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terie, analitico-alfabetico, eronologico e bibliogratico della legislazione 
scolastica estera. Roma Ol. 

3. Schwerzer, D. Kanzleramt a. d. Univ. Frankf. a. O. Bresl. 
1901 (In.-Diss.). 

4. Vergel, Das Collegium Beatae Mariae Virginis (‚Juristen- 
Schule) zu Erfurt. Ein Beitrag zur Erfurter UIniversitätsgeschichte in 
Mittheilungen des Vereins für die (Geschichte etc. von Erfurt, Heft 22. 

9. Haarhaus, Antipäpstl. Umtriebe an einer kath. Universität. 
Hist. Viertelj.-Schr. 21, 334. 

6. Weinhold, D. Stelle. d. Kurf. August z. Universität Leip- 
zig. (Leipz. O1. In.-Diss.) 

7. Huguenin, E., Notes sur les universites italiennes. (I’Uni- 
versite de Turin; les Universites sieiliennes; ’Enseignement publie et 
les catholiques; la Question des universites catholiques.) Vol. 4. Par. 

8. Heiner, Nochmals theologische Fakultäten u. tridentinische 
Seminarien m. besond. Berücksicht. der Strassburger Fakultätsfrage. 
Ein neues Wort zur Aufklärg. u. Verständigge. 2. Aufl. Wohlf. Ausg. 
Paderborn 01. 

9. Specht, Gesch. d. Seminar. S. Josephi in Dillingen b. z. J. 
1803. Dill. 1901. (Aus Jahrb. d. hist. Vereins Dillingen.) 

10. Puchta, D. Schulwesen d. Leipziger Landgemeinden im 
AXVL u XVII Jahrh. Als Beitrag z. e. sächs. Schulgeschichte nach 
urkundl. Quellen bearbeitet. (leipz. 01. In.-Diss.) 


107 


IV. Aktenstücke. 


Mitgetheilt von Friedberg. 


Päpstliche Aktenstücke. Sprüche römischer Behörden. 


1. Leo XIII. Aufhebung d. Vacabilia d. päpstl. Kanzlei u. d. 

Datarie v. 11./6. 191. A. f. k. KR. 81, 689. 
Al Signor Cardinale Mariano Rampolla del Tindaro, Nostro 
Seyretario di Stato. 
Signor Cardinale, | 

A] compimento delle riforme richieste dalle presenti circostanze, 
e con la Nostra approvazione giä in gran parte introdotte nei Dica- 
steri Ecelesiastiei di Cancelleria e di Dataria, opponendosi lesistenza 
degli Ufhiei Vacabili, i ceui possessori nel massimo numero mancano di 
qualsiasi titolo oneroso e correspettivo verso la Santa Sede, erediamo 
opportuno di ordinare, come nell’ esercizio della Nostra Suprema Po- 
testä ordiniamo, che dal primo del p. v. Luglio, cessi qualunque ri- 
parto delle tasse ed emolumenti soliti a distribuirsi fra ı varı Vacabi- 
listi. A coloro intanto che fin ad ora si avvantagiarono di questo ri- 
parto, e che non piü tardi del Dicembre dell’ anno corrente presen- 
teranno i titoli comprovantı la natura e la provenienza dei Vacabili da 
essi posseduti, (Ci riserbiamo di provvedere, salva sempre la cessazione 
di ogni e qualunqgue Vacabile di Cancelleria e di Dataria, secondo le 
norme di giustizia e di equitä, a tenore dei diversi casi. Al quale 
effetto deputiamo una speciale Commissione che si adunerä in Vaticano, 
composta dai Monsignori Luigi Pericoli, Agapito Panici, Francesco 
Spolverini e Ludovico Schüller, coadiuvata dagli avvocatı Cesare Guidi 
e Carlo Patriarca come Consulenti, la quale avräa il cömpito di rico- 


noscere 1 titoli summenzionati e proporre i congrui provvedimeti. 
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Commettiamo poi a Lei, Signor Cardinale, conferendole tutte le 
facoltä necessarie ed opportune, di dare piena esecuzione a questa 
nostra Volontaä. Ta incarichiamo inoltre di comunicare il presente 
Chirografo ai Cardinali Vice-Cancelliere e Pro-Datario, ı quali, come 
altresi il depositario Generale ed i Cappellani de’ singoli Colegii, re- 
stano con questo Nostro Atto esonerati da ogni ingerenza nella materia 
dei Vacabili, che a Noi direttamente avochiamo, derogando a qualunque 
contraria disposizione. Ai due sunnominati Cardinali apparterrä sola- 
mente il regolare glı effeti di quanto da Noi qui si preserive, nei loro 
rispettivi Ufhicii, dovendo cessare col giorno 1. Luglio p. v. qualunque 
versamento nella Cancelleria e nella Dataria delle tasse ed emolumenti 
di sopra menzionati. E mentre le partecipiamo questa. nostra volontä, 
Le impartiamo di cuore la Benedizione Apostolica. 

Dato a Roma presso 8. Pietro il giorno 11 Giueno 1901, del 
Nostro Ponteficato anno vigesimo quarto. 


LEO PP. XI. 


Lettera di Sua Eminenza Rer.ma il Siygnor Cardinale Mariano 
Rampolla del Tindaro, Segretario di Stato di Sua Santita agli 
Em.mi e Rer.mi Signori Cardinali Lucido Maria Parocchi, 
Vice-Cancelliere di 8. R. C., e Gaelano Aloisi-Masella, Pro- 
Datario della stesso Santila Sua. 

Dalla Segreteria di Stato N. 63769 
Li 12 Giugno 1901. 

In ossequio agli ordini Sovranı della Santita di Nostro Signore, 
il sottoseritto Segretario di Stato ha l’onore di comunicare all’'Emineuza 
Vostra un Sovrano Chirografo emesso da Sua Santitä in data 11 giugmo 
corrente. 

In eseeuzione quindi dei Sovrani Voleri, si reca a premura il sot- 
toseritto di significare all’Eminenza Vostra che nel periodo di tempo 
benignamente assegnato da Sua Santita dal 1. Luglio al 31. Dicembre 
del corrente anno, per produrre i documenti che i singoli saranno in 
grado di presentare, il Santo Padre concede che i medesimi possano 
percepire in ciascuno degli indicati sei mesi le stesse somme da essi 
riscosse nel 2. seinestre dell’anno precedente 1900 calcolate mensil- 
mente. 

Nel comunicare a Vostra Eminenza queste Pontificie disposizioni, 
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lo scerisente Cardinale Le bacia umilissimamente le mani e si onora 
confermarle i sensi della sua profonda venerazione. 
M. Card. Rampolla. 

2. eo XIII. Breve über d. Errichtung des portugies. Kollegiums 
(20. X. 1901). Le can. cont. XXIV S. 349. 

3. Leo XIII. de seminario clericorum Athenis instituendo 20. XI. 
1901. Acta 8. Sed. 34, 257. 

4. Schreiben d. Kard. Staatssekr. Rampolla vom 20. Juli 1900 an 
die deutschen Bischöfe, bezw. Kapitel üb. d. Bischofswahlen. A. f.k. 
KR. Bd. 81 8. 525. 

Die bekannten Breven Quod de fidelium vom 16. Juli 1821 an 
die preussischen Domkapitel und Re sacra vom 28. Mai 1827 an die 
Domkapitel der oberrheinischen Kirchenprovinz finden eine Einschär- 
fung bezw. weitere Erklärung durch nachfolgendes wichtige Schreiben 
des Kardinalstaatssekretärs Rampolla vom 20. Juli 1900: 

Illme ac Rme Domine, 

Ad notitiam Sanctae Sedis pervenit, in electionibus Episcoporum, 
quae, in plerisque (kermaniae partibus, speciali juris ordinatione, Ca- 
pitulis commissae sunt, quandoque occurrere tum libertati Ecclesiae et 
Apostolicae Sedis digmitati, tum pactis cum loci Principe initis minus 
consentanea. Quum vero, ad religionis inerementa, ad regni et sacer- 
dotii concordiam, utiliorem episcopalis muneris procurationem, summo- 
pere intersit distinetius declarare, quae sint, hac in re, Capituli iura 
atque ofhcia; Sanetissimus Dominus Noster Leo Papa Alll., pro Apo- 
stolica Sua sollicitudine et paterna charitate, universis et singulis ea- 
rundem dioecesium Ordinariis ea quae sequuntur exponi lussit, cum Ipsis 
C'apitulis communicanda atque ab ommibus diligenter servanda et cu- 
stodienda, ita ut, deinceps, quavis ambiguitate sublata, amotisque ls, 
qui forte irrepserunt usibus, Ecelesiae libertas, pactorum fides et Sedis 
Apostolicae dienitas sartae teetaeque maneant. 

lud est in primis anımadvertendum, Gonstitutiones Apostolicas 
De Salute animarum!, Impensa Romanorum Pontificum”, Ad 
Dominici gyregis?, lätterasque in forma Brevis Quod de fidelium? 


! Pro Regno Borussiae, 36. ıuliı 1821. 

®? Pro Regno Hannoverae, 23. martii 1824. 

3 Pro ecclesiastica provincia Rheni Superioris, 10. Aprilis 1827. 
* Ad Capitula Rewni Borussici, 16. iulii 1821. 
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et Re sacra'!), ad normam conventionum cum Principibus initarum, a 
Romanis Pontificibus sa. me. Pio VIl. et Leone XII. editas, Capitulis 


Metropolitanis et Cathedralibus Germaniae facultatem et oflicium attri- 
buere, libere prorsus atque ad sacrorum canonum praeseriptum archi- 
episcopos et episcopos eligendi. Capitula nimirum id habent operis ac 
muneris, ut eiusmodi electionum libertatem, ab Apostolica Sede ın tuto 
positam et a civili Regimine, initis respective paetis, admissam, neque 
directe, neque indirecte, violari unquam sinant aut imminui. 

Porro constans doctrina, a qua se recedere nec velle nec posse 
Sancta Sedes aperte semper declaravit catholicae potestatis interventum. 
hae in re, non admittit nisi negativum et qui libertatem canonicae 
eleetionis incolumem relinquat. Quam libertatem laederet profeeto aut 
ininueret positivus concursus vel influxus potestatis ipsius, sieut et 
illimitatum exeludendi ius in negotio electionis Pastorum, quos 
Spiritus Sanclus posuil regere kcclesiam Dei. 

Jam vero negativus interventus, Principi vel Regimini acatholico 
permissus, eo demum spectat, ut personae minus illi gratae non eli- 
gantur: unde Capituli partium est illos tantum adsciscere, quos, ante 
solemnem electionis actum, inter alias dotes, ad Ecclesiam instruendam, 
tuendam et pacifice gubernandam requisitas, prudentiae laude, publicae 
quietis ac fidelitatis studio praestare, ideoque Prineipi non esse minus 
gratos constet. 

Meminerint insuper electores ac serio perpendant, quam grave et 
maygmi momenti sit illorum munus; nihilque aliud ob oculos suos po- 
nant, quam anımarum salutem et ecclesiae emolumenta, ut, omni sepo- 
sito humano respectu, illi uni suffragium conferant, quem coeteris ap- 
tiorem et dieniorem reputaverint. 

Quia vero nonnisi digniores et Ecelesiae magis utiles promovendi 
sunt, tenentur electores candidatorum catalogo eos tantum insceribere, 
quos iudieent omnibus qualitatibus ad ecelesiam sancte sapienterque 
regendam necessarlis reapse pollere. Si enim alios, de coetero bene 
meritos, sed ob provectiorem aetatem, vel adversam valetudinem, aut 
aliaın ob causam, muneri impares, candidatis accenserent Canoniei pe- 
riculo sese committerent ipsos demum inhabiles eligendi, euwm summo 
ecclesiae detrimento. 


! Ad Capitula provinciae Rheni Superioris, 28. Mai 1827. 
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De Commissarii civilis interventu in electionibus, nihil quidem 
statuunt, ac proinde nihil iuris Gubernio attribunt vel recognoscunt 
apostolicae Sedis acta et documenta, quae huc spectant. Quod si eius- 
modi interventum plenae libertati electionum vel ecelesiae dignitati 
quomodocumque oflicere contingat Capitula id ferre nec possent nec 
deberent. 

Speciatim, admittere nequit Apostolica Sedes, ut Canoniei, dum 
electionem peractam Commissario significant, approbationem seu rati- 
habitionem quodammodo expostulent aut exquirere videantur civilis 
potestatis. Nec permitti potest, ut adstanti populo statim notificetur 
electio, velut completa et perfecta. Sed comitiorum exitus ita publi- 
candus erit, ut simul declaretur capitularem actum suos canonicos ef- 
fectus non sortiri, nisi quum a Summo Pontifice fuerit confirmatus. 
Proinde solemnis et publica gratiarum actio, pro electione facta om- 
nino differenda est, usque dum Apostolicae confirmationis certum ha- 
beatur nuncium. 

Mandat denique Sanctitas Sua, ut harım litterarum exemplar in 
tabulario euiusque Capituli diligenter asservetur, itemque praecipit, ut 
sede episcopali vacante, antequam de electione peragenda Canonici ca- 
pitulariter pertractent, haec mea epistola simulque Breve Quod de 
fidelium vel Re sacra (pro diversitate loci) religiose et ad integrum 
perlegantur. 

Haec omnia Beatissimus Pater praedictis Germaniae Capitulis per 
Episcopos singulos significari iussit: eaque Sanctitati Suae de Capitu- 
larıum integritate, prudentia ac fide est opinio, ut ipsos apprime man- 
data eiusmodi servaturos, commissoque munere naviter perfuncturos 
esse minime dubitet. 

Erit igitur Amplitudinis Tuae, Summi Pontificis nomine hac de re 
certiores facere Capitulares tuae iurisdietioni subiectos; dum sincerae 
aestimationis meae Tibi sensus ex animo profiteor. 

Amplitudini Tuae 

Romae, e Secretaria Status, die 20. ıulii 1900. 

addictissimus 
(sign.) M. Card. Rampolla, 

5. Instructio congreg. inquisitionis an d. Bischöfe Albaniens 
betr. imped. raptus. vom 15. II. 1901. A. f. k. KR. Bd. 81 8. 527. 

6. Decr. Inquisit. 27. 3. 1901: über Appellation gegen Ehe- 
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nichtiekeits-Urtheile. A. f. k. KR. 81, 716. 
Beatissime Pater, 

Ad pedes Santitatis Vestrae humiliter provolutus Ofhcialis Curiae 
N., nomine et consensu sui Archiepiscopie, reverenter exponit quae 
sequuntur: 

Decreto Generali Sanctae Romanae et Universalis Inquisitionis diei 
9. iuniı 1889 statutum est quasdam causas matrimoniales, quando nul- 
litas est evidens, posse dirimi una sententia, imminutis solemnitatibus 
et absque appellatione ex ofhicio. 

Inter quos casus adest etiam claudestinitas quoad locos ubi Tri- 
dentinum deeretum „Tamelsi“ observatur. Quod semper intellexit 
haec Curia Archiepiscopalis hoc sensu, quod nempe una suflcit senten- 
tia de plano quoties evidens defectus adest in observantia formae Tri- 
dentinae ut si v. @. unus tantum testis adesset, aut si matrimonium 
contraetum fuisset coram solo ministro acatholieo ... etc. ... Quum 
autem forma 'Tridentina plene observata fuit et quaestio movetur tan- 
tum de qualitate proprii parochi, etiamsi evidens appareat defectus 
domicilii aut quasi-domieilii item et delegationis, semper solemnitates 
omnes observantur et fit appellatio ex ofhcio. 

Sed et alii casus oceurrunt, nee 1ta infrequenter, eorum nempe qui 
in fraudem potius lergis civilis ne parentum consensum obtinere tene- 
antur, perzunt in Angliam vel in alios locos ubı Tridentinum deceretum 
non est promulgatum, et post paucos dies statim reversuri, ibi matrıi- 
inonim contrahunt vel coram Ofherali Civil „rewistrar*, vel coram 
ministello acatholico, vel tandem coram ministro catholico adstante 
„registrar”, nulla habita delegatione proprii Ordinarii vel parochi dele- 
satione. Hisce enim in casibus fere semper evidentissima apparet nul- 
litas, praesertim cum contractus fit coram ministro acatholico, numquam 
enim delegatio, etiamsı data fuisset, daretur ad eontrahendum coram 
huiusmodi ministello. 

Hisce stantibus, humiliter quaeritur: 

I’. Quoad matrimonia quae in Galliis, seu im locis ubi promul- 
atum est deeretum „Zametsi”, eontrahuntur coram parocho et duo- 
bus testibus, num lieeat appellationem ex officio omittere, quum ex 
actis evidenter coneludi potest parochum non fuisse proprium et nullam 
delegationem dataın fuisse ab Ordinario vel parocho proprio alterutrius 


eontrahentium ? 
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II. Quoad matrimonia quae a catholicis, domicilium retinentibus 
in loco ubi deeretum „Tametsi“ observatur, contrahuntur in loco ubi 
idem deeretum non viget, quim ibi acquisierint domieilium vel quasi- 
domieilium, num solemnitates processus matrimonialis striete servandae 
sint quando evidenter constat eos contraxisse in fraudem legis et prae- 
sertim in fraudem legis civilis ? 

II. Num saltem habito processu cum requisitis solemnitatibus, 
gataque nullitatis evidentia, Defensor matrimonii possit abstinere ab 
appellatione ex officio ? 

IV». Tandem num sufheiat processus summarius, et omitti possit 
appellatio, quoties matrimonium contractum est coram ministello aca- 
tholico vel coram uno magistratu civıli? 

Et Deus etc. 

Feria IV, die 27. Martii 1901. 

In Congregatione Generali S. R. et T. Inquisitionis ab EE.mis ac 
RR.mis DD. Cardinalibus (reneralibus Inquisitoribus habita, pronositis 
suprascriptis dubiis, praehabitoque RR. DD. Consultorum voto, EE. ac 
RR. Patres respondendum mandarunt: 

Prorisum per Decretum S. R. et U. Inquisitionis 3. Junü 
1889, quod intelligendum et tantum de causis, in quibus cerlo 
el eridenter constelt de impedimentis, de quibus agilur, quae ver- 
litudo si desit, a defensore rinculi matrimonialis ad secundam 
insltanliam procedendum_ erit. 

Sequenti vero feria VI, die 29 eiusdem mensis et anni, in solita 
audientia SS.mi D. N. Leonis Div. Prov. Pp. XIlL, a. R. P.D. Ad- 
sessore 8. Ofhieii habita, idem SSmus Dnus resolutionem EE. ac RR. 
Patrum adprobarvit. 

I. Can. Mancini, S. R. et U. Inquisit. Notarius. 

7. Deer. Congreg. Cone. über d. Eheproklamationen in den 
Filialkirchen v. 23. IT. 1901. A. f. k. KR. 81 S. 555. 

8. Da ongreg. epp. et regular. Dubium quoad petendam 
confirmationem a lege eivili in Gallia ab illıs Congreg. quae nondum 
approbatae sunt. Acta 8. 8. 34, 8. 118. 

9. Regolamento della Dataria apostolica 6.2. 1901. A. 
f. k. KR. 81, 691. 

REGOLAMENTO DELLA DATARIA APOSTOLICA. 


Le riforme compiute sotto Vispirazione della Santita di Nostro 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XI. 1. 8 
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Signore Leone Papa XIII. nella Dataria Apostolica dalla Commis- 


sione Cardinalızia a ciö stabilita, hanno pienamente raggiunto, com’era 


4 
da prevedersi, il loro scopo, ottenendosi che, alla maggiore semplicitä 
della procedura, si accompagnasse una piü grande speditezza i regola- 
ritä nella trattazione degli afları. 

ÖOra, affinche ıl benefico risultato di tante cure sia reso fermo e 
sicuro, & necessario che si stabiliscano opportune norme, con le quali 
sieno chiaramente determinate le attribuzioni de’ vari Ufhici dell’ Apo- 
stolico Dicastero, e degli Uthciali che vi sono addetti. 

DISPOSIZIONI GENERALI. 

l. La Dataria Apostolica & quel Dicastero della Santa Sede, per 
mezzo del quale il Sommo Pontefice accorda Benefizi Ecclestastici, Dis- 
pense Matrimoniali dagli impedimenti publiei e dirimenti, ed altre gra- 
zie, a seconda delle costituzioni Apostoliche all’uopo promulgate. 

2. Tl Dicastero si divide in tre Sezioni: 

Sezione delle Collazionı Beneficiali e di altre grazie; 

Sezione delle Dispense Matrimoniali; 

Sezione Amministrativa; 
alle quali si aggiungono un Ufhcio di Segreteria ed un Consiglio di 
Teologi. 

3. Presiede al Dicastero, a nome del Sommo Pontefice, VE.ıno 
Cardinale Pro-Datario, coadiuvato nelle sue attribuzioni da Monsignor 
Sotto-Datario, che anche lo sostituisce. 

4. Il Cardinale Pro-Datario, nell’esercizio delle sue facoltä stra- 
ordinarie, ha quei limiti che piace al Santo Padre dı determinare. 

5. Gli Uffiei del Dicastero sono costituiti nel modo seguente: 


Sezione delle Collazioni Beneficiali. 


Prefetto — Sostituto — Revisore delle Suppliche — Sommista 
delle Testimoniali — Tassatore — Protocollista ed Archivista. 
Sezione delle Dispense Matrimoniali.! 
Prefetto — Sostituto — Tassatore — Reristratore delle Tasse — 


Revisore dei Conti — Revisore dei Breri e delle Suppliche di Bolla 


! A questa Sezione debbono aggiungersi due Scrittori dei Brevi, i quali 
dovranno scrivere i Brevi, sia per le Dispense Matrimoniali, sia, quando oc- 
corıa, per le Materie Beneticiali. 

Cid peraltro avverra allorche cesseranno gli attualı scrittori dei Brevi, 
ıl cui Collegio e stato abolito. 
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— Protocollista ed Archivista — Aggıunto al Tassatore — Aggiunto 
ad Protocollista. 

| Sezione Amministralira. 

COMPTUTISTERIA. 

Computista ed Amministratore — Primo Aggiunto — Secondo 
Asgiunto. 

CASSA. 

Cassiere e un Aggiunto. 

Ufficio di Segreteria. 

Segretario e un Aggiunto. 

Consiglio di Teologi. 

Si compone di quattro Teologi. 

Ai suddetti Ufficiali si agziungono due Alunni coll’obbligo di pre- 
star servizio nei diversi Ufhiei a seconda del bisogno. 

6. Gli Ufhiei del Dicastero si conferiscono dal Santo Padre. Gli 
Ufheiali, compresi i due Alunni, sono retribuiti a tenore della pzanla 
stabile. 

1. 1 Prefetti delle Sezioni Beneficiale e Matrimoniale, il Segretario 
ed il suo Agwiunto debbono essere Ecelesiastiei laureati in Sacra Teo- 
logıa e Diritto Canonico. 

8. Gli altri Ufhciali continuano ad essere secolari; pero i due So- 
stituti debbono essere laureati in Diritto Canonico. 

9. DI Cassiere e il suo Aggiumto nell’assumere il loro Uficio dov- 
ranno prestare una cauzione a norma di speciale Decreto. 

10. E vietata la pluraritä degl’impieghi. 

ll. Glı Uffiei della Dataria sono incompatibili con la professione 
di Spedizioniere Apostolico e di Aggiunto a medesimo. 

12. Sono esclusi dal consezuimento degli Ufhei i consanguinei in 
primo grado con gli Spedizionieri o loro Agsriunti. 

13. E vietata altresi l’ammissione nella stessa Sezione di due con- 
sanguinel in primo e secondo o di affini in primo grado. 

-14. I Prefetti di Sezione e i rispettivi Sostituti, il Computista, 
il Cassiere e il Segretario, ricevuta la nomina ai loro Ufhei, dovranno 
spedire la Patente entro 15 giorni dalla data della loro nomina. | 

15. Per la Patente dei Prefetti e del Cassiere la tassa di spedi- 
zione & di 1. 150; per quella dei Sostituti delle Sezioni Beneficiale e 


Matrimoniale e del Computista, la tassa & di I. 100; per quella del 
g* 
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Segretario di IL. 50. 

16. Tanto le nomine der singoli Ufheiali, quanto le anzidette 
Patenti verranno registrate nel libro delle Cose Notabili presso la 
Segreteria, non piü tardı di giorni 15 dalla loro data, e dovrä pagarsi 
per ogni registrazione la tassa di L. 10. Trascorso questo termine senza 
che abbia avuto luogo la registrazione, verrä sospeso all’Tfhiciale il suo 
onorario. 

17. Le tasse suddette di spedizione e di registrazione saranno ver- 
sate intieramente nella casse del Dicastero. 

18. Sebbene a ciascun Ufhiciale siano assegnate speciali incombenze, 
pure niuno poträ rieusarsi aglı ordini del Prefetto, qualora lo destini 
provvisoriamente ad altro Uthicio della stessa Sezione, o aglı ordini 
del C'ard. Pro-Datario, se fosse necessario il passaggio dall’una all’altra 
Sezione. 

19. Nelle diverse Sezioni non si aquista daglı Ufheiali diritto ad 
ascenso. Il Cardinale Pro-Datario peraltro, nel proporre al Santo Padre 
la nomina ad Uffiei superiori, terra conto della idoneitä e dei servigi 
prestati daglı Ufhciali subalterni nei rispettivi Ufhci; parimenti terra 
lo stesso conto per gli alunni, perch& siano preferiti nelle nomine, alle 
quali da luogo la vacanza. 

20. Sono aboliti per gli Utheiali gl’öixcertö di ogmı specie; come 
altresi & del tutto abolito qualungue compenso per esazione 0 riscos- 
sione di rendite o proventi dovuti alla Dataria sosso qualsiası titolo. 

21. Le gratificazion avranno luogo nei casi stabiliti dal presente 
Regolamento, e in cası straordinari a giudizio del Cardinale Pro-Da- 
tario. 

22. Gli Uthei si aprono tutti i giorni, alle ore 9 e mezzo, e si 
chiudono alle 13. E tuttavia ammessa, qualora piaccia al Cardinale 
Pro-Datario, mezz’ora di tolleranza arlı Ufheiali per Vingreoso in Uf- 
ficio. Ogmi ritardo non giustificato & punito con multa; rinmovandosı 
piö volte, il Superiore prenderä altre disposizioni, non esclusa les- 
pulsione. 

23. I giorni di vacanza sono I seguenti, dal lunedi di Quinquare- 
sima a tutto il mercoledi delle Ceneri — dal mereoledi santo tino a 
tutto il martedi dopo Pasqua — dalla vigilia di Pentecoste a tutto il 
martedi seguente — il giorno 2 luglio, festa della Visitazione di Maria 


Santissima — il giorno della Commemporazione dei defunti — dal 24 
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a tutto il 28 dieembre — ıl 31 diecembre — i giorni di Concistoro 
pubblico — i giorni anniversari della elezione e Incoronazione del 
Sommo Pontefice — il giorno anniversario della morte del Suo Prede- 
cessore — dal giorno della morte del Sommo Pontefice fino alla inco- 
ronazione del successore — tutte le domeniche e giorni festivi di pre- 


cetto -— tutti i giovedi dell’anno, eccetto quando nel corso della setti- 
mana vi fossero una o piü vacanze. 

Nella Sezione Matrimoniale perö & stabilito che, eccettuate le feste 
di precetto, negli altri giorni, sieno pur di vacanza, dovra trovarsi di 
turno un Ufhciale per gli affari d’urgenza. 

24. Tutti gli Ufhciali debbono prestar l’opera negli Uthei, senza 
potersi far rappresentare in nessun caso da altra persona. 

25. E depositato presso la Segreteria un registro dove, senza ec- 
cezione, gli Ufficiali, entrando nel Dicastero, debbono apporre la loro 
firma; della loro uscita poi daglı Ufliei, ad ora debita, rispondono i 
rispettivi Superiori. 

26. Nessuno puö uscire dal Dicastero, anche momentaneamente, 
senza permesso del proprio Superiore, n& assentarsene per un giorno 
senza ottenere, oltre il consenso del Superiore, il permesso di Monsig- 
nor Sotto-Datario. 

27. Potendo avvenire che a causa di malattia un Ufficiale sia co- 
stretto a rimanere in casa, dovrä darne avviso alla Segreteria. 

28. Nelle ore di uflicio nessuno puö occeuparsi di affarı estranei 
al Dicastero, e molto meno tenere presso di se in ufhcio posizioni 0 
registri relativi ad altrı incarichı. 

29. E vietato ricevere in uflicio persone estrauee. Per ricevere 
gli Spedizionieri si & convenientemente provveduto. 

30. I Prefetto & in obbligo di richiamare al dovere ı suoi di- 
pendenti, e di tenere informato il Cardinale Pro-Datario della loro 
diligenza. 

3l. Le negligenze nell’adempimento dei propri doveri saranno 
punite, e, in caso di cattiva abitudine, I’ Uftieiale puöo essere espulso. 

32. I danni cagionati agl’interessi del Dicastero verranno, a giu- 
dizio del Cardinale Pro-Datario, rimborsati sull’onorario di chi ne fu 
causa. 

33. La prevaricazione, quando sia provata, € punita con V’espul- 


sione; durante l’inchiesta, ove occorra, V’Ufhciale sara sospeso dall’- 


118 Aktenstücke. 


ufficio, corrispondendoglisi frattanto una metä del suo onorario. 

34. Lo stesso provvedimento sarä preso, qualora un Ufficiale ve- 
nisse sossoposto a procedimento penale per reati commessi sino a sen- 
tenza definitiva. 

39. Risultando l’innocenza dell’Uffieiale, cosi nel primo come nel 
secondo caso, verraä egli rimborsato delle ritenute fatte sul suo ono- 
rario. 

36. I’Ufhieiale che desse motivo a sequestro giudiziale sul suo 
onorario perdera l’Utheio. 

37. Non si accordano aglı Ufhiciali anticipazioni o prestiti sulla 
Cassa della Datarıa. 

38. Ogni Uthciale ha diritto a 45 giorni di vacanza nell’ anno. 
Tranne casi straordinari, il tempo utile per le dette vacanze cominicia 
dal 1° luglio fino al 15 novembre. 

39. Il turno degli Ufheiali per le vacanze & regolato in guisa che 
rimanga il seguente personale, cive: 

a) Quattro Uffciali nella Sezione Beneficiale; 

b) Sei nella Sezione Matrimoniale; 

c) Due nella Computisteria; 

d) Uno nella C'assa, ed uno nella Segreteria pei 45 giorni asseg- 
nati a ciaseuno dei due Ufhciali. 

40. Qualora non fosse sufhceiente ıl personale suddetto, provvederä 
’Emo Pro-Datario, servendosi innanzi tutto desh Alunni, degli Ufliciali 
disposti a rinunziare alle proprie vacanze, o di estranei; a eiascuno dei 
quali verrä data la retribuzione di L. 60 mensili. 

41. Essendo aboliti gli assegni per le spese d’ufficio, il Dicastero 
provvederä a quanto occorre in seguito di nota presentata dai Capi 
di ciascuna sezione od Ufficio. 

42. Gli ordini di tale pagamento non avranno forza se non ven- 
gono dati e fissati dal Cardinale Pro-Datario o in sua vece, da Mon- 
signor Sotto-Datario. 

43. I pagamenti per le spese minute verranno fatti dal Segretario 
del Dicastero, ove consti dell’ approvazione del Capo della Sezione o 
dell’ Uficio. A questo scopo verrä rilascinto, con ordinanza del Car- 
dinale Pro-Datario, allo stesso Segretariato un mandato di L. 100, da 
rinnovarsı dopo che egli avrä reso conto dell’ impiego della detta somma 
a Monsignor Sotto-Datario. 
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44. E concessa agli Ufficiali della Computisteria, compreso 1’ Ag- 
giunto del Cassiere, una gratificazione annua di L. 500 da percepirsi 
alla chiusura del bilancio annuale. Di questa somma, L. 200 spettano 
al Computista; L. 220 al Primo Agsiunto; L. 100 al Secondo e 1. 80 
all’ Aggiunto del Cassiere. 

45. Essendo state abolite per la sala dell’ Emo Cardinale Pro-Da- 
tarıo e per quella di Monsignor Sotto-Datario le s/renne beneficiali 
che sono devolute alla Cassa della Dataria, corrisponderä questa in 
ciascuna delle ricorrenze di Natale, Pasqua e 1” agosto L. 100 alla 
sala del Cardinale Pro-Datario e. L. 50 a puella di Monsignor Sotto- 
Datario. 

46. Nella festa della Visitazione di Maria Santissima, tutti gli 
Uffeiali, nell’ora che crederä fissare il Cardinale Pro-Datario, dovranno 
trovarsi in abito nero nella Cappella Borghesiana della Basilica di 
Santa Maria Maggiore, per soddisfare al voto emesso dalla Dataria 
l’anno 1697. 

47. Nella vacanza della Santa Sede gli Ufhiciali del Dieastero hanno 
diritto soltanto al loro onorario. 

48. Gli Ufheiali dovranno tenere nell’ interno del Dicastero una 
condotta del tutto corretta, e informata ai regolamenti, come onorata 
ed incensurabile dev’ essere al di fuori, quale si addice ad Ufficiali del 
Sommo Pontefice, e alla qualitä del Dicastero cui appartengono. 

Congresso "seltimanale. 

49. Il Congresso sessimanale ha per oggetto la discussione e la 
risoluzione degli affari. 

50. Esso viene presieduto dall’ Emo Cardinale Pro-Datario, assi- 
stito da Monsignor Sotto-Datario, che in assenza lo sostituisce. 

5l. Sono membri del Congresso ı Prefetti delle Sezioni Beneficiali 
e Matrimoniale, e due Teologi per turno. 

52. V’intervengono ancora, per riferire: le ınaterie del rispettivo 
ufficio, i due Sostituti delle Sezioni Beneficiale e Matrimoniale e ıl 
Computista. 

53. V’interviene altresi il Segretario, il quale, oltre al compilare 
il verbale, e al dare di questo lettura nel seguente Congresso, deve 
fare la relazione delle materie del suo ufficio. 

54. Tutti i membri del Congresso hanno voto consultivo, e la de- 
cisione appartiene al Card. Pro-Datario. 
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Congresso bimestrale. 

59. Oggetto di questo Congresso & il rendiconto dell’ amministra- 
zione del Dicastero. 

96. Lo presiede ıl Cardinale Pro-Datario e v’ interrengono Mon- 
sirenor Sotto-Datario, i Prefetti delle Sezioni Beneficiale e Matrimoniale, 
e in loro assenza i Nostituti, il Computista, il Cassiere e il Segretario. 

57. Egualmente in questo Congresso tutti i membri hanno vote 
consultivo, e la decisione appartiene al Cardinale Pro-Datario. 

58. Sı fa moltre in questo ('ongresso la relazione dello stato at- 
tivo e passivo delle Pensioni, sia dal Computista, sia dal Segretario. 

59. I rendiconti mensili e il bilancio annuale verranno presentati 
al Santo Padre. 

Commissione d esame per la nomina di Spedizioniere Apostolico. 

60. La Commissione, presieduta dall’ Emo Cardinale Pro-Datario, 
si compone di Monsignor Sotto-Datario, dei Prefetti e dei Sostituti 
delle Sezioni Beneficiale e Matrimoniale. - Interviene pure il Sesretario 
per redigere il verbale dell’ esaıne. j 

61. Le materie di esame e i requisiti dei candidati sono deseritti 
nel Regolamento del 16 settembre 1897. 

62. La votazione si fa a norma dell’ editto Millo, 25 gennaio 1748, 
ei voti dei Componenti Ja Commissione sono deliberativi. 

SEZIONE DELLE COLLAZIONI BENEFICIALT. 
Organicn della Sezione e attribusioni degli Ufficiali. 

63. A questa Sezione appartiene tutto cio che riguarda la con- 
cessione dei benefici Ecelesiastici, delle grazie annesse ai medesimi, 
e di tutte le altre spettanti alla Dataria. a norma della Costituzione 
Grarissimum Ecclesiae di Benedetto XLV. (26. novembre 1745), es- 
cluse quelle che riguardano la Sezione delle Dispense Matrimoniali. 

64. (li affarı della Sezione vengono riferiti nei Congressi presi- 
eduti dall’ Emo Card. Pro-Datario, per essere discussi e decisi; e nei 
casi stabiliti o di straordinaria Importanza sono riferiti al Santo Padre. 

Prefetlo della Sezione. 

65. II Prefetto della Sezione la presiede e ne & responsabile A 
lui & specialmente aflidata la revisione dello spoglio, che il sommista 
fa della Zestimoniale dell’ Ördinario del conferimento dei Benetfici. 
Firma tutti i doeumenti riguardantı la materia beneficiaria, ove non si 


tratti di concessione delle grazie e di condizioni ad esse relative. Ri- 
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vede ıl Foglio per Vudienza Pontificia, e lo presenta all’ Emo Pro- 
Datario, informandolo in proposito. 
Sostilulo. 

66. Il Sostituto coadiuva il Prefetto nelle sue attribuzioni e, in 
sua assenza, lo sostituisce. E incaricato specialmente della definitiva 
revisione della Supplica e della tassa. Inoltre, nei debiti casi, testi- 
fica sulla Supplica e sulla Bolla, del consenso prestato dal provvi- 
dendo. Prepara il Foglio per la Udienza Pontificia. 

Rerisors delle Suppliche. 

67. Il Revisore delle Suppliche & incaricato della prima revisione 
delle medesimie, emendando tutto ciö che nelle Suppliche non corri- 
sponda esattamente allo stile della Dataria. Estende inoltre, qualora 
per la natura della provvista sia necessario, la formola per V’accettazione 
del consenso, fatto esaminare precedentemente dal Sostituto. 

Sommista delle Testimoniali. 

68. Il Sommista & incaricato dello spoglio della Testimoniale 
dell’ Ordinario, e di accertare la rendita dı ciascun Beneficio, trascri- 
vendola nel relativo Registro. 

Tassatore. 

69. Il Tassatore & incaricato dell’ applicazione della Tassa relativa 
alla spedizione delle materie, e della esatta registrazione del Sommario 
della Supplica. Inoltre deve assegnare ai diversi Partecipanti la Tassa 
determinata dalla Sacra Congregazione Coneistoriale per la spedizione 
della nomina degli Arcivescovi o Vescovi residenziali, o dalla Data- 
ria Apostolica per la spedizione della nomina degli Arcivescovi o Ves- 
covi lilolari. 

Protocollista ed Archirista. 

70. Il Protocollista ed Archivista & incaricato del servizio del Pro- 
tocollo e della compilazione delle Posizioni, che deve disporre ordi- 
natamente nell’ Archivio dopo che il Prefetto le avrä rivedute. 

Procedura. 

71. Per la concessione di un Beneficio Ecclesiastico lo Spedizioniere 
deve presentare al Protocollo della Sezione: 

a) La Domanıda del Benefieio: 

b) La Testimoniale dell’ Ördinario a favore del nominando_ coi 
documenti che saranno necessari secondo la natura del Beneficio. 

Ciö forma la Posizione. 
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72. I Protocollista, eonstatato che lo Spedizieniere ne abbia il 
regolare mandato, timbra e registra col numero d’ordine del Protocollo 
la Posizione. — Qualora si tratti di un Beneficio in Roma, l’Oratore 
dovräa dichiarare se goda o no di altro Beneficio o Pensione, e la sua 
(lichiarazione scritta sara agsiunta ai documenti di sopra indicati. Come 
pure, se il provvidendo chiede preventivamente una diminuzione di 
spese per la spedizione del Beneficio, anche tale domanda, avvalorata 
dlalla raecomandazione del Vescovo, dovrä essere agsiunta ai documenti 
suddetti. 

73. La Posizione cosi formata viene dal Protocollista inviata al 
Sommista, il quale dai documenti, quaudo siano in regola, estrarrä, 
traserivendoli sopra un Modulo, gli estremi necessari per la eompi- 
lazione della Supplica. 

74. I1 .Modulo incluso nella Posizione & poi riveduto ed appro- 
vato dal Prefetto. — Che se’ aleuno dei documenti non fosse in regola, 
il Prefetto sospenderä 'il procedimento della Posizione, additandone 
sopra di essa, qualora lo creda opportuno, le ragioni. Il Sostituto ne 
prenderä notizia, e trasmetterä la Posisione ad Protocollista per le 
annotazioni sul protocollo relative alla sospensione, per la communij- 
cazione da farsene allo Spedizioniere, affinche la Posizione sia resa 
rigolare. 

75. Il prefetto, dopo aver giudicato che la grazia non importi con- 
dizioni o dispense da riferirsi al C'ongresso, trasmette la Posisione 
al Cardinal Pro-Datario, che coneede la grazia sulla Domanda. 

76. Ritornata in Uffieio la Posizione, il Protocollista prende nota 
della grazia eoncessa, e consegna il ‚Modulo compilato dal Sommista 
allo Spedizioniere, perche ne rediga la Supplica, dopo che al proto- 
collista avrä& notato le data della presentazione della supplica, questa 
sara inviata al Cardinale Pro-Datario perche voglia apporvi la sua 
firma sotto la formola; Concessum ut pelilur, vigore facullatum: 
lasciandosi poi al Revisore Il’ esaminare se la Supplica sia regolare e 
corrisponda a «elle condizioni con cui fu concessa la grazia. 

77. Nel caso affermativo, il Revisore vi appone la parola Herisa. 
Se per la spedizione del Beneficio sia necessario un consenso speciale 
del provvidendo, il Revisore, dopo aver estesa l’accettazione del con- 
senso in atto separato firmato dal provvidendo o dal suo procuratore, 
e legalizzato dal Sostituto, serive sulla Supplica la formola del con- 
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senso prestato. 

78. II Sostituto allora rivede anch’egli la Supplica, apponendo 
la sua firma sotto ıl Aerisa e sotto la formola del consenso prestato, 
qualora di questo sia stato il caso. 

‘9. DI Protoecollista, presa nota dell’ effettuata revisione, invia la 
Supplica al Tassatore. Questi ne registra il Sommario; fa, sopra un 
Modulo, la distinta delle spese, e appone la data e la cifra dei diritfü 
di Dataria da pagarsı alla Cassa, sulla Supplica; e qualora al Bene- 
ficio sia imposto un onere 0 una pensione, ne redigerä subito la parte- 
‚cipazione da darsi alla Segreteria, perch® questa ne prenda nota. 

S0. Tutto questo & riveduto dal Sostituto e quindi dal Prefetto, 
che firma la nota delle spese per essere consegnata allo Spedizioniere. 
Se «uesti domanderä pel provvidendo una diminuzione di dette spese, 
dopo che tale domanda, avvalorata necessariamente dalla raccomanda- 
zione del Vescovo, sara stata accolta dall’Emo Pro-Datario, ıl Tassatore 
in base della diminuzione fatta, modificherä la distinta delle spese sul 
Modulo e la cifra dei diröltti di Dataria sulla Supplica. 

81. Dopo eiö il Protocollista manda alla Cancelleria la Supplica 
per la redazione della .Winula della Bolla. Redatta la Minuta e 
trasmessa arlı Scrittori, affinche la traserivano in pergamena, la ‚Sup- 
plica viene rimandata alla Sezione. A richiesta poi dello Spedizioniere, 
il Protocollista invia la Supplica alla Cassa pel pagamento dei diritli 
di Dataria. 

82. Dopo che il Cassiere avrä sulla Supplica notato il pagamento 
fatto, ed il Protocollista avra cio registrato sul Protocollo e sul Re- 
wistro di contrullo dei pagamenti, dandone stornaliero discarico alla 
Computisteria, la Supplica viene rimessa al Prefetto. Questi, verifi- 
cato che, dal prineipio alla fine, tutto il procedimento & in regola, ap- 
pone la sua firma sulla Supplica dopo Vultima parola del Sommario: 
e con cio s’intende che la Supplica e chiusa, e non vi si puö agıwıun- 
gere o togliere parola alceuna. 

83. Esauriti gli atti di cui sopra, e venufto il giorno in cui siede 
la Cancelleria, il Protocollista manda a questa, chiuse in una busta, 
tutte le Suppliche insieme ad una nota speciale firmata dal Prefetto 
indicante il numero di Protocollo di ciascuna. 

84. Il giorno seguente alla Sessione, la Cancelleria manda alla 
Dataria le Bolle con le Suppliche ei Moduli di distinta delle spese. 
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85. Dopo che sopra ciascuna Bolla sarä notato l’importo delle 
spese coi diritti di spedizione, e scritto in cifra e in lettere il totale, 
il Prefetto vi apporrä la sua firma. 

S6. Infine il Protocollista, notata la data e il totale delle spese di 
spedizione, consegna la Bolla allo Spedizioniere. 

87. Le Suppliche vengzono gelosamente conservate in Archivio, ei 
Moduli delle spese inelusi nelle relative Posizioni. 

88. Trattandosi di ‚Valerie perpetlue, la procedura & la medesima, 
qualora si spediscano per Cancelleria. Per le Coadiutorie poila pre- 
cedura pure & la medesima, con questa differenza perö, che la Mönula 
della Bolla & inviata alla Sommisteria della Caucelleria Apostolica. 

89. Potendosi qualche grazia spedire per Drere, la procedura 
varıa soltanto in ciö, che la revisione della .Minula del Brere si ta 
d’uflicio, e la Minuta e trascritta dagli Scrittori dei Brevi della Da- 
taria. 

90. Qualora ne la tassa ne la riduzioue in uso, per ragioni spe- 
cialissime, possa applicarsi, il Cardinale Pro-Datario puö, in luogo della 
Bolla, ordinare la spedizione della grazia per Semplice Segnalura, 
determinandone la spesa totale. In questo caso la procedura non varia. 
Lo Spedizioniere pero dovrä ricopiare in buona scrittura la Supplica 
giäa riveduta, e consegmerä questa e la buona copia al Protocollista per 
essere collazionata in oflicio. Quindi la nuova copia segue il procedi- 
imento ordinario: chiusa dal Prefetto e timbrata col timbro dell’Emo 
Pro-Datario, viene consegnata allo Spedizioniere, e l'originale resta ın 
Archivio. 

91. Per opporsi ad una spedizione di un afflare in corso, deve in- 
terporsi il Viel transeal per mezzo di uno Spedizioniere. La pro- 
cedura & la seguente: 

Lo Spedizioniere presenta alla Sezione la domanda relativa, ed il 
Cardinale nel Congresso settimanale deciderä se debba o no accettarsi. 

Qualora se ne decida laccettazione, la Sewreteria notificherä alle 
parti interessate l’avvenuta apposizione, e il giorno in cui esse dovranno 
dedurre per iscritto le loro ragioni. 

L’usciere della Dataria consegnando alle parti tale notificazione, 
se ne farä rilasciare rieevuta; e cosi per tutte le altre communicazioni 
in proposito. 

Le memorie seritte saranno scambiate tra le parti, perche ciascuna 
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presenti le ragioni in contrario, e la Segreteria farä loro conoscere lo 
spazio congruo di tempo che & stato dal Congresso prefisso per ri- 
spondervi. 

Le memorie tutte saranno rimesse al Prefetto che con la posizione 
le manderä ai Teologi della Dataria per averne ıl loro voto in iseritto. 

Il Prefetto della Sezione, fatto quindi un riassunto del tutto, ne 
riferirä ad un Üongresso speciale presieduto dall’Emo Pro-Datario, 
composto degli stessi membri del Congresso settimanale, in cui si emet- 
terä regolare sentenza. 

92. Nelle spedizione delle Bolle per la nomina di un Arcivescovo 
o d’un Vescovo ad una Chiesa residenziale, si devono presentare al 
Protocollo i seguenti documenti: 

a) La proposizione; 

b) Il Resceritto della C'oneistoriale; 

c) La nota della Propina SSmi; 

d) La nota degli emolumenti, spettanti all’Uditore SSmo. 

11 Protocollista li registra e li rimette al Tassatore. (Questi. in 
base al Rescritto della C'oncistoriale, ripartisce la spesa, ed eseguite, 
se occorrono, le riduzioni necessarie, autenticate dal Prefetto, rimette 
tutto al Protocollo perche sia consegnato allo Spedizioniere, eccettunta 
la Proposizione, che rimane in Ufhcio, ed invia alla Cassa la nota dei 
diritti di Dataria. 

Lo Spedizioniere quindi, prima della spedizione delle Bolle in Can- 
celleria, fara il pagamento in Cassa. Spedita la Bolla in Cancelleria, 
lo Spedizioniere riconsegna al Protocollista il Rescritto col conto au- 
tentico della ripartizione delle spese, e una copia di esso per essere 
autenticata dal Prefetto e consegnata alla parte. Occorendo copia della 
Bolla di nomina, lo Spedizioniere ne fara domanda all’Eminentissimo 
Pro-Datario firmata dallo stesso Provvisto. Ottenuto rescritto favore- 
vole, lo Spedizioniere, eseguita la copia della Bolla, la collazionerä 
col Segretario della Dataria, perche questi possa autentiearla. Allora 
soltanto il Prefetto rilascerä allo Spedizioniere un mandato per le spese 
di detta Copia. 

93. Per la spedizione delle Bolle di nomina di un Arcivescovo 0 
Vescovo ad una Chiesa fölolare si devono presentare al Protocollo i 
seguenti documenti: 


a) La proposizione; 
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b) La nota della Propina SSmi: 

c) La nota degli emolumenti spettanti all’Uditore SSmo. 
| Nel rimanente, il procedimento & in tutto uguale a quello per la 
spedizione degli Arcivescovi o Vescovi nominati ad una Chiesa resi- 
denziale. 

94. Il servizio di Protocollo cesserä alle 12.30. 

SEZIONE DELLE DISPENSE MATRIMONIALI. 
Organico della Sezione e altribusioni degli Ufficiali. 

95. Questa Sezione ha her Oggetto la trattazione delle Dispense 
dagl’impedimenti matrimoniali pubbliei e dirimenti, dai quali suol dis- 
pensare la Santa Sede. 

96. La concessione delle Dispense in forza delle facolta pontificie 
viene fatta dall’Emo Cardinale Pro-Datario e dal Prefetto della Se- 
z10ne. 

97. lie Dipense si spediscono per Brere o per Bolla. Questi due 
nmodi di spedizione possono essere sostituiti in determinati cası dalla 
Semplice Segnalura. 

Alle Sezioni sono addetti i seguenti Ufheiali: 

Prefetto della Sezione. 

98. TI Prefetto della Sezione la presiede, e ne & responsabile. 
Esamina le Domande di Dispense se corrispondono alle rispettive 
Testimoniali degli Ordinari, e fa il Ristretto di quelle che sono da 
sottoporsi per la grazia al Santo Padre e al Card. Pro-Datario. 

99. Il Prefetto ha la facoltä di concedere le dispense darl’impedi- 
menti del 2" grado di consanguinita e di aflinitä, semplice, moltiplicato, 
nisto, anche eumulativamente, purche ri sia causa canonica, e darli 
altri gradi inferiori. 

100. Assenti od impediti contemporaneamente il Card. Pro-Datario 
e Mons. NSotto-Datario, il Prefetto e autorizzato a concedere anche le 
dispense a loro riservate. Ove poi sia assente od impedito in pari 
tempo il Prefetto, vien questi sostituito nelle stesse facoltaä dal Prefetto 
della Sezione Beneficiale. 

Sostilulo. 

101. Il Sostituto coadiuva ıl Prefetto, e in assenza ne assume le 
attrıbuzion non riservate dal regolamento. Interviene al C'ongresso 
per riferirvi le Domande di Dispense. A lu & aflidata la revisione 
delle Suppliche di dispense che si spediscono per Brere, e vi appone 
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la data. Oltre a ciö il Sostituto cura giornalmeute la regolare evasione 
delle Dispense. 
Tassatore. 

102. Accordata che sia la grazia, & ufficio del Tassatore applicare 
la relativa tassa. Ove accada che gli oratorı domandino una riduzione 
o facciano un’offerta, il Tassatore consegnerä la posizione al Prefetto 
per essere rıferita all’Emo Pro-Datario o a Mons. Sotto-Datario. 

Registratore delle Tasse. 

103. E ufficio del Registratore di traserivere sulle Suppliche 
i relativi pagamenti eseguiti nella Cassa, autenticandoh col timbro della 
Sezione, e registrandoli per confrontare la somma riscossa dal Cassiere 
con quella indicata dal Tassatore. Rimette giornalmente al Computista 
un foglio, staccato dal registro di controllo, sul quale sono notati i 
pagamentıi fattı. 

Rerisori dei Conü. 

104. II Revisore fa la distinta della tassa sopra il Foglio che 
viene consegnato allo Spedizioniere. Trascrive inoltre i conto e per 
eriensum lVimporto totale sui Dreri, sulle Bolle, dopo che queste 
siano state spedite in Cancelleria, e sulle Dispense per Semplice Sey- 
nalura. 

Rerisori dei Breri e delle Suppliche di Bolla. 

105. Il Revisore collaziona il Arere colla relativa Supplica, e vi 
appone la data e il sigillo sud Annulo Piscatoris. Inoltre rivede le 
Suppliche di Bolla e la data. Tiene nota dei Zrerö che giornalmente 
si spediscono. 

Protocollista ed Archirista. 

106. Il Protocollista ed Archivista reeistra sul Protocollo le 
Domande di Dispensa da impedimenti, le quali si spediscono per 
Brere, notandovi successivamente la data della presentazione, della 
grazia, e della spedizione coll’importo totale delle spese. E incaricato 
dell’Archivio; classifica in ultimo le singole Posizioni, e, ove occorra, 
le riassume. 

Fa la nota, per esser trasmessa alla Caucelleria, delle Suppliche 
di Dispense che debbono essere spedite per Bolla. 

Aggiunlo al Tassalore. 

107. D’Aggiunto al Tassatore si occupa di trascrivere sopra I 

Fogli i Rescritti di tassa fatti dal Tlassatore per esser consegnati allo 
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Spedizioniere. Tornati ı Fogli in Uficio coll’indicazione del passamento 
eseguito, vengono da esso riuniti alla rispettiva Posizione. 

Presta inoltre la sua opera nell’aiutare ıl Revisore dei conti circa 
P’apposizione del conto sui Brewl, sulle Bolle e sulle dispense per 
Semplice Segnaltura. 

Agygiunto al Protocollista. 

108. W’Aggiunta al Protocollista fa per le Domande delle Dis- 
pense dagl'impedimenti, le quali sı spediscono per Bolla, ciö che fa il 
Protocollista per quelle che si spediscono per Arere. 

Procedura. 

100. Le Domande di Dispense, unite alla Zestimoniale della ri- 
spettiva Curie, alla Supplica a stampa ed al Foglio di lassa, sono 
presentate al Protocollo dallo Spedizioniere, e formano cosi la Posi- 
SIONe. 

110. Appartiene aglı Spedizionieri il fare la No/a per le dispense 
delle quali dovrä seriversi il Dreoe o la Bolla. 

111. 11 Protoeollista registra le Posizioni di dispense che si spe- 
discono per Brere e le fa trasmettere al Prefetto od al suo Sostituto, 
afinche siano collazionati gli allegati con la Domanda di Dispensa e 
sia fatto ıl Aöstrello di quelle da riferirsi al Santo Padre e all’E.mo 
Pro-Datario. Cosi pure il suo Agwriunto registra le Posizioni di dis- 
pense che si spediscono per Dolla, e le fa trasmettere al Revisore delle 
Suppliche di dette dispense, affinche siano collazionati gli allegatı colle 
rispettive DJomande. Tanto il Protocollista, quanto il suo Aggiunto 
dovranno prima accertarsi che lo Spedizioniere abbia regolare mandato 
per trattare della Dispensa. 

112. Accordata la grazia dal Santo Padre, o dal Cardinale Pro- 
Datarıo, questi firma la Supplica ed il Prefetto ne attesta, sulla Do- 
manda dello Spedizioniere, la concessione, e vi pone la data, Per le 
dispense poi che puöo concedere il Prefetto, appartiene a lui firmare la 
relativa Supplica. 

113. Le Suppliche di Brere sono rivedute dal Sostituto. Quelle 
di Bolla sono rivedute dal Rispettivo Revisore, e vengono trasmesse 
al Prefetto, se sono di sua competenza, per la concessione e la firma. 

11-4. Tutte le Suppliche firmate si ritengono in un Casellario in 
attesa che sia pagata la tassa. 


115. Le Domande di Dispensa coi relativi allerati sono trasınesse 
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al Tassatore perche apponga su di esse la tassa. (@uesta & riportata 
poi dal suo Aggiunto sul Foglio che viene quindi rimesso al Revisore 
dei conti per la distinta dells spesa. Il Rescritto originale rimane in 
Ufficio, ed il Foylio di tassa viene consegnato allo Spedizioniere per 
il pagamento in (assa. 

116. II Cassiere, esatta la tassa, certifica del fattone pagamento 
con la sua firma e timbro sul Foglio che rinvia di nuovo al Tassatore. 
L’aggiunto di questo riunisce il Foglio al Rescritto originale, e, veri- 
ficata Vesattezza del pagamento eseguito, lo trasmette al Registratore 
delle tasse, il quale, ripresa dal Casellario la Supplica, trascrive su 
di essa la tassa pagata con la formola: Soleil lib..... e vi mette il 
timbro della Sezione, 

117. Le Suppliche vengono quindi divise secondo il loro modo di 
spedizione, cioe: 

a) Le Suppliche delle disvense per le quali si & scritto il Dreve, 
vanno al Revisore dei Brevi per essere collazionate. Tl Revisore dei 
conti vi trascrıve per erliensum Vimporto totale della spesa. Il Pre- 
fetto ne autentica con la sua firma la perfetta regolaritä e quindi i 
Breri vengono rimessi all’E.mo Pro-Datario per la firma; 

b) Le Suppliche delle dispenso per le quali si & scrista la Bolla, 
ratificate con ulteriore firma del Prefetto, venzono trasmesse, nel gi- 
ormo in cul & sessione, in Cancelleria, all’Ufhiciale dı essa incaricato 
della Revisione delle Bolle. Poi le Bolle vengono rimesse alla Datarıa 
per l’apposizione del conto, unitamente alle relative Suppliche, eccet- 
tuate quelle che debbono restare nel rispettivo Ufhicio di Cancelleria. 

118. Le Suppliche che si spediscono per Semplice Segnalura 
vengono trasmesse al Revisore dei conti per l’apposizione del conto 
finale e del timbro dell’Emo Pro-Datario. 

119. I Breri, le Bolle e le dispense spedite per Semplice Seg- 
nalura vengono, cosi ultimate, distribuite aglı Spedizionieri, e le ri- 
spettive posizioni archiviate. 

120. Il servizio del Protocollo cesserä alle 12.30. 

SEZIONE AMMINISTRATIVA. 

121. La Sezione Amministrativa si occupa del regolare andamento 
degli’ interessi economici del Dicastero sotto qualunque denominazione. 
Amministra pure la Cassa delli Pensioni recentemente costituita da 
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imposti sulle prebende specialmente dei Benefici di Roma, e sulla quale 
si concedono dal Santo Padre assegni a Sacerdoti. 

La Sezione comprende la Computisteria e la Cassa. 

COMPUTISTERIA. 
Organico e altribusioni degli Ufficiali. 
Computista ed Amministratore. 

122. Il Computista ed Amministratore ha la direzione della Com- 
putisteria e l’incarico di provvedere alla manutenzione dei fabbricati 
del Dicastero, stipularne gli affitti ed esigerne le pigioni. 

123. E incaricato parimente del pagamento delle tasse gravanti 
gli stabili della Dataria e degli altri oneri ad essa imposti. 

124. Controlla i fogli degl’incassi e dei pagamenti che dalle Sezioni 
e dalla Cassa gli vengono rimessi giornalmente, compresi quelli riferi- 
bili alla Cassa delle Pensioni. 

125. Constatata la regolaritä dei conti, il Computista & in obbligo 
alla fine di ogni mese di darne il denestare alla Cassa. 

126. Redige i riparti dı Cassa, dai quali estrae i conti mensili, 
che esibisce al Congresso bimestrale, compresso lo stato della (’assa 
delle Pensioni. 

127. Tiene in corrente il Libro Mastro Generale di Serittura, dal 
quale alla fine dell’anno estrae il Bilancio Consuntivo. 

128. Egli non puö trarre alcun mandato di pagamento senza prima 
averne ricevuto l’ordine seritto dall’E.mo Pro-Datario. 

129. Inmnanzi alla relativa scadenza sottopone alla firma del Car- 
dinale Pro-Datario le Note dei mandati di pagamente redatte in base 
di posizioni giustificative. Ciascuna Nola sara in due copie, ed una 
di esse sara inviata al Cassiere prima del giorno di pagamanto, 

130. Firma in base alle Note anzidette e agli ordini ricevuti come 
sopra, i mandati di pagamento; ove si tratti poi di pagamento non 
compreso nelle Note, il mandato dovräa essere firmato dall’E.mo Pro- 
Datario. 

131. Il Computista & in diretta relazione colla Segreteria per ciö 
che riguarda le Pensioni e gli Oneri. Ne riceve le opportune comuni- 
cazioni ponendole in nota per 1 rispettivi pagamenti o versamenti, con- 
servandole per le necessarie giustificazioni. 

132. Essendo casa delicatissima il rilascio dei mandati di paga- 
mento tanto nella Cassa del Dicastero quanto su quella delle Pensioni, 
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il Computista dovrä accertarsi dell’ identitä della persona a cut & inte- 
stato il mandato. Non presentandosi il titolare, il Computista per la 
consegna del mandato dovra richiedere l’autorizzazione del mandante 
debitamente vidimata colla fede di sopravvivenza. Anche in questo 
caso il Computista dovräa accertarsi dell’identitä della persona delegata. 

133. II Computista interviene al Congresso settimanale, ma solo 
per riferire le materie del suo uflicio, e sottoporre alla firma le note 
dei mandati. 

134. Non poträ conchiudere contratto alcuno senza gli ordini del 
Cardinale Pro-Datario. 

135. Dovrä presentare in ciascun mese a Mons. Sotto-Datario le 
note degli afhitti esatti con la relativa quietanza dal Cassiere, e le rice- 
vute di pagamento per tasse ed oneri imposti all’Aministrazione, af- 
finche Monsignor Sotto-Datario vi apponga il visto. 

Primo Aggiunto. 

136. Il Primo Aggiunto coadıiuva il Computista ed Amministratore, 
e, in assenza, lo sostituisce. 

137. Cura la registrazione sul protocollo delle partecipazioni ri- 
ınesse alla Computisteria dalle Sezioni e della Segreteria. 

138. Sono al medesimo affıdati ı Libri Mastri per servizio della 
Cassa delle Pensioni. e in fine dell’anno n’estrae il biluncio. 

139. Tiene presso di se ıl Saldaconti degl’ inquilini degli stabili 
che sono di proprietä del Dicastero. Redige la Nola dei mandatı di 
pagamento delle Pensioni ed assegni da firmarsıi dal Card. Pro-Datario, 
e in base di essa trae i mandati di pagamento. 

Secondo Aggiunto. 

140. E incaricato di redigere le note di pagamento sulla Cassa del 
Dicastero, e in base dı esse ı relativi mandati. Trascrive in buono 
forma gli stati mensili di Cassa e quanto altro gli viene aflidato dal 
Computista. Ove occorra, coadiuva il Primo aggiunto. 

CASSA. 
Organico e altribusioni. 
Cassiere. 

141. Al Cassiere & affıdato, sotto la sua responsabilitä opportuna- 
mente garantita, il deposito dei proventi di qualunque specie del Dica- 
stero, compresi quelli derivanti daglı oneri imposti sui Benefici per la 
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142. Egli riscuote dagli Spedizionieri le tasse beneficiali e matri- 
moniali in base alle cifre segnate sulle Suppliche, se trattasi de Be- 
nefici; sui Fogli relativi, se trattasi di Dispense Matrimoniali. 

143. Riceve i pagamenti degli oneri suindicati, e ne tiene un conto 
a parte. 

144. Eseguisce i pagamenti in base alla Nola firmata giä dal Car- 
dinal Pro-Datario e ai mandati firmati dal Computista o da chi lo so- 
stituisce, fatta eccezione per le somme non eccedenti lire sessanta 
per le quali & sufliciente l’ordine firmato dal Card. Pro-Datario o in 
sua vece da Monsignor Sotto-Datario; eccettuati altresi i rimborsi 
inerenti agli affari delle Sezioni od Ufhici e firmati dai rispettivi Su- 
periori. Cura che i mandati stessi sieno nell’ atto del pagamento qui- 
etenzati e rimessi, in appoggio dei conti di Cassa, giornalmente al 
Computista, dal quale dovrä ricevere alla fine del mese la dichiarazione 
del deneslare della sua gestione. 

145. Eseguisce i pagamenti degli assegni a favore dei Sacerdoti, 
sempre in base di Nola firmata gia dal Cardinal Pro-Datario e rego- 
lare mandato della Computisteria, sulla Cassa delle Pensioni. 

146. Te operazioni della Cassa dovranmno aver termine alle 12.30. 

AIgyyiunto. 

147. W’Aggiunto nota nei rispettivi registri Yimporto del paga- 
mento eseguito in Cassa per le Suppliche Beneficiali, per le Dispense 
Matrimoniali e per qualsiasi altro provento con le relative indicazioni; 
e ne trasmette giornalmente copia, insieme allo stato di cassa, al Com- 
putista. 

148. Coadiuva il Cassiere nell’ esereizio delle sue funzioni, ed, ove 
occorra, gli Ufficiali della Computisteria. 

UFFICIO DI SEGRETERIA. 
Organico e altribuzioni. 

149. Alle Segreteria & attidata la corrispondenza del’Emo Cardi- 
nale Pro-Datario e di Mons. Sotto-Datario, riferibile a eiascuna Spe- 
zione dell’Apostolico Dicastero. 

150. Inoltre la Segreteria ha per oggetto: 

a) le dimande di assegni sulla Cassa delle Pensioni; 

b) Vestensione e spedizione dei Motu-Propri per la nomina dell’- 
Emo Card. Penitenziere Maggiore, del Reggente della Cancelleria Apo- 


stolica, degli Uditori di Rota, dei Protonotari Apostoliei di numero, 
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degli Abbreviatori soprannumerari del Parco Maggiore e degli Avvo- 
cati Consistoriali, e delle Palentli, ove occorrano, pei Notari del Vi- 
cariato di Roma; 

c) la collazione delle copie con le rispettive Bolle Apostoliche e 
l’autenticazione di esse; 

d) la spedizione dei biglietti per nomina ai Benefici Ecclesiastiei 
e agli uffici del Dicastero, e la partecipazione di assegni; 

e) il rilascio di qualsiasi certificato o dichiarazione che non sia 
competenza delle Sezioni. 

Segrelario. 

151. Il Segretario presiede all’Utfheio, riferisce nei Congressi, le 
materie di sua competenza, e redige il Verbale, che, letto ed approvato, 
vien firmato dal Card. Pro-Datario. 

152. All’apertura degli Ufhei il Segretario si presenta all’Emo 
Card. Pro-Datario per ricevere la corrispondenza e gli ordini che oc- 
corra comunicare alle diverse Sezioni. Lo stesso fara P’Agriunto con 
Mons. Sotto-Datario. 

153. Al Segretario spetta die collazionare e autenticare le copie con 
le rispettive Bolle. 

154. A lui appartiene ancora Vassieurarsi che sia versato in Cassa 
l’importo delle tasse inerenti al suo Ufhcio. 

155. Minuta le lettere e gli atti del suo Uffcio, o minutati dall’- 
Aggiunto, li rivede. Ove trattisi di materia relativa alle diverse Se- 
zioni, la minuta verrä letta dal Prefetto della Sezione a cui si riferisce, 
che ne assume la responsabilitä. 

156. Redige, previa istruzione dell’E.mo Pro-Datario, il Foglio 
del suo Ufhicio per P’Udienza del Santo Padre. 

157. Partecipa in iscritto alla Computisteria gli assegni accordati 
dal Santo Padre sulla Cassa delle Pensioni, come pure gli oneri 
imposti a favore della medesiına. 

158. In tutte queste partecipazioni verranno indicate le fissate sca- 
denze; nelle partecipazioni di onere verr& anche indicata la data di pos- 
sesso del Beneficio, su cui l’onere & imposto. 

159. Conserva presso di se il registro degli assegni ed oneri, e nel 
Congresso bimestrale unira la sua relazione a quella del Computista, 

160. Eglı ha la cura e vigilanza dell’Archivio generale, e ne con- 
serva le chiavi, che consegna a richiesta degli Archivisti, raccoman- 
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dando ai medesimi la necessaria diligenza nel riporre le Posizioni. 

161. Paga i conti delle spese minute delle Sezioni, dopo che questi 
furono approvatı dal rispettivo Prefetto, esigendone opportuna ricevuta. 

162. Presso il Segretario dovrä esistere un elenco degli Ufheialı, 
degli assegnamentari, pensionati e simili. 

Aggiunto. 

163. L’aggiunto coadiuva il Segretario nelle varie attribuzioni e in 
assenza lo sostituisce. 

164. Mette in buona copia la corrispondenza a gli Atti della Se- 
gretaria. 

165. Registra le nomine degli Ufheiali e gli Atti rilevanti del 
Dicastero nel libro delle Cose ‚Yotabili. 

166. Protocolla le lettere di arrivo distribuendole alla Sezioni alle 
quali si riferiscono, e le lettere di partenza spettanti alla Segreteria, 
eonservandone le minute per archiviarle. 

CONSIGLIO Di TEOLOGIA. 

167. Benche ı Teologi non abbiano V’obbligo della presenza in Uf- 
ficio, pure fanno parte attiva del Dicastero. Intervengono per turno 
in numero di due ai Congressi settimanali. 

168. Due dei Teologi esaminano, quando occorra, gli Atti di con- 
corso a Parrochie e Benefiei, e, in discrepanza di parere, l’esame si 
fara da un terzo Teovlogo, e daranno essi di detto esame il loro voto 
in iscritto. Esaminano allo stesso modo gli Atti del Vihil transeat. 
Risolvono ancora i dubbi che possono sorgere sulle materie spettanti 
alla Datarıa. 

CASSA DI GIUBILAZIONI 
e obbligo di assicurazione sulla vila 

PER GLI OFFICIALI DELLA DATARIA APOSTOLICA 

169. E fondata una Cassa di Giubilazioni a favore degli Ufhciali 
della Dataria Apostolica. 

170. A tale scopo la Dataria somministra un capitale iniziale di lire 
duecentomila, che in avvenire eleverä alla somma di lire Zrecento- 
mila, per provvedere ancora ai casi di assoluta e provata inabilitä 
fisica di alcuni degli Utheiali. 

171. Questa somma dovra depositarsi a moltiplico, ove si crederä 
piü utile, fino alla concorrenza di un Capitale che possa corrispondere 
un frutto annuo di lire sessanltamila. Raxziunto il suddetto Capi- 
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tale, cesserä il moltiplico, e l’interesse annuo verrä erogata nel paga- 
mento delle Giubilazioni e nei soccorsi di sopra indicati, dovendosi 
versare il supero nella Cassa della Dataria. 

172. Solo dopo quarant’ anni di servizio e sessanta almeno di etä 
si ha diritto alla Giubilazione, che sarä equivalente alla media mensile 
dello stipendio degli ultimi cinque anni. 

173. Per tutti i presenti Ufheciali, qualunque sia il tempo di ser- 
vizio da essi prestato, gli anni per la Giubilazione incominciano a de- 
correre dal 1° gennaio 1901. 

174. La Datarıa non & tenuta per nessun titolo a provvedere alle 
famiglie degli Ufficiali in caso di morte dei medesimi. 

175. E obbligo pero dei singoli Ufficiali, nell’ essere ammessi nel 
Dicastero, qualunque sia la loro etä, di provvedere alle rispettive fa- 
miglie, pel caso di decesso, coll’ assicurusione sulla vila da farsi 
entro un mese dalla loro nomina. 

176. Per gli Ufficiali ora esistenti, che non hanno oltrepassato i 
quarant’ anni di etä, Vobbligo di detta assicurazione decorre, nell’ 
indicato termine di un mese, dalla data dell’ approvazione del presente 
Regolamento. 

177. Quelli poi tra i detti Ufficiali che hanno oltrepassato i qua- 
rant’ anni di etä, potranno ottenere i benefici della Cassa suddetta, 
sottomettendosi alle condizioni del tempo, dal quale incominciano a 
decorrere gli anni a ciö necessari, e dell’ assicurazione sulla vita. 

178. L’assicurazione dovra farsi almeno per la somma di lire 
cinquemila, senza clausole condizionali e pel solo decesso. 

179. La scelta della Societä assicuratrice & lasciata all’ arbitrio di 
ciascun Ufficiale. 

180. La polizza dell’ assicurazione dovrä vincolarsi in modo da non 
poter essere riscossa se non dalle famiglie, dopo avvenuto il decesso. 

181. Essa dovrä depositarsi nella Cassa della Dataria, e solo nel 
caso di espulsione, o passaggio dell’ Ufficiale ad altro Dicastero, gli 
sara restituita. 

182. I premi dell’ assicurazione verranno ritenuti mensilmente dal 
Cassiere del Dicastero sopra lo stipendio dei rispettivi Ufficiali. 

183. E esonerata la Dataria Apostolica da ogni responsabilitä qua- 
lora la Societä di assicurazione venisse a mancare ai suoi Impegni. 
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Nell’ adunanza della Commissione Cartdinalizia riordinatrice della 
Dataria Apostolica, tenuta in Vaticano il 17 gennaio 1901, gli Emi 
Signori Cardinali presenti, Parocchi, Aloisi-Masella, Rampolla, Di 
Pietro, Gotti, Satolli, avendo esaminato questo Regolamento, lo han- 
no approvato. 

T Gaetano Card. Aloisi-Masella. Pro-Datario. 

Nell’ udienza del 6 febbraio 1901, ıl Santo Padre, udita la rela- 
zione fattagli dal sottoscritto Pro-Datario, si & degnato confermare lo 
stesso Regolamento in tutte le sue parti, e ordinare che sia posto im- 
mediatamente in esecuzione. 

T Gaetano Card. Aloisi-Masella, Pro-Datario. 
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det hat, dass dem verklagten Theile die Fortsetzung der Ehe mit ıhm 
nicht zugemuthet werden kann? (ja). E. d. RG. 46, No. 42 S. 159. 

17. Beschl. d. Dresden. OLG. VI Sen. 22./2. 1. Beschwerde- 
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G.r. A. d. fr-G. $ 20, 57 Ziff. 9. Annal. 22 Nr. 27 S. 200. 

18. E. d. RGer. IV. C.S. 1./1l. 01. Kann während des Schei- 
dungsprozesses der Anspruch auf Unterhaltungsgewährung nur im Wege 
der einstweiligen Verfügung gemäss $S 627 CPO. geltend gemacht wer- 
den? Entsch. 47, No. 94, S. 379. 

19. E. d.RGer. IV. C.S. 11./4. O1: Wie weit kann die Beschrän- 
kung der dem allein für schuldig erklärten Ehemann obliegenden Un- 
terhaltspflicht gegen seine geschiedene Ehefrau im Falle seiner Wieder- 
verheirathung reichen? BGB. $$ 1578. 1579. (Sie kann vollständig 
erlöschen.) E. d. RGR. 48 No. 28. S. 112. 

20. Beschl. d. Dresden. OLG. VI. Sen. 1./2. 1. Erziehungs- 
streit. Eiuschreiten des Vormundschaftsgerichtes während des Ehe- 
scheidungsprozesses (BGB. $ 1666). Annal. d. Sächs. OLG. 22. No. 
25. S. 195. 

21. OLG. Dresden. V1. Sen. Beschluss 31./5. 1901: Das dem Vor- 
wmundschaftsgericht im BGB. $ 1656 S. 2 gegenüber geschiedenen Ehe- 
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Staatliche Gesetze und Aktenstücke betr. die kath. Kirche, 
sowie dıe kath. und ev. Kirche gemeinsam. 


l. Geiger, d. kirchenrechtl. Inhalt d. bundesstaatl. Ausführungs- 
gesetze zum BG. A.f. k. KR. 81, 650. 

2.8.-Meiniugen G. 18./8. 99 betr. d. relig. Erziehg. AKBl. 
1902, 13. 

Art. 1. 

Insofern nicht auf Grund der nachstehenden Vorschriften (Art. 
2—6) ein anderes bestimmt. wird, sind eheliche Kinder in der Religion 
des Vaters, uneheliche in der der Mutter zu erziehen. 
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Art. 2. 

Für das Recht, zu bestimmen, in welchem religiösen Bekenntniss 
ein Kind zu erziehen ist, sind, soweit sich nicht aus den Art. 3—4 
etwas anderes ergiebt, die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
über das Recht und die Pflicht, für die Person des Kindes zu sorgen, 
ınassgebend. 

Art. 3. 

So lange der Vater lebt, kann die Mutter das religiöse Bekennt- 
niss eines gemeinschaftlichen Kindes ohne Einwilligung des Vaters, 
auch wenn er nicht die Sorge für die Person des Kindes hat, nicht 
ändern, es sei denn: 

1) dass ihr die elterliche Gewalt zusteht, 

oder 
2) dass im Falle der Scheidung der Ehe oder der Aufhebung der 
ehelichen (remeinschaft der Vater allein für schuldig erklärt ist, 
oder 

3) dass der Vater wegen Geisteskrankheit entmündigt und nach 

Feststellung des Vormundschaftsgerichts die Aussicht auf Wie- 
derherstellung ausgeschlossen ist. 
Art. 4. 

Die von dem Vormund und dem Pfleger getroffenen Bestimmungen 
bedürfen der Genehmigung des Vormundschaftsgerichts. 

Vor der Entscheidung soll das Vormundschaftsgericht ausser den 
Erziehungsberechtigten auch Verwandte oder Verschwägerte des Kin- 
des, sofern dies ohne erhebliche Verzögerung und ohne unverhältniss- 
mässige Kosten geschehen kann, sowie das Kind selbst hören, wenn 
es das 14. Lebensjahr erfüllt hat. $ 1847 Abs. 2 des Bürgerlichen 
(tesetzbuchs findet entsprechende Anwendung. 

Art. 5. 

Wird die Genehmigung des Vormundschaftsgerichts zu einer Aen- 
derung des Bekenntnisses versagt, so ist das Kind in dem bisherigen 
Bekenntnisse weiter zu erziehen. 

Fehlt es nach der Versagung der Genehmigung des Vormundschatts- 
gerichts an einer Bestimmung, oder stellt sich die vom Vater oder von 
der Mutter getroffene Bestimmung als ein Missbrauch des Rechtes der 
Sorge für die Person des Kindes oder als das geistige Wohl des Kin- 
des gefährdend dar, so kann das Vormundschaftsgericht an Stelle des 
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Erziehungsberechtigten die Bestimmung treffen, bezw. die von Vater 
oder von der Mutter getroffene Bestimmung ändern. 

Art. 4 Als. 2 findet entsprechende Anwendung. 

Art. 6. 

Wenn ein Kind aus der Volksschule entlassen ist, oder das zur 
Entlassung erforderliche Lebensalter erreicht hat, kann ohne seine Zu- 
stimmung eine Aenderung des Religionsbekenntnisses nicht mehr be- 
schlossen werden. Der Vormundschaftsrichter hat festzustellen, ob die 
Zustimmung erfolgt ist. 

Art. 7. 

Die Bestimmungen in Art. 10 Abs. 4 des Gesetzes vom 9. Sep- 
tember 1844, Art. 15 des (sesetzes vom 22. Mai 1856 und in Art. 7 
des Gesetzes vom 7. Dezember 1878 treten ausser Kraft. Unberührt 
bleibt die Vorschrift in Art. 26 des Volksschulgesetzes vom 22. März 1375. 

3. Frankreich. Loi relative au contrat d’association 1./7. 1901. 
(Journal officiel 1901. No. 177. 

TITRE I« 

Art. 1er. — L’association est la convention par laquelle deux ou 
plusieurs personnes mettent en commun d’une facon permanente leurs 
connaissances ou leur activite dans un but autre que de partager des 
benefices. Elle est regie, quant A sa validite, par les principes gene- 
raux du droit applicables aux contrats et obligations. 

Art. 2. — IJes associations de personnes pourront se former li- 
brement sans autorisation ni declaration prealable, mais elles ne joui- 
ront de la capacite jJuridique que si elles se sont conformees aux dis- 
positions de l’article 5. 

Art. 3. -— Toute association fondee sur une cause ou en vue d’un 
objet illicite, contraire aux lois, aux bonnes me&urs, ou qui aurait pour 
but de porter atteinte a lV’integrit@ du territoire national et A la forme 
republicaine du Gouvernement, est nulle et de nul effet. 

Art. 4. — Tout membre d’une association qui n’est pas formee 
pour un temps determine peut s’en retirer en tout temps, apres paye- 
ment des cotisations echues et de l’annee courante, nonobstant toute 
clause contraire. 

Art. 5. — Toute association qui voudra obtenir la capacite juri- 
dique prevue par l’artiele 6 devra etre rendue publique par les soins 


de ses fondateurs. 
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La declaration prealable en sera faite A la prefecture du departe- 
ment ou Aa la sousprefeeture de V’arrondissement oü l’association aura 
son siöge social. Elle fera connaitre le titre et l’objet de l’association, 
le siege de ses etablissements et les noms, professions et domiciles de 
ceux qui, A un titre quelconque, sont charges de son administration ou 
de sa direction. Il en sera donne recepisse. 

Deux exemplaires des statuts seront joints A la deelaration. 

Les associations sont tenues de faire connaitre, dans les trois mois, 
tous les changements survenus dans leur administration ou direction, 
ainsi que toutes les modifications apportees A leurs statuts. 

Ces modifications et changements ne sont opposables aux tiers qu’ä 
partir du jour oü ils auront ete declares. 

Les modifications et changements seront en outre consigmes sur un 
registre special qui devra etre presente aux autorites administratives 
ou judiciaires chaque fois qu’elles en feront la demande. 

Art. 6. — Toute association regulierement declaree peut, sans au- 
cune autorisation speciale, ester en Justice, acquerir A titre onereux, 
posseder et administrer, en dehors des subventions de l’Etat, des de- 
partements et des communes: 

1” Les cotisations de ses membres ou les sommes au inoyen des- 
yuelles ces cotisations ont ete redimees, ces sommes ne pouvant etre 
superieures A cing cents francs (500 fr.); 

2” Jie local destine A Padwministration de Yassociation et ä la re- 
union de ses membres; 

3° Les immeubles strietement necessaires A l’accomplissement du 
but qu’elle se propose. 

Art. 7. — En cas de nullite prevue par l’article 3, la dissolution 
de T’association sera pronomcee par le tribunal civil, soit A la requete 
de tout interesse, soit A la diligence du ministere public. 

En cas d’infraction aux dispositions de Vlartiele 5, la dissolution 
pourra etre prononcee A la requete de tout interesse ou du ministere 
public. 

Art. 8. — Seront punis d’une amende de seize A deux cents francs 
(16 & 200 fr.) et, en cas de recidive, d’une amende double, ceux qui 
auront contrevenu aux dispositions de l’article 5. 

Seront punis d’une amende de seize A cingq mille francs (16 A 5,000 fr.) 
et d’un emprisonnement de six Jours a un an, les fondateurs, directeurs 
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ou adıninistrateurs de l’association qui se serait maintenue ou recon- 
stituce illegalement apres le jugement de dissolution. 

Seront punies de la m&me peine toutes les personnes qui auront 
favorise la reunion des membres de l’association dissoute, en consentant 
l’usage d’un local dont elles disposent. 

Art. 9. — En cas de dissolution volontaire, statutaire ou pronon- 
cee par justice, les biens de l’association seront devolus conformement 
aux statats, ou, A defaut de disposition statutaire, suivant les regles 
determinees en assemblee generale. 


TITRE I 
Art. 10. — Les associations peuvent etre reconnues d’utilite pu- 
blique par decrets rendus en la forme des röglements d’administration 
publique. 
Art. 11. — Ües associations peuvent faire tous les actes de la vie 


eivile qui ne sont pas interdits par leurs statuts, mais elles ne peuvent 
posseder ou acquerir d’autres immeubles que ceux necessaires au but 
qu’elles se proposent. Toutes les valeurs mobilierex d’une association 
doivent etre placees en titres noıninatifs. 

Elles peuvent recevoir des dons et des legs dans les conditions 
prevues par l’article 910 du code civil et article 54 de la loi du 4 
fevrier 1901. Les immeubles compris dans un acte de donation ou 
dans une disposition testamentaire qui ne seraient pas necessaires au 
fonctionnement de l’association sont alienes dans les delais et la forme 
prescrits par le deeret ou l’arrete qui autorise l’acceptation de la libe- 
ralite; le prix en est verse A la caisse de l’association. 

Elles ne peuvent accepter une donation mobiliere ou immobiliere 
avec reserve d’usufruit au profit du donateur. 

Art. 12. — Les associations composees en majeure partie d’etran- 
gers celles ayant des administrateurs etrangers ou leur siege A l’etranırer. 
et dont les agissements seraient de nature soit A fausser les conditions 
normales du marche des valeurs ou des marchandises, soit A menacer 
la sürete interieure ou exterieure de l’Etat, das les conditions prevues 
par les articles 75 A& 101 du code penal, pourront &tre dissoutes par 
decret du President de la Republique, rendu en conseil des ministres. 

Les fondateurs, directeurs ou administrateurs de l’association qui 
se serait maintenue ou reconstituee illesalement apres le decret de dis- 


solution seront punis des peines portees par l’article 8, paragraphe 2. 
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TITRE III 

Art. 13. — Aucune congregation religieuse ne peut se former sans 
une autorisation donnee par une loi qui determinera les conditions de 
son fonctionnement. 

Elle ne pourra fonder aucun nouvel etablissement qu’en vertu d’un 
decret rendu en conseil d’Etat. 

La dissolution de la congregation ou la fermeture de tout etablis- 
sement pourront &tre prononcees par decret rendu en conseil des mi- 
nistres. 

Art. 14. — Nul n’est admis A diriger, soit directement, soit par 
personne interposee, un etablissement d’enseignenent, de quelque ordre 
qu’il soit ni & y donner l’enseignement, s’il appartient A une congre- 
gation religieuse non autorisee. 

Les contrevenants seront punis des peines prevues par l’article 8, 
paragraphe 2. La ferineture de l’etablissement pourra, en outre, etre 
prononcee par le jugement de condamunation. 

Art. 15. — Toute congregation religieuse tient un etat de ses re- 
cettes et depenses; elle dresse chaque annee le compte financier le 
l’annee ecoulee et l’etat inventorie de ses biens meubles et immeubles. 

La liste complete de ses membres, mentionnant leur nom patrony- 
mique, ainsi que le nom sous lequel ils sont designes dans la congre- 
gation, leurs nationalite äge et lieu de naissance, la date de leur entree, 
doit se trouver au siege de la congregation. 

Celle-ci est tenue de representer sans deplacement, sur toute re- 
quisition du prefet, A lui-meme ou & son delegue, les comptes, etats 
et listes ci-dessus indiques. 

Seront punis des peines portees au paragraphe 2 de l’article 8 les 
representants ou directeurs d’une congregation qui auront fait des com- 
munications mensongeres ou refuse d’obtemperer aux requisitions du 
prefet dans les cas prevus par le present article. 

Art. 16. — Toute congregation formee sans autorisation sera de- 
claree illicite. 

Ceux qui en aurent fait partie seront punis des peines edictees 
a Varticle 8, paragraphe 2. 

Ja peine applicable aux fondateurs ou administrateurs sera portee 
au double. 


Art. 17. — Sont nuls tous actes entre vifs ou testamentaires, ä 
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titre onereux ou gratuit, accomplis soit direetement, soit par personne 
interposee, ou toute autre voie indirecte, ayant pour objet de permettre 
aux associations legalement ou illeraleıment formees de se soustraire 
aux dispositions des articles 2, 6, 9, 11, 13, 14 et 16. 

Sont legalement presumees personnes interposees au profit des 
congregations religieuses, mais sous reserve de la preuve contraire: 

1’ Les associes a qui ont ete consenties des ventes ou fait des 
dons ou legs, A moins, s’il s’agit de dons ou legs, que le beneficiaire 
ne soit l’heritier en ligne directe du disposant; | 

2° Iassocie ou la societe civile ou commerciale composee en tout 
ou partie de membres de la congregation, proprietaire de tout immeuble 
oecupe par l'association; 

3° Le proprietaire de tout immeuble oecupe par l’association, apres 
qu’elle aura ete deelaree illieite. 

l,a uullite pourra etre prononcee soit A la diligence du ministere 
publie, soit A la requete de tout interesse. 

Art. 18. — Les congregations existantes au moment de la promul- 
gation de la presente loi, qui n’auraient pas ete anterieurement auto- 
risees ou reconnues, devront, dans le delai de trois mois, jJustifier qu’- 
elles ont fait les diligences necessaires pour se conformer A ses pre- 
scriptions. 

A detaut de cette justification, elles sons reputees dissoutes de 
plein droit. Il en sera de meme des congregations auxquelles l’auto- 
risation aura ete refusee. 

La liquidation des biens detenus par elles aura lieu en justice. 
le tribunal, A Ja requete du ministere public, nommera, pour y proce- 
der, un liquidateur qui aura pendant toute la duree de la liquidation 
tous les pouvoirs d’un administrateur sequestre. 

Le jugement ordonnant la liquidation sera rendu public dans la 
forme prescrite pour les annonces legales. 

Les biens et valeurs appartenant aux membres de la congregation 
anterieurement A leur entree dans la congregation, ou qui leur seraient 
echus depuis, soit par succession ad inlestal en ligne directe ou col- 
laterale, sort par donation ou legs en ligne directe, leur seront restitues. 

Les dons et legs qui leur auraient ete faits autrement qu’en Iiame 
direete pourront etre egalement revendiques, mais A charge par les 


beneficiaires de faire la preuve qu'ils n’ont pas ete les personnes inter- 
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posees prevues par l’article 17. 

Les biens et valeurs acquis & titre gratuit et qui n’auraient pas 
ete specialement affectes par l’acte de lıiberalit€ A une «@uvre d’assi- 
stance pourront etre revendiques par le donateur, ses heritiers ou ayants 
droit, ou par les heritiers ou ayants droit du testateur, sans qu’il puisse 
leur &tre oppose aucune prescription pour le temps Ecoul& avant le 
Jugement prononcant la liquidation. 

Si les biens et valeurs ont ete donnes ou legues en vue de gratifier 
non les congreganistes, mais de pourvoir A une @uvre d’assistance, ils 
ne pourront &tre revendiques qu’a charge de pourvoir & l’accomplisse- 
ment du but assigne & la liberalite. 

Toute action en reprise ou revendication devra, &ä peine de for- 
elusion, etre formee contre le liquidateur dans le delai de six mois A 
partir de la publication du jugement. Les jugements rendus contra- 
dietoirement avec le liquidateur, et ayaut acquis l’autorite de la chose 
Jugee, sont opposables ä tous les interesses. 

Passe le delai de six mois, le liquidateur procedera A la vente en 
Justice de tous les immeubles qui n’auraient pas et& revendiques ou 
qui ne seraient pas affecetes A une &@uvre d’assistance. 

Le produit de la vente, ainsi que toutes les valeurs mobilieres, 
sera (depose A la Caisse des depöts et consignations. 

T’entretien des pauvres hospitalises sera, jusqu’ä l’achevement de 
la liquidation. considere comme frais privilegies de liquidation. 

S’ıln'y a pas de contestation ou lorsıue toutes les actions formees 
dans le delai prescrit auront ete jugees, l’actif net est reparti entre 
les ayants droit. 

Le reglement d’administration publique vise par l’article 20 de la 
presente loi determinera, sur Y’actif reste libre apres le prelevement ci- 
dessus prevu, Yallocation, en capital ou sous forme de rente viagere, 
qui sera attribuee aux membres de la congregation dissoute qui n’au- 
raient pas de moyens d’existence assures ou qui jJustifieraient avoir 
contribue & l’acquisition des valeurs mises en distribution par le pro- 
duit de leur travail personnel. 

Art. 19. — Les dispositions de T'article 463 du code penal sont 
applicables aux delits prevus par la presente loi. 

Art. 20. — Un reglement’ d’administration publique determinera 


les mesures propres A assurer l’execution de la presento loi. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XII. 1. 10 
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Art. 21. — Sont abroges les articles 291, 292, 293 du code penal, 
ainsi que les dispositions de l’article 294 du meme code relatives aux 
associations; l’artiele 20 de l’ordonnance du 5-8 juillet 1820; la loi du 
10 avril 1834; Varticle 13 du decret du 28 juillet 1848; l’artiele 7 de 
la loi du 30 juin 1881; la loi du 14 mars 1872; le paragraphe 2, ar- 
tide 2, de la loi du 24 mai 1825; le decret du 31 janvier 1852 et 
generalement toutes les dispositious contraires A la presente loi. 

TI n’est en rien deroge pour l’avenir aux lois speciales relatives 
aux syndicats professionnels, aux societes de commerce et aux societes 
de secours mutuels. 

La presente loi, deliberee et adoptee par le Senat et par la Chambre 
des deputes, sera executee comme loi de l’Etat. 

Fait a Paris, le 1er juillet 1901. Emile Loubet. 

Par le President de la Republique: 

Le president du conseil, 
ministre de Tinterieur el des culles, 
Waldeck-Rousseau. 

Le president du conseil, ministre de lVinterieur et des cultes, 

Vu Varticle 13 de la loi du le juillet 1901; 

Considerant que s’il appartient aux Chambres seules d’autoriser 
une congregation, il convient de fixer les justifications essentielles A 
Vinstruction des demandes qui seront adressees au (rouvernement pour 
e&tre soumises au Parlement, 

Arrete: 

Art. 1er. — Les direeteurs ou administrateurs des congregations 
deja existantes, les fondateurs, s’il s’agit d’une eongregation nouvelle, 
adresseront au ministre de lYinterieur la demande tendant A obtenir 
l’autorisation prevue par l’article 13 ci-dessus vise. 

Art. 2. — A cette deinande ils joindront: 1° deux exemplaires 
certifies conformes des statuts de la congregation; 2° un etat de ses 
biens meubles et immeubles, ainsi que des ressources consacrees A la 
fondation ou A l’entretien de ses etablissements; 3° un &tat de tous les 
membres de la congregation, indiquant leur nom patronymique, celui 
sous lequel ils sont connus dans la congregation, leur nationalite, leur 
äge et lieu de naissance, et, s’il s’agit d’une congregation deja formee, 
la date de leur entree. 
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Art. 3. — Les statuts devront faire connaitre notamment l’objet 
assiene A la congregation ou A ses etablissements, son siege principal 
et celui des etablissements quelle aurait formes ou se proposerait ac- 
tuellement de former, les noms de ses administrateurs ou directeurs. 

Il devront contenir l’engagement par la congregation et par ses 
membres de se soumettre A la juridietion de V’ordinaire du lieu. 

Art. 4. — Il devra etre justifie de l’approbation des statuts par 
l’evöque de chaque diocese oü se trouvent des etablissements de la 
congregation. 

Art. 5. — Sur le vu de ces justifications, il est procede a l’instruc- 
tion de la demande par les soins du ministre de l’interieur et des cultes. 

Art. 6. — Un recepisse des pieces enumerees au present arrete 
est delivre au moment de leur depöt. Il fixe la date de l’accomplisse- 
ment des formalites prevues par l’article 18, paragraphe 1er. Les modi- 
fications aux statuts, proposees au cours de l’instruction, ne comporte- 
ront pas de nouvelles demandes ä faire d’autorisation. 

Art. 7. — Le directeur general des cultes est charge de l’execution 
du present arrete. 

Paris, le 1° juillet 1901. 

Waldeck-Rousseau. 

4. Rapport. (Journal officiel 1901. No. 221. 

Monsieur le President, 

L’article 20 de la loi du 1° juillet 1901 relative au contrat d’as- 
sociation est ainsi concu: 

„Un reglement d’administration publique determinera les mesures 
propres & assurer l’execution de la presente loi.* 

D’autre part, l’article 18 de la meme loi contient, dans son dernier 
paragraphe, la disposition suivante: 

„Le reglement d’administration publique vise par l’artiele 20 de 
la presente loı determinera sur l’actif reste libre, apres le prel&evement 
ci-dessus prevu, l’allocation en capital ou sous forme de rente viagere 
qui sera attribuee aux membres de la congregation dissoute qui n’au- 
raient pas de moyens d’existence assures ou qui justifieraient avoir 
contribue & l’acquisition des valeurs mises en distribution par le pro- 
duit de leur travail persounel.* 

Dans le but ’dassurer le plus rapidement possible Vexecution de 
ces dispositions, des le 28 juin dernier, par un arrete insere au Jour- 
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nal officiel du 30, j’ai institue une commission speciale chargee de 
rechercher les bases du reglement d’administration publique dont il s’agit. 

Cette commission a elabore deux projets de decrets qui ont ete 
ensuite soumis aux deliberations du conseil d’Etat. Ce sont ces deux 
projets, tels qu’ils sont sortis de ces deliberations, que j’ai ’honneur, 
monsieur le President, de presenter A votre haute approbation. 

Ces decrets sont relatifs, Yun A V’application generale de la loi, 
l’autre A Vexecution de Vartiele 18. 

Le premier deeret comprend trois titres consacres aux assoclations, 
aux congregations relirieuses et A leurs etablissements, enfin aux dis- 
positions generales et transitoires. 

Le titre Ir vise les associations. 

La loi du 1° juillet 1901 reconnait trois sortes d’associations: 

1° Les assoctations constituees en vertu de Particle 2 par le simple 
accord des parties; 

2° Les associations qui, desirant obtenir la capacite juridique pre- 
vue par Varticle 6, ont souserit une declaration prealable; 

3° Les associations qui, desirant obtenir une capacite juridique 
plus etendue, demandent la reconnaissance d’utilite publique. 

Le reglement n’a pas A s’oceuper des associations rentrant dans 
la premiere categorie: Ja loi ne les soumet, en effet, A aucune espece 
de formalites. 

En ce qui concerne les associations declarees, elles font Fobjet du 
chapitre Ir. Le deeret determine qui sera charge de faire la decla- 
‘tion, dans quel delai et de quelle facon elle sera rendue publique, 
ce qu’elle devra mentionner, par qui sera delivre et ce que devra con- 
tenir le recepisse, etc., etc. Il indique egalement quelles sont les for- 
malites que devront remplir les unions d’associations. 

Le chapitre II, consacre aux associlations reconnues d’utilite publi- 
que, trace Ja procedure qui sera suivie tant pour Vintroduction que 
pour Vinstruction des demandes. 

Enfin, un dernier chapitre fixe les conditions dans lesquelles il 
sera procede, & defaut de dispositions statutaires, A la liquidation et 
a la devolution des biens des associations deelarees ou reconnues d’uti- 
lite publique, en cas de dissolution. 

Le titre Il traite, dans un premier chapitre, des congregations 


religieuses pour lautorisation desquelles une loi est necessaire, et, dans 
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un deuxieme chapitre, de leurs etablissements pour l’autorisation des- 
quels un decret suffit. 

Les artieles 16, 17, 18, 19 et 20, qui forment la le section du 
chapitre Ie, sont relatifs aux demandes en autorisation et reglent la 
nature des justifications A produire. 

Le conseil d’Etat a pense qu’une distinetion etait necessaire sui- 
vant que la demande serait formee dans le delai de trois mois fix& par 
article 18 de la loi et selon toute probabilite par des congregations 
deja existantes ou qu’elle se produirait aprös ce delai et &manerait des 
lors d’une congregation nouvelle. Dans le premier cas, la procedure 
de la demande en autorisation continue d’etre reglee par les disposi- 
tions de l’arrete ministeriel du 1° juillet. Elle comporte une demande 
signee des administrateurs ou fondateurs, la production en double exem- 
plaire des statuts certifies conformes par les signataires de la demande, 
un etat des biens meubles ou immeubles destines A former le patri- 
moine de la congregation, l’etat des membres de la congregation, leur 
nom patronymique, celui sous lequel ils sont connus dans la congrega- 
tion, leur nationalite, age, lieu de naissance, la date de leur entree 
dans la congregation. 

Les statuts devront contenir les dispositions dont l’enonce a tou- 
Jours ete juge strictement indispensable, c’est-A-dire Pobjet de la con- 
gregation et, s’il n’est pas identiquement le meme, celui de chacun de 
ses etablissements, son siege principal, celui des etablissements quelle 
a formes ou qu’elle se propose de former, les noms des administrateurs 
ou directeurs, ’engagement pris par la congregation et par ses membres 
de se soumettre A la juridietion de l’ordinaire du lieu. Enfin la demande 
d’autorisation doit etre accompagnee de l’approbation des statuts par l’eve- 
que de chaque diocese oü se trouvent des etablissements de la congregation. 

Dans le second cas, la demande devra contenir, outre les justifi- 
cations precedentes, d’autres indications qui ont paru devoir &tre exigees 
des congregations nouvelles auxquelles aucun delai n’est assiene pour se 
mettre en instance. Si I’un de ses membres a appartenu precedemment 
a une autre congregation, il doit etre fait mention du titre et de !’objet 
de cette congregation, des dates d’entree et de sortie et du nom sous 
lequel la personne y e€tait connue, 

Les statuts doivent indiquer les conditions d’admission exigees des 


membres de la congregation, la nature de ses recettes, les actes de la 


150 Aktenstücke. 


vie eivile que la congregation pourra accomplir avec ou sans autori- 
sation, sous reserve des dispositions le V’artiele 4 de la loi du 24 mai 
1825. Enfin les statuts devront contenir les memes indications et en- 
gagements que ceux des associations reconnues d’utilite publique, sous 
reserve des dispositions de V’article 7 de la meme loı. 

La section 2 (art. 21) trace les regles suivant lesquelles les de- 
mandes seront instruites. 

Le conseil d’Etat a pense qu’il etait necessaire de maintenir l’avis 
prealable du conseil municipal, deja exige par V’artiele 3 de la Joi du 
24 mai 1825, et, d’autre part, de soumettre toutes les demandes d’au- 
torisation au Parlement, sauf au (xouvernement A proposer, silyalieu, 
le rejet de cette demande. Il a paru, en effet, que, dans l’esprit de 
la loi, le pouvoir legislatif est seul qualifie pour statuer sur une de- 
mande d’autorisation de congreration soit dans un sens, soit dans l’autre. 

Le chapitre II traite des etablissements dependant d’une congre- 
gation religieuse autorisee, et pour lesquels, par consequent, l’autori- 
sation est donnee non plus par une loi, mais par un decret. 

Les articles 22 et 23 determinent les regles A suivre pour l'intro- 
duetion des demandes et enumere les pieces A produire par les inter- 
esses, Les pieces ainsi que la demande doivent etre adressees au mi- 
nistre de V’'interieur, qui en delivre recepisse. 

L’article 24 laisse au ministre de Vinterieur le soin de proceder 
a Vinstruction et stipule que les conditions speciales de fonetionnement 
de l’etablissement seront reglees par le deeret d’autorisation. 

Le chapitre I1I renferme des dispositions communes aux congre- 
gations relisieuses et ä leurs etablissements, qui ne donnent lieu a aucune 
observation speciale. 

Le titre III et dernier du premier decret contient des dispositions 
d’ordre general et transitoire. Larticle 29 se refere A V’enseignement. 
Il prevoit la tenue, dans les etablissements d’enseignement prive, d’un 
registre special destine A recevoir, sur les maitres et employes de ces 
etablissements, des renseignements de nature A assurer application de 
Vartiele 14 de la loi. | 

Ce röglement d’administration publique, comme celui qui vise spe- 
cialement l’article 18 de la loi, ne pouvait envisager que les mesures 
propres A assurer en France V’execution de la loi. II resulte en effet 
des debats qui ont eu lieu daus les deux Chambres qu’elle n’est appli- 
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cable de plein droit qu’A la ınetropole, & l’exclusion des colonies et des 
pays de juridiction, et l’on apercoit facilement qu’une seule et m&me 
procedure ne pourrait etre tracee & l’avance en vue d’une application 
qui devra tenir compte d’organisations administratives tres differentes 
et de milieux tres divers. 

Le second decret a pour but special d’assurer l’execution de l’article 
18 de la loi du 1° juillet 1901. Il a paru preferable, en effet, de 
grouper dans un decret special toutes les dispositions relatives A la 
liquidation tant des biens detenus par les congregations non autorisees, 
et. reputees dissoutes de plein droit dans les termes de la loi, que des 
allocations attribuces aux membres de ces congregations. 

Le chapitre Ier, relatif ä la liquidation des biens, trace les regles 
concernant la publicite du jugement qui a nomme le liquidateur, l’ap- 
position et la levee des scelles, s’il y a lieu, l'inventaire des biens, le 
payement des dettes et des frais de la liquidation. 

Le chapitre II fixe la procedure relative a la liquidation des allo- 
cations attribuees aux membres des congregations non autorisees dans 
les conditions prevues par l’article 18, paragraphe 14, de la loi. C’est 
au ministre de l’interieur que les interesses doivent adresser leur de- 
mande: il en est donne recepisse. L’article 8 charge le prefet de prendre 
l’avis de l’eveque, du direceteur des domaines et du liquidateur, et 
confie dans chaque departement, au vice-president du conseil de pre- 
feeture, le soin de verifier et de completer l’instruction, s’ıl y a lieu, 
et de formuler ses propositions. 

Les articles 9 et suivants reglent les conditions dans lesquelles le 
ministre de Y’interieur, apres avis du ministre des finances et de la 
section des finances du conseil d’Etat, fixe et notifie A chaque interesse 
le montant de la somme qui lui est attribuee A titre d’allocation, le 
montant de celle qui lui est attribuee A titre de provision, le mode de 
reglement soit en capital, soit en rentes viageres. 

Si vous voulez bien, monsieur le President, approuver les dispo- 
sitions ainsi arretees par le conseil d’Etat, je vous serai tres oblige de 
revetir de votre signature les deux projets de deeret qui accompagnent 
le present rapport. 

Veuillez agreer, monsieur le President, ’hommage de mon profond 
respect. 

Le ministre de Vinstruclion publique 
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et des beauz-arls, charge par 
inlerim du ministere de Tinte- 
rieur el des culles, 

Georges Leygues. 

Le President de la Republique frangaise, 

Sur le rapport du ministre de l’interieur, 

Vu la loi du 1"r juillet 1901, relative au contrat d’association. et 
notamment l’article 20 ainsi coneu: „Un reglement d’administration 
publique determinera les mesures propres A assurer l’execution de la 
presente loi“; 

Vu les articles 4 et 7 de la loı du 24 maı 1825; 

Vu Varrete ministeriel du 1°" juillet 1901; 

Vu lavis du ministre de Vinstruction publique; 

Le conseil d’Etat entendu, 

Decrete: 
TITRE I 
Des associations. 
Chapitre Ier 
Associalions declarees. 

Art. 1er. — La declaration prevue par l’article 5, paragraphe 2, 
de la loi du 1 juillet 1901 est faite par ceux qui, A une titre quel- 
conque, sont charges de administration ou de la direction de l’association. 

Dans le delai d’un mois, elle est rendue publique par leurs soins, 
au moyen de l’insertion au Journal officiel d’un extrait contenant la 
date de la declaration, le titre et l’objet de l’association, ainsi que l'in- 
dication de son siege social. 

T’extrait est reproduit par les soins du prefet au Recueil des actes 
administratifs de la prefecture. 

Art. 2. — Toute personne a droit de prendre communication sans 
deplacement, au secretariat de la prefecture ou de la sous-prefeecture, 
des statuts et declarations ainsi que des pieces faisant connaitre les 
modifications de statuts et les changements survenus dans l’administra- 
tion ou la direction. Elle peut meme s’en faire delivrer a ses frais 
expedition ou extrait. 

Art. 3. — Les declarations relatives aux changements survenus 


dans administration ou Ja direction de l’association mentionnent: 
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1° Les changements de personnes chargees de l’administration ou 
de la direction; 

2° Les nouveaux etablissements fondes; 

3° Le changement d’adresse dans la localite oü est situ& le siege 
social: 

4° les acquisitions ou alienations du local et des immeubles spe- 
cifies A Varticle 6 de la loi du 1er juillet 1901; un etat descriptif, en 
cas d’acquisition, et l’indication des prix d’acquisition ou d’alienation 
doivent etre joints a la declaration. 

” Art. 4. — Pour le departement de la Seine, les declarations et 
les depöts de pieces annexees sont faits A la prefecture de police. 

Art. 5. — Le recepisse de toute declaration contient T’enumeration 
des pieces annexees; il est date et signe par le prefet ou son delegue 
ou par le sous-prefet. 

Art. 6. — Les modifications apportees aux statuts et les change- 
ments survenus dans l’administration ou la direction de V’association 
sont transcrits sur un registre tenu au sicge de toute association de- 
claree; les dates des recepisses relatifs aux modifications et chanze- 
ments sont mentionnees au registre. 

La presentation dudit registre aux autorites administratives on 
Judiciaires, sur leur demande, se fait sans deplacement au siege socaal. 

Art. 7. — Les unions d’associations ayant une administration ou 
une direction centrale sont soumises aux dispositions qui precedent. 
Elles declarent, en outre, le titre, V’objet et le siege des associations 
qui les composent. Elles font connaitre dans les trois mois les nou- 
velles associations adherentes. 

CHAPITRE II. 
Associalions reconnues d’utilite publique. 

Art. 8. — Les associations qui sollieitent la reconnaissance d’uti- 
lite publique doivent avoir rempli au prealable les formalites imposees 
aux associations declarees. 

Art. 9. — La demande en reconnaissance d’utilite publique est 
signee de toutes les personnes deleguees A cet eflet par l’assemblee 
generale. 

Art. 10. — I est joint a la demande: 

l- Un exemplaire du Journal officiel contenant l’extrait de la 


declaration; 
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2° Un expose indiquant V’origine, le developpement, le but d’interct 
publie de V’ruvre; 

3° Les statuts de l’association en double exemplaire; 

4° La liste de ses etablissements avec indication de leur siege; 

5° La liste des membres de T’association avec Tindication de leur 
äge, de leur nationalite, de leur profession et de leur domicile, ou s’il 
s’agit d’une union, la liste des associations qui la composent avec lin- 
dieation de leur titre, de leur objet et de leur siege; 

6° Le compte financier du dernier exercice; 

7° Un etat de l’actif mobilier et immobilier et du passif; 

8° Un extrait de la deliberation de l’assemblee generale autorisant 
la demiande en reconnaissance d’utilite publique. 

Ces pieces sont certifiees sinceres et veritables par les signataires 
de la demande. 

Art. 11. — Les statuts contiennent: 

1° L’indication du titre de l’association, de son objet, de sa duree 
et de son siege social; 

2° Les conditions d’admission et de radiation de ses mempbres; 

3° Les regles d’organisation et de fonctionnement de l’association 
et de ses etablissements, ainsi que la determination des pouvoirs con- 
feres aux membres charges de l’administration ou de la direction, les 
eonditions de modification des statuts et de la dissolution de l’association; 

4° I’engagement de faire connaitre dans les trois mois a la pre- 
fecture ou & la sousprefeeture tous les changements survenus dans l’ad- 
ministration ou la direction et de presenter sans deplacement les re- 
gistres et pieces de comptabilite sur toute requisition du prefet, Aa lui- 
meme ou A son delegue; 

9° Les regles suivant lesquelles les biens seront devolus en cas de 
dissolution volontaire, statutaire, prononcee en justice ou par decret; 

6° Le prix maximum des retributions qui seront pergues A un titre 
quelconque dans les etablissements de lassociation oü la gratuite n'est 
pas complete. 

Art. 12. — La demande est adressee au ministre de V'interieur; 
il en est donne reeepisse date et sign& avec indication des piöces jointes. 

Le ministre fait proceder, s’il y a lieu, A linstruction de la de- 
mande, notamment en provoquant Yavis du conseil municipal de la 


commune oü l’association est etablie et un rapport du prefet. 
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Apres avoir consulte les ministres interesses, il transmet le dos- 
sier au conseil d’Etat. 

Art. 13. — Une copie du decret de reconnaissance d’utilite publi- 
que est transmise au prefet ou au sous-prefet pour etre Jointe au dos- 
sier de la deelaration; ampliation du decret est adressee par ses soins 
A V’association reconnue d’utilite publique. 

CHAPITRE IUI 
Disposilions communes auz associalions declarees el aut asso- 
ciations reconnues dutilite publique. 

Art. 14. — Si les statuts n’ont pas prevu les conditions de liqui- 
dation et de devolution des biens d’une association en cas de disso- 
lution, par quelque mode que ce soit, ou si l’assemblee generale qui 
a prononce la dissolution volontaire n’a pas pris de decision A cet egard, 
le tribunal, a la requete du ministere publie, nomme un eurateur. (e 
curateur provoque, dans Je delai determine par le tribunal, la reunion 
d’une asseımblee generale dont le mandat est uniquement de statuer 
sur la devolution des biens; il exerce les pouvoirs conferes par l’article 
913 du code eivil aux curateurs des successions vacantes. 

Art. 15. — Lorsque l’assemblee generale est appelee A se pro- 
noncer sur la devolution des biens, quel que soit le mode de devolu- 
tion, elle ne peut, conform&ment aux dispositions de V’article 1" de la 
loi du 1’r juillet 1901, attribuer aux associes, en dehors de la reprise 
des apports, une part quelconque des biens de lV’association. 

TITRE U 
Des ceungregations religieuses et de leurs etablisseiments. 
CHAPITRE Ie 
Congregations religieuses. 
Section I. — Demandes en autorisation. 

Art. 16. — Les demandes en autorisation adressees au (rouver- 
nement, dans le delai de trois mois A partir de la promulgation de la 
loi du 1 juillet 1901, tant par des congregations existantes et non 
autorisees que par des personnes desirant fonder une congregation nou- 
velle, restent soumises aux dispositions de V’arrete ministeriel du 1" 
juillet 1901 susvise. 

Les demandes en autorisation adressees au (souvernement apres 
ce delai de trois mois, en vue de la fondation d’une congregation nou- 


velle, sont soumises aux conditions contenues dans les articles ei-apres. 
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Art. 17. — La demande est adressee au miuistre de l’interieur. 
Elle est sirenee de tous les fondateurs et accompagnee des pieces de 
nature A justifier V’identite des signataires. 

Il en est donne recepisse date et signe avec indication des pieces 
Jointes. 

Art. 18. — T est joint A la demande: 

1’ Deux exemplaires du projet de statuts de la congregation; 

2° L’etat des apports consacres A la fondation de la congregation 
et des ressources destinees A son entretien; 

3° La liste des personnes qui, A un titre quelconque, doivent faire 
partie de la congregation et de ses etablissements, avec indication de 
leurs nom, prenoms, äge, lieu de naissance et nationalite. Si une de 
ces personnes a fait anterieurement partie d’une autre congregation, 
ıl est fait mention sur la liste du titre, de l’objet et du siege de cette 
congregation, des dates d’entree et de sortie et du nom sous lequel la 
personne y etait connue. 

Ces pieces sont certifiees sinceres et veritables par l’un des signa- 
taires de la demande ayant recu mandat des autres A cet eflet. 

Art. 19. — Les projets de statuts eontiennent les memnes indica- 
tions et enzagements que ceux des associations Treeonnues d’utilite pu- 
blique, sous reserve des dispositions de l’article 7 de la loi du 24 mai 
1825 sur la devolution des biens en cas de dissolution. 

L’age, la nationalite, le stage et la contribution pecuniaire maxi- 
mum exigee A titre de souscription, cotisation, pension ou dot, sont 
indiques dans les conditions d’admission que doivent remplir les mem- 
bres de la congrewation. 

Les statuts contiennent en outre: 

1° La soumission de la congregation et de ses membres A la juri- 
dietion de T’ordinaire; 

2° T’indication des actes de la vie civile que la congregation pourra 
accomplir avec ou sans autorisation, sous reserve des dispositions de 
l’article 4 de la loi du 24 mar 1825; 

3° L’indieation de la nature de ses recettes et de ses depenses et 
la fixation du chiffre au-dessus duquel les sommes en caisse deivent 
etre employees en valeurs nominatives et du delai dans lequel l’emploi 
devra &tre fait. 

Art. 20. — la demande doit etre accompagnee d’une declaration 
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par laquelle l’eveque du diocese s’engage A prendre la congregation et 
ses meınbres sous sa juridietion. 
Section 2. — Instruction des demandes. 

Art. 21. — Le ministre fait proceder A V’instruction des demandes 
mentionnees en l’article 16 du present reglement, notamment en provo- 
quant l’avris du conseil municipal de la commune dans laquelle est eta- 
blie ou doit s’etablir la congregation ot un rapport du prefet. 

Apres avoir consulte les ministres interesses, il soumet au Parle- 
ment les projets de loi tendant soit A accorder, soit A refuser l’auto- 
risation. 


CHAPITRE U 
Elablissements dependant d'une conyregation religieuse aulorisee. 


Section 1. — Demandes en autorisation. 
Art. 22. — Toute congregation dejäa rezulierement autorisee A fon- 


der un ou plusieurs etablissements et qui veut en fonder un nouveau 
doit presenter une demande signee par les personnes chargees de l’ad- 
miuistration ou de la direction de la congregation. 

La demande est. adressee au ministre «de l’interieur. Il en est doune 
recepisse date et signe avec indication des pieces jointes, 

Art. 23. — Il est joint ä la demande: 

l° Deux exemplaires des statuts de la congregation; 

2° Un etat de ses biens meubles et immeubles, ainsi que de son 
passif; 

3° L’etat des fonds consacres A la fondation de V’etablissement et 
des ressources destinees A son fonctionnement; 

4” La liste des personnes qui, & un titre quelconque, doivent faire 
partie de l’etablissement (la liste est dressee conformement aux dispo- 
sitions de l’article 18, 3°); 

9° L’engagement de soumettre l’etablissement et ses membres A la 
juridietion de l’ordinaire du lieu. 

Ces pieces sont certifiees sinceres et veritables par ’un des signa- 
taires de la demande ayant recu mandat des autres A cet eflet. 

La demande est accompagnee d’une declaration par laquelle l’eve- 
que du diocese oü doit etre situe lV’etablissement s’engage A prendre 
sous sa juridietion cet etablissement et ses membres. 

Section 2. — Instruction des «demandes. 


Art. 24. — Le ministre fait proceder, s’il y a lieu, a linstruction, 
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notamment en provoquant l’avis du conseil municipal de la commune 
oü l’etablissement doit etre ouvert et les rapports des prefets, tant du 
departeiment oü la congregation a son siege que de celui oü doit se 
trouver l’etablissement. 

Le decret d’autorisation regle les conditions speciales de fonction- 
nement de V’etablissement. 

CHAPITRE II. 

Disposilions communes auz congregalions religieuses el a leurs 


elablissements. 

Art. 25. — En cas de refus d’autorisation d’une congregation on 
d’un etablissement, la decision est notifiee aux demandeurs par les soins 
du ministre de linterieur et par la voie administrative. 

En cas d’autorisation d’une congregation, le dossier est retourne 
au prefet du departement oü la congregation a son siege. 

En cas d’autorisation d’un etablissement, le dossier est transmis 
au prefet du departement oü est situe lV’etablissement. Avis de l’au- 
torisation est donne par le ministre au prefet du departement oü la 
congregation dont depend l'etablissement a son siege. 

Ampliation de la loi ou du deeret d’autorisation est transmise par 
le prefet aux demandeurs. 

Art. 26. — Les congregations inserivent sur des registres separes 
les comptes, etats et listes qu’elles sont obligees de tenir en vertu de 
V’article 15 de la loı du Ir juillet 1901. 

TITRE II 
Dispositions generales et dispositions transitoires, 

Art. 27. — Chaque prefet consigne par ordre de date sur un re- 
gistre special toutes les autorisations de tutelle ou autres quil est 
charge de notifier et, quand ces autorisations sont donnees sous sa sur- 
veillance et son contröle, il y mentionne expressement la suite qu’elles 
ont rerue, 

Art. 28. — Les actions en nullite ou en dissolution formees d'of- 
fice par le ministere public en vertu de la loi du 1er juillet 1901 sont 
introduites au moyen d’une assignation donnee A ceux qui sont charızes 
de la direction ou de l'adıninistration de l’association ou de la con- 
sregation. 


oO > 
Tout interesse, faisant ou non partie de l’association ou de la 


congregation, peut intervenir dans l’instauce. 
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Art. 29. — Dans tout etablissement d’enseignement prive, de quel- 
que ordre qu’il soit, relevant ou non d’une association ou d’une con- 
gregation, il doit etre ouvert un registre special destine A recevoir les 
noms, prenoms, nationalite, date et lieu de naissance des maitres et 
employes, lindication des emplois qu’ils occupaient precedemment et 
des lieux oü ils ont reside ainsi que la nature et la date des diplömes 
dont ils sont pourvus. 

Le registre est represente sans deplacement aux autorites admini- 
stratives, academiques ou judiciaires, sur toute requisition de leur part. 

Art. 30. — Les disposition des articles 2 & 6 du present regle- 
ment sont applicables aux associations reconnues d’utilite publique et 
aux congregations religieuses. 

Art. 31. — Les registres prevus aux articles 6 et 26 sont cotes 
par premiere et par derniere et paraphes sur chaque feuille par le 
prefet ou son delegue ou par le sous-prefet, et le registre prevu A l’ar- 
ticle 29 par l’inspecteur d’academie ou son delegue. Les inscriptions 
sont faites de suite et sans aucun blanc. 

Art. 32. — Pour les associations declarees depuis Ja promulgation 
de la loi du 1" juillet 1901, le delai d’un mois prevu A V’artiele 1 du 
present reglement ne court que du jour de la promulgation dudit rc- 
glement. 

Art. 33. — Les associations ayant depose une demande en recon- 
naissance d’utilite publique anterieureinent au 1° juillet 1901 devront 
completer les dossiers conformement aux dispositions des artieles 10 et 11. 

Toutetois, les formalites de deelaration et de publieite au Journal 
officiel ne seront pas exigees d’elles. 

Art. 34. — Le ministre de TVinterieur est charge de lV’execution 
du present decret, qui sera publie au Journal officiel et insere au 
Bulletin des lois. 

Fait a Rambouillet, le 16 aoüt 1901. 

Emile Loubet. 

Par le President de la Republique: 

Le minisitre de Tinstructionpublique et des beaur-arts, 
charge par inlerim du ministere de linlerieur et des 
culles, 

Georges Leygues. 
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Le President de la Republique frangaise, 

Sur le rapport du ministre de l’interieur, 

Vu la loi du 1 juillet 1901, relative au contrat d’association, et 
notamment l’article 18, paragraphe 14, et l’article 20 ainsi concus: 

„Art. 18, 8 14. — Le reglement d’administration publique vise 
par V’article 20 de la presente loı determinera, sur l’actif reste libre 
apres le prelevement ci-dessus prevu, lallocation, en capital ou sous 
forme de rente viagere, qui sera attribuee aux membres de la congre- 
gation dissoute qui n’auraient pas de moyens d’existence assures ou 
qui jJustifieraient avoir contribue A l’acquisition des valeurs mises en 
distribution par le produit de leur travail personnel.“ 

„Art. 20. — Un reglement d’administration publique determinera 
les ınesures propres A assurer l’execution de la presente loi“; 

Vu Tarticle 1042 du code de procedure civile et l’article 121 du 
decret du 18 juin 1811; 

Vu Yavıs du ministre des finances; 

Le conseil d’Etat entendu, 

Decrete: 
CHAPITRE Ir 
Liquidation des biens delenus par les congregations non aulorisees. 

Art. 1. — Le ministere public assure, dans l’arrondissement oü 
siege le tribunal ainsi que dans chacun des arrondissements oü sont 
situes des etablissements de la congregation, la publieite du jugement 
qui a nomme le liquidateur. 

Art. 2. — Le greffier du tribunal adresse sur-le-champ, au juge 
de paix du canton dans lequel la congregation dissoute a son siege et 
aux Juges de paix des cantons dans lesquels sont situes les etablisse- 
ments de cette congregation, avis de la disposition du jugement si 
’apposition des scelles a ete ordonnee. Les juges de paix y proce- 
dent sans retard. 

Art. 3. — Dans les trois jours, le liquidateur requiert la levee 
des scelles et procede A l'inventaire des biens. 

Dans la quinzaine de son entree en fonctions, le liquidateur est. 
tenu de remettre, au procureur de la Republique de l’arrondissement 
dans lequel la congregation a son siege, un memoire ou compte som- 


maire de l’actif et du passif de la eongregation dissoute. Un double 
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est en meme temps adresse au directeur des domaines du departement 
dans lequel est situee la congregation. 

S’il n’a pas ete possible au liquidateur de remettre le meinoire 
dans le delai prescrit, il fait connaitre au procureur de la Republique 
et au direeteur des domaines les causes du retard. 

Art. 4. — Lorsque les deniers detenus par la congregation dis- 
soute ne peuvent sufhre immediatement aux frais du Jugement nommant 
le liquidateur, de Vinsertion de ce jugement dans les journaux, d’appo- 
sition de scelles, Tavance de ces frais est faite par le Tresor public. 
Ils sont payes, taxes et recouvres conformement aux dispositions de 
Varticle 121 du deeret du 18 juin 1811. 

Art. 5. — Le liquidateur depose A la Caisse des depöts et con- 
sienations le produit des ventes au fur et ä mesure de leur realisation. 
Il preleve sur les fonds deposes les sommes necessaires pour payer les 
dettes et pourvoir aux frais de la liquidation. 

La Caisse des depöts et consignations est valablement liberee par 
les payements qu’elle fait avec le consentement du Iiquidateur, mais 
elle ne peut solder les emoluments de celui-ci que sur le vu d’une de- 
cision judiciaire. 

CHAPITRE II 
Liquidation des allocations allribuedes aur membres des congre- 
galions non aulorisees. 

Art. 6. — NW’allocation attribuee, par application de la derniere 
disposition de YVarticle 18 de la loi du 1" juillet 1901, aux miembres 
des congregations dissoutes, est etablie de la maniere suivante: 

Si le membre de la congresation est depourvu de moyens sufhsants 
d’existence, l’allocation est egale au capital qu’il serait necessaire d’a- 
liener, d’apres les tarifs de la caisse nationale des retraites pour la 
vieillesse, en vue de constituer A son profit une rente annuelle et vıa- 
gere caleulee d’apres ses besoins alimentaires, en tenant compte de son 
äge, (le son etat de sante et de ses ressources personnelles et sans que 
la quotite de cette rente puisse exceder 1,200 fr. par an. 

S’il a contribue par son travail A Vacquisition des valeurs mises 
en distribution, V’allocation est egale a la somme qu’il aurait pu eco- 
nomiser en vivant hors de la congregation, dans les conditions de tout 
travailleur libre, sans que Vevalnation de ce pecule puisse exceder 


1,200 fr. par an et douner lieu A aucun rappel d’intercts. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. X11.1. 11 
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S’ıl reunit les deux conditions exigees dans les paragraphes pre- 
cedents, V’allocation est caleulee sur la base qui lui est la plus favo- 
rable, et le maximum qu’elle comporte est eleve d’un tiers. 

A moins de circonstances exceptionnelles, l’allocation est convertie 
par les soins de la Caisse des depöts et consignations en une rente 
annuelle et viagere, incessible et insaisissable, servie par une compagnie 
d’assurances designee par l’interesse. 

Art. 7. — Tout membre d’une congregation pretendant Aa une al- 
location doit former sa demande dans le delai de six mois A dater de 
la publication du jugement nommant le liquidateur. 

Cette demande est redigee sur timbre, sous forme de requete adres- 
see au ministre de Vinterieur. Elle contient Vexpose des faits qui la 
motivent, V’indication des nom, prenoms et domicile de V’interesse. Elle 
est revetue de sa signature legalisee et deposee par lui ou son man- 
dataire A la prefecture du departement oü est situe l’etablissement con- 
greganiste dont il faisait partie. Elle peut etre accompagnee de pieces 
Justificatives. 

Tl en est donne recepisse date et signe avec indication, s’il ya 
lieu, des pieces jointes. 

Toute requete qui ne sera pas presentee dans les conditions susin- 
diquees ne sera pas recevable. 

Art. 8. — Le prefet demande successivement A l’eveque, au diree- 
teur des domaines et au liquidateur leurs avis respectifs. Il les joint 
a la requete et a ses annexes. Il trausmet le tot au vice-president du 
conseil de prefecture; ce magistrat examine la regularite de linstruc- 
tion, la valeur des pieces produites, provoque au besoin un complement 
d’information et formule, s’il y a lieu, ses propositions quant A la quo- 
tite de lV’allocation. 

Les attributions conferees par le present article au prefet et au 
vice-president du conseil de prefeeture sont exercees, ä Paris, par le 
prefet de la Seine et par un membre du conseil de prefecture. 

Art. 9. — Le dossier ainsi constitue est transmis par le prefet, 
avec son avis, au ministre de l’interieur. 

Lorsque toutes les demandes formees par les membres d’une meme 
congregation sont instruites, ce ministre les soumet, avec l’avis du mi- 


nistre des finances, A l’examen de la section des finances du conseil 


d’Etat. 
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Sur le vu de Y’avis de la section, le ministre arrete la somme ma- 
ximum pouvant etre attribuce A chaque congreganiste. 

Dans le cas oü les ressources de la liquidation ne permettraient 
pas le payement integral de toutes ces allocations, le ministre repartit 
le montant des fonds disponibles entre les interesses au prorata des 
sommes portees sur l’arrete. 

Cette repartition ne devient definitive qu’apres avoir recu l’appro- 
bation du ministre des finances. 

Art. 10. — Le ministre de l’interieur notifie a chaque interesse: 

1° Le montant de la somme qui lui est attribuee A titre d’allocation ; 

2° Le montant de celle qui lui est attribuee A titre de provision; 
3° Le mode de reglement, soit en capital, soit en rente viagere. 

I lui delivre sur la Caisse des depöts et consignations soit un 
mandat de payement si l’allocation doit etre versee en especes, soit un 
mandat d’emploi si elle doit etre convertie en rente viagere conforıne- 
ment A la derniere disposition de V’article 6 du present reglement. 

L’un et l’autre de ces mandats sont contresignes par le ministre 
des finances. 

Art. 11. — Lorsque le reliquat de l’actif net est definitivement 
fixe, le ministre procede, en faveur des congreganistes qui n’ont recu 
qu’une provision, A une nouvelle repartition dans la forme ci-dessus 
indiquee, jusqu’a coneurrence de l’actif disponible ou de la somme qui 
leur reste due. 

Art. 12. — Lorsque toutes les operations de la liquidation sont 
terminees, le liquidateur adresse au ministre de l’interieur et au mi- 
nistre des finances la copie de ses comptes et V’extrait du jugement 
qui les homologue. 

Art. 13. — Les deeisions ministerielles prises par application des 
dlispositions contenues dans le present chapitre ne peuvent etre atta- 
quees que pour exces de pouvoir. 

Art. 14. — Le ministre de l’interieur est charge de l’execution 
du present decret, qui sera publie au Journal officiel et insere au BAul- 
letin des lois. 

Fait aA Rambouillet, le 16 aoüt 1901. 

Emile Loubet. 

Par le President de la Republique: 

Le ministre de linstruclion publique et des beauz- 
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arts, charge par inlerim du ministere de Finterieur 
el des culles, 
(eorges Leygues. 
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I. Abhandlungen. 


Aktenstücke zur Geschichte der badischen Concordats- 
bestrebungen in der Zeit Napoleons I. 
Von 
Theodor Ludwig, 


Dozenten der Geschichte an der Universität Strassburg. 


Erster Teil. 


Bei Vorarbeiten für eine Geschichte der badischen Verwal- 
tung in der Zeit Napoleons I. fand ich im Grossherzogl. Haus- 
und Staats-Archiv, für dessen Erschliessung ich der hohen Gross- 
herzoglichen Staatsregierung zu tiefstem Dank verpflichtet bin, 
die nachstehend abgedruckten Aktenstücke. Ihr Inhalt scheint 
mir eine vollständige Wiedergabe zu lohnen!. Eine eigentliche 
Bearbeitung muss ich natürlich meinem Buche vorbehalten; nur 
die unentbehrlichsten Bemerkungen über die Situation, in welcher 
diese Dokumente entstanden, sollen hier in Kürze vorausgeschickt 
werden, wobei neben einigen neuen Aufschlüssen vielfach bloss 
an Bekanntes zu erinnern ist?, 

! Ich möchte nicht unterlassen, Herin Archivdirektor Geh. Rat Dr. Fr. 
v. Weech für mannigfache gütige Unterstützungen bei der kleinen Publi- 
kation auch an dieser Stelle meinen verbindlichsten Dank abzustatten. 

* Vgl. im allgemeinen: O. Mejer, zur Geschichte der römisch-. dentschen 
Frage, 3 Teile, Rostock, Stiller, 1871 und 1872, Freiburg, Mohr, 1585. — 
Laspeyres, Anzeige der Schrift: die katholischen Zustände in Baden, Regens- 
burg 1841, und der Erwiderung von Nebenius auf dieselbe, in Krit. Jahr- 
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Der politischen Abtretung des linken Rheinufers an Frank- 
reich durch den Frieden von Lüneville folgte schon am 29. No- 
vember 1801 die Loslösung dieser Gebiete aus ihrem kirchlichen 
Verband mit deutschen Bistümern und Erzstühlen durch die Cir- 
cumscriptionsbulle Qui Christi Domini vices. Infolgedessen blieh 
auf dem rechten Rheinufer von einer ganzen Reihe Diözesen nur 
ein mehr oder weniger beträchtlicher Torso übrig, verschiedene 
Kathedralkirchen lagen in den an Frankreich cedierten Städten. 
Der Reichsdeputationshauptschluss vollendete durch die allge- 
meine Säkularısation — mit der einen Ausnahme zu gunsten des 
Reichserzkanzlers, Kurfürsten-Erzbischofs von Mainz, Dalberg — 
den Unsturz der alten Kirchenverfassung. Es ergab sich daraus 
für die katholische Kirche auch in einem grossen Teile Deutsch- 
lands die Notwendigkeit einer Reorganisation ihrer Verwaltung, 
wenn auch nicht, wie in Frankreich, diejenige der Wiederher- 
stellung des Kultus selbst; nur provisorisch wurden die alten 
Verhältnisse sowohl vom Papst als dem Reichstag für fortdauernd 
erklärt. 

Dabei durchkreuzten sich indes die verschiedensten Interessen. 
Der Reichsdeputationshauptschluss nahm den Abschluss eines 
Reichseoncordats in Aussicht, das selbstverständlich nur für die 
nicht österreichischen oder preussischen Länder gelten konnte. 
Der Kaiser wünschte eine derartige Lösung, weil sie seinem Eıin- 
fluss zugute kam. Auch Dalberg strebte sie an, aber im Inter- 
esse seiner Metropolitangewalt. Die süddeutschen Staaten da- 
gegen, welche hauptsächlich in Betracht kamen, zogen im Ein- 
klang mit ihrer übrigen Politik Sonderconcordate vor. Sie fanden 
Unterstützung bei Napoleon, welcher naturgemäss zunächst die 


bücher für deutsche Rechtswissenschäft, begr. v. Richter, fortges. v. Schnei- 
der, 6. Jahrg.. Bd. 11, 1842, S. 510 ff., 603 1. — J. v. Longner, Beiträge zur 
Geschichte der oberrheinischen Kirchenprovinz, Tübingen, Laupp, 1863. — 
J. Beck, Freiherr J. Heinrich von Wessenberg. Sein Leben und Wirken. 
Freiburg, Wagner, 1862. — Politische Correspondenz Karl Friedrichs von 
Baden 1783—1806. Hrsgeg. von der Badischen Historischen Kommission. 
Heidelberg, Winter. Bd. IV, V, bearb. von K. O)ıser. 
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zentrifugalen Tendenzen beförderte, bis seine Haltung nach dem 
Abschluss des Rheinbundes ebenso begreiflicherweise in das ge- 
rade (segenteil umschlug. Die Kurie ihrerseits war schon der 
leichteren Unterhandlung halber gegen Partikularverträge und also 
für ein Reichsconcordat, von welchem sie überdies eine indirekte 
Modifikation der josephinischen Kirchengesetzgebung in Oester- 
reich erhoffte. 

Ebensowenig wie über den Geltungsbereich der zukünftigen 
Ahmachungen fehlte es an Differenzen über ihren Inhalt. Doch 
begegneten sich hier nur zwei, dafür allerdings nahezu unver- 
söhnliche Bestrebungen. Die alten kurialistischen Doktrinen 
stossen überall auf das neue territorialistische Kirchenrecht. 
Seine Wirkungen waren nur im ganzen ausserhalb Oesterreichs 
sozusagen latent geblieben, so lange die durch altes Herkommen 
geregelten Beziehungen zwischen reichsunmittelbaren Bischöfen 
und ihren weltlichen Mitständen existierten, und die katholische 
Kirchenregierung ihren Sitz überall in reichsunmittelbaren Ge- 
bieten hatte. Sie traten aber sogleich hervor, als es sich um 
die Neuordnung des Verhältnisses zwischen Landesherren, welche 
Souveräne, und Bischöfen, die ihre Unterthanen geworden waren, 
handelte. 

Baden befand sich in emer besonders schwierigen Lage. Wie 
das Grossherzogtum seit der Rheinbundsakte territorial konsti- 
tuiert war, gehörte sein Gebiet zu den sechs alten Diözesen 
Mainz, Würzburg, Worms, Speier, Strassburg und Konstanz, 
unter welchen auf die letztgenannte der grösste Anteil kam. 
Mainz, dessen Sitz 1803 auf Regensburg transferiert worden war, 
Worms und Konstanz waren in Dalbergs Hand vereinigt; und 
da die Inhaber der drei anderen Stühle nacheinander wegstarben, 
repräsentierte der Grossherzog von Frankfurt — Erzbischof von 
Regensburg zuletzt ganz allein die legitime katholisch-kirchliche Ge- 
walt in Baden. Darin lag insofern für die badische Regierung 
ein Vorteil, als statt mit einer Vielheit von Bischöfen neben 
schwachen Ordinariaten nur mit dem einzigen Dalberg zu ver- 
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handeln war, dessen Anschauungen sich mit dem territorialisti- 
schen Kirchenrecht wenigstens nahe und mannigfach berührten. 
Aber stärker war doch der Nachteil, dass dieser dreifache Diöze- 
sanbischof zugleich der Metropolit war, und, weit entfernt seine 
erzbischöflichen Rechte aufzugeben, vielmehr auf ihre Ausgestal- 
tung zu einem deutschen Patriarchat sann, was in Konsequenz 
des rheinbündnerischen Souveränitätsbegriffs in Karlsruhe wenig 
Anklang fand. 

Die badische Regierung verfuhr bei ihren Versuchen, die 
Verfassung der katholischen Kirche im Grossherzogtum neu zu 
ordnen, durchaus nach den Lehren des territorialistischen Kır- 
chenrechts und knüpfte mit vollem Bewusstsein an die josephi- 
nische Gesetzgebung an, welche sie im Breisgau vorfand. Sie 
hielt sich daher berechtigt, die staatlichen Hoheitsrechte zeren- 
über den anerkannten Kirchen und besonders der katholischen 
im voraus einseitig zu bestimmen. Dies geschah zuerst im 3. Or- 
ganisationsedikt über Religionsübung vom 11. Februar 1803 und 
dann im 1. Konstitutionsedikt, die Kirchliche Staatsverfassung 
des Grossherzogtums Baden betretiend, vom 14. Mai 1807". 
Steht das erstere noch auf dem Boden des alten Reichsrechts 
und trägt viel von dem Wesen der altherkömmlichen Religionsre- 
versalien an sich?, so entsprang das zweite dem Vollgefühl der 
Souveränität und setzte sich ausdrücklich die Neubildung fester 
Rechtsnormen in dem allgemeinen Fluss aller Verhältnisse zur 
Aufirabe. Beide schufen landesherrliche Behörden für die Aus- 
übung der Kirchenhoheit. 

Allein die badische Regierung war sich bewusst, nicht alle 
Beziehungen zwischen Kirche und Staat im dieser Weise ein- 
seitig regeln zu können. Was die herrschende Doktrin die mere 
spiritualia nannte, lag so wie so ausserhalb ihrer Sphäre. Allein 
es blieb zwischen dem Gebiet, welches der Staat sich selbst vin- 


’ Das Organisationsedikt Iiegt nur in Einzeldruek vor: das Konstitutions- 
elikt bei Winkopp, der Rheinische Bund 3, 257 #. 
* Laspeyres a. a. 0. 930. 
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dizierte und demjenigen, welches er der autonomen kirchlichen 
Verwaltung überliess, ein grosses und wichtiges Grenzland, in 
welches u. a. die ganze äussere Organisation der katholischen 
Kirche in Baden fiel. Ausdrücklich verwies das 1. Konstitutions- 
edikt hierfür auf ein Concordat!. 

Die auf ein Reichsconcordat abzielenden Wiener Verhand- 
lungen von 1804 zwischen dem Nuntius Severoli, dem Reichs- 
“referendar von Frank und Dalbergs Vertreter Geheimen Rat 
von Kolborn beobachtete Baden ziemlich mistrauisch; immerhin 
lernen wir dabei sein kirchenpolitisches Programm kennen. Der 
Kern desselben war damals die Bildung eines einzigen, das ganze 
(arossherzogtum einschliessenden Landesbistums, übrigens unter 
Anerkennung der Metropolitanrechte „nach dem Sinne und Plan 
des Emser Concordats“ ?(!) Später dachte man auch an die Er- 
richtung zweier Bistümer oder gar eines Erzbistums und Bistums. 
Die vorwaltende Absicht blieb indes stets die nämliche: Aus- 
schluss jeder bischöflichen Jurisdiktion, deren Sitz nicht im Lande 
lag, Durchführung der politischen Einheitsidee auch in der katho- 
lisch-kirchlichen Organisation. Die Wiener Konferenzen ver- 
liefen resultatlos, ebenso, wie die persönlichen Besprechungen 
Dilbergs mit Pius VII. in Paris. Aber wohl zu Anfang 1806 


drängte Napoleon — ob nur gegenüber Baden, vermag ich nicht 
genau zu sagen — auf endlichen Abschluss eines Concordats. 


Als Unterlage für derartige Verhandlungen, deren Ort man in 
Paris vermutete, befahl der Kurfürst am 27. Januar 1806 dem 
Geheimen Rat Friedrich Brauer die schleunige Vorlage eines 
doppelten Entwurfes „je nachdem von dem künftigen Landes- 


ı Vgl. Art. 20. 

2 Vgl. Frantz, das Projekt eines Reichs-Concordits und die Wiener 
Konferenzen von 1804. (Festgabe der Kieler Juristenfakultät zu Jherings 
50jährigem Doktorjubiläum am 6. August 1892. Kiel und Leipzig, Lipsius 
und Tischer, 1892.) Ferner Polit. Corr. Karl Friedrichs IV., 395, Nr. 489. 
— Instruktion des Geheimen Rats für den badischen Gesandten ın Wien, 
v. Gemmingen, 29. Juni 1803, auf dessen Bericht vom 7. Juni, 1. c. 391, 
Nr. 483. 
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bischof die geistlichen Sachen entweder an einen deutschen Metro- 
politen oder aber... . unmittelbar an den päpstlichen Stuhl... 
gebracht werden !.* 

Die von Brauer bereits am 14. Februar eingereichte Arbeit 
ist es, welche ich unten an erster Stelle mitteile?. In ihrer An- 
lage entspricht sie dem erteilten Befehl insofern nicht ganz ge- 
nau, als Brauer nur den zweiten, unmittelbar von der Stellung 
des Ikandesbischofs handelnden Artikel in doppelter Form, alles 
übrige aber, weil in beiden Fällen gleich, nur in einer Redaktion 
abfasste. Persönlich zog er der direkten Unterordnung des künf- 
tigen Landesbistums unter die Kurie diejenige unter einen deut- 
schen Metropoliten vor; dieser Fall ist daher dem Entwurf prin- 
zipiell zugrunde gelegt. Ausserdem aber war Brauer überzeugt, 
dass der Kurfürst kraft der im Pressburger Frieden erworbenen 
Souveränität sein Concordat unabhängig vom Reichstag und einen 
Reichsconcordat betreiben könne. Deswegen gab er seinem Plan 
von vornherein die Gestalt eines badischen Sonderconcordats. 

Brauer hat die höchsten, leitenden Stellen nie erreicht?; 
aber trotzdem war der kenntnisreiche und strenge Jurist von 
1802 bis 1808 geradezu der Gesetzgeber Badens und hat auch 
später bis an seinen im November 1813 erfolgten Tod — man 
denke nur an die Einführung des Code Napoleon in Baden! — 
einen bedeutenden Einfluss besessen. Er war ein im ganzen alt- 
gläubig gebliebener Lutheraner, betonte aber viel weniger die 


! Polit. Corresp. Karl Friedrichs V, 481, Nr. 481; Obser verweist zugleich 
auf Brauers Arbeit. — Nach dem Konzept der Ordre (Akten. Haus- und 
Staats-Archiv. III. Religions- und Kirchensachen, Fasz. 1, 27. Jan. 1806; die 
Ausfertigung Fasz. 113) wäre der Auftrag auch an den Geh. Referendär 
Klüber gerichtet gewesen. 

” Akten Hlaus] u[nd] St[aats] Afrchiv], Abt. III, Religions- u. Kirchen- 
sachen, Fasz. 113. 

® Verl. über Braner vor allem den trefflichen Abriss Schenkels in Weech, 
Badische Biographien, Heidelberez, Bassermann, 1875 ff, I, 117 ft. Cl. Th. 
Perthes, politische Zustände und Personen in Deutschland zur Zeit der fran- 
zösischen Herrschaft, Gotha 1862 t#f., I, 410 #. Mejer a. a. ©. I, 2822, n. 2; 
289 ff. Allgemeine deutsche Biographie 3, 263, von Weech. 
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ddogmatisch-spekulative Seite der Religion als ihren praktischen 
Charakter einer sittlichen Erziehungsanstalt.  Irgendwelche 
Feindseligkeit gegen die katholische Kirchenlehre lag ılım darum 
ganz fern; in seinen Denkschriften pflegte er die Notwendigkeit, 
sich auch das Vertrauen der Katholiken zu erwerben, stark her- 
vorzuheben. Aber als Kirchenpolitiker war er entschiedener Ter- 
ritorialist; die beiden oben erwähnten Religionsedikte sind eben- 
falls sein Werk. Mehr im Geiste des älteren derselben ist der 
damals von ihm vorgelegte Concordats-Entwurf gehalten. 

Die erwartete Negotiation wurde jedoch nicht eröffnet. Statt 
dessen erschien im Sommer 1806 der Nuntius Della Genga, nach- 
mals Papst Leo XII, in Regensburg mit der Mission zu Ver- 
handlungen sowohl mit dem Reich als den Einzelstaaten. In- 
des das erstere löste sich unter den Augen des Prälaten alsbald 
auf; es blieben nur die Erörterungen mit den letzteren übrig 
und zwar zuerst mit Bayern. 

In Karlsruhe verfolgte man deren übrigens resultatlosen 
(Gang mit begreiflichem Anteil, ohne viel genaues zu erfahren. 
Da kündigte endlich Della Genga in einem an den Staatsminister 
von Gayling gerichteten Schreiben aus Augsburg vom 3. August 
1807 seine baldige Ankunft in Baden zur Verhandlung über ein 
Concordat an und bat um vorläufige Suspension des Kirchen- 
konstitutionsedikts!. 

Dieses Ansinnen wurde in der von Bauer konzipierten Er- 
widerung Gaylings entschieden abgelehnt. Zum Abschluss eines 
Concordates aber war man sehr bereit?. Seinen Entwurf vom 
14. Februar 1806 hielt jedoch Brauer nicht mehr für eine hin- 
reichende Grundlage; er hatte schon etwas früher ausdrücklich 
festgestellt, „dass nach erlangter völliger Souveränität dieses Pro- 
jekt zum Vorteil der Staatsgewalt nach den Grundsätzen der 
französischen und josephinischen Verfassung wesentliche Aende- 
rungen erleiden muss, wovon mehrere schon durch das zu ver- 


’ Akten. H.- u. St.-A. III, Religionssachen, 113. 
® Akten wie oben. 
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gleichende Kirchenkonstitutions-Edikt von diesem Jahr angedeutet 
sind“!. Jetzt beauftragte daher das Polizeidepartement, dessen 
Direktor Brauer selbst war, die beiden Hofräte Graf von Benzel- 
Sternau und Öhl mit der Führung der bevorstehenden Verhand- 
lungen unter Leitung des Departements auf der Basis des Kirchen- 
konstitutionsedikts und der älteren Beratungen über diesen Stoft?. 

Sogleich zeigte sich eine tiefgehende Differenz zwischen den 
Kommissarien: Benzel-Sternau wünschte möglichst engen Anschluss 
an das Muster des französischen Concordates, während Ohl die 
deutschen sog. Concordata principum aus der Zeit des Basler 
Konzils und die Emser Punktation als beste Grundlage ansah ®. 

Ehe hierüber eine Entscheidung erfolgt war, nahm aber die 
ganze Angelegenheit eine überaus brüske Wendung. Della Genga 
war nach dem Scheitern der bayrischen Verhandlung am 25. Sep- 
tember 1807 in Stuttgart eingetroffen und hatte dort verhältnis- 
mässig schnell eine Vereinbarung erreicht, deren Unterzeichnung 
am 31. Oktober gesichert schien. Aber am 1. November erklärte 
der Nuntius, Befehl zum Abbruch der Verhandlung und zur Ab- 
reise nach Paris zu haben und verliess Stuttgart. 

Die Ursache lag in der bereits oben angedeuteten prinzi- 
piellen Aenderung der Haltung Napoleons. Der Kaiser dachte 
im Herbst 1807 an einen weiteren Ausbau des Rheinbundes, wo- 
zu Dalherg an seinen Hof berufen wurde. Damit vertrug sich 
der früher von ihm begünstigte Abschluss von Landesconcordaten 
nicht länger ; indem Napoleon einigermassen an die Stelle Franz 11 
trat, adoptierte er hierin von selbst auch dessen Gesichtspunkte. 
Er wollte daher jetzt ein gemeinsames Concordat des gesamten 
Rheinbundes und zwar jedenfalls in enger Anlehnung an das 
französische; diese Verhandlung aber sollte unter seinen Augen 


! Akten. H.- u. St.-A. III Religions- und Kirchensachen, 113. Zusatz 
Brauers von 29. Juni 1807 zu seiner Anzeige vom 14. Febr. 1806. 

* Akten wie oben, Beschluss des Polizeidep., 11. Aug. 1807. 

® Akten wie oben. (iutachten Benzel-Sternaus, 10. Okt., und Oehls, 
3. und 22. Okt. 1807. 
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geführt werden. Deswegen verbot er, und zwar wahrscheinlich 
sowohl der Kurie als den süddeutschen Königen, die Fortsetzung 
Ihrer Separatverhandlungen; die Wirkung war die Abreise Della 
(sengas, welches auch dessen Motive im einzelnen gewesen sein 
mögen!. 

Der vadische Gesandte von Haynau in Stuttgart hatte seine 
Regierung ziemlich genau über den Inhalt der württembergischen 
Verhandlung informiert *. Allein dieses Vorbild wurde jetzt 
wertlos, wo die Verhandlung nach Paris gezogen wurde. Öhl 
riet freilich auch in diesem Fall möglichst wenig von den fran- 
zösischen Einrichtungen anzunehmen. Benzel-Sternau aber be- 
antragte, „das alte deutsche Gerümpel“ liegen zu lassen und rück- 
sichtslos die Vermittelung Napoleons anzurufen; er wünschte 
die einfache Reception des französischen Concordats, ja sogar 
die Unterordnung des künftigen badischen Landesbistums unter 
einen französischen Erzbischof®. 

Das Polizeidepartement hatte zuerst, als noch die Möglich- 
keit von Verhandlungen in Karlsruhe bestand, mehr Öhl beige- 
pflichtet; aber nachdem die Verlegung nach Paris entschieden 
war, resignierte es sich, Benzel-Sternaus Antrag beizutreten und 
somit das französische Cuncordat an Stelle des Kirchenkon- 
stitutionsedikts als Basis anzunehmen, freilich mit dem lebhaften 
Wunsche, das Edikt dabei dennoch zu behaupten. 

Benzel-Sternau hatte nun aber weiter auch die Zuziehung 
einiger katholischen Theologen verlangt. Die vier Geistlichen, 


! O. Mejer, die Conecordatsverhandlungen Württemberges vom Jahre 
1807. Stuttgart, Metzler, 1859. Vorl. derselbe, zur Geschichte der rönmisch- 
deutschen Frage I, 259 ff. Vgl. d’Haussonville, l’Eglise Romaine et le pre- 
mier Empire II, 335 ff, bes. 358. 

® Akten. H.- u. St.-A. II. Religions- und Kirchensachen, 113. Be- 
richte Haynau's 24., 28. und 30. Okt. 1807. Ebenda auch das Württember- 
gische Zirkular vom 7. Nov. 1807. 

® Akten wie oben. Gutachten Benzel-Sternau’s, 23. Nov., und Okchls, 
18. Nov. 18&07. 

* Akten wie oben. Beschlüsse vom 8. und 24. Nov. 1807. 
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welchen daher seine und Öhls Ausführungen über die Anwend- 
barkeit des französischen Concordats auf Baden vorgelegt wur- 
den, erklärten sich sämtlich besonders deswegen dagegen, weil 
die französische katholische Kirche wissenschaftlich und sittlich 
viel tiefer als die deutsche stehe. Uebrigens hob Öhl nachher 
hervor, dass sie in ihren Wünschen erheblich weiter giengen, als 
die Regierung!. Einer von den vier Sachverständigen, der Geh. 
Kirchenrat Rothensee verfasste bei diesem Anlass zugleich einen 
vollständigen Entwurf eines Concordats; ich lege seinen vom 
31. Dezember 1807 datierten Aufsatz an zweiter Stelle unten vor. 

Rothensee (1759 — 1837) wirkte in seiner Jugend kurze Zeit 
als Professor der Philosophie, wurde dann Mitglied des bischöt- 
lich-speyerischen Ordinariats und nach des letzten Fürstbischofs 
Wilderich Tode 1811 dessen Direktor; er war Priester. Zu den 
Josephinern gehörte er eigentlich nicht; vielmehr war er im 
Dogna streng katholisch, aber zu Reformen in den Aeusserlich- 
keiten des Kultus wohl geneigt?. 

Die eben angedeuteten Vorarbeiten der badischen Regierung 
waren abermals vergeblich. Der Rheinbund erhielt eben so wenig 
ein gemeinsames Concordat, wie eine lebendige politische Ver- 
fassung; unverrichteter Dinge schied Dalberg von dem Kaiser. 
Im Gegenteil begann der Kontlikt zwischen Napoleon und Pius VII, 
dessen Verlauf hinreichend bekannt ist. Bald wurden durch die 
Gefangenschaft des Papstes Sonderverhandlungen der Rheinbunds- 
staaten völlig unmöglich; andrerseits blieben sie von der Ent- 
wickelung der kaiserlichen Kirchenpolitik darum doch nicht un- 
berührt. Dalberg nahm Sitz und Stimme auf dem Pariser Kon- 
zil. Ich hoffe später noch aus den mir vorliegenden Akten einige 


i Akten wie oben. Gutachten des Geh. Rats Gärtler, Bruchsal s. d.. 
praes. im Polizeidep. 25. Jan. 1808, Geh. Kirchenrats Rothensee, Bruchsal 
31. Dez. 1807, Kirchenrats Brunner, Karlsruhe 15. Jan. und Geistl. Rats 
Häberlin, Freiburg, 20. Jan. 1808. Dazu spezielle Bemerkungen Oehls, sowie 
dessen zusammenfassendes Gutachten vom 31. Jan. 1808. 

® Vgl. Anm. 19. Ueber Rothensee vgl. F. Kössing in Weech, badische 
Biographien IT, 209; v. Schulte, Allgem. deutsche Biographie 29, 360. 
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Momente für die Haltung der badischen Regierung in dieser 
Krise anzuführen. 

Aussicht auf neue Verhandlungen schien erst jenes von 
Napoleon am 25. Januar 1813 persönlich Pius VII abgerun- 
gene sog. Concordat von Fontainebleau zu eröffnen. (ross- 
herzog Karl befahl auf die Nachricht davon sogleich neue Be- 
ratungen über ein badisches Landesconcordat!. In Verlauf der- 
selben entstand auf Veranlassung Brauers ein grösserer Vortrag 
des Geistlichen Ministerialrats Häberlin, vom 16. Oktober 1813; 
ich gebe aus demselben den Teil wieder, welcher das allgemeine 
Verhältnis zwischen Staat und Kirche entwickelt ?. 

Häberlin (1760—1827) war noch unter Joseph II Stadt- 
pfarrer von St. Martin in Freiburg geworden. Er vertrat das 
josephinische Staatskirchenrecht mit äusserstem Nachdruck; ge- 
rade die hier erwähnte Denkschrift giebt einen vortrefflichen Be- 
griff von der Anschauungsweise dieses in der badischen Kirchen- 
politik seinerzeit äusserst einflussreichen Theologen?. 

Die infolge des Concordats von Fontainebleau in Karlsruhe 
eingeleiteten Ministerialberatungen nahmen den unter Grossher- 
zog Karl so häufigen ungeordneten Verlauf, welchem allerdings 
in diesem Fall die Zeitumstände zu einiger Entschuldigung dienen 
mögen. Erst als die Eröffnung des Wiener Kongresses vor der 
Thüre stand und dort eine Aktion der Kurie zu erwarten war, 
legte am 3. September 1814 der Geistliche Ministerialrat Schäfer 
einen neuen Uoncordatsentwurf vor, das letzte der unten folgen- 
den Aktenstücke‘. 

Schäfer (1767—1823) war Priester, wie Häberlin; er hat 


1 Akten. H.- u. St.-A. III. Religions- und Kirchensachen, 114. Ordre 
vom 16. Febr. 1813. 

®2 Akten. H.- u. St.-A. III. Religions- und Kirchensachen, 110. Gut- 
achten Häberlins 16. Okt. 1813; vgl. Häberlins Konzept, Fasz. 116, 30. Sept. 
1813. 

° Teber Häberlin vgl. Weech, Bad. Biogr. I, 325; Allg. deutsche Biogr. 
10, 276, von Reusch; Mejer, römisch-deutsche Frage I, 386 ff. 

* Akten. H.- u. St.-A. III. Religions- und Kirchensachen, 114, =. d,; 
die dazu gehörige Denkschrift, 3. Sept. 1814, in Fasz. 110. 
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sich besonders um das badische Schulwesen Verdienste erworben !. 
Wie jener, gehörte auch er unter die entschiedenen Josephiner ; 
nur aus opportunistischen Erwägungen war er z. B. im Eherecht 
zu Konzessionen bereit. 

Keines der vier Aktenstücke, deren Entstehungsgeschichte 
ich in groben Umrissen zu zeichnen versucht habe, kann als eine 
förmliche und authentische Erklärung der badischen Regierung 
gelten. Von Häberlins rein begutachtender Denkschrift abge- 
sehen sind auch die drei Concordatsprojekte nie in ordentlicher 
Beratung der zuständigen Stellen gebilligt worden; sie tragen 
insofern nur den Charakter persönlicher Meinungsäusserungen 
ihrer Verfasser. Trotzdem wird man ihnen unter verschiedenen 
(Gesichtspunkten einiges Interesse abgewinnen können. Es ist an 
sich anziehend, den Standpunkt einer so bedeutenden Persönlich- 
keit, wie Brauer gewesen ist, in einer Frage von derartiger Wich- 
tigkeit noch genauer, als in den beiden Religionsedikten kennen 
zu lernen. Ferner weisen unsere Aktenstücke beachtenswerte 
Nüancen der im allgemeimen gleichen territorialistischen Grund- 
auschauung auf; es spricht in ihnen der protestantische Jurist, 
ein relativ strenger katholischer Theologe und zwei entschiedene 
Jusephiner. Endlich bringen doch wenigstens Brauers und wohl 
auch Schäfers Entwurf bei der ganzen Stellung der Verfasser 
immerhin die vorherrschenden amtlichen Tendenzen und deren 
Entwickelung zum Ausdruck. Sowohl für die Kenntnis der badi- 
schen Kirchenpolitik als für die persönliche Beurteilung ihrer 
Leiter ist darum, wie mir scheinen will, dieses Material der Be- 
achtung wert. 

I. 
Entwurfeines Concordats 
von dem Geheimen Rat Friedr. Brauer. 
14. Februar 1807. 
(Haus- u. Staats-Archiv. IIT. Religions- u. Kirchensachen, 
Fasz. 113). 
ı F, Kössing bei Weech, Bad. Biogr. II, 243. 
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Erstes Projekt, 
für den Fall der Unterordnung des Landesbischofs unter einen 
Metropoliten!. 
I. Umfang der katholischen Landeskirche des 
Badischen Curstaates. 
L: 

Die Katholische Religion wird in allen denen Landen und 
Orten des Kurstaates wo sie dermahlen eine öffentliche Reli- 
gionsübung mit pfarrlichen Rechten hat, zu ewigen Tagen bey 
ihrer freyen Religionsübung erhalten und geschüzt, ohne dass in 
ihren Kirchen, Schulen, oder milden Stiftungen jemals andere 
Religionsverwandte zum Mitgebrauch und Mitgenus derselben zu- 
gelassen werden dürfen; wogegen hinwiederum die Katholische 
Kirche an den Tempeln, Kirchenmessen, Schulen und milden 
Stiftungen der protestantischen Kirchen des Kurstaates nie einen 
Mitgenus verlangen oder an sich ziehen, weniger noch sie von 
ihrer Religionsübung und deren Rechten mittelbar oder unmittel- 
bar verdrängen wird. 

2; 

Hierdurch wird jedoch keinem Religionstheil in jenen Orthen, 
wo von beeden Theilen schon damahlen eine gemeinschaftliche 
Religionsübung besessen wird, an ihren wechselseitigen Rechten 
und Verhältnissen etwas gegeben noch genommen. 

3. 

Alle Ortschaften des Badischen Kurstaats, wo damahlen 
eine öffentliche katholische Religionsübung besteht, und wegen 
deren ein genaues Verzeichnis dieser Vebereinkunft angehängt 
werden wird, ohne Unterschied unter welchen Bistümern sie vor- 
her gestanden sind, werden in Bezug auf die katholischen Bürger 
und Einsassen zu einer neuen Diözes unter dem Namen eines 
Bistums des Badischen Kurstaats vereinigt, deren Bischof seinen 
SIZ ZU. 2.2.0000... haben soll. 


’ Ich gebe sümtliche Aktenstücke mit unveränderter Orthographie wie- 
der, verbessere jedoch die Interpunktion, 
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4. 

Diejenigen Bischöfe, welche noch Jurisdietion über einzelne 
Ortschaften oder Provinzen des Badischen Kurstaates haben, 
werden von dem Römischen Pabst bewogen werden, solche zu 
(unsten dieser neuen Bistums-Errichtung niederzulegen, auch 
wird von hochdemselben zugesagt, dass, wenn im Verfolg noch 
durch Ausrundungs-Verträge oder auf irgend eine andere Art 
Katholische Lande oder Ortschaften zu dem Kurstaat kommen 
sollten, solche auf ebendiese Weise dem Badischen Landbistum 
zugeschlagen werden sollen; wohingegen man landesherrlicher 
Seits emwilliget, dass jene Orte, deren weltliche Oberherrschaft 
an andere Herren abgegeben werden wird, die einen eigenen 
Landesbischof haben, auch der Diözes des letzteren zugewiesen 
werden und dagegen der diesseitige Landesbischov kein Wider- 
spruchsrecht haben solle. 

5. 

Diese Diözes wird nach der Verfassung der Katholischen 
Kirche unter Zugrundelegung der in Deutschland angenonmenen 
Concilien, Päbstlichen Constitutionen und deutschen Concordate, 
auch sonstigen Reichs-Kirchen-Rechte von den geeigneten Vor- 
stehern der Katholischen Hierarchie regiert werden, soweit sol- 
ches alles geschehen kann, ohne einem oder dem andern der 
nachfolgenden verglichenen Artikel Abbruch zu thun, als welche 
letztere m allen Stücken den Vorgang haben, und unverbrüch- 
lieh beobachtet werden sollen, so dass weder mgend eine ältere 
Kirchenverordnung noch irgend eine künftige von Päbsten oder 
Concilien ausfliessende Verfügung ohne landesherrliche dazu Mit- 
bewilligung das mindeste daran ändern noch ausser Wirkung 
sezen können. 

6. 

Sollten sich Streitigkeiten erheben über Fälle, welche in die- 
sen Vertrag keine Bestimmung erhalten haben, oder deren Be- 
stimmung für zweydeutig angesehen wird, so wird man sich beeder- 


seits darüber freundschaftlich benehmen, unterdessen aber wird 
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man landesherrlicher Seits in allem was blos geistliche Angelegen- 
heiten [Spiritualen] betrifft, der geistlichen Behörde den Vorgang 
lassen, hingegen nicht gehindert werden, in alleın, was zugleich 
den bürgerlichen Stand — wenn auch der Geistlichkeit — be- 
trifft, der landesherrlichen Anordnung nachzugehen. 


II. Von dem Verhältnis der Badischen Diözes zur 


allgemeinen Kirche. 


1. 

Der Bischof des Badischen Curstaats wird einen Theil der 
deutschen Katholischen Kirche ausmachen, mithin nicht blos zu 
allgemeinen, sondern auch zu deutschen National-Concilien be- 
rufen werden müssen, dagegen auch nicht gehindert werden können 
in Einheit mit dem geistlichen Oberhaupt der Katholischen Kir- 
che zu bleiben, und in jenen Stücken ihm unterworfen zu seyn, 
wo der allgemeine Gebrauch der deutschen Kirche seine Unter- 
würfigkeit festgesetzt hat. 

| 2. 

Derselbe wird dem Kurerzkanzler als seinem Metropolitanen 
unterworfen seyn, welchem in dieser Eigenschaft das Recht zu- 
steht, ihn zu consecriren, das Recht ihn zu Metropolitansynoden 
zu berufen, das Recht über Aufrechthaltung des Glaubens und 
der Kirchenzucht zu wachen, und das Recht über die Vorstel- 
lungen und Klagen gegen das Standes- und Amtsbetragen des 
Bischofs sowie gegen seine Entscheidungen in Fällen, wo eine 
höhere Entscheidung nach deutschen Kirchen-Rechten stattfindet, 
zu erkennen. 

3. 

Niemals kann eine Metropolitans-Commission auf einen Geist- 
lichen eines andern weltlichen Staates als des Kurbadischen er- 
kannt werden, sondern wenn nicht die Wichtigkeit erfordert einen 
eigenen Diener des Erzbischoven dazu abzuordnen [welcher dann 
vor seinem Eintritt dem Landesherrn seinen Auftrag zu melden 
und das landesherrliche Zulassungs-Gutheissen abzuwarten bat], 
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so muss die Commission auf Geistliche des Kurstaats gestellt 
werden. 
4. 

Kein Urtheil der geistlichen Oberbehörden das eine Folge auf 
Berechtigungen der Landesherrschaft oder des Staats, auf Be- 
sitz oder Verlust von Pfründen, oder auf den bürgerlichen Stand 
eines Geistlichen oder auf bürgerliche Verhältnisse der weltlichen 
Diözesanuntergebenen hat, kann durch Zwangsmittel geistlicher 
oder weltlicher Art nicht in Vollzug gesetzt werden, ehe «das 
Vollzugsgutheissen des Landesherrn ausgewirkt worden ist. 

5. 

Keine katholische Geistliche Person und keine geistliche Ge- 
meinheit sie seye des Weltgeistlichen oder ordensgeistlichen Standes 
kann in dem Kurstaat irgend eine Exemption von der Bischöf- 
lichen Gewalt und Gerichtsbarkeit geniessen, und wenn sie da- 
her auch einem Stande angehörte, dem im allgemeinen derglei- 
chen Bedingungen verliehen waren, so können sie bey sonstig 
gleichbaldiger Ausweisung aus dem Lande sich deren weder gegen 
den Bischoven noch gegen den Landesherrn in einigerley Weise 
bedienen. 

III. Verhältnis der Kirche zum Staat. 

Keine Bulle, Reseript, Indultement, Mandat, Provision, Pro- 
visionelle Signatur oder Ausfertigung des Römischen Hofs, was 
Namens und Inhalts sie sey, kann in der Diözes verkündet oder 
zum Vollzug gebracht werden, sie sey denn zuvor dem Landes- 
fürsten vorgelegt und von diesen das Gutheissen dazu gegeben 
worden. 

Das nenliche gilt von Metropolitanats-Anordnungen: in- 
sleichen von allen deereten der allgemeinen oder National-Con- 
eilien oder Metropolitanats-Synoden. 

Was der Römische Hof unmittelbar an den Landesherrn zu 
bringen gutfindet, wird Er in ein Auftragsbreve an den Bischoven 
oder an den Domedechanten ausfertigen lassen, das dann dieser 
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mit einem Begleitungsbericht an den Landesherrn einsendet, deren 
einer oder anderer hinwiederum dasjenige was zu antworten sey, 
in Auftrag erhält, welches landesherrliche Schreiben der Bischov 
oder Dondechant alsdann nebst einer lateinischen Übersezung 
mittelst Berichts an den Romischen Hof einbegleitet. 

3. 

Alle bischöflichen Anordnungen, wodurch die ganze Diözes 
oder ein ganzer Bezirk desselben etwas zu thun oder zu unter- 
lassen verbindlich werden soll, müssen ebenfalls vor der Verkün- 
dung zum landesherrlichen Gutheissen vorgelegt werden. Bey 
Verfügungen, die nur einzelne Kirchspiele oder einzelne Partheien 
betreffen, ist solches nur alsdann nöthig, wenn einer der nach- 
folgenden Artikel dieses Vertrags auf den darin enthaltenen Ge- 
genstand solches namentlich geordnet hat. 

4. 

Kein Gewalthaber einer höheren Kirchen-Obrigkeit, es sey 
nun des Pabstes oder des Metropolitanen, welchen Namen er 
führe, und welches Geschäft er habe, soll ohne Legitimation bey 
der Landesherrschaft und von ihr erlangte Zulassung irgend eine 
die Angelegenheiten der Landeskirche im Einzelnen oder im 
Ganzen betretiende Verrichtung gültig und ungestraft verrichten 
können. 

5. 

Kein Geistlicher, der für die Kirche des Kurstaats in höhe- 
ren oder niederen Stellen angestellt wird vom Bischoven ein- 
schliesslich wird seine Amtsverrichtungen antreten können, er 
habe denn folgenden Staats Eyd geleistet. 

Ich schwöre und verspreche zu Gott auf seine heiligen 
Evangelien gehorsam und treu zu bleiben dem durehlauchtig- 
sten Kurfürsten, seinen Nachfolgern in der Regierung und der 
von ihnen bestellten Landesregierung, auch kein Verständniss 
zu unterhalten, keinem Rathe beyzuwohnen, kein Bündniss zu 
pflegen sey es im Innern oder Auswärts, wodurch den Rechten 
der Landesherrschaft in Bezug auf Staat und Kirche und dem 


* . 3] 
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Concordat von... ......., oder der öffentlichen Ruhe Nach- 
theil gebracht würde, und wenn ich erfahre, dass etwas zum 
Nachtheil des Staats in oder ausser meinem Amts Sprengel an- 
gesponnen wird, so werde ich es der StaatsObrigkeit unverzüg- 
lich zu wissen thun. 

6. 

Obwohl noch zur Zeit die Landesherrschaft nicht alle Or- 
densgemeinheiten im Land aufgehoben, sondern mehrere derselben 
noch unter bestimmten Restrietionen und zu bestimmten Zwecken 
die Fortdauer gegönnt hat, biss sich näher zeige, ob und wie 
diese Zwecke mit gleicher Nüzlichkeit für Staat und Kirche auf 
andere Art sicherer erreicht werden können: so wird dieselbe 
doch niemals gehindert seyn, auch die noch beybehaltenen nach 
Gutfinden aufzuheben, nur dass den Individuen ihre anständige 
Lebsucht gesichert bleibe, und der Aufhebungs Entschluss einhalb 
Jahr vor der definitiven Auflösung dem Bischoven angezeigt 
werde, um für die dabey befangene kirchliche Verhältnisse die 
nöthigen Anstalten etwa anordnen oder in Vortrag bei dem Lan- 
desherrn bringen zu können. Alle Gemeinheiten und Individuen 
dieser Art werden gegen den Staat keine andere Freyheiten oder 
Vorzüge ansprechen können, als welche der Geistlichkeit über- 
haupt durch diesen Staatsvertrag bewilligt sind, 

1. 

Die Geistlichkeit wird von ihrer Person niemals, von ihrem 
Pfründ- oder Vermögens-Einkommen aber, auch von den Liegen- 
schaften, die ihrer Pfründ angehören, ordentlicherweise und in 
Friedenszeiten nicht vom Staat zur Besteuerung gezogen werden: 
wenn hingegen in Kriegs- oder sonstigen Noth-Zeiten für eine 
Jeitlang die Steuerfreyheit der andern gefreiten Stände im Staat 
ausser Würkung gesezt wird, so wird das Pfründ- und Vermö- 
gens-Einkommen oder die Pfründ Liegenschaften im gleichem 
Masse wie bey den andern gefreiten Ständen zur Mitleidenheit 
gezogen werden können. Liegenschaften, welche ein Geistlicher 
als Privat-Eigenthum besizt, ingleichen jene rentable Liegen- 
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schaften, welche zu andern als uneinstelbar geistlichen Stiftungen 
gehören, werden die Steuerlasten gleich anderen dergleichen Gü- 
tern tragen. Denenjenigen Abgaben, die auf Handel und Wandel 
liegen, als Accis u. d. gl., wird dadurch nichts entgehen können, 
dass der Käufer oder Verkäufer, Ausgeber oder Empfänger ein 
(zeistlicher ist, doch werden diese hierunter eine andere Behand- 
handlung nicht erfahren als andere gefreite Stände. 
8. 

Stiftungen zur Kirche oder zu andern milden Zwecken zu 
machen, wird keynem verwehret seyn; nnr können keine Liegen- 
schaften [ausser Häuser die zum Stiftungszweck nötig sind, und 
(zütern zu neuen Pfarrpfründen, wo deren erforderlich würden] 
dazugezogen werden, sondern diejenigen, welche unter dergleichen 
frommen Vermächtnissen sich befinden, müssen ın Jahr und Tag 
veräussert werden, und gehen inzwischen die darauf ruhenden 
Staatslasten fort. Wann jedoch zu einem nicht vorhin schon im 
Staat approbirten milden Zweck Stiftungen gemacht werden 
wollten, so muss zur Zulassung dieses neuen Instituts vorder- 
samst die landesherrliche Autorisation erwürkt werden. 

9, 

Weder die Kirchen noch irgend ein anderer zu geistlichen 
Zwecken gewidmeter Raum wird den Verbrechern zu einem Auf- 
enthaltsort oder Zufluchtsstätte dienen können, und die Obrigkeit 
wird nicht gehindert seyn sie darin ergreifen und fortführen zu 
lassen, noch auch durch die Erhebung aus einem solchen kirch- 
lichen Ort verbindlich werden an den gesezlichen Strafen etwas 
nachzulassen : doch wird die Ergreifung mit aller Ehrerbietung, 
welche der Ehrwürdigkeit des Orts etwa gemäs ist, geschehen. 

10. 

Ausser dem Interdict, das wegen Entweihung oder Baufäl- 
ligkeit eines Kirchengebäudes canonischen Rechten nach statt- 
finden mag, wird keinerley Interdicet auf Orte oder Personen des 
Kurstaats von keinerley Kirchenoberhaupt gelegt werden können. 
Dem Kirchenbann, dessen Erkenntniss den Geistlichen Gerichts- 
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behörden gegen ihre Untergebenen frey bleibt, so lang es nicht 
zu einem Mittel misbraucht wird, sie vom Gehorsam gegen den 
Landesherrn abwendig zu machen, wird keinerley auf die staats- 
bürgerlichen Verhältnisse der Personen sich beziehende Würkung 
gegeben werden können, wenn nicht vor dessen Verkündung das 
landesherrliche Gutheissen ausgewürkt worden wäre. 

11. 

In allen Misbrauchsfällen von Seiten der Obern und andern 
geistlichen Personen wird Rekurs an den Geheimen Rath genom- 
men; die Missbrauchsfälle sind: Anmassung unstatthafter oder 
Ueberschreitung der stattfindenden Macht, Zuwiderhandeln gegen 
die Geseze und Verfügungen des Staats über die staatsbürger- 
lichen Verhältnisse, Verlezung der durch dieses Concordat be- 
stimmten Regeln des Verhaltens, und jegliches Unternehmen, 
welches in der Ausübung des Gottesdienstes die Elıre der Staats- 
bürger gefährden, ihr Gewissen willkührlich stören, in Unter- 
drückung, Injurie oder öffentlichen Skandal gegen sie ausarten 
kann. Dieser Rekurs wird jeder interessumten Person zustehen: 
in Ermanglung besonderer Beschwerde wird er von dem Bezirks- 
beamten Amtshalber genommen. Seine Erledigung geschieht 
nach Erkundigung der Umstände und Erhebung eines Gutachtens 
des engeren oder vollen Domkapitels [je nachdem der Wichtig- 
keit der Sache nach eines oder das andere nothwendig gefunden 
wird] durch Berathschlagung aller Räthe und Referendarien 
(des (seheimenraths und auf davon unterzeichnetes Bedenken mit- 
telst Jandesherrlichen Entscheids. Sollte dieses den Vorstehern 
der Hierarchie beschwerlich erscheinen, so bleibt ihnen frey, ohne 
Abbruch der einstweiligen Befolgung desselben, eine schickliche 
Vermittlung zu suchen. 

| 12. 

Auf gleiche Art wird ein Rekurs der Interessenten oder der 
TLianddechanten von Amtswegen statt haben, wenn in der Reli- 
gionsübung, oder in den Rechten und Freyheiten, welche dieser 
Staatsvertrag und die sonstigen Staatsgesetze und Verordnungen 
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den Geistlichen Vorstehern und Dienern der Kirche versichern, 
Eintrag von jemanden geschähe. 
IV. Vom Bischoven. 
1. 

Niemand kann Bischov des Badischen Curstaats werden, er 
seye denn ein Landes Eingebohrner, habe das sechs und drey- 
sigste Lebensjahr erreicht und das fünfzigste noch nicht über- 
schritten, habe alle die Eigenschaften, die zu einem Amtsdom- 
herrn unten erfordert werden und sey auf eine diesem Vertrag 
gemässe Art zu dem bischöflichen Stuhl berufen. 

2. 

Diese Berufung wird vorbereitet durch einen Vorschlag 
des Domceapittels, eingeleitet durch die landesherrliche Er- 
nennung, bewerkstelligt durch Päbstliche Einsezung, und 
anerkannt durch Legitimation bey dem Landesherrlichen Mini- 
sterio und dem Donmdechanten. 

3. 

Der Vorschlag des Domcapitels muss auf sechs taugliche 
Geistliche gehen, deren jeder durch die Mehrheit der Stimmen 
in vollem Kapittel an einem gleich bei Einberufung des Kapitels 
dem Landesherrn anzuzeigenden Tag gewählt wird, davon dürfen 
nicht mehr als höchstens drey aus der Zahl der Amıts- und 
Ehrendomherrn, die übrigen nur aus der sämtlich übrigen Landes 
Clerusey seyen. 

4. 

Die Wahl hat folgendermassen vorzugehen. Jeder Wahl- 
herr reicht dem Dechant einen versiegelten Zettel ein, worin er 
die sechs qualificirte Personen benennt, welche ihm die würdig- 
sten schemen, der mit seiner NamensUnterschrift bekräftigt sey. 
Dieser lässt sie durch den Capittelsseceretär eröfnen, und daraus 
eine Liste derer forniren, welche von mehr als einem Wahlherrn 
vorgeschlagen sind, mit Anzeigen, wie viele Stimmen jeder für 
sich hat. Ist einer aus ihnen mit einer absoluten Stimmenmehr- 
heit vorgeschlagen, so kommt er auf eine zweite Haupt Wahlliste. 
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Würden auf diesem Wege mehr als sechs Subjecte erscheinen, 
welche cine absolute Stimmenmehrheit hätten; so wird eine neue 
Wahlforschung angestellt, welche aus ihnen die sechs vorzuschla- 
gende seyn sollen; wären es weniger, so wird ebenso erforscht, 
welche der übrigen auf der ersten Wahlliste mehrere Stimmen 
habenden denen schon durch absolute Mehrheit Erwählten biss 
zur vollen Zahl von Sechs beigesellet werden sollen. 
5. 

Bey solcher Wahl müssen zwey der nächstgessenen Land- 
dechanten, die nicht Ehrendomherrn sind, als Wahlzeugen zuge- 
zogen werden; der Liandesherr kann noch zwey weltliche Zeugen 
zuordnen. Die sechs durch Wahl in Vorschlag gebrachte Bis- 
tums Candidaten, für deren Tauglichkeit die Wahlherrn dem Ober- 
haupt der Kirche wie dem Landesherrn gutstehen, werden in ein 
kurzes, von dem Dechanten vor Endigung des Wahlcapittels an- 
zugebendes, von dem Capitels Secretär und den Wahlzeugen zu 
unterschreibendes, die Gegenwart der anwesenden Capitularen 
amı Rande bemerkendes Protokoll niedergeschrieben, welches 
Wahlprotokoll mit dem Gutachten des Domdechanten und des 
Dom Seniors, eines jeden besonders verschlossen, über die ver- 
schiedenen Grade der Würdigkeit der Erwählten an den Landes- 
herrn vor Ablauf von zweyen Monaten eingesandt wird. 

6. 

Aus den vorgeschlagenen Personen ernennt der Landesherr 
denjenigen, der ihm nach allen Hinsichten der Beste dünkt, und 
stellt ihm darüber eine feyerliche Ernennungsurkunde zu Handen, 
die ihn zugleich anweise, nun seine Einsezung bey dem Päbstlichen 
Stuhl zu suchen. Diese Ernennung wird vor Ablauf von weiteren 
zwey Monaten, also vor Ablauf von vier Monaten von der be- 
kannt gewordenen Stuhl Erledigung an, dem Ernannten zugestellt, 
und dem Domcapittel nachrichtlich verkündet. 

T. 

Wenn acht Tage nach Ablauf der 4 Monate diese Verkün- 

dung bey dem Domkapitel nicht eingelaufen wäre, so wird der 
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Domdechant dem Römischen Hof solche Versäumung berichtlich 
melden, ihm derweg zugleich die sechs Wahlkandidaten anzeigen 
und in solchem Fall der gedachte Hof für dissmahl aus Devo- 
lutions Recht einen aus ihnen nach Gutfinden ernennen oder wenn 
ihm keiner tüchtig dünken sollte, eine neue Wahl, die gleich der 
vorigen vorsich geht, anordnen, wobey letzterenfalls alsdafn auch 
das landesherrliche Ernennungs Recht binnen zwey Monaten von 
Einberichtung des neuen Wahl Erfolges an für diesen Fall wieder 
auflebt. 
8. 

Der landeslierrlich Ernannte muss die Päbstliche Einsezung 
auf seine Kosten auswürken; vor erlangter Einsezungsbulle und 
darüber bewürkter Legitimation kann er keine bischövliche Ge- 
waltshandlungen vornehmen, sondern es dauert bis dahin die 
Würkung der Stuhl Erledigung fort. 

9. 


Die Legitimation wird zuerst bey dem Landesherrn vollzogen 
durch Vorweisung der Orginal Bulle und einer getreuen Abschrift 
derselben und durch eine statt Eidesleistung geschehene Vorlage 
eines eigenhändig geschriebenen und unterschriebenen_ eidlichen 
Reverses über die von jedem Geistlichen vor seinem Amts Antritt 
verglichener Maasen zu übernehmende Staatspflichten. Alsdann 
wird sie bei dem Domdechanten in versammeltem engeren Ca- 
pittel durch Vorlesung der Bulle und der Landesherrlichen Ur- 
kunde über die dort vollzogene Legitimation bewürkt. 


10. 


Längst ın einem halben Jahr nach also vollendetem Antritt 
des Bistums wird der neu Ernannte die Bischövliche Weyhe, 
falls er sie vorher nicht schon erlangt hätte, bey dem Erzbischov, 
dem er unterliegt, nachsuchen; wenn es dort wegen Verhinde- 
rungen nicht geschehen könnte, wird er das Recht haben, sie 
von einem Bischov der Nachbarschaft, mit dessen Landesherrn 
der Kurstaat nicht in feindlichen Verhältnissen steht, zu nehmen. 
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11. 

Der Bischov wird gehalten seyn an seiner Domkirche zu 
residiren, so lang und so oft nicht Geschäfte seiner Diöces ıhn 
in andere Gegenden rufen. So oft es hingegen der Nuzen seiner 
Kirche fordert, wird er innerhalb der Diöces ohne weiteres sei- 
nen zeitlichen Aufenthalt, da wo nöthig nehmen können; wenn 
er aber den Kurstaat verlassen wollte, wird es nur mit Kurfürst- 
liche Erlaubniss geschehen können. 

12. 

Er wird einen Generalvicar und nach näherer Vereinbarung 
mit dem Landesherrn zwey höchstens drey Ofhicialen für die ver- 
schiedenen Bezirks Eintheilungen seiner Diöces haben dürfen, 
welche die zu emem Domherrn erforderliche Eigenschaften haben 
müssen; den academischen Grad oder das dafür eintretende aca- 
denusche Zeugnis jedoch abgerechnet, als dessen Supplirung die 
bischöfliche Prüfung hier ausmacht. 

13. 

Der Bischov in Person, oder im Fall rechtmäsiger Verhin- 
derung sein Generalvicar, wird jährlich einen Theil der Diöces 
und je in fünf Jahren jedesmahl die ganze Diöces visitiren und 
am Ende jeder Visitation dem JLandesherrn diejenigen Pfarrer, 
welche in Wissenschaften, Sitten und Schulaufsicht sich vorzüg- 
lich ausgezeichnet haben, anzeigen, um bey seinen Ernennungen 
zu Pfründen darüber genugsam informirt zu seyn. 

14. 

Der Bischov wird keinem Landeskind die Priesterweyhe er- 
tlıeilen, es seye denn in der zwischen dem Landesherrn und dem 
Bischov zu vergleichenden dem Landesbedürfnis angemessenen 
Zahl der Welt- und Ordenspriester ein Abgang vorhanden, und 
der Priesterthuns Candidat habe die in einem eigenen Artikel 
dieses Vertrags vorzeichnete Erfordernisse. 

15. 

Der Bischov kann Synoden der ganzen Diöces oder der ein- 

zelnen Officialatsbezirke an einem ilım selbstgefälligen Ort seiner 
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Diöces ausschreiben, so oft er es nöthig findet, wenn er vorher 
die Berathschlagungspunkte der Landesherrschaft vorgelegt und 
durch ihr Gutheissen sich versichert hat, dass Zeit und Gegen- 
stand von ihr nicht staatsbedenklich gefunden werden. Der Lan- 
desherrschaft wird freystehen, aus ihren katholischen Räthen je- 
manden zur Aufsicht bey den Synodalberathschlagungen alzu- 
ordnen. Verkündungen der Synodalschlüsse an das Volk werden 
nicht ohne landesherrliches Gutheissen geschehen können. 
16. 

Der Bischof wird ein Seminarıum zu organisiren befugt seyn; 
die reglements dieses Seminarii werden jedoch, so wie jede künf- 
tig daran nötig werdende Abänderung dem landesherrlichen Gut- 
heissen unterlegt. Der Domscholastor, der desfalls Namens des 
Landesherrn das Recht der Visitation desselben hat, ist diesem 
für die zweckmässige Anwendung und Befolgung derselben ebenso 
verantwortlich, wie es dem Bischoven der Regens ist, den dieser 
zu sezen hat. 

17. 

Niemals wird der Bischov ein anderes Bistum oder sonst 
irgend einige Kirchenpfründe oder Kirchendienststellen ausser- 
halb der Kurlanden annehmen können, ohne dazu das nicht leicht 
zu erwartende landesfürstliche Gutheissen erhalten zu haben; wäre 
es dennoch geschehen, so wird sein Bistum dadurch ebenso als 
ob es durch Tod oder anerkanntes Urthel und Recht offen ge- 
worden wäre, für erledigt ohne weiteres angesehen und zur an- 
derweiten ordnungsmässigen Berufung eines Bischofs geschritten 
werden können. 

18. 

Keinerley Resignation des Bischoven wird von der geistlichen 
Oberbehörde, in deren Händen sie geschehen muss, angenommen 
werden, wenn das landesherrliche Gutheissen derselben nicht zu- 
gleich vorgelegt wird, und in keinem Fall wird sie dem Vorschlag 
des Dom Kapittel zu einem neuen Bischov und der Ernennung 
des Landesherrn Eintrag thun können. 


192 Ablıandlungen. 


19. 

Niemals wird der Bischov irgend eine weltliche Gerichts- 
harkeit über Lande, Leute und Unterthanen suchen, erlangen 
und annehmen können. Wäre es doch geschehen, so wird der 
bischövliche Stuhl dadurch ohne weiteres für erledigt angesehen, 
und zu einer neuen Besezung geschritten werden können, ohne 
dass der Landesherr oder eine höhere Kirchenobrigkeit das Capitel 
zu hindern vermögen, die Rechte der Sedisvacanz und die Wahl 
an sich zu ziehen. 

20. 

Die gleiche alsbaldige Erledigung und Eröfnung zur ander- 
weiten unaufhaltlichen Vergebung tritt bey dem Bistum sowohl 
als bey allen und jeden geistlichen Pfründen ein, sobald deren 
Besizer von der römisch katholischen Religion ab- und zu einer, 
wenn gleich sonst im Kurstaat aufgenommenen Confession übertritt. 

21. 

Zum Titel wird der Bischov führen können: Wir N. N. durch 
(Gottes Vorsehung Bischov des badischen Kurstaates; ihm wird 
in der Anrede vom Landesherrn: Hochwürdiger Bischov, von 
den Dicasterien und Unterthanen: Hochwürdigster Bischov, im 
Context von Ersterem: Ew. Freundschaft, von den Andern: Ew. 
hischövlichen Gnaden gegeben. Alles Gesinnen des Landesherrn 
an ibn wird nur von diesem oder seinen Geheimen RathsCollegien 
in achtungsvollem Styl ergehen: andere Landesstellen werden 
entweder nur an dessen Vicariat oder wenn es an ihn geht nur 
ersuchungsweise schreiben können. Er wird den Rang vor allen 
hohen und niedern Dienerschaft unmittelbar nach allen der Kur- 
fürstlichen Familie angehörigen Personen haben und stets mit aller 
seinem Stande in der Hierarchie angemessenen Achtung behandelt 
werden. Dägegen wird auch er die schuldige Verehrung gegen 
den Landesherrn in Worten und Werken nie aus den Augen 
sezen, und seinen Berichten und Vorstellungen die durch die 
Landes Verordnungen vorgeschriebene Form geben. 
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22. 

Über Form und Innhalt der Siegel, die er und seine Stell- 
vertreter oder Gerichtshöfe und geistliche ‚Jurisdictionsbeamte zu 
führen haben, wird er sich den landesherrlichen Anordnungen 
fügen. 

23. 

Er wird nicht gehindert werden, sich der die bischövliche 
Kleidung auszeichnenden violetten Farbe und eines grossen gol- 
denen bischövlichen Brustkreuzes zu bedienen. 

24. 

Bey seinem Absterben wird ein vierzelmtägiges Trauergeläut 
für ıhn ın der ganzen Diöces, mit Ausnahme des Orts, wo zu 
solcher Zeit der Landesherr seinen Aufenthalt hat, so angeordnet 
werden, dass es mit der Zeit zusammentreffe, welche das Doni- 
:apittel für die desfalsige Kirchen Andachten festsezt. Das 
nemliche wird auch statthaben, wenn ein jeweiliger Pabst als 
oberstes Haupt der Katholischen Kirche stirbt. 

25. 

Ein Coadjutor kann nur aufgestellt werden, wenn auf den 
Vorschlag des Bischoven der Landesherr die Nothwendigkeit und 
Nüzlichkeit anerkannt hat. Seine Anstellung muss völlig auf 
die nemliche Art geschehen, wie die eines Bischoven, nur dass 
dieser das Wahl Capittel präsidirt und dass die Legitimation des- 
selben bey dem noch lebenden Bischov geschieht, der ihm auch 
die bischövliche Einsegnung ertheilt. 


V. Vom Domkapitel. 


l. 

Dem Bischoven wird ein Domkapittel zugegeben seyn, das 
aus einem Domdechanten, einem Domscholaster, sechs Amtsdom- 
herrn, acht Ehrendomherrn bestehe, wovon der Landesherr den 
Dom Scholaster und die Hälfte der Amts- und Ehrendomherrn, 
der Bischov aber den Dechanten und die andere Hälfte der Amts- 
und Ehren-Domherrn, auch die Vicarien ernennen wird. 
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2, 

Der Dechant, der Scholaster, und die Amtsdomherrn haben 
die Pflicht der Residenz an der Domkirche: jeder wird zwar 
jährlich einen Monat Residenzfreyheit haben, der jedoch nicht 
in bestimmte Zeiten fällt, sondern von dem Bischov nach den 
Umständen und nach dem Bedürfnis der Kirchengeschäfte be- 
stimmt werden wird. Bey ausserordentlichen Anlässen mag auch 
der Bischov Einem und dem Andern einen weiteren Monat er- 
lauben. Zu längeren Residenzfreyheiten sowie zu Jeder Benüzung 
derselben für eine Reise ins Ausland, wird das landesfürstliche 
Gutheissen erfordert. 

3. 

Die Ehrendomherrn, welche aus der Pfarrgeistlichkeit des 
Landes genommen werden, haben die Pflicht der Residenz an 
der Pfarrkirche, an welcher sie stehen: geniessen aber gesezliche 
Freyheit davon, wenn sie zu einer grossen Capitularsizung ein- 
berufen werden, für die Zeit der Dauer derselben, auch ihrer 
Hin- und Her-Reise. 

4. 

Keine Statuten des Kapittels werden Gültigkeit erlangen 
ohne bischövliche Bestättigung und landesherrliches Gutheissen. 
D. 

Jeder Amtsdomherr sowie der Scholaster und Dechant sind 
schuldig sich als Gehülfen und Diener des Bischoven in Regie- 
rung seiner Diöces nach dessen Ernennung und Gutdinken ge- 
brauchen zu lassen, da hierfür vornemlich ihre Anstellung und 
Gehaltsbestimmung geschiehet: es wird daher auch der Landes- 
herr bey der Besezung des ihm zur Vergebung heimfallenden 
Theils der Dompfründen keine andre als im Kirchenrecht und 
in den geistlichen Anıtsverrichtungen vorzüglich erschienene Priester 
vorstellen. 

6. 

Niemand soll zum Amtsdomherrn auserkohren werden können, 

er seye denn vorhin schon dem Landes Clerus angehörig gewesen, 
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habe das dreysigste Jahr zurückgelegt, habe wenigstens fünf Jahre 
der pfarrlichen Seelsorge und darunter wenigstens zwey Jalıre 
als Pfarrer oder Pfarrverwalter, mithin auf eigene Verantwortung 
einer Seelsorge vorgestanden, und seye wo nicht Doctor oder 
Licenciat der Theologie oder des Kirchen Rechts doch auf er- 
standener Prüfung bey den katholischen Professoren der T'heo- 
logie und des Kirchen Rechts an der Landes Universität von diesen 
fähig erklärt, eines oder das andere innerhalb Jahres und Tags 
zu werden, und habe dabei die Zeugnisse von dem Landdechanten 
und Jaandbeaniten, in deren Bezirk er in den lezten fünf Jahren 
der Seelsorge vorgestanden, dass seine Amtsführung treu und 
eifrig und sein Lebenswandel durchaus unanstössig, anständig 
und friedfertig gewesen. Der Domscholaster insbesondere wird 
jeweils aus der Zahl der Landdechanten genonmen werden. 
1: 

Zu Ehrendonherrn können nur solche Geistliche des Landes 
ernannt werden, welche in der Diöces schon wenigstens fünfzehn 
Jahre in eigener Macht Pfarrämter besessen, solche mit vorzüg- 
lichem Ruhm und Zufriedenheit der geistlichen und weltlichen 
Obrigkeit verwaltet, und in ihrem Lebenswandel durchaus unan- 
stössig, anständig und friedfertig sich betragen haben. Auf ein 
Gelehrsamkeits Zeugnis oder einen besizenden akademischen Grad 
wird es bei ihnen nicht ankommen. 

8. 

Über alle diese Erfordernisse wird der vom Landesherrn 
Ernannte vor der Übergabe seiner Vorstellungs Urkunde an den 
Bischov, der vom Bischov Ernannte aber vor der Erhebung seiner 
Collations Urkunde aus der bischöflichen Canzley sich bei dem Dom- 
dechanten oder in dessen Behinderung dem Dom Scholaster aus- 
weisen und das Idoneitäts Zeugnis darauf von ihm erheben, sofort 
dem Bischoven vorlegen; erst darauf und so weit dieser selbst 
nicht gegen seine Tauglichkeit noch erhebliche Anstände zu 
machen haben wird, mag er den Einweisungsbefehl an den Dom- 
dechanten erhalten. 


196 Abhandlungen. 


9. 


Das engere Kapittel, wobey nur die Amtsdomherrn und die 
etwa an dem Ort des bischöflichen Sizes jeweils anwesenden Ehren- 
domherrn zu erscheinen eingeladen werden, wird so oft gehalten. 
als es der Bischov für Geschäfte der Kirche oder der Dechant 
für das Interesse des Capitels nöthig findet. Das volle Kapittel 
aber wozu auch alle Ehrendomherrn zur Abgabe ihrer Stimmen 
berufen werden müssen, findet nur statt a) Wo Statuten des 
Kapittels zu machen oder zu ändern sind b) Wo über Verände- 
rung oder Beeinträchtigung der Landkirchenverfassung bischöf- 
liche Entschlüsse zu berathen sind c) wo bey erledigtem oder 
verhindertem bischöflichen Stuhl ein oder andere der Regel nach 
alsdann unplazgreifliche Neuerung in der Diöcesanverfassung vor- 
genommen werden müsste; endlich e) wenn eine neue Bischovs Wahl 
vorzunehmen ist. 


10. 


Bey bischövlichen Stuhl Erledigungen haben der Domdechant 
mit dem engeren Capittel dem Landesherrn von der eingetretenen 
Erledigung vor allen Dingen sogleich die Anzeige zu thun, hier- 
nächst alle zum bischövlichen Amt gehörigen nicht von der 
bisehövlichen Weyhe abhängige Geschäfte in der Maase zu be- 
sorgen, dass die vorhandenen Generalvicarien und Offhicialen m- 
dessen in ihren Amtsverrichtungen bleiben, übrigens wenn kein 
Weyhbischov vorhanden ist das Domecapittel indessen jene Gegen- 
stände, welche in die bischövliche Weyhe emschlagen an einen 
andern Bischov nicht weisen dürfe, ohne für die Person an 
welche die Hinweisung geschehen soll, das landesherrliche Gut- 
heissen erwirkt zu haben. 


11. 
Die Amts- und Ehrendomherrn werden als Standestracht 
die allgemeine geistliche Kleidung, tragen und nur durch ein an- 
haugendes silbernes Domherrnkreuz sich auszeichnen dürfen. 


Ludwig, Zur Geschichte der bad. Concordatsbestrebungen. 197 


VI. Von Ausstattung der Domkirche. 
l. 

Dem Bischoven werden für seinen Unterhalt und für Be- 
streitung seiner Amts Erfordernisse und Auslagen Zwölftausend 
Gulden Gehalt ausgesezt, wovon ein Viertels Theil durch Frucht, 
Wein, Holz, Haber, Heu und Stroh in näheren mit ihm zu ver- 
einbarenden Quantis nach dem Kammer-tax angeschlagen, ihm 
bezahlt werden wird. Danebst wird ihm vom Staat anständige 
freye Wohnung für sich und ein zuweisendes Gebäude für die 
bischövliche Canzley gestellt und stets unterhalten, deren innere 
Meublirung aber ıhm überlassen bleibt. 

2. 

Bei seiner Erhebung zum bischövlichen Stuhl wird er von 
sämtlichen geistlichen Pfründen seiner Diöces innerhalb des ersten 
Jahres ein Stuhlgeld (Cathedraticum) das zu dem Pfründ Ertrag 
verhältnismässig, und ebenso von jedem Distrikt der Diöces, den 
er jährlich visitirt, ein Azungsgeld (procurativum) erheben dörfen, 
das ihm als Beitrag zu den Kosten und als Anerkenntnis seiner 
geistlichen Oberherrschaft diene. Die Verhältnismässigkeit wird 
ein für allemahl durch eine auf den vernommenen bischövlichen 
Vorschlag von der Landesherrschaft zu bestimmende Taxrolle 
entschieden werden. 

3. 

Keinerley sonstige Steuern, sie haben Namen wie sie wollen, 
und geschehen unter welchem Vorwand sie wollen, dürfen von 
dem Bischov oder durch ihn oder durch irgend eine kirchenobrig- 
keitliche Verfügung von der Landesgeistlichkeit oder dem Land- 
kirchenvermögen eingefordert werden, es mache denn der Nuzen 
der Landeskirche eine solche nothwendig, und sey dem bischöv- 
lichen Ermessen das landesherrliche Gutheissen beygetretten. 

4, 

Der Domdechant wird Zweitausend Vierhundert, der Doni- 
scholaster zweytausend, die zwey ältesten Amtsdomherrn jeder 
fünfzehnhundert die zwey folgenden jeder zwölfhundert, und die 
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zwei Jüngsten jeder Eintausend Gulden erhalten so dass die Dom- 
herrn unter sich mit Ausnahme der zwey ersten Würden in den 
Gehalten nach dem Alter ihrer Dompräbendirung vorrücken. 
Die zwei älteste Ehrendomherrn werden zweihundert und jeder 
der sechs übrigen einhundert und fünfzig Gulden Zulage zu ihren 
Pfarrpfründen für Auslagen und Kosten ihrer Domherrn Function 
erhalten. Bey den Domdignitarien und Amtsdomherrn wird ein 
Viertheil ihres Gehalts ebenfalls in obengedachten Naturalien 
nach dem Cammertax abgereicht werden, auch wird diesen eine 
angemessene Wohnung gestellt und vom Staat unterhalten werden, 
welch beides bei den Ehrendomherrn und Domhelfern werrällt. 
5. 

Ein Zehndtheil des Gehalts, das die Domdignitaren, Amts- 
domherrn und Domhelfer zu beziehen haben, kann der Bischov 
nach Gutfinden zu Kirchen- und Kapittels-Präsenz aussezen, die 
Neglekten Casse jedoch nur mit den Gaben an die Armuth an- 
wenden. 

6. 

Die Bischövliche Pfarrkirche wird ihre Bau- und Ornaten- 
Kasse haben: sollte also die Casse welche der zur Kathedr:ile 
zu erhebenden Stadtpfarrkirche vorlin eigen war, hierzu nicht 
hinlängliche Kräfte bey Einrechnung des unten vorbehaltenen 
kanonischen Erbtheils haben; so wird dem Bischoven das landes- 
herrliche Gutheissen zur nothdürftigen Vermehrung aus Über- 
tragung anderwärts entbehrlicher Kirchenmittel hiermit zugesagt. 

1. 

Dem Bischoven werden sämtliche in den Kurstaaten für 
Semminarien vorhandenen Stiftungen zum Besuch des bischöf- 
lichen Senimarıi übergeben und sollten diese mit ihren Zutlüssen 
aus kanonischem Erbe nicht zureichen, so wird ihm zu deren 
Vermehrung gleiche Willfährigkeit zugesagt. 

8. 
Zur Bestreitung des Canzleyaufwands für das Vicariat und 


die Ofticislate wird derselbe von allen taxbaren ‚Jurisdietions- 
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ausfertigungen nach einer mit landesherrlichem Gutheissen zu 
errichtenden Taxrolle Sporteln oder Tax- und Siegel-Gebühren 
beziehen dürfen: mittelst deren Beyhülfe der Bischov aber auch 
allein alle Ausgaben für die Anstellung seiner Jurisdictions- 
dienerschaft und ihren Unterhalt zu bestreiten hat. 

| 9, 

Niemals wird ein Theil des Bischövlichen oder Domherr- 
lichen Gehalts oder sonst irgend einer Pfründe zu anderem Ver- 
wendungszweck kommen, mithin auch nicht unter dem Titel 
Annaten, Exuvium oder wie er sonst heisse auswärts hingezogen 
werden können. 


VI. Vom Gottesdienst. 


1. 

Es wird für alle katholischen Kirchen des Kurstaats nur 

eine Liturgie und einen Katechismus geben. 
2. 

Kein Fest kann ohne Staatserlaubnis neu gestiftet oder 
wieder eingeführt werden: über einige Verminderung der noch 
bestehenden wird dem Bischov überlassen, sich mit der Landes- 
herrschaft einzuverstehen. 

3. 

Besondere Andachten ausser der Pfarrkirche dürfen ohne 
bischöfliche Erlaubnis nicht gehalten und auch von dem Bischoven 
nicht ohne Regierungs Gutheissen neu eingeführt werden; viel- 
mehr wird dieser den Bedacht nehmen, alle dergleichen noch 
bestehende, dem Pfarrgottesdienst Eintrag thuende besondere 
Andachten einzustellen, jedoch unter der schicklichen Vorsicht, 
dass das Volk dadurch nicht geärgert, sondern erbaut werde. 

4. 

Bittgänge ausser den Kirchspielsmarkungen sollen ferner 
nicht stattfinden. Imnerhalb der Kirchspielsmarkungen mögen 
dergleichen, so weit sie bestehen, fernerhin geführt werden, soweit 
sie der Bischov für die Andacht des Volkes nüzlich findet: neue 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XIT. 2. 14 
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aber können ohne Regierungsgutheissen nicht angestellt werden. 
Wo in Orten verschiedene öffentliche Religionsübungen bestehen, 
dla sollen die Processionen wegen dem Anlas zu Collisionen mög- 
lichst eingeschränkt, und durch enge Strassen, wo sie den (re- 
brauch derselben für eine Zeitlang sperren möchten, niemals ge- 
führt werden. Niemals mag von anderen Religionsgenossen irgend 
eine andere Beywürkung oder Rücksicht auf solche erfordert wer- 
den, als jene, welche in den gewöhnlichen Höflichkeitsbezeugungen 
besteht, die man einer autorisirten Versammlung von Bürgern 
schuldig ist. 
5. 

Hauskapellen und Privatbethäuser können nicht ohne aus- 
drückliche Erlaubnis des Landesherrn, die auf Antrag des Bi- 
schoven erfolgt, gestiftet werden. 

6. 

Das nemliche gilt von Erhebung der Filialkirchen zu Pfarreyen 

oder Verbindung mehrerer Pfarreyen in Eine. 
T. 

Wo bis jezo zweierley Gottesdienste in einem und demselben 
Kirchengebäude stattfinden, da bleibt es dabey, so lang sich 
nicht die Mittel und Gelegenheiten ergeben, jedem Theil seinen 
eigenen Tempel herzustellen wozu sich beede Gewalten, die 
geistliche und weltliche alsdann willige Hand bieten werden. 
Neu aber kann nirgendswo im Kurstaat ein solches Simultaneum 
der Religionsübung der verschiedenen Religions Partheien ein- 
seführt werden. 

8. 

Neues kirchliches Geläute kann ohne Regierungs Erlaubnis 
nicht eingeführt werden, vielmehr wird das sogenannte Wetter- 
läuten unter schicklicher Vorbereitung des Volkes abgestellt: über 
das übrige übliche Kirchengeläut hat der Bischof zu disponiren, 
kann aber nie irgend eme Staatsdisposition über den weltlichen 
(iehrauch der Glocken zu Bedürfnis- Ehren-, oder Trauerfällen 
hindern: auch darf überhaupt ein erlaubtes, doch ausserordent- 
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liches Kirchengeläut ohne Vorwissen der Orts-Polizey nicht zur 
Ausführung kommen. 
9. 

Wenn die Landesherrschaft öffentliche Freuden- oder Trauer- 
Tage, oder öffentliche Gebete anordnen will, wird sie solches 
dem Bischoven zu wissen tun und diesem die innere kirchliche 
Einrichtung des Vollzugs überlassen, Zeit und Stunde aber im 
Fall sie es nöthig findet, bestimmen; wo sie diese nicht bestimmt 
hat, bleibt dieses dem Bischov überlassen, doch so dass in Städten, 
wo Landeskollegien oder Garnisonen aufgestellt sind, der Pfarrer 
mit dem Chef des Landesdicasterii und mit dem Militär Comman- 
dlanten, zuvor Rücksprache nehme, und nach Befinden Zeit und 
Stunde darnach näher so berichtige, dass Collisionen mit den 
weltlichen Staatseinrichtungen vermieden bleiben. 

10. 

Folgende Gebetsformel wird am Ende des Gottesdienstes in 

allen katholischen Kirchen des Kurstaats gesprochen. 
Domine salvrum fac Electorem 

Ausserdem werden die Pfarrer für die Wohlfahrt des Kur- 
fürsten, der Kurfürstlichen Familie und des ganzen Kurstantes 
in den Predigten, die gehalten werden in der Landessprache beten 
und beten lassen. 

11. 

Kein katholischer Geistlicher wird in seinen Vorträgen an 
das Volk oder in seinem Unterricht der Jugend weder unmittel- 
bare noch mittelbare Beschuldigungen, die den sittlichen oder 
bürgerlichen Charakter anderer vom Staat autorisirten Gottes- 
dienste und der ihm zugethanen Glieder angreifen, so wie auch 
der Landesherr dieses keinem Geistlichen der andern Confessionen 
ungealndet nachsehen wird. 

12. 

Die Landesherrschaft wird nicht verlangen, dass die Pfarrer 
nach dem Gottesdienst andere Stantsverfüzungen ablesen und 
verkünden, als solche, welehe unmittelbar Religion und Sitten 

14* 
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interessieren, und bey deren Verkündung der Bischov kein Be- 
denken findet, dem sie deshalb jedesmahl zum Ausschreiben der 
Publications Verfügung an die Pfarrer zugehen; dagegen wird 
auch er keine kirchlichen Verordnungen auf diesem Wege ver- 
künden lassen, ohne den Pfarrern zugleich das dazu erlangte 
Regierungs Gutheissen mit zu eröffnen. | 

13. 

Die gestiftete Jahrzeiten und ähnliche gottesdienstliche Ver- 
richtungen jener Stifter und Klöster, welche schon aufgehoben 
sind, oder noch ferner eingehen werden, wird der Bischov unter 
die Dom- und Landesgeistlichkeit zur Besorgung austheilen, ohne 
dass dafür an die Tandesherrschaft wegen ehemaliger Stiftungs- 
Renthen oder sonst einige Ansprüche gemacht werden kann, doch 
werden die noch etwa eigens vorhandene unter das allgemeine 
Stifts- oder Kloster-Vermögen nicht vermischte sondern besonders 
verwaltete Stiftungskassen seiner desfalsigen Disposition nicht 
entzogen werden. 


VII. Von Jurisdietion des Bischofs. 
1. 

In allem, was die Gewissensleitung und die blos geistliche 
Sachen betrift, wird der Bischov die nach den Grundsäzen der 
katholischen Religion ihm zukommende Gerichtsbarkeit ohne Be- 
sorgnis einer Hinderung oder Beeinträchtigung von der Landes- 
herrschaft ausüben. Für blos geistliche Sache kann hierbey nur 
das angesehen werden, wo eine Religionshandlung der Unter- 
thanen [wozu anmit die Frage über die Verbindlichkeit der Ehe 
und deren Folgen sowie über die Kraft feyerlicher Eheversprüche 
einbegrifen wird] oder eine kirchliche Dienstleistung der ver- 
schiedenen zur Besorgung des Gottesdiensts bestimmten Per- 
sonen, oder eine unmittelbar zum Gottesdienst gewidmete Sache, 
als solche den Gegenstand der richterlichen Verfügung aus- 
macht. 


Ausser diesem wird dem Bischov auch noch ın kirchlichen 
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Sachen mit Vorbehalt der Appellation an das landesherrliche 
oberste Gericht, eine (serichtsbarkeit zustehen, vermöge deren 
Erstens alle durch höhere Weyhen dem Kirchendienst ge- 
widmete Personen, so lange sie leben, und der Weyhe nicht 
unwürdig erklärt sind, in allen blosen Dienstvergehungen, auch 
in allen weltlichen Vergehungen, die blos bürgerliche Strafen nach 
sich ziehen und in allen Ansprüchen, die nicht zu einem Con- 
kurs der Gläubiger ausschlagen und die nicht eine weltliche 
Liegenschaft unmittelbar, oder doch solche persönliche Verbind- 
lichkeiten, die der Innhabung einer weltlichen Liegenschaft ihr 
Entstehen zu danken haben z. E. Pachtklagen u. d. gl., oder die 
aus getragenen weltlichen Diensten entsprungene Verbindlichkeiten 
als z. E. Vormundschaftsklagen oder endlich eine weltliche Erb- 
schaft samt denen daraus abquellenden Verbindlichkeiten zum 
Gegenstand haben. Zweitens Alle in den Kurstaaten je- 
weils aufgenommene oder geduldete Ordens-Personen oder Com- 
munitäten ohne Unterschied ihres Standes und Privilegien unter 
den vorigen Einschränkungen und Ausnahmen. Drittens 
Alle für unmittelbar kirchliche Zwecke mit StaatsGenehmigung 
aufgestellte Anstalten und Stiftungen wegen aller Ansprüche, 
welche die Erfüllung der Stiftung oder die daraus abquellende 
Verbindlichkeiten betreffen. 
3. 

Bey denen in vorigem Abschnitt benannten Strittigkeiten 
ınuss jedoch die Entscheidung, soweit sie nicht blos geistliche 
Verbindlichkeits Punkte betrift, lediglich nach den ergangenen 
und ferner ergehenden Staats Gesezen geschehen, und ist im Ge- 
genfall ungültig: auch müssen sie ohne Prozessfeyerlichkeiten 
und Aufzüglichkeiten in summarischem Wege verhandelt und ab- 
gethan werden. 

4. 

Dagegen soll der Bischov nie einige Streitsache der weltliche 
Unterthanen, die nicht an sich geistlicher Natur ist, unter welchem 
Vorwand es auch sey, an sich ziehen und werden insbesondere 
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die Vorwände der Haus Angehörigkeit, Familien Angehörigkeit. 
eydlichen Zusage, Gewissensbefangenheit bey Erfüllung oder 
Nicht Erfüllung einer eingegangenen oder durch Vergehen auf 
sich geladenen Verbindlichkeit, Mitbefangenheit eines kirchlichen 
Interesse oder einer geistlichen Person für unkräftig zu Bewürkung 
einer geistlichen Gerichtsstandschaft erklärt. Ebenso soll derselbe 
nie über Criminalvergelien der geweyhten oder ungeweyhten geist- 
lichen Personen oder über Coneurse derselben oder über die sonst 
oben ausgenommenen Gattungen der Ansprüche an solche oder 
über die Civil- und Vermögensberechtigungen der kirchlichen 
Anstalten und Stiftungen oder über irgend einen Anspruch gexen 
solche Stiftungen, deren nächster Zweck weltlicher Art ıst, und 
in die Staats Oblierenheiten emtliesst als z. E. Waisen Erziehung, 
Armenunterstützung, Krankenverpflegung u. s. w. eine Gerichts- 
barkeit sich anmasen. Jedoch wenn das Verbrechen des Geist- 
lichen eine infamirende oder körperliche Strafe mit sich bringt, 
so wird der Bischov von dem Urtheil so zeitig benachrichtist 
werden, dass er vor der Vollziehung noch alles thun kann, was 
die Kirchenrechte in solchem Fall vorschreiben, woran man ılın 
auch nicht hindern wird. 
5. 

Ebenso wenig stehet ihm eine Jurisdietion über die Ver- 
lassenschaften der Geistlichen in der Diöces weiter zu, als es 
erforderlich ist, um sich zu vergewissen, dass das Eigentlium der 
Kirche gehörig vom Privat Eigenthum des Verstorbenen ahge- 
sondert werde. In letzterer Hinsicht wird ılım unverwehrt seyn, 
das geistliche Geriehtssiegel dem weltlichen beydrucken zu lassen, 
auch durch seine von dem weltlichen Commissär einzuladende 
Abgeordnete die Abnahme seiner Siegel zur bestimmten Zeit zu 
bewürken, der Eröfnung beyzuwohnen, und (die allem übrigen vor- 
hergehende Aufsuchung und Zuhandnahme aller Effeeten und 
Papiere, welche dem Geistlichen Gerichtshof oder der Kirche an- 
gehören in Anwesenheit des weltlichen Commissär zu bewürken, 
wohey derselbe, wenn Zweifel vorfiele, ob etwas ein Rirchliches- 
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oder ein Privat-Eigenthum wäre, dessen besondere Verwahrung 
unter beiderseitigem Siegel an den weltlichen Gerichts Abgeord- 
neten wird verlangen können. In die weitere Abhandlung der 
Verlassenschaft, sie seye nun mit oder ohne letzten Wille ver- 
fallen, wird sich derselbe weiter nicht einlassen und nur ver- 
langen können, dass so weit die Kirche noch unter vorkommen- 
den Compaectaten einen Antheil oder quotam partem an Erben 
zu fordern hat, ihm ein ordentlicher Theil- und Verweisungs Zet- 
tel zur Nachricht und nach Befinden der Umstände zu weiterer 
Anordnung vorgelegt werde. 
6. 

Zu leichterer Verwaltung der ‚Jurisdietion in seiner sehr 
langen aber schmalen Diöces wird diese gleich Anfangs mit Ein- 
verständnis der bischötlichen und landesherrlichen Behörden ın 
drey nicht allzu ungleiche Bezirke abgetheilt werden, und in 
jenen beiden Bezirken, wo der Bischov mit seinem Capittel nicht 
residirt, wird er die Jurisdietion in einer dazu gemeinschaftlich 
ein für allemahl zu bestimmenden Stadt durch einen Oftieialen 
verwalten lassen, damit die Diöcesan Untergebenen bey persön- 
lichen Erscheinungen nicht allzu fern von ihrer Heimath zu rei- 
sen genötigt sind. 

1. 

Ueber die Form der geistlichen Verhandlungen, deren Taxen 
und Kosten wird sich der PBischov jederzeit einer anpassenden 
Norm mit der Landesherrschaft vergleichen und von dieser ohne 
neue Versleichung mit der Landesherrschaft nicht abweichen, 
noch seiner Geistlichkeit und Dienerschaft eine Abweichung ge- 
statten. 

8. 

Da die Zulassung von Fürsprechern oder die Einberufung 
der Partheien an entfernte Orte eines wie das andere die Unter- 
thanen mit unmässigen Kosten beschweret, so wird in allen nicht 
schr wichtigen oder sehr schwürigen oder sehr weitläufigen Sachen 
keines von beeden statt haben, sondern das Verhör der Par- 
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theien und der Zeugen durch den Landdechanten oder bey dessen 
Befangenheit oder rechtmässiger Verhinderung durch einen An- 
dern aus dem Landkapittel aus Auftrag des geistlichen Gerichts- 
hofes besorgt werden, so dass die obere Leitung sowie die Ent- 
scheidung des Prozesses nur von dem bischöftlichen Vicariat oder 
Ofticialat geschehen. 

9. 

In allen Gnaden Sachen und in Gegenständen der willkür- 
lichen Gerichtsbarkeit wird von den Bescheiden der Vicariate 
und Officialate der Recurs an die Person des Bischoven zum 
Behuf einer Revision dieser Bescheide genommen werden können. 
In würklichen Streitsachen aber wird zwar der Bischov in Lan- 
des Sachen nach Gutfinden Einsicht nelimen, und seinen Gerichts- 
Verwaltern Instructivbescheide geben können, eine einmahl von 
ihnen den Partheien verkündete Verbescheidung aber wird wie 
seine eigene angesehen, mithin kann davon weiter nicht an ılın, 
sondern lediglich in dazu geeigneten Fällen an die verfassungs- 
mäsige Oberbehörde recurrirt werden, bis wohin und ausser wel- 


chem Fall der Bescheid Rechtskraft hat. 


IX. Von der EhePolizey. 


1. 

Wenn zwey Personen die Absicht haben, mit einander eine 
Ehe zu schliessen; so steht es ihnen frey, ob sie über den Voll- 
zug dieser Absicht ein fürmliches Verlöbnis mit einander ein- 
gehen, oder in wechselseitigen Zutrauen zu einander ihre Vor- 
bereitungen zur Eheschliessung ohne ein solches Verlöbnis ma- 
chen wollen. 

2. 

Ein förmliches Verlöbniss muss vor dem Pfarrer der 
Braut und zweyen von den Verlobten ausgewählten Ortsrichtern, 
sodann von beeden anwesenden Verlobten in Anwesenheit we- 
nigstens Eines der Eltern oder Pfleger jedes Verlobten oder 
eines Abgeordneten derselben erklärt werden, und ıst nur gültig, 
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wenn nicht irgend eine der beywürkenden und anwesenden Per- 

sonen dagegen einen Anstand äussert. Es gilt nur auf ein halb 

Jahr, nach dessen Verlauf alle Kraft desselben erloschen ıst. 
3. 

Nur da wo ein solches förmliches noch nicht veraltetes Ver- 
löbnis vorliegt, kann sich ein nachmals entstehender Streit über 
Vollziehung oder Aufhebung des Eheverspruchs vor die geist- 
liche Gerichtsbehörde vereigenschaften. Keinerley andere Be- 
schaffenheit des Hergangs reicht dazu hin und am wenigsten kann 
ein früher Beyschlaf jenen Mangel eines förmlichen Verlöbnisses 
ersezen. 

4. 

Was der geistliche Richter erkennen kann, besteht blos 
darin, ob die eingegangene Verbindlichkeit aufzuheben oder zu 
vollziehen und letzterenfalls, mit welchen nicht über acht Tage 
Gefängnis bei schmaler Kost zu extemdirenden Zwangsmitteln 
der Widerspenstige dazu vermögen, endlich, ob im Fall des Zu- 
rückgangs der schuldige Theil blos Schadens Ersatz oder Genug- 
thuung zu geben schuldig sey. Die Art und den Betrag beeder 
Schuldigkeiten zu bestimmen, bleibt nachmals allein der welt- 
lichen Behörde überlassen. 

5. 

Zur würklichen Trauung können Verlobte nicht gelassen 
werden, es habe denn der trauende Pfarrer die Ueberzeugung, 
dass weder Staats- noch Kirchenhindernisse vorliegen. Ihnen 
bleibt die Wahl, sich von dem Pfarrer der Braut oder des Bräu- 
tigams oder des Wohnorts der neuangehenden Ehe trauen zu 
lassen; wenn nur das Nichtdaseyn der Ehehindernisse gehörig 
dem trauenden Pfarrer beurkundet ist. 

6. 

Das Nichtdaseyn von Staats Hindernissen kann der Pfarrer 
eher nicht für richtig anerkennen, bis ihm von der Obrigkeit 
des Orts, we beede Verlobte als Ehegatten sich haushäblich 
niederzulassen gedenken, ein Heimathsschein für ihre künftige 
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Ele vorgelegt wird. Sobald aber dieser da ıst und sich bey 
seinen Pfarr Akten aufbewahrt findet, mag es ihm weiter zu 
keinem Vorwurf gereichen, wenn etwa in dieser Ertheilung etwas 
versäumt worden wäre, was die Staatsgeseze erfordern. 

T. 

Das Nichtdaseyn kirchlicher Hindernisse wird in der Regel 
nur durch ein drey Sonntäge hintereinander offentlich in der 
Kirche verkündetes und ohne die Folge einer Einsprache ge- 
hliebenes Aufgebot in den seitherigen Pfarreven des Bräutigams 
und der Braut für ausgemacht angenommen. Dem Bischovshofe 
bleibt überlassen, zu beurtheilen, wo nach Beschaftenheit der 
Fälle und unter welchen Bedingungen dieses dreymahlige Auf- 
sebot nachgelassen werden könne; nur soll so lang der Bischov 
noch eine einmahlige Proclamation nötluig findet, die Trauung 
nieht vor Verlauf von dreymahl 24 Stunden nach dem Autfssebot 
vollzogen werden. Das geschehene Aufgebot desjenigen Pfarrers, 
der die Trauung nicht zu verrichten hat, muss durch seinen 
Entlassungs Schein beurkundet seyn. 

8. 

Von verwandtschaftlichen Ehehindernissen losszusprechen, 
wird der Bischov biss zum zweiten (Grad der gleichen Linie eın- 
schliesslich ermächtigt. Jene Dispensationen, welche den zweiten 
(‚rad der ungleichen Linie oder noch nähere in der Schwäger- 
schaft oder Blutesfreundschaft betreffen, bleiben dem Römischen 
Hof vorbehalten, doch dass sie alldort ohne ein Zeugnis des 
Bischovs über deren Unbedenklichkeit nicht ausgefertigt, und 
(dieses Zeugnis von ihm nicht ohne vorher vorgelegte Versiche- 
rung der weltlichen Behörde, dass diese bey dem Zustandekom- 
men der Ehe ıhres Orts kein Bedenken tinde, ertheilt und mehr 
nicht als billige Expeditionstaxe gefordert werde, 

9. 

Niemals mag es als ein Ehehinderniss angesehen werden, 
dass ein Theil der Verlobten sich zu einer anderen christlichen 
Confession ausser der Katholischen bekenne: wohl aber wird 
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man den Protestantischen Ehetheil anhalten, wenn die Trauung 
in einer protestantischen Pfarrey zu geschehen hatte, sich auch 
noch bey einem Katholischen Pfarrer einsegnen zu lassen, wozu 
umgekehrt der Katholische auf Verlangen :des protestantischen 
Theils auch verbunden geachtet werden soll. 

10. 

Wo aber ein solcher Verlobter anderer Confession schon 
vorhin in einer Ehe gestanden und von seiner Kirchenbehörde 
geschieden worden, da soll ein Unterschied gemacht werden, ol 
er als Unschuldiger Theil mit der Erlaubnis zur Wiederverheu- 
rathung geschieden worden oder als schuldiger Theil ohne solche. 
Im ersteren Fall wird von Seiten der Katholischen Kirchen- 
obrigkeit die aufgelöste Ehe als nicht bestanden betrachtet, mit- 
hin daraus kein Ehehindernis abgeleitet werden, wogegen für den 
andern Fall von der weltlichen Obrigkeit zugesagt wird, dem etwa 
von dem schuldigen Theil bey seiner Behörde erlangten Nachlas 
des Eheverbots kenme Würkung in Bezug auf die katholische 
Kirche zu geben, mithin dergleichen Personen keine Ehe mit 
katholischen Unterthanen des Kurstaats zu gestatten, noch die 
etwa eigenmächtig geschlossenen derartigen Ehen für gültig zu 
erkennen. 

z 11. 

Die Streitigkeiten über die Gültigkeit der Ehe, wobey das 
Band unmittelbar in Frage ist, so dass es auf dessen Auflösung 
oder Fortsezung ankonmt, verbleiben dem geistlichen Gerichts- 
hof, der alsdann auch über die Folgen einer Aufhebung der 
Ehe in Absicht auf Ernährungs Schuldigkeit der Frau und Kin- 
des ingleichen auf Ehelichkeit der Kinder mitzuerkennen hat, 
jedoch ohne weiter in das der Polizei Obrigkeit heimfallende Er- 
messen über Ort, Art und Betrag der Ernährung sich einzu- 
lassen. Wo aber die Gültigkeit einer Ehe nur beyläufig ın 
Frage komnt, in einem Streit, der zunächst einen andern Gegen- 
stand z. E. ein Erbrecht, einen Stand der ehelichen Geburt u. s. w. 
betrift, da entscheidet der behörige weltliche Richter und kann 
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sich die geistliche Gerichtsstelle das Erkenntnis nicht anmassen. 
12. 

Streitigkeiten zwischen Ehegatten, so lang es blos auf Her- 
stellung des Ehefriedens und Bestrafung des unfriedtertigen 
Theils ankommt, gehören blos vor die weltliche Polizeibehörde, 
ohnbeschadet des Vermittlungsrechts des bisherigen Pfarrers. 
Sobald aber eine zeitliche oder beständige Trennung verlangt 
wird, gehöret die Sache vor das geistliche Gericht, und soll also, 
sobald die Sache im Verfolg untersuchter Strittigkeiten dahin 
gediehen, und der Friede nicht wieder vermittelt werden könnte, 
von den Landesgerichten unter einstweiliger provisorischen Für- 
sorge für die Sicherheit der Personen oder des Vermögens da- 
hin verwiesen werden, so wie hinwiederum dasselbe nochmals 
nur über das Band der Ehe und die Ernährungs Schuldigkeit 
erkennen kann, alles aber, was deren Quantum oder sonst die 
Vermögens Auseinandersetzung und Sicherstellung betrifft, der 
weltlichen Behörde überlassen muss. 

13. 

Diese Gerichtsbarkeit des Bischofs wird jedoch nur auf 
Ehen, wo beede Theile katholisch sind, stattfinden: wo ein Ebe- 
‚theil anderer Religion ist, wird jede Strittigkeit als eine welt- 
liche Polizeysache behandelt und von der betreffenden Staats- 
behörde jedoch so entschieden, dass keinem Theil dabey etwas 
aufgelegt oder zugemuthet werde, was nach den Regeln seiner 
Kirche von ihm als gewissensbeschwerend mit Grund angezogen 
werden könne, oder was gegen die Disciplin seiner Kirche laute, 
mithin dabey jeder Theil naclı den Grundsäzen seiner Religion 
behandelt werde. 


X. Vonder Geistlichkeit überhaupt. 
1. 
Niemals wird der Bischof für sich selbst jemanden einen 
der drey höheren Grade der geistlichen Weyhen ertheilen, er 
sey denn ein Landes Eingebohrner oder von der Landesherr- 
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schaft mit einem Einsässigkeits-Brief versehen, habe das sieben- 
zehnte Jahr zurückgelegt und das Studium der Philosophie mit 
Billigung seiner Lehrer vollendet somit sich zum Studium der 
Theologie gewendet, auch darauf entweder auf gerichtlich ein- 
geseztes eigenes, wenigstens Einhundert Achtzig Gulden eintragen- 
des sicheres Vermögen einen Vermögenstitel vorgelegt, oder auf 
das allgemeine Landkirchenvrermögen hin von dem Landes- 
herrn einen Tafeltitel erlangt. 
2. 

Den obersten Grad dieser geistlichen Weyhen nemlich die 
Priesterweyhe wird der Bischov keinem zu ertheilen genöthiget 
werden, er habe denn nach absolvirtem theologischem Studium 
auf der hohen Schule des Landes seine Amtsbefähigung im 
bischövlichen Seminar gesucht, und sich darin amtsfähig er- 
wiesen, wenn nicht wegen besonderen Verhältnissen und sonst 
bekannter Befähigung er einen oder Andern von der Bildung 
im Seminar dispensiret. Er wird sie aber auch keinem ertheilen 
können, der nicht zwey Jahr die katholische Theologie auf der 
Landes Universität studirt hat. 

3. 

Erst von Zeit des erhaltenen dritten Grads der oberen 
Weyhe an, wird ein Geistlicher der geistlichen Standesberechti- 
gungen und Freyheiten in den Kurstaaten für theilhaftig ange- 
sehen werden, die er alsdann lebens lang zu geniessen haben 
soll, wenn er nicht nach Befund der Umstände und Vergehungen 
etwa vom Bischoven der Weyhe unwürdig und verlustig erklärt 
wird. Die Standes- oder Gelübds Verbindlichkeiten aber wird 
derselbe schon von Empfahung des ersten Grads der drey oberen 
Weyhen an zu erfüllen angehalten werden. 

4. 

All Obiges hat jedoch auf Ertheilung der Weyhen an fremde 
Diözesangenossen, die dazu von ihrem geistlichen Oberhirten den 
Losschein erlangt haben, keinen Bezug; sondern diese mag er 
auf des entlassenden Bischofs Gefalır und Verantwortung hin, 
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vornehmen, wenn die allgemeinen Kirchenrechts Erfordernisse 
vorhanden sind, ohne daran von Staatswegen verhindert zu wer- 
den, aber auch olıne dadurch diesen Geistlichen irgend einen 
Anspruch an das Land eigen zu machen. 

5. 

Kein Ausländischer kann ohne StaatsErlaubniss in geist- 
lichen Amtsverrichtungen im Kurstaat gebraucht werden, und 
kein Imnländischer Priester kann ohne eine mit landesherrlichem 
(zutheissen versehene Erlaubnis des Bischoven den Kurstant ver- 
lassen um in andern Landen und Diözesen Dienste zu versehen. 

6. 

Die Geistliche werden nie gehindert werden, in Katholischen 
Kirchsprengeln bey Amtsverrichtungen sich der Amtskleider und 
Zuerathen zu bedienen, die Ihrem Grade zustehen. Ihre Standes- 
tracht, die sie aller Orten im Evangelischen wie im Katholischen 
Laandestheil tragen dürfen, soll in einer gewöhnlichen Kleidung 
von schwarzer Farbe, wobey sie sich auch des kurzen Mantels 
bedienen mögen, sofort bey der höheren Geistlichkeit in denen 
andern ihrem Grad angemessenen Auszeichnungen bestehen, 
dem Bischoven aber freystehen nach Gutfinden darüber zu er- 
kennen, welcherley farbige Kleidung und unter welchen Um- 
ständen er ihnen zu tragen erlauben wolle, nur dass nachimals 
derjenige, der in weltlichen Kleidungen von unbekannten Per- 
sonen eine Beleidigung oder sonst in irgend einer Weise eine 
Unanehmlichkeit widerfährt, zu deren Ablehnung oder zu Pro- 
vokation einer härteren Ahndung sich nicht auf seinen geit- 
lichen Stand berufen kann. 

T. 

Ein katholischer Priester, der Handlungen unternonmen 
hätte, welche dem Priesterstande ungeeignet, dem Lavenstande 
aber erlaubt und anständig sind, soll desfalls nach den Kirchen- 
gesezen behandelt und gerichtet werden können, solang er geist- 
liche Funktionen dabey ausübt, und wird dazu die Hülfe des 
weltlichen Arıns zugesagt. Würde er aber den geistlichen Funk- 
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tionen ganz entsagt haben, so soll er des Schuzes und der Ge- 
rechtsamen der Katholischen Kirche und des Staats gleich jedem 
andern Katholischen Layen fortgeniessen, und nur sein Priester- 
amt samt dem damit verbundenen Gehalt bleibt zur anderweiten 
Vergebung dadurch eröfnet. 


Al. Von Stadt und Landdechanten und Kapitteln. 


1. 

Die ganze Diöces wird durch Bischöfliche Anordnung mit 
landesherrlichem Gutheissen in schickliche, soviel möglich mit 
der weltlichen Amts Eintheilung übereinstimmende Capittelsbe- 
zirke abgetheilt werden; in deren jedem ein Hauptort der Sız 
des Dechanten sey, dem alsdann alle übrige in dem Bezirk be- 
pfründete Geistliche, welche nicht besonders des falls gefreyt 
sind, als Capittelsglieder, sodann sie und alle in solchem als 
Gehülfen oder sonst dienstlos sich aufhaltende Geistliche, auch 
alle jene Weltliche, deren ordentlicher Pfarrer abgekommen 
oder rechtlich verhindert ıst seinem Amt vorzustehen als Pfarr- 
angehörige untergeben sind. Diese Bezirke werden nach dem 
Ort des bestimmten Sizes benannt werden. 


2. 

Der Dechant wird ausser obiger Pfarr Gerichtsbarkeit, nach 
ordentlicher Weise und sofern nicht satte Beweegründe zu einer 
Ausnahme im einzelnen Fall eintretten, zu allen durch münd- 
liches Verhör kurz zu erörternden Parthiensachen der bestimmte 
(rewalthaber des Bischövlichen Vicariats oder Ofhcialats, sowie 
zum Vollzug der Beschlüsse derselben der ordnungsmässige Exe- 
cutor seyn: hingegen keineswegs einige Bescheide aus eigener 
Amtsgewalt geben, noch sich eigener Gerichtsbarkeit in solchen 
Sachen anmassen, sondern lediglich als Beauftragter des Bi- 
schovs zur Untersuchung der Sache und Erforschung der Um- 
stände nach Weisung der vorgesezten Bischövlichen Behörde 
handeln können. 
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3. 

Der Landdechant wird noch weiter der unmittelbare Auf- 
‚seher auf die Kirchen- und äussere Sitten-Zucht in seinem Ka- 
pittelsbezirk seyn und kraft dieser Obliegenheit alle wahrnehmen- 
den Gebrechen, die er nicht durch Weisungen an die Pfarrer, 
oder durch Communication mit dem landesherrlichen Bezirksbe- 
amten zu heben vermag, der geistlichen oder weltlichen Behörde, 
je nachdem ihre Beseitigung zu der Sphäre der einen oder an- 
dern Gewalt gehöret anzeigen und dort die Abhülfe betreiben. 

d. 

Der Landdechant wird endlich der gemeinschaftliche landes- 
herrliche und bischörliche Schulvisitator seines Bezirks seyn und 
über den Erfund jeder jährlich in Bezug auf den politischen wie 
auf den religiösen Theil des Unterrichts vorzunehmenden YVisi- 
tation der landesherrlichen wie der bischövlichen Oberbehörde 
seinen gleichlautenden Bericht erstatten, damit diese jeder in 
seiner Sphäre allein oder nach gemeinschaftlicher Vereinbarung, 
iım darauf das Nöthige rückmelden können, auf wessen Vollzug 
er dann Amts halber zu wachen hat, und dafür verantwortlich ist. 
Doch wird weder geistliche noch weltliche Obrigkeit gelindert 
seyn, so oft sie es nöthig findet, in Bezug auf den einer Jeden 
zunächst unterstehenden Theil des Schulunterrichts geistliche 
oder weltliche Personen eigens zur Visitation abzuordnen. 

“D: 

Exemt von der Aufsicht der Landdechanten sind a) die m 
semem Bezirk bepfründeten Anmıtsdomherrn oder bischörliche 
Oftieialen, [jedoch ohne Folge auf den Dienst nach ihrer Abh- 
kunft] als welche dem Bischoven und seinem Generalvicar un- 
inittelbar unterstehen b) die etwa darinn angestellte geistliche Uni- 
versitäts-Lycäums- oder Gymnasiums-Professoren, deren erstere 
ebenfalls allein dem Bischov, die andern aber ihrem geistlichen 
Schuldechanten und nur bey dessen Ermanglung ausserhalb den 
Schuldienstangelegenheiten in andern Sachen den Landdechanten 
als ein für alle mahl dazn beauftragten Bischorlichen Clommissarien 
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untergeben sind. c) Die ın dem Kapitelsbezirk in einer öffent- 
lich anerkannten Gemeinschaft lebenden Ordensgeistliche männ- 
lichen oder weiblichen Geschlechts, als welche unter ihrem Or- 
densvorsteher und dieser wiederum unmittelbar unter dem Bischov 
und dessen Vicarien stehen. 

6. 

Statuten der Landcapittel können nicht ohne zusammen- 
treffende Landesherrliche und Bischövliche Autorisation zu Kräf- 
ten anwachsen. Dem Bischoven steht frey ihnen dergleichen nach 
zu ihrem Innhalt erlangtem Gutheissen des Landesfürsten vor- 
zuschreiben. 

7: 

Sie können eine Capittels Casse und für diese einen Cäm- 
merer aus ihren Gliedern haben, zur Bestreitung der Kosten 
und Auslagen, welche für gute Regierung des Capittelbezirks 
durch den Dechanten aufzuwenden sind, welche aber unter der 
Aufsicht des Capittels und der Oberaufsicht des Landesherrn 
wie des Bischoven steht. 

8. 

Sie können sowohl für ihre Capittels Angelegenheiten, als 
für Beratlischlagungs Gegenstände, welche ihnen der Bischov vor- 
legt, und welche nichts ihrem Staats Eide Zuwiderlaufendes ent- 
halten, Versammlungen ohne vorherige Erlaubnis Einhohlung bey 
der Landesregierung halten, aber nichts Neues zur Verkündung 
oder Ausführung bringen, wozu nicht zuvor das weltliche Gut- 
heissen erlangt wäre. 

9. 

Sie können ein landesherrlich gutzcheissenes Siegel führen, 
das in der Verwahrung des Länddechanten sey und zugleich für 
alle dessen Decanat Geschäfte diene. 

10. 

Damit beede Gewalten sicher seyn mögen, dass diejenige 
Person, die zur Decanatkirche gelanget, fühig sey Jene Obliegen- 
heiten zu übernehmen; so wird der Landesherr seine Lehen- 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XII. 2. 15 


216 Abhandlungen. 


herrlichkeit an den Decanatkirchen so ausüben, dass er aus der 
Zahl derer wegen ihrem Fleiss in Ausbildung ihrer Wissenschaft 
und Sittlichkeit rühmlich bekannten, auch in ihren Landschulen 
vorzüglich würksam sich erzeigt habenden Pfarrer drey dem Bi- 
schoven zur Auswahl benenne, aus welchen Einem der Bischov 
alsdann die Decanatkirche übertrage. 


XII Von Pfarreyen und Pfarrern. 


1. 


Alle Pfarrpfründen, welehe dermahlen bestehen, bleiben bey 
dem Einkommen das sie haben, es bestehe in Gütern, Guts- 
Renthen, Geldrenthen, Geld, oder Geldswerth, und kann davon 
nie ein Theil zu weltlichem Gebrauch weggenommen und unıge- 
wandelt werden, ohne Ersaz in gleicher Eigenschaft zu thun. 
Dem Bischov aber bleibt frey unter landesherrlicher Mitbe- 
willigung von reicheren Pfründen etwas abzunehmen und jenen, 
welche an der Nothdurft etwas abgehet, im Ermanglung anderer 
näher geeigneten Quellen zuzulegen. 


2. 

Die Besezung derselben geschieht durch Vorstellung des 
Landesherrn aus denen vom Bischov dazu durch die ertheilte 
Werhe für fähig erkannten und nicht durch ein vor der Er- 
nennung dem Landesherrn angezeigtes Interdict der Ausübung 
ihrer Amtsberechtigungen ganz oder für eine Zeitlang unwürdig 
erklärten Iaandesgeistlichen kraft der ıhm zustehenden Kirchen- 
Leehenherrlichkeit. Hievon sind ausgenommen, einmahl die 
Pfarrpfründen und Hülfspfründen an dem Ort der bischövlichen 
Residenz und an den Orten, wohin die Officialate bestimnit 
werden, welche zum Behuf der Mitversehung dieser bischövlichen 
Dienerpflichten der Collation des Ordinarii überlassen werden, 
soweit ihrer nicht mehr als drey sind, sodann diejenigen 
Pfründen, worauf kraft anerkannten Stiftungs Rechts oder sonst 
gültigen Rechtstitel ein dritter die Lehenherrlichkeit hergebracht 
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hat; endlich in seiner Art (!) die oben genannte Decanat- 
pfründen. 
3. 

Die Vorstellung geschiehet innerhalb der canonischen Zeit 
von vier Monaten längstens wenn nicht um unvermeidlicher 
Hindernisse Willen von dem Bischov eine längere Frist gesucht 
und erlangt würde, durch ein innerhalb dieser nemlichen Frist 
von dem Ernannten dem Bischovshof bey der Vorstellung vor- 
zulegendes ErnennungsPatent, worin der Ernannte angewiesen 
wird die bischövliche Uebertragung des Amtes nachzusuchen, 
worauf dieser alsdann nach Gutfinden eine canonische Einsezung 
oder eine Commende auf unbestimmte Zeit oder auf Widerruf 
ertheilen kann, niemals aber eine Commende blos auf bestimmte 
‚Jahre, die nur unnöthige Erneuerungskosten veranlasst. 

4. | 

Die Commende kann ohne irgend eine dem Bepfründeten 
eröfnete Ursache vom Bischov nach erlangtem landesherrlichem 
Gutheissen wieder eingezogen und dagegen einigerley Rechts- 
mittel von dem Bepfründeten nicht zur Hand genommen werden, 
sobald ihm eine den anständigen Lebens Unterhalt nothdürftig 
sichernde Station angewiesen wird. Wo kanonische Einsezung 
vorgegangen ist, kann zwar die Pfründe nie ohne rechtskräftig 
gewordene Entsezung dem Bepfründeten entzogen werden, wohl 
aber kann ohne landesherrliches Gutheissen ein Amtsgehülfe und 
mit landesherrlichem Gutheissen ein Amtsverweser und Pfründ- 
verwalter vom Bischov ihm gesezt werden, wenn er es für das 
Wohl der Kirche nothwendig achtet. 

5. 

Es mag nun aber ein Pfarrdienst oder auch jede andere 
geistliche Pfründe mit oder ohne Präsentation eines Lehenherrn, 
durch Einsezung oder Commende vom Bischov vergeben worden 
seyn, so kann der Bepfründete eher nicht davon Besitz nehmen, 
noch eine Amtsverrichtung vornehmen, er habe denn mittelst 
Vorzeigung seiner bischövlichen Uebertragungs Urkunde bey dem 

15 * 
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weltlichen Amt, in dessen Gerichts Sprengel seine Pfründe liegt, 
sich zur Ablegung des Eingangs gemeldeten Staats Eides gestellt, 
JFeugnis über dessen Ablegung genonmen sofort vom Taand- 
dechanten auf Vorweisung der bischörlichen Uebertragungs Ur- 
kunde und dieses Eideszeugnmisses die Einweisung in den Besiz 
erlangt. 

6. 


Jeder Pfarrer ist gehalten, in seiner Pfarrey zu residiren. 
Wann aus eanonischen Ursachen für bestimmte Zeiten der Bi- 
schov Einem die Residenzpflicht erlässt, so kann diese Erlassung 
nicht über sechs Wochen im Jahr dauern und nicht zu eimer 
Reise ausser Landes benuzt werden, ohne dass dazu Regierungs- 
(Gutheissen erlangt sey. 


1. 


Sie sollen sich betleissigen so wie überhaupt in allem Guten, 
also besonders auch in Achtung und Befolgung der Staats- und 
Polizey-Geseze, welche das Verhalten der Bürger und Einwohner 
des Staats gegen einander bestimmen, mit rühmlichen Beyspiel 
voranzugehen, widrigenfalls sie die vom Landdechanten auf An- 
suchen des weltlichen Amts ihnen aufzulegende und einzuziehende 
gesezlichen Polizeystrafen unnachlässig zu erlegen angehalten 
werden. 

8. 

Ihre Pfarr-Matrieuln oder KirchenBücher, da sie hierlands 
zugleich zu Beurkundung des bürgerlichen Standes dienen, werden 
sie genau nach denen von geistlicher und weltlichen Obrigkeit 
verglichenen Vorschriften einrichten, sie auf das pünktlichste und 
zwar doppelt führen, sofort das eine Exemplar stets bei ihren 
Inventarien-Stücken wohl aufbewahren, das andere aber in den 
vier ersten Wochen nach jedem Jahresschluss zu dem weltlichen 
Provinzcollegio, dem ihr Kirchspiel untergeben ist, durch die 
Hand ihres Landdechanten, dem sie solche einzuweisen haben, 
zur Aufbewahrung übermachen. 
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9. 

Für ihre Dienstverrichtungen aller Art werden sie nichts 
fordern, ausser die nach einer zwischen dem Landesherrn und 
dem Bischov jezt zu berichtigenden, sofort nach Zeit und Um- 
stiinden ihrer freyen gemeinschaftlichen Aenderung unterliesenden 
Stol Ordnung erlaubte Gebühren, die sie jedoch ebenfalls nur von 
Vermöglichen nicht aber von Armen, noch wegen der dörftigen 
von Staats- oder Kirchen-Cassen zu fordern berechtigt sind. 

10. 

Keiner wird sein Kirchenamt in die Hände des Bischovs 
niederlegen können, er habe denn zuvor von seinem Vorhaben, 
von den Ursachen und von den Bedingungen desselben dem 
Landesherrn die Eröfnung gethan sofort wenn befunden worden 
ist, dass und wie weit solches in Staats Hinsichten unbedenklich 
sey, das Zulässigkeits Zeugniss erhalten. 

11. 

Keiner wird denen in seiner Pfarrey sich aufhaltenden Prote- 
stanten die Dareichung jener geistlichen Handlungen, die beeden 
Kirchen gemein sind, als Taufe, Trauung, Leichenbegleitung 
u. Ss. w. wenn sie verlangt wird, versagen; keiner aber auch solche 
Personen hindern wenn sie wollen derley Handlungen so wie 
jede andere geistliche Uebung ausser seiner Pfarrey bey andern 
Religionsverwandten zu suchen, wenn sie nur bey jenen Hand- 
lungen, die zur Pfarr Matricul gehören, ihm die zum Einschreiben 
nöthigen Anzeigen machen, und die geordnete Gebühren, — so 
weit sie Vermögens halber dergleichen schuldig werden — ent- 
richten. Den Geistlichen Amtsverrichtungen fremder Religion in 
Privatwohnungen ihrer Religionsgenossen, soweit sie blos seel- 
sorgeamtlich sind, wird er ebenfalls keine Hindernisse in den 
Weg legen können. Soweit sie aber in den Pfarrbann ein- 
schlagen, mithin zur Matrikul einzutragen sind, wird es olıne 
Ersuchen an ihn und seine gegebene Autorität nicht stattfin- 
den; wo er diese ertheilt, werden solche fremde Geistliche blos 
als seinen Stellvertreter sich ansehen können, mithin ihm zum 
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Kirchenbuch oder Pfarrmatricul das nötlige anzeigen müssen, 
und nie aus solchen Handlungen, so oft sie auch in Wieder- 
hohlung vorgekommen seyn möchten, einiges Pfarrecht ableiten 
dürfen. 


XII Vom Pfarrverwalter und Pfarrgehülfen. 


l. 

Eine Pfarrey, die offen ist, aber um eingetrettener Hinder- 
nisse willen nach bischövlichem Erkenntnis ın der geordneten 
Zeit nicht wieder ersezt werden kann, oder die noch besezt und 
deren Besizer sie selbst zu versehen ausser Stande ist, mag zwar 
einen Pfarrverwalter aus der Zahl der Landes Titularen vom 
Bischov übergeben werden, unangeselhen, dass es eine Patronat- 
Pfarrey sey: jedoch muss der Verwalter, ehe er die Verwaltung 
antreten kann, der betreffenden landesherrlichen Stelle sem 
Ernennungsdecret und die Weisung, die er wegen Einziehung 
und Verwendung der Pfründgefälle etwa besonders erhalten hat, 
vorlegen, welche dann entweder schlechthin den Vollzug be- 
willigen, oder wenn in Absicht auf das Pfründeinkommen ihr 
die Disposition nicht zweckgemäs schien, die Bewilligung nur auf 
die Amtsversehung beschränken, und wegen des Pfründ Ein- 
kommens das weitere vorbehalten kann. Dieser Vorbehalt würkt, 
dass sie sich gegen den Bischovshof über die zweckmässigere 
Einrichtung in Unterhandlung sezen muss, worauf denn entweder 
ein einverständlich entworfenes bischövliches Decret, dem sie ihren 
Willebrief ertheilen können, oder die Einhohlung landesherrlicher 
Entscheidung über den Zwiespalt erfolgen muss, welch letztere 
in jedem Fall der einstweiligen Verwaltung offener oder ge- 
pfarrter Pfründen ihr endliches Maas und Ziel giebt. 

2. 

Niemals wird jedoch eine Pfarrverwaltung von Landesherr- 
schafts wegen allein angeordnet oder veranlasst, sondern deren 
Nothwendigkeit und Räthlichkeit stets dem Bischörlichen freyen 
Ermessen anheimgelassen werden. 
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3. 

Die Pfarrgehülfen, welche eigens gestiftete Pfründen und 
Pfründpflichten haben, werden in Ermanglung eines dazu be- 
sonders berechtigten Lehenherrn, von dem Landesherrn ebenso 
wie Pfarrer, doch nur auf jederzeitig freyen Widerruf verliehen (?), 
und dem Bischov zur Amtsanvertrauung benannt, welche Wider- 
ruflichkeit die Folge hat, dass wenn sie mit dem Pfarrer oder 
mit dem Kirchspiele in solche Verhältnisse fallen, um welcher 
willen ihre Aushülfe ferner nicht mehr nüzlich oder gar schäd- 
lich erachtet werden müsse, durch Landesherrlichen oder Bischöf- 
lichen Widerruf, je nachdem in der Gewaltssphäre des Einen 
oder des Andern der Anlas zum Widerruf sich hervorthäte, 
seine Abrufung und Verweisung auf eine andere Aushülfsstelle 
geschehen könne. 

4. 

Diejenigen Pfarrgehülfen hingegen, welche blos von den 
Pfarrern aus ihrem Pfründeinkommen unterhalten werden, hat 
‘lediglich der Bischov jedoch nur aus der Zahl der Landes- 
Titularen zu ernennen und den Pfarrern beyzuordnen, sofort 
damit je nach dem es das Beste der Kirchenzucht erfordert, zu 
wechseln, und man wird sich von weltlichen Regiments wegen, 
ausser dem Fall einer entstehenden gerechten Beschwerde oder 
einer durch einen solchen Gehülfen veranlassten Gefährde für 
das Staatswohl, nicht einmischen. 


XIV. Von Schullehrern und Mössnern. 


1. 

Niemand wird in den öftentlichen Schulen der katholischen 
Kirchspiele, als Lehrer oder Lehramtsverweser oder Lehrgehülfe 
zugelassen, auch niemand als Lehrer der Theologie oder Reli- 
gion auf höheren Schulen, welcher Art die seyen, angestellt 
werden, er sey denn zuvor in Absicht auf die kirchliche Be- 
ziehungen seiner Lehrpflichten von der bischöflichen Behörde 
geprüft, und mit dem Zeugniss der Rechtgläubigkeit und Tüchtig- 
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keit versehen, wobey dieser unbenommen bleibt, ein eidliches 
Glaubensbekenntniss von ilm zu fordern, keineswegs aber sonst 
einige eidliche Verpflichtung gegen den Bischov. 

2. 

Die Ernennung der Stadt und Landschullehrer, wo nicht 
einzelne Gemeinden oder Privatpersonen das Recht dazu herge- 
bracht haben, bleibt der Landesherrschaft aus der Zahl derer 
wie obgedacht vom Bischov für tüchtig erklärten Schulmänner; 
doch wo ein solcher zugleich Mössnerdienst zu verrichten hat, 
wird er gehalten seyn, vor der Einweissung ins Amt das Zeug- 
nis des Pfarramts vorzulegen, dass dieses gegen seine mösner- 
amtliche Dienstantrettung keinen erheblichen Einwand zu machen 
habe, über welchen andernfalls, und wo ein solcher einkäme, der 
Bischov mit den Landesherrlichen Stellen sich einer gemeinsamen 
Ansicht und Verbescheidung vergleichen wird. 

3. 

So wie der Landesherr in Bezug auf den politischen Theil 
des Unterrichts und Bildung nach Gutfinden Visitationen an- 
ordnet, so wird dem Bischoven unverwehrt seyn, in Absicht auf 
den religiösen Theil des Unterrichts und der Sittenzucht Visi- 
tationen zu veranstalten, und Anordnungen zu trefien, doch 
müssen letztere Anordnungen jedesmalilen der betreffenden Staats- 
stelle nachrichtlich mitgetheilt werden, damit diese sich von ıhrer 
Unverfänglichkeit für die Staatswohlfahrt überzeuge, so wie der 
Staat die seinige jedes mahl an den Landdechanten richten wird, 
damit auf diesem Wege der Ordinarius davon in Kenntnis komme 
und nach Befinden ıhres Einflusses auf das Kirchenwohl bey- 
würkende Oberhirtenamtliche Anordnungen oder Gegenvorstel- 
lungen machen könne. 

4. 

Wegen Vergehungen in Mösneramtlichen Verrichtungen oder 
in Besorgung der religiösen Lehr-Ptlichten wird der Schullehrer 
der polizeylichen Correction des Bischoven unterliegen, die doch, 
ausser Verweisen, mässigen Geldbussen und kurzem Verhaft im 
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Besserungshaus nur in localer oder totaler Untersagung der 
Amtsführung bestehen kann; anbey müssen beede letzteren Arten 
der Erkenntnisse Jedesmahl zuvor den landesherrlichen Stellen zur 
Mitbewilligung vor der Verkündung vorgelegt werden, damit diese 
ın den Stand konmen, für den schicklichen Vollzug durch Ver- 
sezung oder Dienstentlassung zu sorgen, wenn der Fall dazu ge- 
eignet erfunden wird. 
D. 

Ausser diesem Fall werden sich die geistliche Gerichte keiner- 
ley bürgerliche oder strafende Gerichtsbarkeit über die Schul- 
lehrer, Verweser und Gehülfen anmassen, sondern diese lediglich 
der weltlichen Gerichtsstelle in persönlichen Sachen sowie in 
Dienst Besoldungs- und Begüterungs-Verhältnissen unterliegen. 


XV. Vom Kirchenvermögen. 


1. 

Alles Vermögen, das der Katholischen Landeskirche des 
Kurstaats überhaupt angehört, so wie jenes, was einzelnen Kirch- 
spielen oder geistlichen Pfründen eigen ist, bleibt so wie unter 
der Aufsicht des Bischovs also unter der hohen Kastenvogtey 
des Landesherrn. Beede werden zu dessen Erhaltung und zweck- 
mäsigen Verwendung zusammenwürken. 


2, 

Zu allgemeinem Kirchenvermögen gehöret alles dasjenige 
welches zunächst nieht den kirchlichen Bedürfnissen eines ein- 
zelnen Kirchspiels oder einer einzelnen Pfarrey, sondern grösseren 
geistlichen oder weltlichen Distrikten, ganzen Provinzen oder gar 
des ganzen Kurstaat gewidmet ist. Hiezu wird der Landesherr 
die Verrechner nach vorherigem Einvernehmen des Bischövlichen 
Gutachtens ernennen, anstellen und verpflichten; auf erhebliche 
Erinnerungen des Bischoven gegen eine dem Landesherrn von 
seinen ÜOollegien in Vorschlag gebrachte Person aber billige 
Rücksicht nehmen. 
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3. 

Die jährliche Abhör ihrer Rechnungen wird durch zu- 
sammengesezte landesherrliche und bischöfliche Commissarien ge- 
schehen, welche dabey dasjenige, was etwa Bestimmungswidriges 
aus bloser Unachtsamkeit unterlaufen, abstellen, was aber durch 
etwaige irre geleitete höhere Verfügungen eingeleitet zu sein 
schiene, bey den betreffenden Behörden vorstellen, von allem 
Erfolg aber dem Lundesherrn wie dem Bischov nach näher zu 
verabredenden Formen Anzeige thun. 

4. 

Ausgaben, die vermög des vorigen Herkommen von der 
Eigenschaft sind, dass sie einem solchen fundo aufliegen und 
nur ihrer Quantität nach in einzelnen Fällen einer Bestimmung 
und deswegen einer Anweisung bedürfen, werden von jener geist- 
lichen oder weltlichen Stelle — unbeschadet der gemeinschaft- 
lichen Ober Einsicht bey der Abhör — darauf angewiesen, bey 
welcher das Geschäft behandelt wird, aus welchem sie ent- 
springen. 

5. 

Ausgaben, die ihrer Eigenschaft nach vorhin noch auf einem 
solchen Fond nicht lagen, können ihn olıne gemeinsames Einver- 
ständnis beeder Gewalten nicht auferlegt werden. 

6. 

Die Kirchspiels Cassenverwaltung, als Heiligen, Kirchen, All- 
mosen u. d. gl. wird nach vernommenem Gutachten des Pfarrers 
und des weltlichen Gemeindsvorstelier durch die landesherrliche 
Beamte an taugliche Pfleger aus dem Kirchspiel übergeben, die sie 
auch desfalls verpflichten. Das Verhör ihrer Rechnung geschieht 
durch die betreffenden Beamten und Landdechanten, nach näher 
zu bestimmenden Formen und wegen der Ausgaben gilt auch 
hier die vorige Bemerkung. 

T: 

Gleich wie unter Kirchenvermögen nur jenes gehört, das un- 

mittelbar der Unterhaltung des Bischövlichen und Pfarr-Gottes- 


Ludwig, Zur Geschichte der bad. Concordatsbestrebungen. 995 


dienstes oder des bischövlichen und Pfarr-Clerus gewidmet ist; 
so kann unter jener Disposition dieses Vertrags weder dasjenige 
gezogen werden, das religiöse Ordensgemeinheiten geniessen, als 
welches, so lang und so weit es ihnen der Staat gönnt, ihrer 
eigenen Verwaltung und im Hauptwesen als StaatsVermögen der 
alleinigen landesherrlichen OberDisposition zu allen Zeiten unter- 
liegt; noch dasjenige welches weltlichen milden Stiftungen eigen 
ist, worüber dem Bischov keine andere Einwirkung zusteht, als 
die Sorge, dass sie dem katholischen Religionstheil, soweit sie 
ihm allein angehören, und der stiftungsmässigen Verwendung 
nicht entzogen werden, weshalb ihm jährlich der summarische 
Stand der Einnahmen, Ausgaben und des Fundi Bestands vor- 
gelegt wird. 
8. 

Als weltliche milde Stiftungen sind anzusehen jene, welche 
für hohe, oder Mittel- oder Land-Schulen, mithin hauptsächlich 
für den politischen Unterricht aller Art bestehen, und jene, 
welche zu Krankenverpflegung, Armenverpflegung, Waisen Er- 
ziehung, Wittwenversorgung gewidmet sind, ohne Unterschied, 
wie weit in älteren Zeiten mit oder ohne Beywürken geistlicher 
Obrigkeit die Stiftung zu Stand gekommen sey. 

9. 

Wo eine Pfründe auf Capitalien gestiftet wäre, wird der 
Pfründniesser, wenn er die Verwaltung selbst haben will, den 
Bischoven und den Landesherrn hinlänglich sicher stellen müssen, 
dass er das Vermögen selbst nicht angreife und mindere; in 
dessen Ermanglung wird die Verwaltung durch landesherrlich 
und bischöflich Gutfinden in andere Hände gelegt werden können. 

10. 

Wenn Pfründen eröfnet werden, so hat das Oapittel, dem 
er angehörte, es sey das Domcapittel, ein Landcapittel oder ein 
Schulstifts Capittel, einen Monat des Gehalts zu seiner Capittels- 
Casse zu beziehen, muss aber auch für diejenigen Dienstver- 
sehungen, welche während dieser Zeit fortgehen müssen, Sorge 
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tragen: bleibt der Dienst länger offen, so soll das was davon 
nach Abzug der Vorstehungskosten erübriget werden kann, zur 
Hälfte dem Dom- oder Pfarr-Heiligen, je nachdem der Ver- 
storbene Einer oder der andern Kirche unmittelbar vermög seiner 
Piründe angehörte, zur andern Hälfte aber dem General-Seminar 
zu fliessen, die Schulstifter abgerechnet, wo es ganz der betrefien- 
den Schulstifts Casse verbleibt oder zufällt. 


XVI Vonkırchlichen Gebäuden. 


1: 

Alle dem PfarrGottesdienst an Haupt- oder Filial Orten ge- 
widmete Versammlungs- und Wohnungs-Gebäude werden aus 
denen dazu gewidmeten Kirchenfabriken und Heiligen, oder 
denen dazu verpflichtet erfindlichen Zehnden, in Ermanglung eines 
oder des Andern Baufundi aber von den Kirchspielgliedern 
unterhalten und so oft es nöthig neu hergestellt werden. Alle 
desfalsige Anordnung bleibt lediglich der Landesherrlichen Für- 
sorge anheingestellt, die aufzurufen dem Bischov, so oft nöthig, 
freybleibt. 

2. 

In der Cathedral- und in den Pfarrkirchen wird ein ausge- 
zeichneter Plaz seyn, für die ersten Civil und Militär-Beamte. 
3: 

NebenCapellen und andere zu besonderen Andachten oder 
zur Bequemlichkeit einzelner Gesellschaften oder Kirchspiels- 
Glieder, gewidmete Gebäude werden nur in soweit unterhalten 
und wiederhergestellt werden können, als sie der Bischov für die 
gemeine Erbauung nüzlich findet, und ein ihnen verhafteter 
Baufond oder die freywillige Milde der Gläubigen Mittel dazu 
darreicht. 

4. 

Alle zum Gebrauch für OrdensGeistliche aller Art ge 
widmete Kirchen auch Wohnungs- und Oekonomie Gebäude sind 
blosses Staats FEigenthum: so lang ein oder die andere Ordens- 


Ludwig, Zur Geschichte der bad. Concordatsbestrebungen. 397 


Gemeinheit vom Staat geduldet wird, wird auch von ihm Für- 
sorge für deren Unterhalt geschehen; sobald er sie aufzuheben 
oder in andere Lokalitäten zu versezen gutfindet, werden ihm 
auch alle diese Gebäude zur freyen Disposition stehen, die jedoch 
über Kirchen zu weltlichem Gebrauch nicht gemacht werden 
wird, ehe dem Bischov solches so zeitig verkündet worden, dass 
er wegen der Entweihung dasjenige, was etwa nach Lage der 
Umstände nöthig ist, verfügen könne. 
D. 

Die Gottesäcker werden, wo sie auch noch um die Kirchen 
herum sich befinden, ohne Anstand, sobald die StaatsObrigkeit 
es verlangt, von da weg und ausser den Ortschaften verlegt 
werden. Neu anzulegende können nie in die Ortschaften und 
um die Haupt- oder Filialpfarrkirchen angelegt werden. Keinem 
Christen, der nicht in Begehung eines groben Verbrechens oder 
in der Untersuchung desselben, nachdem er dessen rechtlich ver- 
dächtig erklärt worden, verstorben, wird der Plaz auf dem Gottes- 
acker des Kirchspiels, in welchem er stirbt und zwar nach der 
unverrückt zu beobachtenden Gräber Reyhe versagt werden können, 
welcher Confession er sey. 

6. 

In Kirchen wird niemand Gruften oder gemauerte Gräber 
haben oder das Begräbniss verlangen können: ausser der Regent 
und die zu seiner Familie gehörigen Personen und der Bischof 
sammt den Amtsdomherrn, die in der Residenz des Bischovs 
starben. \Wo ausserdem ein Begräbnis in Kirchen verlangt würde, 
da werden die geistlichen und weltlichen Behörden solches Ver- 
langen möglichst zu beseitigen suchen und nur bey vorhandenen 
hochwichtigen Gründen, worüber das Landesherrliche Gutheissen 
zuvor ausgewürkt ist, vom Bischov das Kirchenbegräbniss erlaubt 
werden. 
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Zweites Projekt, 
für den Fall der Errichtung eines exempten, dem Papst unmittel- 
bar untergeordneten Bistums. 
Besteht lediglich in einer teilweise abweichenden Fassung des 


Art. I. 


II. Von dem Verhältniss der Badischen Diüces 
zur allgemeinen Kirche. 


1. 

Der Bischov des Badischen Kurstaats wird einen Teil der 
deutschen Katholischen Kirche ausmachen, mithin nicht blos zu 
allgemeinen sondern auch zu deutschen National Concilien be- 
rufen werden müssen; dagegen auch nicht gehindert werden 
können in Einheit mit dem geistlichen Oberhaupt der Katho- 
lıschen Kirche zu bleiben und in jenen Stücken ihm unterworfen 
zu seyn, wo der allgemeine Gebrauch der deutschen Kirche seine 
Unterwürfigkeit festgesezt hat. 

2. 

Von aller Metropolitanatgewalt eines deutschen oder andern 
Erzbischövlichen Stuhls aber wird der Bischov des Badischen 
Kurstaats frey seyn und als exemt nur dem Römischen Hof un- 
mittelbar untergeben seyn, mithin zu Metropolitanat Synoden 
nicht berufen werden können; sondern es wird das Recht, über 
Aufrechthaltung des Glaubens und der Kirchenzucht zu wachen, 
und das Recht, über die Vorstellung und Klagen gegen das 
Standes- und Amts-Betragen des Bischovens, sowie gegen seine 
Entscheidungen, wo eine höhere Entscheidung nach deutschen 
Kirchenreehten stattfindet, zu erkennen, allein durch den Römischen 
Hof und dessen verordnete Commissarien ausgeübt werden. 

3. 

Kein Unterthan wird jedoch genöthigt werden können, seiner 
Angelegenheiten auswärtshin sich zu begeben, oder an fremden 
Orten durch Anwälde handeln zu lassen, sondern es wird in der 
Regel der Auftrag zum Verhör der Partheien und Zeugen oder 
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zur Untersuchung der Sache jederzeit auf Geistliche des Kur- 
staates erkannt werden, und wenn auch die Wichtigkeit erforderte, 
einen eigenen Päbstlichen Prälaten zu Sachen als Commissarius 
zu verordnen, [welcher dann zuvor seinen Eintritt ins Land dem 
I,andesherrn anzeigen und das Landesherrliche Gutheissen abzu- 
warten hat], so werden ihm ein oder zwey innländische des Landes 
kundige Geistliche als Beysizer zugeordnet werden. 


. wie im andern Project. 
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Zur Frage einer Erblastenablösung in, Baden 


Dr. A. Siebert, 


Grossh. bad. Finanzassessor in Rappenan-Saline (Baden). 


I. 


Unter der Ueberschrift „Ueber den Umfang der Erbbau- 
pflicht“ erschien im dritten Hefte des Jahrganges 1901 der 
„Deutschen Zeitschrift für Kirchenrecht“ von mir eine Abhanidl- 
lung, in welcher der Versuch gemacht wurde, darzuthun, wie es, 
um den heute vielfach möglich gewordenen Verhältnissen, auf 
denen nach badischem Rechte die Verpflichtung zur Tragung 
der Kosten für Schaffung und Erhaltung von Kirchenanstalten 
baugesetzlich bestimmter Gattung basiert, allgemein und gleich- 
mässig gerecht zu werden, geboten erscheint, diesen Verptlich- 
tungen, von Fall zu Fall, wenn sie practisch werden. zeitrück- 
wärts in der Richtung ihrer Entstehung nachzugehen, den wirt- 
schaftlichen Wert derselben nach dem Stande heutiger Entwick- 
lung festzustellen und auf Grund des Ergebnisses dieser Aus- 
mittelungen Leistungen, welche den Gegenstand obengenannter 
Verpflichtungen ausmachen, mit bestimmten Grenzen zu umgeben. 
Diese Erb bau verptlichtungen — insbesondere umfassend die 
ganze oder geteilte Obliegenheit zu 

a) Bau und Unterhaltung von Kirchen, Kapellen, Pfarr-, 
Kaplanei-, Diakonat-, Messner- oder Glöckner-Häusern, auch 
von Friedhöfen, soweit sie (was bis in die neuere Zeit hinein 
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die Regel) unmittelbar um die Kirche angelegt waren (Kirchhof) 
und daher als Zubehör zu letzterer gelten, — 

diese Erb bau verpflichtungen bilden indes nur einen Teil 
jener immer noch bestehenden Leistungen, die man ganz allge- 
mein als Erhblasten bezeichnen kann. 

Ausser den Erbbauverpflichtungen sind hierher noch zu 
nennen Verbindlichkeiten zur 

b) Verabreichung von Competenzen (Bezügen) an Dekanäte, 
Pfarreien, Kaplaneien und Diakonate; für Messner-, Glöckner-, 
Orsanisten- (Chorregenten-) stellen; 

c) Bestreitung mannigfacher Bedürfnisse öffentlicher oder un- 
ter öffentlicher Beaufsichtigung stehender Anstalten. So vor- 
wiegend für Kirchen: Anschaffung von Paramenten, von Mess- 
wein, von Communionwein und -Brod, von Reinigungsmaterialien 
u. Ss. W. 

Ptlichtig zur Tragung dieser verschiedenen Erhlastenarten 
erscheint vor allem der Domänenfiskus. Welchen Umfang 
die auf Domänengut ruhenden derartigen Lasten haben, mag 
aus den Staatsvoranschlägen für die einzelnen Perioden ersehen 
werden. Es waren bezw. sind angenommen als „Abgaben und 
Lasten für Kirchen, Pfarreien und Schulen“ in den Voran- 


schlägen: 


Für die Jahre 1894/1895. Mk. 
Zu Competenzen und sonstigen Bedürfnissen . . . 630.157 
Für Bauaufwand 2. 2 2 2 nor nr 330.842 


Für die Jahre 1896/1897. 
Zu Competenzen und sonstigen Bedürfnissen . . . 624.762 
Für Bauaufwand . . 2 2 on nn nn nn. 328.259 
Sa. 953.021 

Für die Jahre 1898/1899. 
Zu Oompetenzen und sonstigen Bedürfnissen . . . 574.265 
Für Bauaufwand . 2 2 2 2 2 2 2220... 320.041 
Sa. 894.306 
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Für die Jahre 1900/1901. 
Zu Competenzen und sonstigen Bedürfnissen . . . 589.685 
Für Bauaufwand 2.2 22 non nenn. 367.220 
Sa. 956.905 

Für die Jahre 1902/1903. 
Zu Competenzen und sonstigen Bedürfnissen . . . 618.419 


Für Bauaufwand . . 2 2 2 2 ne ne ee. 871.167 

Sa. 989.556 
Als durehschnittlicher Aufwand für Erblastenverptlichtungen des 
Domänentiskus wurden daher ım letzten Jahrzelint, wie obige 
Zahlengruppen veranschaulichen, für jede Budgetperiode in run- 
den Summen veranschlagt: Mk. 
Zu Competenzen und sonstigen Bedürfnissen . . . 607.000 
Für Bauaufwvand 2. 2 2 2 2 en een... 843.000 

Sa. 950.000 
oder demnächst eine Million Mark; dieser als Rente zu nehmende 
Aufwand repräsentiert somit bei Annahme einer Verzinsung mit 
3'/,--4 vom Hundert ein Lastenkapital von 25—830 Millionen 
Mark. 

Ausser dem Domänentiskus giebt es aber landauf landab 
noch eine Reihe anderer Pflichtigen: Standes- und Grundherr- 
schaften, Stiftungen, Spitäler, milde Fonds, Schaffneien, auch 
(semeinden, sonstige Corporationen und Private. Auf eine An- 
sabe, wie hoch die Leistungen dieser Pflichtigengruppen sich be- 
laufen, muss verzichtet werden, da bezügliches Material völlig 
abmangelt und auch auf privatem Wege kaum zu beschaffen 
sein dürfte. 

Woher nun diese Erblasten ? 


11. 


Grund und Boden hatten, wie sonst allerwärts, so auch ım 
(sebiete des nunmehrigen Grossherzogtums Baden, bis ın den 
Anfang des vorigen ‚Jahrhunderts hinein eine grosse Anzahl 
Lasten zu tragen, die unter den verschiedenartigsten Titeln an 
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den Besitz derart geknüpft waren, dass sie nicht durch einmalige 
Leistung getilgt werden konnten, sondern gleichsam „forterbend 
von Geschlechte zu Geschlecht“ terminweise notwendig werdende 
und in ihrem Ende nicht absehbare Leistungen darstellten. Ob- 
wohl im Einzelnen nach ihrer Entstehung verschieden sind diese 
Lasten in ihren Wirkungen gleich: Sie ruhen alle auf dem dem 
Bewusstsein unserer Väter fremd gewordenen, im neuen Rechte 
aber wiederum bestätigten Grundsatze, dass der Wille eines Ein- 
zelnen dem Grund und Boden Leistungen auflegen könne, die 
alle folgenden Generationen zu prästieren gehalten sind. Gerber!) 
führt diese vielseitige Knüpfung von Leistungen an liegenschaft- 
lichen Besitz auf eine alte dem germanischen Volksgeiste eigen- 
tümliche Neigung zurück, einem Kapitalwerte die Dauer und 
Unveränderlichkeit von Grundeigentum beizulegen. Eine wesent- 
liche Förderung erfuhr diese Neigung jedenfalls durch das mittel- 
alterliche Verbot, Geld auf Zins zu leihen ?), zu dessen Umgehung 
diese Lasten vielfach als Aequivalent für Darlehen oder an Stelle 
von Verzinsung und Amortisation bestellt wurden. 

Nicht alle Erblasten aber sind auf dem Boden der Gleich- 
berechtigung, die für solche Geschäfte in der Regel die Voraus- 
setzung zu bilden hätte und wobei Leistung und Gegenleistung 
in Betracht kommen, gewachsen. Ein beträchtlicher Teil der- 
selben wird, was mit einiger Sicherheit aus ihrer weiten Ver- 
breitung und gleichmässigen Artung geschlossen werden darf. ın 
einer realen Öberherrlichkeit, die dem Berechtigten über das 
pflichtige Gut ursprünglich zustand, seinen Grund und Ursprung 
haben, somit in der politischen und sozialen Gestaltung der 
mittelalterlichen Welt überhaupt beruhen, die fast nur durch 
Hinleihen von Grundeigentum und durch die dadurch vermit- 
telte Abhängigkeit ihren immerhin nur lockeren Zusammenhang 
fand. 


1) Vgl. Deutsches Privatrecht. $ 167. 
2) Vgl. hierzu Ausführungen von Knies in „Der Credit“ II Abschnitt VII. 
Ss. 333 ft. 
16* 
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Ferner wird in vielen Fällen mit Sicherheit angenonmen 
werden dürfen, dass bei Entstehung solcher Lasten das landes- 
herrliche Regiment bezw. das damit liierte Kirchenreriment ın 
demselben Masse mitwirkten, wie privatrechtliche Beziehungen 
etwa aus Patronatsverhältnissen, aus Besitz von elievormalizem 
Kirchengut, die Absicht zu schenken oder sonstige hierher zu 
reehnende Bethätigungen. So hatte, um Beispiele anzuführen, 
eine Verordnung Kaiser Joseph’s II. bestimmt, dass im Fürsten- 
tum Vorderösterreich!) der Grund- und Ortsherr, der Zehnt- 
herr und die Gemeinde je ein Drittel des Schulaufwands zu 
tragen haben. Die altbadischen markgräflichen Lande besassen 
über die Erbbaulasten eime eigene Gesetzgebung, wobei aber 
Verträge, Urkunden und Herkommen ausdrücklich als Grund- 
lagen beibehalten worden sind?). Gleichartige Entstehunesur- 
sachen sind die mannıgsfachen Dotationen, die ohne auf Grund- 
stücke radiziert zu sem, vielfach eine persönliche Verbindlichkeit 
der Territorialberrschaft darstellten. Hierher sind weiter anzu- 

1) Die als Fürstenthum zusammengefassten seinerzeitigen vorderöster- 
reichischen Lande bilden einen ansehnlichen Teil des nunmehrigen Gross- 
herzogthums Baden und bestanden aus AA) Am Bodenseeundinder 
Baar: Stadt Konstanz; Stadt und Gebiet Bräunlingen: Stadt und Gebiet 
Villingen; Herrschaft Triberg; Landgrafschaft Nellenburg. B) Im Breis- 
gau: a) Oberes Rlieinviertel: Die Herrschaft Rheinfelden; Zwing u. Bann 
St. Blasien; Vogteien Schönau, Todtnau, Tudtmoos, Fröhnd und Todtnau- 
berg; Commende Beuggen des Deutsch-Ritter-Ordens; Herrschaft Hauen- 
stein; Stadt Hauenstein; Rheinische Waldstädte: Waldshut, Säckingen, Klein- 
laufenburg. b) Mittleres Rheinviertel: Die Herrschaften Staufen und Kirch- 
hofen; die Priorate Oberried und Heitersheim; Besitzung Wippertskirch: 
Abteien St. Peter und St. Trudpert; Städte und Gebiete Freiburg. Breisach 
und Neuenburg. c) Unteres Rheinviertel: Die Herrschaft Kürnberg; die 
Abteien Ettenheimmünster, Thennenbach und Wonunenthal; die Städte En- 
dingen, Kenzingen und Herbolzheim. d) Waldviertel: Die Herrschaft und 
Stift Waldkirch; die Herrschaften Kastelberg und Schwarzenberg. C) In 
der Ortenau: Die Vogteigerichte Achern, Appenweier, Griessheim, 
Ortenberg, Ottersweier, Schuttern, Windschläg und Schutterwald. Seelen- 
zahl z. Zt. des Ueberganges rund 353200. 

2) Siehe alphabetischer Gesetzesauszug der markgräflich badischen Ge- 
setzgebung vom Jahre 1801. 
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führen die in den ehevormaligen Fürst- und Bistümern Kon- 
stanz, Basel, Strassburg, Speier, Mainz, Würzburg, von deren 
Sprengel Teile zum Gebiet des nunmehrigen Grossherzogtums 
gehören, als „mores regionis“ („consuetudines“) erwachsen ge- 
wesenen Rechtsgewohnheiten, die vielerseits Verpflichtungsgründe 
tür Erblasten abgeben). 

In buntem Durcheinander erscheinen darnach einer genaue- 
ren Betrachtung die einzelnen Erblasten, wenn man dem Grunde 
ihrer Entstehung nachfrast. Dieser Eindruck verstärkt sich, 
wenn man von den ursprünglichen Entstehungsgründen aus weiter- 
gehend dem Erbgang der Lasten folgt, in dessen Verlauf manche 
C'omplieation sich vollzieht. Hierbei treten die Erblasten mit 
der Eigenschaft kirchlicher Bestimmung besonders hervor. 

Wurden, was seit dem 10. Jahrhundert vielfach vorkam, die 
Vermögen reicher Kirchen, welche Erblasten trugen, mit Klös- 
tern, Stiftern oder anderen kirchlichen Anstalten der gleichen 
oder ähnlicher Art zur Mehrung von deren Einkünften vereinigt 
(incorporiert), so hatten die empfangenden Anstalten auch die 
Lasten: Unterhalt der Geistlichen, der Kirchen und des Kultes 
mitzuübernehmen. Diese Lasten erhielten somit einen doppel- 
seitigen Anspruch auf Erfüllung: Einerseits wurzelte dieser in den 
privatrechtlichen Akten ihrer ursprünglichen Entstehungsweise ; 
anderseits ruhte er auf den öffentlich-rechtlichen Akten nach- 
maliger Incorporationen. 

Wie diese letzteren Acte vielfach von der Ansicht aus- 
singen, dass der den Eigenbedarf einer reichen kirchlichen An- 
stalt übersteigende Ertrag ihres Vermögens andern minder be- 
eüterten ihrer Art zukommen möge, so geschah Aehnliches bei 
der Säcularisation, sowohl bei jener zur Zeit der Reformation, 
als auch bei der zu Anfang vorigen Jahrhunderts: bei der 
Säcularisation schlechthin. Auch hier ward aus- 
gesprochen, der Ueberschuss über den eigenen Zwecksbedarf 


1) Vgl. Constitutiones Synodi Dioecesanae Constantiensis. Editae et 
promulgatae 20. October 1609. 
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soll andern Zwecken verwandter Art dienen. Diese Widmung 
war dann entweder so realisiert, dass die betreffenden Güter „zum 
Camerali gezogen“ d.h. mit dem öffentlichen Gute unter gleich- 
zeitiger Wahrung ihrer Bestimmung substantiell vereinigt wurden 
oder dass sie unter Forterhaltung in Sonderbestand und Sonder- 
wesen der Fürstlichen Rentkammer nur „inecameriert* d.h. von 
ihr nur verwaltet und beobsiehtigt wurden, während alle darauf ge- 
lexenen Kirchen- und Schulausgaben an Besoldungen, Baulich- 
keiten oder andern gottesdienstlichen oder kirchlichen Notwen- 
diekeiten unverrückt weiter daraus bestritten wurden!). In allen 
Säcularisationsfällen kommt somit auch zu der ursprünglichen 
privatrechtlichen Begründung der Lasten nachmals noch die wei- 
tere öftentlich-rechtlichen Characters hinzu. 

Diese Verhältnisse gleichsam eodifizierend hat $ 9 des IL 
Jonstitutionsedikts vom 14. Mai 1807 ausgesprochen, dass «das 
Vermögen von Ordensgesellschaften, so oft sie aufgehoben wer- 
den oder erlöschen, dem Staate jedoch mit Lasten und Vor- 
teilen zuzufallen habe. 

Unbestritten und unbestreitbar ist nın, dass in allen Fällen 
der Incorporierungen, Säcularisationen und Incamerierunzen diese 
öffentlich-rechtlichen Acte zunächst die Ansprüche auf Leistung 
der Erblastenverptlichtungen begründen, sofern nur unbestritten 
und unbestreitbar ıst, dass anlässlich dieser Akte auch ausge- 
sprochen ward, dass die auf den eingezogenen Gütern ruhenden 
Lasten fortlin ebenmässig prästiert werden sollen. Wenn dies 
auch nicht geschehen, so spricht, wie Pfizer?) bemerkt, für die 
Anerkennung solcher Verbindlichkeit ganz allgemein schon die 
Rechtsregel „quilibet praesumitur bonus, donee probetur con- 
trarium“, wonach die Absicht einer Rechtsverletzung, wie sie ın 
der Weigerung der Lastenübernahme läge, bei Niemanden, am 
wenigsten bei einem Laandesfürsten, dessen Beruf die Handhabung 
des Rechtes ist, vorausgesetzt werden dürfe. Unangesehen des 

1) Vgl. $ 86 der Kirchenratsinstruktion vom 6. Juli 1797. 

2) Rechtl. Gutachten. Heilbronn 1846. 
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Umstandes aber, dass weitaus die grösste Zahl aller Erblasten 
ihren nächsten Grund aus öffentlich-rechtlichen Verhältnissen 
ableiten könnte: der Wegfall früherer staatsrechtlicher Verhält- 
nisse hat bedingt, dass alle diese Lasten heute in das Gebiet 
des Privatrechts verwiesen werden '!). 

Wenn es nötig, die Erblasten übersichtlich zu gruppieren, 
so werden die einzelnen Entstehungsgründe hierfür, wie aus dem 
Gesasten wohl zu entnehmen, geeignete Merkmale nicht abgeben 
können. Eher könnte hierzu die Verwendung der Leistungen 
der Erblastenträger herangezogen werden. Von diesem Gesichts- 
punkte aus lässt sich scheiden in Erblasten, die auf öffentliche 
oder unter öffentlicher Aufsicht stehende Zwecke gerichtet sind 
gegenüber jenen mit der Bestimmung, privaten Zwecken zu dienen. 
Zr letzteren wären zu rechnen die drei grossen Gruppen der 
(Gülten, Zinsen und Zehnten, letzere soweit sie Laien- und 
nicht Kirchenzehnten waren. Zu den Erblasten mit mehr öftent- 
licher Zweckbestimmung zählen vorzugsweise jene zu Gunsten 
von öffentlichen Anstalten bezw. deren Diener (Kirchen); auch 
(emeindezwecke (Wegunterhaltungen, Erhaltung und Ausstener 
von Spitälern) können Gegenstände dieser Erblastenart sein. 

II. 

Es ist nun wohl überflüssig, den nachteiligen Einfluss hier 

näher auseinanderzusetzen, den die Erblasten auf den Wohlstand 


inn Allgemeinen und auch auf die Cultur der mit ilınen sozu- 
sagen behafteten Liegenschaften im Besonderen ausgeübt haben. 


1) Die Bezeichnungen „privat-rechtlich“ und „öffentlich-reehtlich®, durch 
deren Anwendung die in dem Wandel unserer wirtschaftlichen und poli- 
tischen Verhältnisse bedingte rechtliche Zugehörigkeit der Erblasten in 
knappster Umschreibung begrifflich näher gebracht werden wollte, sind an 
sich nicht ausgreifend genug, um die reiche Manigfaltigkeit der in Betracht 
kommenden Wechselbeziehungen zu decken. Allein der Rahmen gegen- 
wärtiger Abhandlung verweist auf Characterisierung in grossen Zügen bei 
Vermeidung des Details und unter der Wirkung dieser Bedingung wird die 
Stellung der Erblastenverhältnisse in der Wirtschaftsordnung einst und jetzt 
kaum bestimmter umrissen werden können. 
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Obwohl ihrem Alter und ihrer Zweckbestimmung nach ehrwürdig 
wurden sie mit der Zeit immer mehr als drückende Beschränkung 
des Eigentums empfunden, die sich mit den Wirtschaftszuständen 
der neueren Zeit nimmer vertrug. Ihre wissenschaftliche Be- 
leuchtung erfuhren diese Wirtschaftswidrigkeiten durch die national- 
öconomische Schule der Physiokraten und in etwas milderer Form 
durch die Lehren des Engländers Adam Smith und seiner Schüler. 
Sie stellten als obersten Grundsatz auf, dass der Schwerpunkt 
des gesammten Wirtschaftslebens im Individuum ruhe; mithin 
läge der Allgemeinheit als vornehmste Aufgabe zunächst, in allen 
wirtschaftlichen Verhältnissen der individuellen Kraft einen völlig 
freien Spielraum zu sichern, darum auch alle Hindernisse zu ent- 
fernen, welche der uneingeschränkten Entfaltung derselben ent- 
serenstehen. Auf das Verhältnis der Erblasten zu den tragenden 
Liegenschaften angewandt, brachten diese Lehren folgerichtig auf 
den Gedanken: die an Besitz von Grundeigentum geknüpften 
Lasten sind Hemmnisse freier wirtschaftlicher Bethätisung und 
deshalb zu beseitigen. 

Nachdem in Folge der politischen Stürme der vorausge- 
gangenen Jahrzehnte auch alle jene Bande gelöst waren, die den 
lockeren Zusammenhang zwischen Erblastenberechtigten und Erb- 
lastenverpflichteten bildeten, war der nächste Schritt nicht mehr 
schwer zu thun, um auch die wirtschaftlichen Documente jenes 
Zusammenhanges endgiltig zu beseitigen. Diese Beseitigung brachte 
das erste Drittel des vorigen ‚Jahrhunderts für Baden auf dem 
Wege der Alloditieation oder Ablösung, wenigstens für jenen 
Teil der Erblasten, die mehr privatzwecklicher Natur waren. 
Ihren Abschluss hat diese Aktion aber nicht gefunden, da heute 
noch eine grosse Zahl Erhlasten fortbesteht, vorzugsweise zu 
(sunsten von Öffentlichen Zwecken: Sie schaffen Mittel für Ein- 
kommen von Geistlichen, Messnern etc. für Bestreitung des Bau- 
aufwands für Kirchen, Pfarr- Kaplanei- etc. Gebäuden ; ermög- 
lichen die Befriedigung von Bedürfnissen mancherlei Art öffentlicher 
Anstalten z. B. vorwiegend Beschaffung von Kirchenrequisiten. 
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Nachdem ein Teil der Erblasten den ihm von der Entwick- 
lung unseres (esellschafts- und Wirtschaftslebens gewiesenen 
Weg gegangen, sollte auch der Rest demselben Schicksale über- 
antwortet werden. Denn deren Existenz reicht mit ihren letzten 
Wurzeln nicht in unwandelbare Begriffe (wie etwa des Eigen- 
tums) und geniesst mit diesen in der Gemeinschaft gleichbedingte 
Rechte „ewiger Dauer“, sondern sie leitet sich her, wie oben 
skizziert, nicht zum Wenigsten aus der politischen und sozialen 
(zestaltung der mittelalterlichen Welt überhaupt. Wenn aber 
auf früheren gesellschaftlichen Zuständen beruhende Einrichtungen 
mit den Zusammenhängen des öffentlichen Lebens späterer Zeiten 
nicht mehr harmonieren, wenn sie dazu, was besonders in unsern 
Fällen eintrifft, bei Vielseitigkeit der Inanspruchnahme und gleich- 
zeitiger Unsicherheit oder wenigstens nicht ganz einwandfreier 
Bestimmtheit der Unterlagen, auf der die Berechtigungen bezw. 
Verpflichtungen ruhen, eine reichlich fliessende Quelle von weit- 
sehenden Meinungsverschiedenheiten bilden, deren richterlichem 
Endaustrage vielfachst nur deswegen oft vorbehaltsvolle Einigungen 
auf einer sog. „mittleren Linie“ vorbeugen, weil keiner Partei 
ihre Sache so gewiss erscheint, dass sie die bei solchen Ent- 
scheidungen unvermeidliche Constatierung eines Prinzips zu ihren 
(Gunsten riskieren könnte oder — soweit der Domänenfiskus in 
Betracht kommt — weil Rücksichten öffentlicher Art es wünschens- 
wert erscheinen lassen, die Wahrung von materiellen Interessen 
in dermaligen Zeitläufen nicht stark zu betonen, unter diesen 
Umständen — sage ich — erscheint es fast eine Pflicht der 
(sesetzgebung, als Organ der fortschreitenden Rechtsbildung, das 
innerlich unhaltbar Gewordene solchen Zustandes auch anzuer- 
kennen und auf dessen Beseitigung Bedacht zu nehmen. 

An Anläufen hierzu hat es bislang nicht gefehlt, allein zu 
einen (Ablösungs-) gesetzlichen Zwang haben sich trotz Mangel 
jeglicher freiwilligen Initiative seitens der Beteiligten diese Be- 
mühungen noch nicht verdichten können. 
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IV. 

Gründe, die auf Ausschaltung dieser längst verjährten Ver- 
hältnisse drängen, stehen wie früher, so auch heute gewichtige 
den dahin zielenden Wünschen zur Seite, wohl mit Zulagen an 
Gewicht gegen ehedem nach Weiterbildung unser geldwirtschaft- 
lichen Verhältnisse, auch ıhrer Zahl nach verstärkt durch die 
neueste Entwicklung der kirchlichen Rechtsverhältnisse. ‚Je mehr 
Anerkennung man daher den erreichten Erfolgen unserer Gesetz- 
gebung in ihren Bemühungen, Grund und Boden von den darauf 
ruhenden alten Lasten zu befreien, zollen muss, desto mehr Be- 
fremden wird es auch erregen dürfen, dass die Durchführung 
dieser Befreiung keine vollständige hat werden können: dass nur 
eine Beseitigung jener Erblasten hat erreicht werden können, die 
privatzwecklicher Natur waren. 

Und doch wird kaum zu bestreiten sein, dass es sich bei 
Hebung der zu Gunsten von öffentlichen Zwecken oder zu Gunsten 
von unter öffentlicher Controle stehenden Zwecken haftenden 
Erblasten nieht minder um Beseitigung von anomalen, auf längst 
entschwundenen Emrichtungen beruhenden Verhältnissen handeit, 
deren Weiterexistenz mit den heutigen Begriffen von Beschaffung 
der Befriedigungsmittel für öffentliche Zwecke und insbesondere 
mit dem Begriffe der allgemeinen und gleichen Verptlichtung hierzu 
nicht in Einklang zu bringen ıst. Für beiderlei Lastenarten ist 
es ferner ebenmässig der Grundbesitz der Pflichtigen und in Ver- 
knüpfung damit Abhängigkeitsverhältnisse sachlicher und persön- 
licher Art, von denen die Obliegenheiten zu den Leistungen sich 
ableiten. Wenn aber der Druck der Lasten und die Abhängie- 
keit, in der geteiltes Eigentum erhält, als besonders schwerwiegende 
(sründe für Beseitigung dieser Auflagen s. Zt. ins Feld geführt 
worden, so hat diese Argumentation doch wohl alle Lasten ohne 
Unterschied ihrer besonderen Zweckbestimmung im Auge gehabt. 

Min könnte hier einwenden: Diese Gründe sind kaum ein- 
schlägig, soweit es sich um die vom Domänenfiskus zu prästieren- 
den Erblasten handelt. Hierauf lässt sich entgegnen: Ein Druck 
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dieser Lasten auf die domänenfiskalische Wirtschaftsgebahrung 
tritt nur deshalb nicht in Erscheinung, weil bei dem vielgestal- 
tigen Bestande und der vielseitigen Herkunft des Domänenver- 
mögens eine Radizierung jeder einzelnen Erblast auf ihr Ver- 
mögen aus Gründen der Verwaltungsmöglichkeit sich ausschliesst. 
Es erscheint darum der Ertrag aller von der Domänenverwaltung 
bewirtschafteten Vermögensobjekte in einer Summe, von welcher 
das Gesammtsoll aller Erblasten in Abgang kommt. Da hiernach 
ddas Haben des Domänenfiskus im Rest immer noch das Soll der 
Erblasten übersteigt, so will von einem Druck dieser Lasten nichts 
bemerkt werden. Hierbei läst man zunächst ausser Acht, dass 
das als Domänenfiskus juristisch-personifizierte Vermögen mit 
seinen Erträgnissen ausser Bestreitung der Erblasten bestimmungs- 
und herkunftsgemäss noch für eine grosse Reihe öffentlicher Zwecke 
Mittel zu schaffen hat. Wenn nun selbst zuzugeben, dass es 
sich bei Bestreitung der Erblasten auch um Erfüllung mehr oder 
minder öffentlicher Zwecke handelt, so wird über die Priorität 
der einzelnen Zweckarten im Ende nur entscheiden können der 
mehr oder mindere Charakter des allgemeinen Nutzens, der eine 
solche Leistung fordert, oder endlich deren Fundation. 

Was die — meines Erachtens — Ausschlag gebende All- 
gemeinheit des Nutzens anlangt, so wird — um Beispiele sprechen 
zu lassen — Niemand bestreiten wollen, dass der Aufwand zur 
Beschaffung von Kehrbesen für eine Kirche in keinen Verhältnis 
steht zu jenem Aufwand, der erforderlich ist, um abgelegene 
Gegenden des Schwarzwaldes durch Strassenbauten zu erschliessen. 
Und doch kann die Beseitigung der Notwendigkeit, für so und 
soviele Kirchen die Reinigungsmaterialien zu beschaffen, eine recht 
ansehnliche Summe vom Ertrage des Domänenvermögens frei 
machen, um sie anderweit allgemeinerem Nutzen zuzuführen, 


ohne, — auch wenn diese Beseitigung ohne Leistung eines Ent- 
geldes erfolgen würde — im Einzelnen den dadurch betroffenen 


Berechtigten wirtschafthch nahe zu treten. Dass die Erblasten 
deshalb einen Druck selbst auf das erhebliche Vermögen des 


242 Abhandlungen. 


Domänentiskus ausüben ın dem Sinne, dass sie dessen Rente 
herabdrücken, muss darnach zugegeben werden. 

Dies tritt noch deutlicher m Eırschemung, wenn wir die 
Fundation der einzelnen Erblastenarten in Untersuchung nehmen. 
Wenn — um dasselbe Beispiel zu wählen — für Zwecke der Reini- 
gung emer Kirche ehedem der bekannte „Gulden“ in den Kirchen- 
kasten gestiftet wurde, so hat das Erträgmis dieser Stiftung ın 
früheren Zeitläuften wohl bingereicht, das Reinigungsmaterial zu 
heschatten, solange noch gewöhnliche Reisigbesen, von Ortsem- 
wohnern selbst gelegentlich beschafft, Verwendung fanden. Unsere 
heutigen Verhältnisse verlangen aber zu gedachtem Zweck Kehr- 
hbesen aus gutem Borstenmaterial, die trotzdem einer rascheren 
Abnützung unterliegen und daher öfter erneuert werden müssen, 
sodass der Einzelaufwand für Reinigungsmaterial gegen einst sich 
verdoppelt oder gar verdreifacht hat; hierbei ist das Sinken des 
(reldwerts noch nicht in Betracht gezogen. Das Erträgenis des 
gestifteten „OGuldens“ reicht daher längst nicht mehr hin, den 
Stiftuneszweck zu erfüllen. Dieser hat vielmehr in einer ein- 
inaligen Leistung zur Jetztzeit meist Stiftungscapital samt Zins 
aufgezehrt. In diesen Fällen handelt es sich daher nicht mehr 
um einen Druck der Erblasten auf die belasteten Vermögen, 
sondern dieser Druck hat sich längst in eine Erdrückung der 
Vermögen verwandelt. 

Man wende nicht ein, es handle sich ın diesen Fällen um 
geringfügige Beträge. Denn einmal sind solche geringfügige Be- 
träge, wenn sie in Masse und oft wieder kehren, doch nicht ge- 
ringfürg anzuschlagen ; im Besonderen sind ferner die Reinigungs- 
materialien für Kirchen nur eine jener vielen Sorten von Ge- 
brauchsartikeln, für deren Beschaftungskosten u. A. auch der 
erblastentragende Domänenfiskus aufzukommen hat und endlich 
ist das vorgenannte Beispiel gewählt, weil es besonders geeignet 
erscheint, das auf die Dauer Unhaltbare und für eine grosse 
Verwaltung geradezu Unwürdige solcher Zustände zu kennzeichnen. 

In Sinne der Rätlichkeit zu einer Beseitigung der Erblasten 
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lässt sich ferner geltend machen, dass die annoch bestehenden 
Leistungen in früheren Zeiten vielfach im Zusammenhange ge- 
standen hatten mit dem Lehens-Grundherrlichkeits- oder Unter- 
thanenverband oder aus schutzherrlicher Freigebigkeit oder 
-Fürsorge stammten oder aus einem sonstigen öffentlich-recht- 
lichen Verhältniss hervorgegangen sind, auf welches der Leistungs- 
pflichtige auch einen gewissen Einfluss besass, während heute 
diese ursprünglichen Schutz- und Treuverhältnisse samt ihren 
Unterlagen der Zeit- und Wirtschaftsentwicklung geopfert sind 
und Erblastenpflichtige deshalb in vielen Fällen Ausgaben be- 
streiten müssen für Zwecke, die sie möglicherweise im Entfern- 
testen nicht unmittelbar berühren. 

Das Anomale dieses Zustandes schemt schon dem Ekdikt 
über die Kirchenlehenherrlichkeit vom 24. März 1808 (Reeg.- 
Blatt No. 12) vorgeschwebt zu haben, wenn es in Artikel 32 
bestimmte: 

„Es kann auf den Kirchenlehenherrn keine Ansprache auf 
Bau- oder andere Bedürfnisse des Kirchspiels oder der Pfründe 
gemacht werden, soweit derselben nicht andere nutzbringende 
Berechtieungs-Gründe zur Seite stehen, als: Ortsherrlichkeit, 
Zehntherrlichkeit, Widdums-Gut-Besitz oder sonstige Innehabung 
ehemaliger, mit ‚bleibender Verbindlichkeit gegen die Kirche in 
Handel und Wandel übergangener Kirchengüter. 

Wo dermalen etwa blos nutzlose Lehenherrlichkeit 
dennoch mit dergleichen Beiträgen durch Gesetzte oder Her- 
kommen belastet wäre, da kann diese Last künftig aus jenen 
(resetzen, die hierdurch aufgehoben werden, nicht mehr abgeleitet 
werden, bleibt jedoch für jene Orte bestehen, wo ein vorderer 
unbestrittener Ausübungsfall, sei er nun durch jene Gesetze oder 
durch andere Umstände veranlasst worden, die Belastung zu 
einem wohlerworbenen Recht eines einzelnen Kirch- 
spiels gemacht hat.“ 

Alle Zweifel scheinen durch diese Bestimmung nicht behoben 
worden zu sein, — weshalb „auf die geschehenen Anfragen“ 
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unterm 3. Oktober 1811 dieser Artikel dahin interpretiert wird. 
„dass die dem Eigentümer des nutzlosen Patronatsrechts dort 
(nämlich in Artikel 32 des Kirchenlehenherrlichkeitsedikts vom 
24. März 1808) in der Regel abgenommene, ausnahmsweise aber 
für Fälle, wo sie vorhin schon in Uebung gekommen ist, auf ıhm 
belassene Baulast (und nur um Erbbaulasten handelt es sich; 
andere sind autfälligerweise nicht berührt) nur alsdann demselben 
obliege, wann ein solcher vorderer unbestrittener (Bau) Fall vor- 
handen ist, der sich auf einen andern Titel, als auf diejenige 
Laandesgesetze gründet, welche den nutzlosen Patronatsrechte bier 
und da diese Verbindlichkeit auflerten, als deren Wirkung wee- 
fällt, nachdem durch gedachtes Edikt solche aufgehoben wor- 
den sind.* 

Hiernach konnte und kann lediglich die Thatsache des 
Kirchen-Lehenherr-(Patron-)Seins nicht mehr als Grund für 
Heranziehung zu Erhbbaulastentragungen geltend gemacht werden, 
sondern es müssen ausser diesem laut früheren (Gesetzen aller- 
dings für genügend erachteten Grunde noch andere eine An- 
sprache auf Erbptlichtenerfüllung begründende Titel erweislich 
gemacht werden z. B. dass ein Patron auch solches Vermögen 
besitze, das als ehemaliges mit bleibender Verbindlichkeit gegen 
die Kirche in den allgemeinen Verkehr übergegangenes Kirchen- 
gut gewesen. Aber auch der in dieser Beschränkung liegende 
Vorteil geht dem Pflichtigen wieder verloren, wenn ehedem ein- 
mal eine Erbverptlichtung unbestritten erfüllt worden ist; denn 
daraus leitet sich trotz Erkenntnis von der Unbegründetheit jener 
Leistungen dennoch ein genügender Belastungsgrund wieder ab. 

Selbst wenn man nun anerkennen will, dass Unverletzbar- 
keit erworbener Rechte bei der Ordnung neuer Verhältnisse durch 
(sesetze oberstes Prinzip sein soll — die Wirkungen der anıe- 
gebenen, auf dieses Prinzip gestellten Bestimmungen können 
nicht andere sein als materiell ungerechte. Der Meinung vom 
Nutzen, den die Aufrechterhaltung eines solchen Prinzips auf 
der einen Seite stiften soll, darf daher füglich die Frage ent- 
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gegengestellt werden, ob dieser Nutzen im Verhältnis steht zu 
den Schädigungen, die ihm auf anderer Seite entgegenwachsen 
können. Und wenn dann zur Beseitigung solchergestalt möglich- 
sewordenen Ungleichheiten die Form der Ablösung gefunden 
werden kaun, so scheint mir darin nicht nur keine Kränkung 
wohlerworbener Rechte zu liegen, sondern die schonendste Art 
gewählt zu sein, in der gesellschaftliche und wirtschaftliche Not- 
wendiskeiten sich vollziehen können. 


V. 

Wie die gesellschaftlichen Verhältnisse, deren Wandel der 
Fortdauer der Erblasten entgegenstand, so haben auch alle wirt- 
schaftlichen Verhältnisse im Laufe der letzten hundert Jahre 
solche Aenderungen ihrer Grundlagen erfahren, dass das Fest- 
halten an den Formen dieser alten Grundlagen dauernd entweder 
srobe Missverständnisse oder ebensolche Ungerechtigkeiten als 
unausbleibliche Folgen zeitigen muss. Wenn irgendwo, so lässt 
sich dies besonders augenfällig an den Erblastenverhältnissen 
verfolgen. 

Was zunächst die Competenzen anbelangt, so wird die 
Verabreichung derselben durch die Verpflichteten von Jahr zu 
Jahr mehr Schwierigkeiten bereiten. Die Zeiten, in denen die 
Bezüge. wie sie in natura bestimmt waren, auch in natura ver- 
abreicht wurden, sind längst nicht mehr. Die Naturalwirtschaft 
hat der Geldwirtschaft Platz gemacht. Die Pflichtigen sind da- 
her heute nicht mehr wie ehedem im Besitz von Naturalien, die 
sie als Zehnt- und andere Abgaben erhielten und aufspeicherten 
und aus denen sie die ('ompetenzen verabreichten. Der Ueber- 
sang zur Geldwirtschaft hat es vielmehr mit sich gebracht, wegen 
Umwandlung solcher naturaliter bestimmten Bezüge in Geld Vor- 
kehrungen zu treffen und die Competenzen und sonstigen Bezüge 
werden, soweit solche vom Domänentiskus geleistet werden, nun- 
mehr fast durchweg in Geld vergütet, wie folgt: 

1) Weincompetenzen nach den massgebenden Durchschnitts- 
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preisen des neuen Weins in der Zeit von Herbst bis Weihnachten 
und zwar auf Grund von Zeugnissen des Gemeinderats oder des 
Ortssteuererhebers des bezugszuständigen Ortes. 

2) Houlzeompetenzen, soweit sie nicht mehr in natura gehen, 
nach dem Durchschnittspreis der betreffenden Holzart in seiner 
Ermittlung nach den Holzversteigerungen derjenigen Bezirks- 
forsteien, in deren Gebiet der Wohnsitz des Empfängers der 
Holzcompetenz gelegen ist. 

3) Fruchtcompetenzen nach den für bestimmte Zeitabschnitte 
(vierteljährlich) berechneten Durchschnittspreisen der nächsten 
imassgebenden Marktstätten. 

4) Kleine Natural- (Stroh-, Heu- etc.) Competenzen nach den 
vom Gemeinderat des Wohnorts der Bezugsberechtigten beur- 
kundeten Durchschnittspreisen in der Zeit von der Ernte bis 
Ende November. 

Die Wein- und kleineren Naturalcompetenzen haben in nor- 
malen Jahren schon, seit deren Vergütung in Geld besteht. 
manche Differenzen zwischen den Betheiligten gezeitigt, inden 
die berechtigten Competenzenempfänger mit den ilınen bewilligten 
Preisen selten zufrieden waren. Ihre Beschwerden über die 
Grundlagen der Competenzberechnungen, auch über die Berech- 
nungen selbst gaben und geben noch zu unliebsamen Erörte- 
rungen und vielerlei Reibereien nicht selten Anlass. Wenn z. B. 
— wie es vorkommt -——- eime Weincompetenz auf das Erträgni» 
an Weis- und Rotwem eimer Gemarkung im Verhältnis von 
zwei Drittel zu einem Drittel basiert und wenn dann — was 
heutigen Tages auch nicht selten — auf der betreffenden Ge- 
markung gar kein Rotwein mehr geherbstet wird, diese Wein- 
sorte aber weil oft besser, daher höher im Preise steht, so ent- 
geht dem Weincompetenzberechtigten unter Umständen ein nicht 
unbeträchtlicher Teil seiner Gebührnisse, wenn diese nur auf der 
Grundlage des Weissweinertrages der Gemarkung berechnet wer- 
den, oder mangels jeglicher Rotweinernte, auch auf nächsten 
Gemarkungen, berechnet werden müssen. 
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Die Abgabe der Holzcompetenzen wird gleichfalls von Jahr 
zu Jahr mit mehr Unzuträglichkeiten verbunden. Ja! überall 
da, wo die Verabreichung in natura statthaben soll, unter Um- 
ständen gar nicht mehr möglich sein, sofern die Holzarten, auf 
die der Berechtigte Anspruch hat, in den Competenzwaldungen 
nicht mehr gepflanzt werden. Es müssen daher statt der compe- 
tenzmässigen andere Holzarten in einem für die einzelnen Fälle 
näher zu ermittelnden Verhältnis abgegeben bezw. der Berech- 
nung der Geldvergütung zu Grunde gelegt werden, wenn man 
sich nicht etwa darüber einigen kann, bei Berechnung dieser 
Vergütung die dotationsmässige Holzart aus andern Bezirken, 
wo sie noch vorkommt und daher Grundpreise abgeben kann, 
zu Grunde zu legen. Es soll ın dieser Beziehung nur daran 
erinnert werden, dass mancher Berechtigte z. B. Eichenbrenn- 
holz anzusprechen hat; dieses wird heutigen Tages fast aller- 
wärts als Nutzholz aufgearbeitet und nur die geringeren und 
anbrüchigen Stücke werden als Brennholz aufgeklaftert. Letzteres 
kann aber einem Competenzberechtigten, der gutes und gesundes 
Holz anzusprechen hat, nicht zugewiesen werden, sodass man 
behaupten könnte, es giebt gar kein eichenes Brennholz 
mehr zur Befriedigung darauf berechtigter Competenzbezieher. 

Noch mehr wie bei den Wein-, Holz- und kleineren Natural- 
competenzen erscheinen die Grundlagen für die Competenzen- 
Berechnungen bei den Fruchtcompetenzen verschoben. Wie oben 
erwähnt, werden die Geldäquivalente dafür nach vierteljährlichen 
Durchschnittspreisen der einzelnen Fruchtarten auf den nächsten 
Marktstätten berechnet. Dabei kommt es unter den veränderten 
Verkehrsverhältnissen, welche wie vielem Anderen, so auch dem 
Fruchthandel eine gänzlich veränderte Gestaltung gegeben, welche 
ihm neue Mittel, neue \Vege geschaffen mit der Folge, dass der 
Fruchtkäufer seine Vermittlung mit dem Produzenten heute in 
anderer Weise erreichen kann denn früher, gar nicht selten vor, 
dass solche Märkte, die für eine ganze Anzahl von Competenz- 
berechnungen massgebend sein sollen, gar nicht mehr mit Früchten 
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befahren werden oder dass gewisse Fruchtgattungen, in denen 
Competenzen zu verabreichen sind, gar nicht mehr auf diese 
Märkte gelangen, sodass die zur Verabreichung gehaltene Ver- 
waltung häufig vor der Frage steht, wie unter diesen Umständen 
die den Competenzberechnungen zu Grunde zu legenden Preise 
überhaupt festgestellt werden sollen und zu diesem oder jenem 
Auskunftsmittel greifen muss, in dem für diejenige Frucht, in 
der die Competenz gereicht werden muss, entweder eine andere 
Fruchtgattung — unter Umständen noch in besonders zu be- 
stimmendem Verhältnis — substituiert oder indem andere ent- 
legenere Märkte oder gar ferne Produktenbörsen, wo fragliche 
Fruchtgattungen bis dahin noch zu Verkauf stehen, zur Berech- 
nung der Preise gewählt werden müssen. 

So werden am Ende die Materialien, die zur Bestimmung 
dieser Preise dienen, gar nicht mehr zur Hand sein, es wird die 
Verabreichung der Competenzen in Geld stets schwieriger und 
umständlicher werden und es muss auf diese Art zuletzt bei dem 
Abmangel jeder zuverlässigen Grundlage nötig werden, die Conipe- 
tenzen nach den Preisen zu vergüten, welche eine längere Reihe 
von Jahren im Durchschnitte jährlich bezahlt wurden. Damit 
geschieht wesentlich nichts anderes, es geschieht vielmehr in der 
Hauptsache das Gleiche, wie wenn man, statt solche Durch- 
schnittspreise aus der Vergangenheit zu suchen und nach ihnen 
Baarvergütung zu leisten, dein berechtigten Competenzenempfänger 
eine bestimmte Summe als Ablösungskapital gewährt, dessen Rente 
dem aus einer längeren Zeitperiode ermittelten durchschnittlichen 
Betrage der Competenz gleichkomnit. 

Damit wäre für den berechtigten wie für den verpflichteten 
Teil aber auch noch ein anderer nicht hoch genug zu veran- 
schlagender Vorteil erreicht: die Stabilität des in der Competenz 
zum Ausdruck gelangenden Einkommens. So, wie die Verhält- 
nisse jetzt liegen, werden die Competenzberechtigten in mageren 
Jahren und bei dadurch bedingten höheren Preisen der Produkte 
ihr Einkommen erhöht erhalten, damit dem Pflichtigen seine 
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Leistung unter Umständen empfindlich steigern. Umgekehrt 
werden fette Jahre eine Drückung des Preisniveaus der Compe- 
tenznaturalien mit sich bringen und damit das Einkommen manches 
Competenzberechtigten soweit schmälern, dass damit in der That 
ein Auskommen unmöglich erscheint. Die ausgleichende Thätig- 
keit des Handels konnt hierbei entweder nur verschwindend wenig 
in Betracht, weil die für die Preisberechnung der Competenzen 
massgebenden Marktstätten meist seiner unmittelbaren Wirkung 
entrückt sind oder aber sie kann, wie bei den Wein- oder Holz- 
competenzen, wegen des singulären Characters dieser Naturalien 
gar nicht in Betracht kommen. 

Alle diese Verumständungen, welche nicht allein für die vom 
Domänenfiskus zu prästierenden Competenzen, sondern in dem- 
selben Masse auch für jene anderer Pflichtigen sich ergeben, 
weisen darauf hin, dass eine Aenderung in diesen Verhältnissen 
zum Mindesten sehr wünschenswert, in nicht ferner Zeit vielleicht 
gar zur Notwendigkeit werden wird. 

Nicht geringer wie bei den Competenzen, sind die Schwierig- 
keiten, die sich bei der andern grossen Gruppe der Erblasten, 
bei den Erbbauverbindlichkeiten ergeben, wenn man 
die Verhältnisse von früher gegen jetzt in Vergleich setzt. 

Eine in ihren Folgen schwer wiegende Frage harrt in diesem 
Zusammenhange immer noch ihrer Lösung: Es ist die Frage nach 
dem Umfange der Erbbauverpflichtungen ?). 

Bald sind hundert Jahre verflossen, seit mit Erlassung des 
Bau-Edikts (1808) der Versuch gemacht wurde, „die Pflicht zu 
Kirchenbaulichkeiten für alle zweifelhaften Fälle ausser Streit zu 
setzen“. Aber wie so oft grosse organische Aenderungen nicht 
gleich beim ersten Wurfe jene Vollendung erfahren, die ihnen 
derjenige wünscht, der an ihrem Werden gearbeitet, so war dies 
auch bei Feststellung der Normen des Bauedikts der Fall. Die 
Pflicht zu Kirchenbaulichkeiten erscheint daher heute wieder 


1) Vgl. hierzu meine Abhandlung an der Eingangs des Gegenwärtigen 
erwähnten Stelle, 
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vielfachst in Zweifel gestellt. Man setzte den Fall: 

Eine Kirchengemeinde hat baugesetzlich bestimmten An- 
spruch auf Bau, Erhaltung eventuell Erweiterung ihrer Kirche 
durch den bauverpflichteten Erblastenträger. Die Mehrung der 
Einwohnerzahl mancher Gemeinde, auch wenn man von Zu- 
wanderung absieht, hat aber bewirkt, dass die bestehende, selbst 
bis zur Möglichkeit erweiterte Kirche nicht genügend Raum mehr 
für alle Besucher bietet. Die Kirchengemeinde verlangt auf 
Grund ihres Anspruchs an den Erblastenträger Schaffung ge- 
nügenden Raumes; letzterer weist diese Ansprache ab unter dem 
Hinweis, dass diese erweiterte Raumbeschaftung nur ın Form 
einer zweiten Kirche möglich sei, bis wohin seine Verpflichtung 
weder reichend, noch der Wert des ihn verpflichtenden Ver- 
mögens ausreichend sei. Die durch derartige Streitigkeiten ge- 
schatiene Lage hat in der That bislang zu keiner endgiltigen 
Klärung gebracht werden können. Soweit Private als Erblasten- 
träger in Betracht kommen, ist gegen sie vielleicht noch kein 
erweiterter Anspruch geltend gemacht worden. Gegen den pflich- 
tigen Domänentiskus ist dies in der That geschehen und, wenn 
hier das Mehr der Leistung übernommen und neben der bereits 
bestehenden eine weitere Kirche erstellt wurde, so haben Gründe 
politischer Art wohl den Ausschlag gegeben. Wie es sich indes 
von selbst versteht, dass solche politische Erwägungen die Stelle 
von Rechtsgeründen nicht vertreten können und daber mit ihren 
Consequenzen bei der Endentscheidung über die Frage nach dem 
Umfang der Erbbauverptlichtungen aus dem Spiele bleiben müssen, 
so wird es auch keiner besonderen Rechtfertigung bedürfen, wenn 
diesen Vorgängen nicht einmal der Character der Präjudizier- 
lichkeit beigemessen werden will und daher ihrer ungeachtet obire 
Frage als eine offene, noch gänzlich unentschiedene und ihrer 
Beantwortung harrend bezeichnet ist. 

Immerhin bleibt auffällig, wie es geschehen konnte, dass die 
erweiterte Erbbaulast übernommen wurde; man wird auf der 
Suche nach Gründen bierfür nicht weit fehl geben, wenn man 
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auf der einen Seite die Begehrlichkeit einzelner Gemeinden, auf 
der andern Seite eine (zu) weitgehende Geneigtheit der Behörden, 
bei denen die Entscheidung ruhte, dafür ansieht, dass dies ge- 
schehen konnte. Nicht wenig mag dazu beigetragen haben der 
erfahrungsgemäss unablässig drängelnde Hinweis auf die nunmehr 
hohen Erträge des unter Anderem auch aus ehemaligem Kirchen- 
vermögen bestehenden Domanialvermögens. Solchem Drängen 
mag aber billig entgegengehalten werden, dass die zum Teil rohen 
Grundtlächen im System der seinerzeitigen Wirtschaftsentwicklung 
verhältnismässig nur geringen Wert besassen und ebensolche Er- 
trägnisse lieferten und dass das, was sie jetzt bedeuten, abge- 
sehen von den Wirkungen der einer direkten Beeinflussung 
entzogenen allgemeinen Entwicklung der Volkswirtschaft, erst 
durch jene Summen an Aufwand geworden sind, welche die 
neueren Besitzer seit Besitznahme auf sie verwenden liessen. 
Damit, dass nun fortwährend auf die hierdurch gesteigerten Er- 
träge hingewiesen und auf Grund derselben überspannte An- 
sprüche an das Domänenvermögen gestellt werden, lassen sich 
billige Erwartungen nicht fördern. Das gedachte Kirchenvermögen 
ist als solches auch keine unerschöpfliche Quelle und dass seine 
etwaigen die localen Bedürfnisse übersteigenden Erträge — die 
Radizierung im Einzelnen vorausgesetzt — anderwärts zu gleichen 
Zwecken verwendet werden sollen, verbietet die weitere Be- 
stimmung der säcularisierten, incamerierten und incorporierten 
Vermögen, mit ihrem Abwurf auch den Zwecken der Staats- 
finanzen zu dienen. In Mehrbedarfsfällen handelt es sich meist 
aber auch gar nicht mehr um jene ursprünglich nicht starken 
Kirchengemeinschaften, sondern es fordern die Bedürfnisse ın- 
zwischen gross, unter Umständen auch sehr gross gewordener 
Kirchengemeinden Befriedigung. Wo dann noch die veränderte 
Geschmacksrichtung der neueren Zeit in Bau und Ausstattung 
Beachtung heischend hervortritt, da erscheint es doch sehr wenig 
ausgemacht, dass ein Lastenpflichtiger diese Ansprachen alle soll 
erfüllen müssen. Neue Sachverhältnisse haben sich gebildet und 
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neue Rechtstitel (Kirchliche Besteuerung) müssen daher auch die 
daraus gewordenen Bedürfnisse befriedigen helfen, während jede 
wenn auch gutthatsweise oder unter Vorbehalt erfolgende Ueber- 
nahme einer erweiterten Erbpflichtenleistung auf alten schlecht- 
gewordenen Unterlagen fortbauen will und deshalb auch nur Ge- 
füge von zweifelhaften Wert schaffen kann. Zur Vermeidung 
dessen scheint aber die Ablösung der alten Pflichtigkeiten die 
zusagendste Art und Weise zu sein, der beste weil gerechteste Weg 
wohl, auf dem die Gegenwart dazu gelangen kann, das Gebäude, 
in dem sie zu wohnen berufen ist, nach eigenem Bedürfnis, nach 
eigenster Ueberzeugung dessen, was ihr frommt, einzurichten. 

Doch kehren wir wieder zu der weiteren Behandlung der 
Frage über den Umfang der Erbbaupflicht in ihrer Einwirkung 
auf die Frage über die Rätlichkeit einer Erblastenablösung 
zurück. 

Angenommen es hat sich im gegebenen Falle selbst die Frage 
über den Umfang der Erbbaupflicht nicht aufgeworfen, soweit 
das Lastenobject in Betracht kommt, so kann sie sich sofort 
wieder aufwerfen bei den Einzelleistungen, die zusammen die 
Erbbaupflicht ausmachen. Nicht selten ist der Fall, dass letztere 
derart in Hauptleistung (Bauen) und Nebenleistungen (Bauhilfen) 
geteilt ist, dass die letzteren als: Hand- und Fuhrarbeiten zu 
dem zu erstellenden Bau von anderen als vom Bauherrn zu leisten 
bezw. deren Kosten zu bestreiten sind. Dieser Aufwand repräsen- 
tiert nach allgemeiner Annahme meist ein Fünftel bis ein Viertel 
des gesammten Bauaufwands: bei grossen Neubauten in den 
volkreichen Städten eher mehr. Baulilfen umfassen nun allge- 
meiner Meinung nach die durch Hand- und Spannleistungen er- 
folgende Beischaffung von Baumaterialien. Diese kann man 
trennen in Materialien, die zum Bau dauernde Verwendung finden 
und in solche von blos vorübergehender Verwendung. Zu letz- 
teren gehören die Hölzer zur Einrüstung des Bauwerks und die 
Utensilien sämtlicher am Bau beschäftigter Handwerkergruppen. 
Kaum hatte die fortschreitende Arbeitsteilung bewirkt, dass für 
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Beschaffung, Gestellung, Beischaffung und Wiederbeseitigung 
dieser blos zu vorübergehender Verwendung benötigten Mate- 
rialien eigene Grossbetriebe mit beträchtlicher Kapitalieninvestitur 
sich gebildet, so liegt auch schon die Frage zur Entscheidung, 
ob der Aufwand für diese Leistungen zu Lasten des Bauherrn 
oder zu Lasten der Baubeihilfeverpflichteten zu geschehen hat. 

Auch die Verpflichtung zur Beschaffung der zu dauernder 
Verwendung bestimmten Baumaterialien birgt Anlässe zu mancher- 
lei Streitfragen. Man sehe: 

In gemessener Entfernung von dem Orte, in dem eine Kirche 
gebaut werden soll, befindet sich ein Steinbruch, aus welchem 
die Bausteine gewonnen werden können. Dieses Material ist aber, 
wie bekannt, nicht sehr konsistent und daher der Verwitterung 
sehr ausgesetzt. In weiterer Entfernung davon befindet sich ein 
anderer Bruch, dessen Material von grösserer Härte und daher 
ganz allgemein vorzuziehen sein wird. Von Complicationen, die 
sich aus der Farbe des Gesteins, aus der grösseren oder geringe- 
ren Leichtigkeit der Gewinnung oder aus dem eventuellen Eigen- 
thum an den respectiven Steinbrüchen ergeben können, ganz zu 
schweigen. Der Erblastenpflichtige wird naturgemäss für seinen 
Teil bestrebt sein, das bessere Steinmaterial zu gewinnen, da ın 
Verwendung des weniger widerstandsfähigen eine erhebliche Er- 
schwerung seiner Baulast infolge früherer Wiederkehr ihrer Er- 
füllungszeit liegt, während der zu Hand- oder Spannleistungen 
Beihilfepflichtige in einer Ersparnis an Entfernung bei der Her- 
beischaffung seinerseits eine wesentliche Erleichterung seiner Ver- 
bindlichkeit erkennen wird. 

Nicht minder beträchtlich ist und darum ebenso leicht strittig 
in Ansehung seiner Tragung wird der Aufwand für Herrichtung 
eines Bauplatzes so, dass ein Lastengebäude darauf zweckent- 
sprechend erstellt werden kann, sowie auch jener für Beseitigung 
der Reste nach beendeter Bauthätigkeit. 

Die Streitfragen-Möglichkeiten, die nicht selten zu Entschei- 
dungen gedrängt werden, haben sich in den angezogenen und 
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materiell immerhin ansehnlichen Fällen längst nicht erschöpft. 
Wer, so wird weiter gefragt, trägt die Kosten für Verbrinzung 
des rohen Holzes aus dem Wald zur Sägmühle behufs Herrich- 
tung und wer jene für Verbringung der hergerichteten Hölzer 
von der Sägmühle zur Baustelle? Sınd die Baumaterialien von 
den zu Hand- und Fuhrdiensten Verpflichteten nur bis zur 
Baustelle zu verbringen oder schliesst diese Verpflichtung auch 
in sich, dass sie bis zum Punkte ihrer Verwendung am Bau zu 
schaften sind? Gehört zur Hand- und Spanndiensteleistung auch 
eine ordnungsgemässe Lagerung der herbeigeschafiten Materialien 
an oder ın der Nähe der Baustelle? Wer trägt die Kosten der 
von der heutigen Bautechnik im Interesse guter Erhaltung em- 
pfohlenen Beheizung lastenpflichtiger Kirchengebäude? Und wenn 
hierüber entschieden, die Einrichtung welcher Heizungsart kann 
beansprucht werden? Wie verhält es sich heute mit den in 
früheren Zeiten an die Frohnenden verabreichten Zehrungen ? 

Diese und mit der Zeit wer weiss? was noch für Streit- 
fragen sind zum Teil schon oder könnten jederzeit erwachsen 
aus dem dafür ergiebigen Felde der Erblastenbaurverptlichtungen 
und wenn man ın Betracht zieht, dass der Domänentiskus allein 
zu etwa 300 kirchlichen Lastengebäuden pflichtig ist, wozu noch 
die anderer Pflichtigen sich gesellen, wenn man ferner sich ver- 
scgenwärtigt, dass irgend eine Bauthätigkeit an diesen Gebäuden 
sozusagen dauernd erforderlich, daher die Veranlassung zu den 
Zwistigkeiten geradezu in Permanenz erklärt werden darf, so er- 
giebt sich das starke Verlangen nach Beseitigung dieser Ver- 
hältnisse von selbst. 


VI 


Die Verpflichtungen zur Verabreichung der Competenzen und 
zur Bestreitung des Bauaufwands sowie des Aufwandsfür die verschie- 
denen sonstigen Bedürfnisse loszuwerden erscheint aber insbesondere 
auch für die damit befassten Verwaltungen, vorzugsweise mit Rück- 
sicht auf eine damit zu erzielende Geschäftsvereinfachung, ange- 
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messen und zeitgemäss. Diese Vereinfachung stellt in der Folge 
die Zulässigkeit einer Reduktion des Gehilfenpersonals der ein- 
zelnen Verwaltungen wie der Centralverwaltung und damit eine 
nicht unerhebliche Verminderung des Aufwands für die Admini- 
stration in Aussicht, entspräche somit dem obersten Grundsatze 
der Wirtschaftlichkeit. Gegenwärtig verursacht die Erfüllung 
fraglicher Verptlichtungen den Bezirksdomänenämtern und, so- 
weit die Besorgung der auf Neubau bezw. Unterhaltung von 
Laastengebäuden Bezug habenden Geschäfte in Frage hegt, auch 
den Bezirksbauinspektionen viel undankbare Mühe und Arbeit, 
namentlich hat aber die Bestreitung der „sonstigen Bedürfnisse“, 
die sich da und dort wie oben beispielsweise erwähnt, bis auf die 
Anschaftung der geringfügiesten und unbedeutendsten Geren- 
stände ausdehnt, fortwährend eine Menge von Widerwärtigkeiten 
und Streitigkeiten für die Ptlichtigen wie für die Berechtigten im 
Gefolge. | 

Die Ungleichmässigkeit der Erfordernisse für die Erblasten, 
die sich wie aus der eingangs gegebenen Darstellung zu ersehen, 
im letzten Jahrfünft in einzelnen Perioden um beiläufig 60 000 Mk. 
bezw. 100000 Mk. nach oben und unten veränderten, bringt fer- 
ner bei der Aufstellung in die Staatsvoranschläge ein Moment 
der Unsicherheit und man wird es daher auch als einen Fort- 
schritt in der Ordnung des inneren Staatshaushaltes bezeichnen 
dürfen, wenn einmal die Frage der Erblasten ın feste Regeln 
gestellt ist. 

Nachdem ferner (durch Gesetz vom 9. Oktober 1860) den 
Kirchen eine freiere und selbstständigere Stellung gesichert ist 
und sie darauf angewiesen sind, ihre Angelegenheiten in eigener 
Macht-Vollkommenheit zu ordnen und zu verwalten, wird bezüg- 
lich der Erblastenverbindlichkeiten, soweit sie Kirchen und Pfar- 
reien betreffen, kein zureichender Grund mehr vorliegen, dass 
der Pflichtige auch die mit der Leistung verbundenen zahlreichen 
sonstigen Geschäfte besorge; es wird vielmehr gerechtfertigt sein, 
der Kirche diese Geschäfte gleichzeitig mit der Verabfolgung 
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des entsprechenden Abfindungscapitals zu überweisen. Mit dem 
überwiesenen Pfunde mögen die einzelnen Kirchenvermögensver- 
waltungen so wuchern, dass ihnen die Mittel zur nachhaltigen 
Deckung der Bedürfnisse ihrer Kirchen zu Handen wachsen. 
Wo neue Verhältnisse eine Steigerung dieser Bedürfnisse bedingt 
haben, da besitzen die Kirchen, katholischen wie protestantischen 
Bekenntnisses, durch die neuere Gesetzgebung (die israelitische 
Religionsgemeinschaft hat bereits seit 1809 das Recht der Be- 
steuerung ihrer Angehörigen zu Kultuszwecken eingeräunit er- 
halten) einen Weg, um sachgemäss zur Befriedigung dieser Mehr- 
bedürfnisse zu gelangen: nämlich den der kirchlichen Besteue- 
rung !). 

Nach alledem istes wohl nicht zu viel gesagt, wenn behaup- 
tet wird, dass die angeführten Gründe und Verhältnisse eine Be- 
seitigung auch der auf öftentliche Zwecke oder auf unter öffent- 
licher Controle stehende Zwecke abzielenden Erblasten als ange- 
zeigt, zweckmässig und zeitgemäss erscheinen lassen, und dass 
diese Beseitigung am besten die Form der Ablösung anneh- 
men soll. 

Da es aber aus freiwilliger Initiative der Beteiligten her- 
aus — nach den bisherigen Erfahrungen — dazu nicht kommen 
wird, so erübrigt nur die Erlassung eines bezüglichen Gesetzes. 

Man hat einwendend dagegen geltend gemacht, dass durch 
Erlassung eines solchen Gesetzes unter Umständen zu tief in die 
Eigentumsrechte der Berechtigten insbesondere der Kirchen, 
Stiftungen, Unterrichts- und Wohlthätigkeitsanstalten, die $ 20 
der Vertassungsurkunde in seinen besonderen Schutz genommen 
hat, eingegriften werde. Zugestandenermassen stehen die in den 
Erblasten repräsentierten Leistungen in ihrer Begründung auf 
dem Boden des Privatrechts; sie haben deshalb auch allen Schutz 
und alle Sicherheit anzusprechen, welche Verfassung und Gesetze 


1) Vgl. hierzu die Gesetze vom 26. Juli 1888, die Besteuerung für ört- 
liche kirchliche Bedürfnisse betreffend, und vom 18. Juni 1392, die Be- 
steuerung für allgemeine kirchliche Bedürfnisse betr. 
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dem Eigentum feierlich verheissen und schuldig sind. Wenn man 
von hier ausgehend anerkennt, dass der Anspruch auf die Erb- 
lastenprästation ein wohlerworbenes und daher, wie jedes andere, 
schutz- und sicherheitsberechtigtes Eigentum darstellt, so ist auch 
nur ein Fall möglich, dessen Wirkung dieses Eigentumsverhält- 
nis beeinflussen kann, nämlich: das öffentliche Wohl. 

Kommt dieses in der Frage nach Beseitigung dieser Lasten 
in Betracht? 

Wie oben schon erwähnt, handelt es sich um die Vollen- 
dung der bereits begonnenen Befreiung von Grund und Boden 
durch Beseitigung der noch zu Gunsten von öffentlichen oder von 
unter öffentlicher Controle stehenden Zwecken darauf ruhenden 
Lasten. Dieselben Gründe, die für Beseitigung der zu Gunsten 
von Privatzwecken bestandenen Lasten gesprochen und die vor- 
wiegend aus dem Gesichtspunkt der allgemeinen Interessen auf- 
gestellt waren, sprechen auch für Beseitigung des noch geblie- 
benen Restes jener Lasten. Jene Verhältnisse und ihre stören- 
den Wirkungen können erst dann als gänzlich beseitigt betrach- 
tet werden, wenn alle, nicht nur ein Teil der Reallasten im wei- 
testen Sinne, beseitigt, somit auch die heute noch bestehenden 
Leistungen hier einschlägiger Art aus dem System des Privat- 
rechtes entfernt sind. Man kann selbst den Einwand zugeben, 
dass die noch bestehenden Erblasten nicht so sehr mit dem Er- 
trägnıs der Liegenschaften in connexem Verhältnis stehen, auch 
den Besitzer nicht so an rationellem Anbau hindern, wie die 
bereits beseitigten Grundlasten; doch muss man gleich entgegen- 
halten, dass die starken Wirkungen der Beschwerden gegen Fort- 
bestand dieser Leistungen nur deshalb nicht in dem Mass, wie 
zu erwarten, zur Geltung kommen, weil so viele durch erkannte 
Zweckmässigkeiten bedingte, zu allgemeinem Nutzen als nötig 
anerkannte und durchgeführte Aenderungen unserer wirtschaft- 
lichen Verhältnisse sich in wirksamen Vollzug gesetzt haben. 
Dies hat mit sich gebracht, dass die Leistenden die Errungen- 
schaften dieser Fortschritte sich zu Nutzen zu machen in der 
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Lage sind und so die Leistungen sich bis zu einem gewissen 
Grad zwar erleichtern; in diesem Zusammenhange zeigt sich aber 
auch, dass die günstige Wirkung dieser Errungenschaften noch 
grösser und für die Allgemeinheit förderlicher sein könnte, wenn 
eben nicht altzeitliche und in ihrer Last darum ungleich schwerere 
Ketten daran hingen. 

Wenn deshalb die Gesetzgebung heutigen Tages durch Ab- 
lösungsgesetze die Möglichkeit endgiltiger Befreiung der Urpro- 
duktion von diesen ausserdem noch geradezu zur Ungebühr an- 
gewachsenen Lasten gewährt, so liegt dies unzweifelhaft im öffent- 
lichen Interesse. 

Noch von einem andern Standpunkte aus erscheint mir diese 
Massregel als ene durch den allgemeinen Nutzen geforderte zu 
sein. Ebensowenig wie die grösste Gemeinschaft, der Staat, eben- 
sowenig können auch kleinere Gemeinschaften heute noch darauf 
rechnen, aus Erträgnissen privatwirtschaftlicher Betriebe allein 
ausreichende Mittel zu allseitiger Befriedigung ihrer Zwecksbe- 
dürfnisse sich zu verschaffen. Die privatwirtschaftlich gewonne- 
nen, in ihrer Ergiebigkeit den Bedarf von heute längst nicht 
deckenden Einkünfte reichen für Leben und Erhaltung solcher 
Gemeinschaften nicht mehr hin. Wo die Leistungen derartiger 
Gemeinschaften im öffentlichen Interesse liegen, ist man deshalb 
auch auf diejenige Form der Mittelbeschaffung verwiesen, die 
durch den allgemeinen Character der Mittelverwendung bedingt 
ist: Zur Besteuerung der Gemeinschaftsmitglieder. Welche Gründe 
könnten geltend gemacht werden gegen die ganz allgemeine An- 
wendung dieses Prinzips auch auf die Erblastenverhältnisse? 
Auch hier fordert das öflentliche Interesse Allgemeinheit und 
Gleichmässigkeit in der Inanspruchnahme, während die Fortdauer 
der Erblastenverhältnisse den Pflichtigen das Mehr aufbürdet, 
die in ihrer Masse ungleich leistungsfähigeren Berechtigten aber, 
deren Bedürfnissteigerung dieses Mehr gerade verursacht, von 
der Aufwandsteigerung unberührt bleiben. An Vorgängen in 
gedachter Richtung auf anderen Gebieten des öffentlichen Lebens 


Siebert, Zur Frage einer Erblastenablösung in Baden. 959 


mangelt es nicht. Es liegt im Zuge unserer Zeit, die ungenügend 
gewordenen Leistungen, die manchem Einzelnen von altersher zu 
allgemeinerem Nutzen oblagen, durch Inanspruchnahme der steuer- 
lichen Kräfte der Allgemeinheit zu ergänzen bezw. zu ersetzen. 
Dass diese Steuerkräfte mit jeder Entlastung und Entfesselung 
von Grund und Boden zunehmen, was der Allgemeinheit wieder- 
um auch für ihre sonstigen Zwecke zu Gute kommt, ist wohl 
nicht weiter zu begründen nötig und wenn dieses Ziel mit der 
Aufhebung des Restes der Erblasten noch mit zu erreichen ist, 
so läge darin an sich ein meiner Meinung nach hinreichender 
Anlass, dieses Ziel auch mit allen Mitteln zu erstreben. 

Fragt man zum Schlusse, warum all dieser Gründe unge- 
achtet die Beseitigung der noch bestehenden Erblasten in Baden 
bislang nicht hat erreicht werden können, so muss man antwor- 
ten: Weitschichtige Schwierigkeiten türmen sich vor ein derar- 
tiges Beginnen und stellen die Aussicht auf Gelingen sehr in 
Frage. 

Eine Hauptschwierigkeit liegt einerseits in der Beschaffung 
der sehr beträchtlichen Summen, die zur Ablösung benötigt wä- 
ren, anderseits in der Anlegung der beschafiten Ablösungscapi- 
talien. Gewiss ist die Aufbrinzung so bedeutender Mittel, wie 
sie zur Ablösung der Erblasten gefordert würden, nicht leicht 
und erfordert finanzwirtschaftliche und finanztechnische Kunst- 
leistungen. Aber man hat schon Leistungen ähnlicher Art er- 
lebt — es darf nur an die Zehntablösung erinnert werden — die 
obendrein noch in ihrem Endresultat die befürchteten wirtschaft- 
lichen Schädigungen nicht nur nicht im Gefolge gehabt haben, viel- 
mehr neben den allgemeinen ziftermässig nicht ausdrückbaren 
Vorteilen noch einen sehr greifbaren Nutzen hinterlassen: Die 
Zehntablösungskasse ging mit einem sehr beträchtlichen XNetto- 
Ueberschuss in der allgemeinen Staatskasse wieder auf; ein spre- 
chender Beweis für die schier unerschöpfliche Leistungsfähigkeit 
der Urproduktion, wenn ihr die Möglichkeit freiester Einzelbe- 
thätigung geschaffen werden kann. Was hindert, wenn wir ein 
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solches Resultat auch für die Ablösung der annoch bestehenden 
Erblasten annehmen möchten? 

Auch in der Anlage und weiteren Verwaltung der Ablösungs- 
kapitalien finden sich Schwierigkeiten, die bislang gegen eine 
Ablösung Geltung finden konnten. Sie werden aber keine so 
weitgehende Beachtung mehr beanspruchen können, seit mit Ein- 
führung kirchlicher Besteuerung die Kirchen an sich schon Vor- 
sorge für Vermögensverwaltung haben treffen müssen; in deren 
Aufsabenkreis würde nunmehr selbstverständlich auch die sach- 
gemässe Bewirtschaftung der Ablösungskapitalien fallen. 

Von wesentlichem Einfluss auf die Frage der Erblastenab- 
lösung sind weiter die Festsetzung des Ablösungsfusses bei den 
verschiedenen Lastenarten ; die Feststellung des Wertes der Erb- 
lasten, insbesondere der Erb bau verpflichtungen; Fixierung der 
den Ablösungsberechnungen zu Grunde zu legenden Zeiträume. 

All diese und noch manche andere Schwierigkeiten können 
wenn überhaupt, wohl noch eine Zeit lang hindernd wirken, sie 
werden aber auf die Dauer nicht vermögen, Massregeln hintan- 
zuhalten, die auf Entfernung von Belastungsverhältnissen abzie- 
len, deren Entstehung vielfach in historischen Zufälligkeiten ge- 
legen und deren fortdauernde Wirksamkeit in eine ihrem Ent- 
stehen ganz fremd gewordene Zeit hinein nur noch lästige Em- 
pfindungen auszulösen in der Lage ist. 
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II, Literaturübersicht'. 
Erstattet von E. Friedberg. 


I. Allgemeines. 


22. Fleiner*, Teber die Entwickelung d. kath. KR. ım 19. Jahrh. 
Rektoratsrede. Tübingen, J. C. B. Mohr. 60 Pf. 

Der Titel der kleinen Schrift könnte irre führen. Es handelt 
sich in ihr nicht darum, die Entwickelung zu charakterisiren, welche 
die Wissenschaft des Kirchenrechts empfangen hat. Vielmehr will der 
Verf. die Ausgestaltung des Rechtes darlegen. Er thut das in prä- 
ciser Weise, und wenn er auch selbstverständlich neue Gesichtspunkte 
nicht aufzustellen vermochte, so hat er doch die charakteristischen 
Momente kurz und treffend hervorgehoben. E. Fr. 

23. Hauck*, Kirchengeschichte Deutschlands. Th. IV. Die Hohen- 
stauferzeit. 1. Hälfte. Leipz., Hinrichs 02. 

Wir wollen nicht unterlassen, unsere Leser darauf hinzuweisen, 
dass die erste Hälfte des IV. Bandes des oben genannten Werkes so- 
eben erschienen ist. Sie umfasst die Zeit von Lothar bis Friedrich 1. 
Wir erachten es für überflüssig, auf die Bedeutung dieses Buches hin- 
zuweisen. Wir haben den Eindruck, als ob die Kraft des Verf. mit 
jedem neuen Bande sich gesteigert habe. Die Kunst der plastischen 
Darstellung der Persönlichkeiten — wir heben hier die Rainalds von 
Dassell, Friedrichs I hervor — ist unvergleichlich. Die Darlegung der 
kirchlich-politischen, der religiösen und intellektuellen Entwickelung 
unübertreftflich. Je mehr die durch die Profanhistoriker vertretene 
Literatur der mittelalterlichen Geschichte sich in Einzelheiten verliert 
und der grossen universalhistorischen Ausgestaltung des Stoffes ent- 
behrt — ein Mann wie der verstorbene Scheffer-Boichhorst wird mit 


ı Die mit #® bezeichneten Bücher sind der Redaktion zur Besprechung 
zugegangen. 
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panegyrischen Lobe überhäuft, und doch hat er, vielleicht von seinem Erst- 
lingesbuch abgesehen, kein Werk geschaflen, welches mehr als Einzel- 
fragen zu lösen unternommen hätte — um so mehr muss hervorge- 
hoben werden, dass dieser Kirchenhistoriker für Deutschland mehr 
und unvergleichlich Besseres giebt, als alle sonstigen Werke über 
mittelalterliche deutsche Geschichte. 

Die Leser unserer Zeitschrift möchten wir aber darauf aufmerk- 
sam machen, dass auch die kirchenrechtlichen Verhältnisse seitens des 
Verf. eine beachtenswerthe Darstellung gefunden haben. Selbstver- 
ständlich, dass in dieser Periode die Lehre von den Bischofswahlen 
eingehend berücksichtigt werden muss, und wenn wir auch z. B. was 
Lothar betrifft nicht allen Ausführungen des Verf. beizupflichten ver- 
mögen, so sind sie doch stets mit selbständigem Geiste aus den Quellen 
heraus begründet. Auf die Pfarrwahlen in den Städten möchten wir 
dann noch insbesondere hinweisen, obrleich wir auch hier der Begrün- 
dung des Verf. noch einigermassen bedenklien gegenüberstehen. 

Aber auch Regalie und Spolie, Kloster- und Kapitelswesen, Archi- 
diakonat und Legatenwesen: Alles das ist vom Verf. selbständig auf 
Grund der Quellen behandelt worden. 

Und dazu kommt: die Lektüre des Buches ist keine Arbeit, son- 
dern ein Genuss. E. Fr. 

24. Valois, La France et le grand schisme d’Occeident 3. 4. 
Par. 02. 

25. Forbes, TL’eglise catholique en Ecosse A la fin du XVle si- 
ecle. Paris 1901. 

26. sünter* D. Restitutionsedikt v. 1629 u. d. kathol. Restau- 
ration Altwirtembergs. Stutte. Ol. W. Kohlhammer. 7. Mk. 

Weder die 1599 erschienene Abhandlung von Gebauer noch die 
ältere von Tupetz geben ein genügendes Bild von der Bewerung. wel- 
che das Restitutionsedikt hervorgerufen hat. (ierade für den schwä- 
bischen Kreis war sie besonders eintlussreich, und namentlich für Würt- 
temberg bedeutete sie das Scheitern einer schon vor der Reformation 
einzeschlagenen Politik und stellte geradezu die Existenz des Staates 
in Frage. Dadurch rechtfertigt sich das Erscheinen der oben genannten 
Schrift, welche durchweg auf archivalischen Studien beruht und an- 
regend und frisch geschrieben ist, wenn auch nieht immer in einwand- 
freier Sprache. Das Buch fällt eigentlich nicht in den Bereich dieser 
Zeitschrift. Indessen haben wir doch nieht unterlassen wollen, unsere 
Leser darauf aufmerksam zu machen. E. Fr. 

27. Götz, Card. Karl Aug. (iraf v. Reisach als B. v. Eichstätt. 
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Eichst. 01. 

23. Lecanuet, Montalembert, d’apres ses papiers et sa corre- 
spondance. Par. 99—Vl. 1—3. (1: Sa jeunesse 1510-26; 2: la lhı- 
berte d’enseignement (1535—50); 3: l’eglise et le second empire (1850 
bis 70). 

29. Jannuccei, Enchiridion theoloriae dowmatico-polemicae contra 
serpentes nostrorum temporum errores a concilio vaticano, a syllabo 
et a nuperrimis ecclesiae romanae decretis proscriptos et damnatos: 
epitome theologicarum thesinm quas pro clero elucubravit. Vol. I—II. 


Napoli. (02). 
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5.Säcmüller*, Lehrb. d. kath. KR. Th. II. D. Verfassung d. 
Kirche. Freiburg, Herder. 02. XAMk. 3.50. 

Dieser Theil enthält die Lehre vom Klerus, vom Kirchenamt incl. 
der Verleihung und des Patronatsrechts, die Lehre von den einzelnen 
Kirchenämtern und den Synoden. Die Darstellung ist kurz und prä- 
cise, die geschichtliche Entwickelung wird überall skizzirt. der Standpunkt 
des Verf. ist ein relativ-objektiver. Freilich hält auch er den Besitz 
wenigstens eines Theiles des Kirchenstaates für den Papst nöthig, um 
seine kirchlichen Rerierungsrechte voll ausüben zu können, obgleich 
doch die Päpste Jahrhunderte lang die Kirche geleitet haben, ohne 
eine Herrschaft über Rom zu besitzen, und man doch nicht Leo XILI 
nachsagen kann, dass er nicht die vollen Machtbefugmisse des Papates 
ausseübt babe. Bei der Lehre von der Bischofswahl frappirt uns, 
dass auf der Wahlliste drei Namen zur Auswahl übriz bleiben sollen. 
Freilich hat das Pius IX. erklärt, aber dieser konnte doch nicht ex 
post die rechtlichen Grundlagen der Verträge ändern. Für die Drei- 
zahl ist gar kein vernünftiger Grund vorhanden. Sie ist nur willkür- 
lich bestimmt, und der Papst hätte ebenso gut jede beliebige andere 
Zahl nennen können. F. Fr. 

6. Duballet, Cours ecomplet de droit can. et de iurisprudence, 
canonico-civile. t. VIII. traite des paroisses et des eures. Par. 01. 

7. Cardilli, Tratt. teorico-pratico di giurisprud. canon. con- 
frontata con la legislaz. civile ital. Sansevero Öl. 

8. Schiappoli*, Manuale del diritto ecelesiasticio P. I. To- 
rino 02. Unione tipografieo-editrice. Live 5. 

Man würde dem Verfasser Unrecht thun, wenn man sein Buch 
nach dem Massstabe beurtheilen wollte, welchen wir in Deutschland an 
ein Lehrbuch und speziell ein solches des Kirchenrechts zu legen 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. X11. 2%. 18 
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pflegen. Für uns ist die Basis, auf der wir unser System aufbauen 
die Kirche, wobei wohl ultramontane Autoren, mehr der Verganren- 
heit als der Gegenwart, die vom Staate ausgehenden einschlagenden 
Normen ganz ignoriren, keiner aber die Beziehungen der Kirche zum 
Staate als Grundlage des Systems hinstellt. Anders verfährt der Ver- 
fasser. Sein Buch ist ein Staatskirchenrecht, und die specifisch kirch- 
liche Entwickelung wird höchstens als ein Faden in das Gewebe der 
staatskirchenrechtlichen Darstellung aufgenommen. Ebenso verhält es 
sich aber auch mit der geschichtlichen Eutwickelung. Für den Ver- 
fasser ist das geltende Recht der Ausgangspunkt und nur vereinzelte 
geschichtliche Bemerkungen dienen zur Erläuterung jenes. Für uns ist 
das heutige Recht der Endpunkt, den wir nur aus seinen Anfängen 
richtig würdigen zu können meinen. Unsere Lehrbücher wollen ihren 
Benützer in den Stand setzen, die einzelnen Sätze an der Hand der 
Quellen und der Literatur prüfen zu können. Citiren wir ein Akten- 
stück, so sagen wir, wo es gedruckt zu finden ist. Von alledem ist 
bei dem Verf. keine Rede. Er giebt nicht mehr Literatur als wir bei 
monographischen Darstellungen zu geben pflegen und die gesammten 
Quellen des kirchlichen Rechts, so weit sie von der Kirche ausgehen, 
werden auf nicht ganz zehn Seiten behandelt. Wir pflegen ın den 
Text unserer Lehrbücher die massgebenden Rechtssätze aufzunehmen 
und die Berründung so weit erforderlich in den Anmerkungen zu 
geben, dort auch die Kontroversen zu behandeln. Der Verf. erörtert 
Alles gleichmässig im Texte, wie bei einer Monographie, und in der 
der That charakterisirt sich das Buch als eine zusammenhängende 
Reihe grösserer oder kürzerer Monographien. — Sehen wir von alle- 
dem ab, so ist aber das Buch eine tüchtige und wissenschaftliche Lei- 
stung. Der Verf. hat sich sorgsam in der Literatur umgethan, und 
auch die deutsche eingehend berücksichtigt. Auch für uns Deutsche 
wird das Buch nützlich sein, wenngleich die eigrenthümliche Syste- 
matik uns beim Aufsuchen der gewünschten Aufklärung grosse Hinder- 
nisse bereiten wird. Einen Irrthum möchten wir berichtigen. Der 
Verf. behauptet S. 29, dass der Abschluss des Corpus juris ceanoniel 
vom Baseler Concil deeretirt worden sei, daher corp. iur. canonicı clau- 
sum. Bekanntlich hat das Concil keinen solchen Beschluss ygetasst. 
vielmehr nur diejenigen päpstlichen Reservationen aufrecht erhalten, 
quae in corpore iuris canonicl clausae essent, woraus dann missverständ- 
lich der terminus corpus clausum erwachsen ist. Auch das ist nicht 
richtig, dass nach Clemens V. die päpstlichen Dekretalen seltener und 
unwesentlicher geworden seien. Ein Blick in die päpstlichen Regesten 
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widerlegt das. E. Fr. 
9, Regis Planchet, EI derecho canönico y el clero mexicano, 
ösea anotaciones al concilio V. mexicano. Mexico 1900. 
Derselbe. La consonanza religiosa en la arquidiocesis do Me- 
xico, y suplementa A la obra, El derecho canönico. Mex. 1900. 
Beide auf den Index gesetzt. 


II. Sammlungen von Kirchengesetzen. Kirchengesetze 
mit Kommentaren. 


6. Calandruecio. Vademecum del parrocco italiano, ossia ma- 
nuale teorico-pratico di leggi ecclesiastieo-civili riguardanti i parrochi, 
con dettagliato commento della lexge 4 giugno 1899, n. 191, sulle con- 
grue parrocchiali e del relativo regolamento. (Napoli. 02). 
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28. Funk, la date de la didascalie des apötres. Louv. Ol. (Aus 
Revue d’hist. ecel. 2). 

Die Abfassung der Schrift fällt in die II. Hälfte d. III. Jahrh. 

29. Nau, la didascalie, traduite du syriaque pour la I® fois. Le 
Can. cont. 24, 543. 653; 25, 14. 73. 138. 193. 

30. Funk, Zum ersten Buch d. apostol. Constitutionen u. den 
verwandten Schriften. Theol. Quart.-Schr. $4, 223. 

Vgl. auch Baumstark in Oriens christianus 1, 98. 

3l. Friedrich,D. Unächtheit d. Canones v. Sardika: Rezens.: 
Gietl in Theol. Revue 1902. 8.112. (Gegen Friedrich.) 

32. Monceaux, Histoire litteraire de P’Afrique chretienne de- 
puis les origines jusqu’a l’invasion arabe. T. 2: Saint Cyprien et son 
temps. (Paris, 02.) 

33. Fournier, Etudes sur les penitentiels. III Le Penit. Casi- 
nense. Rev. d’hist. et de litterat. rel. 7, 120. 

Auch diese von Schmitz publizirte Bussordnung wird von ihm zu 
Unrecht als „römische“ bezeichnet. 

34. Fournier*, Observations sur diverses recensions de la col- 
lection canonique d’Anselme de Lucques (Grenoble 02 Extrait des An- 
nales de P’Univ. de Grenoble t. XILI. O1). 

Der gelehrte Verf. berichtet über die Sammlung des Anselmus und 
weist in den von ihm untersuchten Handschriften 6 verschiedene Re- 
zensionen nach. Von diesen ist die älteste, dem Original am nächsten 
stehende im Cod. Vatic. 1363 und in der Pariser Nationalbibliothek 

18* 
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cod. latin. 12519 enthalten; die jüngste Cod. latin nr. 12450;/51 der 
Pariser Bibliothek, Abschrift in einem Cod. Haenels jetzt der Leip- 
ziger Universitätsbibliothek gehörig, scheint von D’Achery zu Editious- 
zwecken zusammengestellt zu sein. Gerade diese ist von Saviynyv, 
Wasserschleben, Conrat und mir benutzt worden. Wenn der Verf.noch (lie 
Hoffnung nährt, dass wir von Thaner eine Ausgabe des Anselmus er- 
halten werden, so würden wir über deren Erfüllung zwar sehr erfreut 
sein, aber eigentlich haben wir sie längst aufgegeben. E. Fr. 

35. Böhmer*, D. Fälschungen Erzb. Lanfranks v. Canterbury. 
Leipz. 02. (Stud. z. Gesch. d. Theol. u. d. K. v. Bonwetsch u. See- 
berg. Bd. 8. H. 1). 

Zehn päpstliche Privilegien existiren für den erzbischöflichen Stuhl 
und das mit der Domkirche verbundene Kloster von Canterbury. Sie 
sind nicht nur längst gedruckt sondern die Unächtheit des ersten 
hat schon Hefele behauptet, die sämmtlicher Stubbs, i. J. 1571, der 
letztere freilich ohne seine Behauptung zu begründen. Dennoch firu- 
riren in der zweiten Auflage von Jaffe’s Regesten nur drei als ver- 
dächtige, alle übrigen sind als ächte aufgenommen, ja die Aechtheit 
des einen wird sogar von Ewald den Zweiflern gegenüber mit aller Ent- 
schiedenheit behauptet. Der Verf. pflichtet vollständig der Meinung 
von Stubbs bei, aber in scharfsinniger Untersuchung beweist er, was 
jener blos behauptet hatte. In geistvoller Weise mit lebhafter Dar- 
stellung, ausgerüstet mit vortrefflichen geschichtlichen Kenntnissen hat 
er seine Aufgabe in musterhafter Weise gelöst. Aber er unternimmt 
es auch Ort und Zeit der Fälschung und die Person des Fälschers 
festzustellen. Als solcher ergiebt sich Lanfrank, der Erzbischof von 
Canterbury. Sonderbares Spiel des Schicksals, dass ein berühmter 
Kenner des lombardischen Rechtes, welches Fälschung mit Verstümm- 
lungsstrafe bedroht, der nach urkundlicher Ueberlieferung über die 
Urkundenfälschung mit einem anderen lombardischen Rechtslehrer eine 
Kontroverse ausgefochten hat, selbst nun als Fälscher entlarvt wird. 
Wir halten den Indizienbeweis Böhmers für vollständig gelungen, so- 
weit auf diesem Wege ein sicheres Ergebniss überhaupt erzielt. werden 
kann. Aber obgleich die in Frage stehenden Urkunden Rechtsurkun- 
den sind über kirchenrechtliche Verhältnisse, so würden wir die Be- 
sprechung der Schrift doch nicht als in den Bereich dieser Zeitschrift 
fallend angesehen haben, wenn nicht gleichzeitig auch die Fälschung 
dreier Canones in Frage käme, von denen zwei auszugsweise im Decre- 
tum Gratiani enthalten sind. In extenso finden sie sich einem Codex 
(nr. 405) des 'Trinity-Collegs als Nachtrag jener eigenthümlichen Re- 
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zension der Pseudo-Isidoriana, welche in England vielfache Verbrei- 
tung gefunden hat, und die B. S. 61 fl. näher beschreibt. Danach 
sind die Angaben von Hinschius p. XIV und XAXIVf. zu ergänzen. 
Der Codex ist im Kloster Bee, wo Lanfrauk gewirkt und dessen Prior 
er gewesen war geschrieben, und enthält p. 405 den Vermerk Hune 
librum dato precio emptum ego Lanfrancus archiepiscopus de Beccensi 
cenobio in Angrlicam terram deferri feci et ecclesiae Christi dedi. 

Der zweite dieser canones ist nirgends sonst anzutreffen. Den 
ersten hat Ivo — übrigens ein Schüler Lanfranks — in sein Dekret 
VII, 22 aufgenommen. 

Bei Polycarp ist ein Auszug, ein etwas längerer, der aber nicht von 
ihm stammt, bei Gratian C. XVI qu. 1 c. 25. Der dritte ist gleich- 
talls unvollständig bei Gratien 1. c. c. 24. Der erste und dritte Ca- 
non finden sich aber auch ohne die inseriptio als c. 2 und 3 des 
C'oncils von Nimes, dessen Ueberlieferer freilich auch andere Quellen- 
stellen ohne ihre Inskription anzugeben den Konzilsschlüssen von 
Nimes eingereiht hat. Ich bin bei der Ausgabe Gratians geneigt ge- 
wesen anzunehmen, dass die falsche Inskription erst nach dem Coneil 
jenen Stellen gegeben worden sei. Aber ich beuge mich vor Böhmers 
Nachweis, dass Ivo, der jenem Coneil beigewohnt hat, und dessen De- 
cret vermuthlich vor jenes fällt, die erste Stelle mit derselben falschen 
In-kription hat wie der engl. Codex, wie Polycarp und (Gratian, und 
dass Ivos Text abweicht von c. 2 des Coneil v. Nimes, aber tberein- 
stimmt ınit dem des englischen Codex. ‚Ja ich möchte zur Bestätigung 
noch auf die Notatio Correcetorum zu c. 25 cit. hinweisen, die Böhmer 
entrangen ist, wonach der canon mit noch einiren anderen ! ihnea 
aus Spanien eingesendet worden sei ex vetusto manuscripto mona- 
sterii Populeti genau mit der gefälschten luskription. Der Verf. 
weist nun nach, einmal die Existenz der Fälschung — hier ist ihm un- 
zweifelhaft Recht zu geben — weiter, dass Lanfrank auch hier der 
Thäter sei, dass er seine Machwerke dem Papste in die Hände ge- 
spielt, dabei für can. 1 eine bessere Redaktion gegeben habe, und dass 
sie so nach Nimes und unter die Beschlüsse jenes Concils gerathen 
seien. Das ist Alles sehr anmuthend, aber strikt erwiesen ist es nicht. 
Indizienbeweise können nie volle Sicherheit erbringen und Räthsel 
bleiben immer noch übrig. So z. B. die Frage, wie kommt es, dass der 
Kardinal Gregorius, dem doch wohl das an der Kurie befindliche ca- 


1) Zu diesen gehört der 3. canon nicht, da die Correctores sonst nicht 
unterlassen hätten, dies zu ec. XVl zu qu. 1 c. 24 anzumerken. 
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nones-Material zugänglich war, den can. 1 in der Rezension und mit 
der Inskription wie Ivo giebt, während doch nach Böhmers Meinung 
can. 1 in der besseren Redaktion, wie er unter den Beschlüssen von 
Nimes steht, von Rom aus dorthin gelangt sein soll. Woher Gra- 
tian c. 24 entnommen hat bleibt unerfindlich. C. 25 hat er nicht aus 
Polycarp, denn dessen Text ist kürzer. Er könnte ihn aus Ivo haben, 
aber da 24 und 25 in innerem Zusammenhange stehen, auch gemein- 
sam als c. 1 und 3 in dem gedachten Codex und von dessen abhän- 
gigen (Juellen überliefert sind, so ist es doch wahrscheinlicher, dass 
Gratian aus einer Quelle geschöpft habe, die beide canones enthielt. 
Eine solche kanonische Sammlung kennen wir indessen zur Zeit noch 
nicht. Schliesslich sei noch bemerkt, dass B. auch Fälschungen in den 
c. 21—23 C. XVI qu. 1 erblickt. Bezüglich c. 21 und 23 möchte ich 
das ohne Weiteres zugeben. C. 22 ist Innocentius Papa inskribirt und 
ich habe die Vermuthung ausgesprochen, er könne von Innocenz 1I. 
stammen und ächt sein. B. führt aber an, dass er sich auch — dar- 
auf habe ich selbst hingewiesen, freilich lediglich auf die unzuver- 
lässige Autorität von Theiner gestützt, der nur eine Abschrift der 
ältesten Handschrift benützt hat — in der Caesaraugustana befinde, 
die vor 1118 verfasst sei, wie Fournier die Entstehungszeit dieser 
Sammlung festgestellt habe. Aber diese Feststellung ist keine abso- 
lut sichere. Wir kennen die Caesaraugustana doch noch zu wenig, um 
as einigen Handschriften ein so apodiktisches Urtheil über ihre Ent- 

“ungszeit abgeben zu können, und Fournier selbst kennt eine spätere 

‘sion. Interessant aber ist Eines. Böhmer ist geneirt, auch diese 
' „ehung nach England und Lanfrank zur Last zu legen. Berardi 
‚nacht aber darauf aufmerksam (ll, 1, 229), dass im Londoner Coneil 
v. 1138 c.14. 16 (also unter Innocenz II.) sich Normen finden, die denen 
des c. 22 inhaltlich entsprechen und Gratian vielleicht die Veranlas- 
sung zu sciner Inskription gereben haben könnten. Diese Synode 
fällt zwar zeitlich lange nach Lanfrauks i. J. 1089 erfolgten Tode, 
aber die Wurzeln ihrer hier einschlagenden Bestimmungen können 
doch auf frühere einheimische zurückgehen. Dadurch wird wieder- 
um auf England als Entstehungsart des canon hingewiesen. E. Fr. 

36. Steinacker, D. älteste päpstl. Registerwesen. Mitth. d. 
Instit. 23, 1. 

37. Les Registres de Gregoire IX. Recueil des bulles de ce Pape, 
publiees ou analysees, d’apres les manuserits originaux du Vatican, 
par Lucien Auvray. 7e fascicule. Paris 02. 

38. Bourel de laRonciere, les registres d’Alexandre IV. 4. 
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fasc. Par. 02. 

39.Nilles, D. Datirung d. lib. VI. Bonifaz’. VIIT. juncta glossa. 
Ein Beitr. z. Verständnis d. christl. Chronographie. Z. f. kath. Theol. 
25, 1 (1901). 

40. Bernasconi, Acta Gregorü P. XVT. seil. Constitut., bullae, 
litterae ap., epp. Rom Ol. 

41. Delisle, Canous du concile tenu A Lisieux en 1064. Journ. 
des Savants 1901, 516. 

42. Jecacheux, les statuts synodaux de Coutances de l’annee 
1479. Bibl. de [Ecole des chartes LXI. Liv. 5. 

43. Boudinhon, Le Coneile plenier de ’Amerique latine. Le 
Can. cont. 24, 641. 705. 25, 5. 65. 129. 

44. del Arco y Molinero, Estudio biogräf.-bibliogräf. del 
insigne canonista Fr. Pedro Murillo y Velarde (Jesuit 1696—1753). 
Rev. de archivos 1901. 5, 567. 

45.Sehling*,Dieev. Kirchenordnungen des XVI. Jahrh. Abth.I. 
Sachsen u. Thüringen nebst angrenzenden Gebieten. I. Hälfte: Die 
Ordnungen Luthers. Die Ernestinischen u. Albertinischen (Gebiete. 
Leipz. 02. O. R. Reisland. 

Es ist freilich gegen die Gepflogenheit dieser Zeitschrift, in ihr 
Bücher, die von einem der Herausgeber herrühren, zur Anzeire zu 
bringen. Dennoch glaube ich bezüglich des oben genannten Werkes 
von den üblichen Grundsätzen absehen zu sollen. Handelt es sich 
doch um ein grossartiges Unternehmen, das, lange erwartet, der Kir- 
chenrechtswissenschaft — uud nicht blos dieser — ungeahnte neue 
Schätze darbietet, und geeignet ist, neue Erkeuntniss nach vielen Seiten 
hin zu erschliessen. Es ist bekannt, dass das Studium des evangeli- 
schen Kirchenrechts erst durch Richters Sammlung der Kirchenord- 
nungen in die wissenschaftlichen Wege geleitet worden ist. Freundig 
hat die Wissenschaft diese Sammlung bei ihrem Erscheinen aufgenommen, 
und kaum ist im Laufe der Zeiten ein Wort der Kritik über sie laut 
geworden. Und doch kann sie vor der Kritik nicht bestehen. Wie 
wenig, ist erst durch Sehlings Arbeit klar gelegt worden. Nicht nur, 
dass die Sammlung lückenhaft war und demnach kein ausreichendes 
Bild der reformatorischen Entwickelung gewähren konnte. Auch die 
abredruckten Texte waren kritisch unzulänglich und vor allen Dingen 
unvollständig. Da nun das Richtersche Buch längst buchhändlerisch 
vergriffen war, fasste Sehling den Plan, es neu herauszugeben. Aber 
bei tieferem Eindringen in den Stoff ergab sich die Unmöglichkeit das 
alte Kleid auszubessern und auszuflicken. Von (rund aus neu musste 
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die Aufxabe bewältigt werden. Sehlinz hat den Plan seines Werkes 
schon 1897 in dieser Zeitschrift entwickelt. Jetzt lert er uns die erste 
Frucht eifrigster Forschung und mühseligen Fleisses vor. Der erxte 
Halbband bringt nicht weniger als 209 Aktenstücke. Bei Richter sind 
für dasselbe Gebiet nur 18 gegeben und auch diese nicht vollständig. 
Von diesen 209 liegen 1 nur in den seltenen zeitzenössischen Drucken 
vor, und sind jetzt nach den gedruckten Originalen wieder abgedruckt 
worden. Nicht weniger aber als 115, also über die Hälfte sind bıs- 
her ganz ungedruckt gewesen und werden jetzt zum ersten Male der 
Wissenschaft zuränglich gemacht. — Das Vorwort giebt auf XXI 
Seiten eine kritische Uebersicht über die bisherigen Sammlungen und 
theilt den Plan der Ausgabe mit. Es folgen daun 9 Ordnungen 
I.uthers, wie solche zum Theil auch von Richter geveben waren. \N.1 
bis 28). Der Abtheilunz Sachsen die Ernestinischen und die Alber- 
tinischen Länder geht eine ausführliche geschichtliche Einleitung vor- 
aus 8. 31—141, welche die einzelnen Ordnungen in den geschichtlichen 
Zugammenhang bringt, und so erst deren Wesen zum richtigen Ver- 
ständniss bringt. Diese Einleitung ist klar und präcise geschrieben 
und muss als eine vortreffliche wissenschaftliche Leistung anerkannt 
werden. Möglich, ja wahrscheinlich, dass die Zukunft hier noch Manches 
zu berichtigen haben wird. Denn Sehling war z. B. gezwungen, 
mit dein Corpus Reformatorum zu arbeiten, obgleich die Kritik hier 
namentlich bezüslich Melanchthons noch Vieles richtig zu stellen haben 
ird, was Sehling nachzuweisen nicht in der Lage war. Ebenso wird 
*. die Zeitschrift für Kirchengeschiehte demnächst eine Urkunde aus 
"ahre 1542 bringen, durch welche ein Konsistorium in Coburg 

. wird, von welchem Sehling nicht redet. Aber es wird doch ın 

‚alift Keine ev. Verfassungsgeschichte je anders geschrieben werden 
konnen als auf der (rundlare von Sehlings Forschungen. Der dritte 
Theil bringt die Ordnungen für die Sonderzebiete Freiberg, Wolken- 
stein und Rochlitz S. 459—470. Der vierte diejenigen der ernestini- 
schen und albertinischen Städte in alphabetischer Reihenfolge 8. 47V 
bis 727. Den Schluss bilden 3 Register (chronologisches Orts- und 
Personen- und Sachregister. Der 11. Halbband ist im Drucke. Er 
wird bringen die Ordnungen der vier Stifter (Merseburg, Meissen, 
Naumburg-Zeitz, Wurzen), des Amtes Stolpen, der Stadt und Herr- 
schaft Plauen, der Herrschaft Ronneburg, von Schwarzberg, Schön- 
berg, Reuss), Stolberg, Hohenstein, der Grafschaften Henneberg und 
Mannsfeld, des Eichsfeldes, von Mühlhausen, Nordhausen, Magdeburg, 
Halberstadt, und des Fürstenthums Anhalt. Bei jedem Gebiete auch 
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die eigenen Ordnungen der landsässigen Städte. Dann sollen noch 4 
weitere Bände für das übrire Deutschland und die wichtigsten Kirchen- 
ordnungen fremder Zunge folgen. Freilich wird die Frage, ob jene 
Bände das Material mit derselben Ausführlichkeit bringen werden. wie 
der erste Band das Sächsische von dem Erfolge abhängig sein, welchen 
der letztere finden wird. Denn schon dieser hat die Opferwillickeit 
von Autor und Verleger stark in Anspruch genommen. Deni letzteren 
deswegen hier auch öffentlich zu danken halte ich für eine Pflicht der 
Wissenschaft. Denn auch äusserlich hat er dem Buche die würdige 
Gestalt gegeben, welche dessen Bedeutung entspricht. Man schilt so 
oft darüber, dass der Materialismus auch den deutschen Verlarsbuch- 
handel erfasst habe. Hier liegt ein schöner Beweis des (zegentheils vor. 


E. Fr. 


V. Geschichte der katholischen Kirchenverfassung. 


40. Harnack, Gemeindebildunz u. Bisthum i. d. Zeit von Pius 
bis Constantin. Abh. d. Ak. d. W. 1901, 1186. 

41. Dobschütz, D. urchristl. Gemeinde. Sittengeschichtliche 
Bilder. (Leipz. 02.) 

42. Benazech, le prophetisme chretien, depuis les origines 
jusqu’au Pasteur d’Hermas. (These. Cahors 01.) 

43. Falconer, From Apostle to Priest. A study of early church 
organisation. Edinb. 1900. 

44. Chapman, La chronologie des premieres listes episcopales 
de Rome, Rev. Bened. 19, 13. 

45. Bouvier, Le gouvernement de l’egl. de Rome de la fin du Ier 
siecle jusqu’aun milieu du 1IIe. (These Montbeliard 01.) 

46. Villanova, 9. Bonaventura u. d. Papsthum. Dogmatische 
Studie. (Bregenz 02.) 

47. Crivellueci, Delle origini dello stato pontificio. Studi stor. 
10, 289. 

48. Sickel, Alberich II. u. d. Kirchenstaat. Mitth. d. Instit. 
23, 50. 

49. Cipolla, La canucelleria e la diplomatica pontificia da S. Si- 
ricio a Celestino III. Torino 01. 

50. Pauls, Z. Gesch. d. alten Pfarrkirche von Malmedy. 2. d. 
Aach. Geschichte V.23, 410. (Urkk.betr. den Konflikt des ap. Nuntius 
Bussi mit d. EB. v. (C‘öln über die Consekration d. Pfarrk. z. M.). 

5l. Schellhass, Akt. z. Reformthätigk. Felsician Ninguardas 
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insbes. in Bayern u. Oesterr. während d. J. 1572—77) Quell. u. Forsch. 
a. ital. Bibl. 4, 208. 

52. Ehses, Kirchl. Reformarbeiten unter P. Paul II. vor d. Trien- 
ter Konzil (über Residenzpflicht). Röm. Quart.Schr. 15, 397. 

53. Jungnitz,D. Bresl. Bischofswahl 1682/3. 2. d. V. f.d. Gesch. 
Schles. 35, 245. 

54. Ferran, Le chapitre cathedral de Mirepoix (1318—1790) 
d’apres les registres des deliberations capitulaires Foix O1. (Extr. du 
Bullet. per. de la Soc. ariegeoise t. 8 (über die Verfassung, Einkünfte, 
Aemter, Statuten.) 

Vannerus, Les biens et les revenus du clerge luxemb. au 
XVle sieele. Lux. 01. Extr. des publicat. de l’Inst. archeol du Lux. 
Annal. t. 99). 

56. Ernst, D. Ketzertaufangelegenheit ı. d. altchristl. K. nach 
Cyprian (Ehrhard. u. Kirsch Forsch. z. christl. Liter.- u. Dogmengesch. 
Bd. 2. H. 4.) Mainz. 

57. Thümmel*, Die Versagung der kirchlichen Bestattungsfeier. 
ihre geschichtliche Entwickelung und gegenwärtige Bedeutung. Leip- 
zig 02. Hinrichs Mk. 2,50. 

Eine fleissige, auf ernster Arbeit beruhende Studie, welche ihr 
Thema mit einer Genauigkeit behandelt, die in der bisherigen Litera- 
tur noch nicht erreicht ward. Freilich können wir nicht verhehlen, dass die 
Art der Quellenbenutzung zuweilen zu bemängeln ist. Manchmal sind 
die Citate dritten Gewährsmännern entnommen (Vel. 8.37. C. Carthag. 
nach Neander); andererseits sind die Quellenstellen nicht in den neuen 
Ausgaben herangezogen (8. 39 Gelasius nach Hardouin statt nach Thiel) 
wie denn der Verf. mit einer Ausnahme das Corpus iuris canonici stets 
nach der veralteten Ausgabe von Böhmer benutzt und sogar unöthiger 
Weise die Seitenzahlen dieser jedesmal anzuführen für nöthig erachtet. 
So sind uns denn auch einige Missverständnisse kanonischer Stellen ent- 
gegengetreten. 8. 52 wird c. IX (5, 13) nicht richtig interpretirt. 
S. 56 ist die Alex. 1V zugeschriebene Stelle, die ins J. 1165 verlegt 
wird, somit vor demselben Alex. III, der den im Turnier Gefallenen 
das Begräbniss weigert. S. 67 kann die Stelle Gregors IX nicht von 
1236 sein, da sie in der 1234 publizierten Dekretalensammlung steht. S. 65 
inc. 2. X (1,16) handelt es sich nicht um begrabene Schismatiker, sondern 
um Personen, die von Schismatikern begraben sind. Auch 8. 66 
scheint uns in der Deutung eines der centum gravamıina ein Missver- 
ständniss vorzuliegen. Nicht recht verständlich ist uns der Standpunkt 
des Verf. betr. des Begriffs der Kirchenstrafe, deren Anerkennung er 
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den Kirchenrechtslehrern zum Vorwurf macht. Die Berufung auf den 
Sohm’schen Satz, das Kirchenrecht steht im Widerspruch zur Kirche, 
also auch die rechtliche Kirchenstrafe, reicht doch ernsthaft nicht aus, 
um die Existenz der geschichtlich entwickelten Kirchenstrafe zu bestrei- 
ten; dass diese geschichtliche Entwickelung einen dem Ideal der 
Kirche nicht entsprechenden Verlauf genommen hat, ist aber unter den 
ev. Kirchenrechtslehrern ein unbestrittener Satz. — Doch der Verf. giebt 
nicht blos eine historische Entwickelung, bei welcher er die den ver- 
schiedenen Phasen zur Unterlage dienenden Grundgedanken treffend 
charakterisiert: er spricht auch seine Meinung de lerre ferenda für die 
ev. Kirche aus, in massvoller und würdiger Weise, obgleich uns doch 
nicht ganz klar geworden ist, worin die der Gemeinde zustehende Ver- 
sagung der kirchlichen Bestattungsfeier bestehen soll. E. Fr. 

58. Campolongo, Del violato sepolero presso i Romanı. Riv. 
penal. 1902. 55, 257. 383. 

59. Deissmann, Anathema (das Wort wird im Sinne von Ver- 
fluchung in altheidnische Inschriften gebraucht). 2. f. neutest. Wissensch. 
191 p. 342. 

60. Fockema Andreae, Kerkeliske Rechtspraak in Neder- 
land in de Middeleuwen (Amsterd. 02). (Verslagen en Mededeelingen 
d. Kon. Akad. v. Wetenschappen Afdeel. Letterkunde, de Reeks, 
Deel V.) 

61. Dürr, D. Stadt Heilbronn im päpstl. Bann und ihre Los- 
sprechung 1350. Ber. d. hist. V. Heilbr. 6, 19. 

62. Guerrieri, Gli Ebrei a Brindisi ed a Lecce (1407—1417) 
Contributo alla storia dell’ usura nell’ Ital. meridion. Studi Senesi 
17, 225. 

63. R. Schmidt, D. Herkunft d. Inquisitionsprocesses. (Freib. 02 
aus Festschr. d. Univ. Freib. z. 50jähr. Regierungsjubiläium d. Gr. 
Friedrich.) 

64. von Brünneck*, Beitr. z. Gesch. d. Kirchenrechts in den 
deutschen Kolonisationslanden. I. Zur Gesch. d. Kirchenpatronats in 
Öst- und Westpreussen. Berl. 02. Franz Vahlen. Mk. 1.20. 

Die Verhältnisse in den Kolonialgebieten gestalten sich stets ab- 
weichend von denen der Stammlande. So bietet denn auch in Preussen 
die Ausgestaltung des Patronatrechts Besonderheiten dar. Eine starke 
Befugnis des Landesherrn tritt uns entgegen, welcher die Kirche prin- 
zipiell um so weniger entgegentrat, als ja der preussische Landesherr 
selbst ein geistlicher Orden war. Verf. weist nach, dass der Orden, 
das Patronatrecht nicht aus dem privaten Eigenthum, sondern aus sei- 
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ner landesherrlichen Gewalt für sich abgeleitet habe, und dass Niemand 
anders als auf dem Wege der landesherrlichen Verleihung ein Patronat- 
recht habe erwerben können, also annähernd der Standpunkt des Preus- 
sischen ALR. Auch Regalien- und vielleicht auch Spolienrecht er- 
scheinen als Ausflüsse der landesherrlichen Gewalt. E. Fr. 

65. Mattiussi, della penitenza nei primi secoli (Monza O1 aus 
der Scuola cattolica). 

66. Fischer, Z. Gesch. d. ev. Beichte. 1. D. kathol. Beicht- 
praxis bei Beginn d. Reformat. u. Luthers Stellg. dazu in d. Anfänıen 
seiner Wirksamkeit. Leipz. 02. (Stud. z. Gesch. d. Theol. u. d. K. v. 
Bonwetsch u. Seebere VILl. 2.) 

67. Hal}, Confirmation (geschichtl. Studie) Lond. 01. 

68. Vaeandard, Notes sur l’orizine des cloches. Rev. d. clerge 
france. 29, 337. 

69. Fredericgq, Les comptes des indulgences en 1455 et en 15179 
dans la diocese d’Utrecht Brux. 02. (Sep. a Memoir. couronn. LIX.) 


VI. Staat und Kirche. 


19. Feral, La conception de l’&tat d’apres ’Egl. rom. (Valenec O1. 
These.) 

20. v. Roland, Hist. Wandlungen d. Religionsverbrechen. (Aus 
Festschr. d. Univ. Freiburg z. 50jährigen Regierungsjubiläum d. (Girossh. 
Friedrich v. Baden. S. 119.) 

21. Guienebert, Tertullien. Etude sur ses sentiments A l’erard 
de l’empire et de la societe civile. Par. Ol. 

22.Callewaert, Les premier chret. furent-ils persecutes par edits 
generaux ou par mesures de police? 11. L’origine de la legislat. per- 
secutrice. Confirmation des donnees de Tertullien par Vune des autres 
sources. Rev. d’hist. eceles. 3. 5. 324. 

23. Athanasiades, D. Begründung d. orthodox. Staates durch 
K. Theod. d. (ir. Leipz. 02. 

24. Pfannmüller*, Die kirchliche Gesetzgebung Justinians 
hauptsächlich auf Grund der Quellen. Berlin 02. C. A. Schwetschke 
u. Sohn. Mk. 3,60. 

Bei der Bedertung 


>’ 
Entwickelung der kirchenrechtlichen Materien gehabt hat, ist es ein 


welche ‚Justinians Gesetzgebung auch für die 


dankenswertes Unternehmen, sie nach dieser Richtung hin zur Darstel- 
lung zu bringen. Der Verf. gliedert seinen Stoff in 3 Abschnitte: De 
rebus sacris, de personis sacris, de episcopali audientia, dem anhangsweise 
die lokale Kirchengesetzgebung hinzugefügt ist. Der Verf. analvsirt 


VII. Verfassungs- und Verwaltungsrecht der kath. Kirche. 275 


die einzelnen von Justinian ausgegangenen (Gesetze mit Zuhilfenahme 
der römisch-rechtlichen Literatur. Eine geschichtliche Einleitung ist 
nur bei dem Kapitel de episcopali andientia vorhanden — hier aber 
unzureichend, weil ohne Berücksichtigung der kirchenrechtlichen Lite- 
ratur — während doch die Bedeutung der justinianischen Normen nur 
dann voll erkannt werden kann, wenn sie in den geschichtlichen Zusam- 
menhang eingereiht werden. Das Büchlein ist zwar nützlich, leistet 
aber doch nicht alles, was hätte geleistet werden können. Dazu komnit, 
dass es für die Benutzung nicht bequem ist. Ein Register fehlt und 
- selbst das Inhaltsverzeichniss giebt keine Seitenzahlen. E. Fr. 

25. Goeller, König Sigismund’s Kirchenpolitik v. Papst Boni- 
faz IX b. z. Berufung des Konstanzer Konzils (1404—18). (Stud. a. 
d. Colleg. Sapientiae z. Freiburg i. Br. H. 7. Freib. 02). 

26. Gaillard, Le conseil de Brabant. Hist., organisat. procedure. 
T. 2: organis. et proced. (handelt von der Zuständigkeit in Kirchen- 
sachen) Brux. 01. 

27. Granier, Preussen u. d. kath. K. seit 1640. Nach d. Akten 
d. Geh. Staatsarch. Th. 8 v. 1797—1S03. (Publicat. a. d. K. Preuss. 
Staatsarchiv. Bd. 76.) Leipz. 02. 

28. Beck, D. Säkularisat. in Württemb., Diöces.-Arch. v. Schwa- 
ben 19, 145. (Liste der Säkularıs. von 1802/3.) 

29. Feret, Le concordat de 1516. Rev. des quest. hist. 70, 187. 

30. Card. Mathieu, Le concordat de 1501. Correspond. 169, 
1057; 170, 401. 

31. Dudon, Essai imperial d’erlise nationale. Et. publ. p. 1. Comp. 
de Jes. 1902, 483. 

32. Hussarek, Zur Auslegung d. Art. neun d. Oesterr. inter- 
confessionell. Gesetzes. Z. f. Priv. u. öffeutl. R. 29, 417. 

33. Girön y Arcas, La reforma del concordado celebrado 
entre la Santa sede y el reino de Espafa. Rev. gen. de legislac. 98, 


w 


145. 322. 599; 99, 360. 528. 


VII Verfassungs- und Verwaltungsrecht der katho- 
lischen Kirche. 


34. Peries, L’intervention du pape dans llelection de son suc- 
cesseur. Par. 02. 

35. Gindraux, l/’Infallibilite papale. Hist. et examen de la 
doctrine. (Diss. Geneve 01.) 

36. Durand-Morıbau, La question romaine depuis le traite 
de Paris 1856 jusqu’au 20. sept. 1870. (These Par. 01.) 
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37. Boudinhon, La datarie apostol.; reglem. et nouvelles for- 
mules. Le can. cont. 25, 87, 150. 

38. Vermeersch, De prohibitione et censura librorum, constit. 
„offieiorum ac munerum“* SS. Leonis P.P. XIII. et dissertatio canonico- 
moralis. Tertia editio auctior et accuratior. Accedit novi indieis 
desceriptio. (Tournai 02.) 

39. Missiones catholicae cura S. Congreg. de prop. fide descrip- 
tae ao. 1901. Rom Ol. 

40.Köck, D.kirchl. Censuren latae sent. Kurze Erklärg. d. besteh. 
allcem. kirchl. Censuren. Graz 02. 

41. giorgi, La dottrina delle persone giuridiche o corpi morali, 
esposta con speciale considerazione del diritto moderno italiano. Vol. 
VI (ultimo). Parte speciale: Istituzioni e associazioni di culto. Le so- 
cietä, le associazioni e le istituzioni private. Firenze 022. 


VII. Ordenswesen. 


29. Wolter, La vie monastique; ses principes essentiels. Par. 02. 

30. Plenkers, Neuere Arbeiten u. Streitfragen über die Bene- 
diktinerregel. Z. f. österr. Gymnas. 53. H. 2. 

31. Explication aseetique et historique de la regle de S. Benoit 
par un benedictin. Par. 01. 1. 2. 

32. Ubald, Les freres mineurs et Univ. X’Angers. D’Anjou 
historique 2, 353. 

33. Kranz, D. päpstl. Politik in Verfassungs- u. Vermögensfragen 
deutscher Klöster im XII. Jahrh. (Leipz. 01. In.-Diss.) 

34. Delfour, Les Jesuites ä Poitiers. Par. 02. 

35. Nardelli, Les congregat. relig. A voeux sımples dans leurs 
rapports avec les eveques. Par. Ol. 

36. Jeanroy, Regle des chanoinesses augustines de St.-Pantaleon 
ou des onze mille vierges a Toulouse 1358. (Toulouse 01. Extr. des 
Mem. de la Soc. archeol, du midi de la France.) 

37. Beuchot, Les origines de la congregat. des soeurs de la 
Providence de Ribeauville. Rev. d’Als. 1901, 290. 465. 

38. Jetti, Di Caterina Volpicelli istitutrice delle ancelle del Sacro 
Cuore; libri tre. Vol. I-II. Napoli. (02). 

39. Leroy, Hist. des Petites soeurs des pauvres. (Par.) 

40. Des Granges, Le droit d’assoeiation et les congreg. relig. 
Rev. pol. et parlem. 1901. 34. 

41. Götz, D. Regel d. Tertiarierordens. Z. f. KGesch. 23, 97. 


42. Buitrago y Hernändez, Las ördenes religiosas y los re- 
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ligiosos; estudio juridico sobre su existencia legal y capacidad civil 
en Espana. Madr. 01. 


IX. Evangelisches Kirchenrecht. 


19. Poincenot, les idees de Luther sur la repression de l’heresie 
(these. Montbil. 01.) 

20. Diehl, Aus d. Wahlakten d. Superintendentenwahlen v. 1628 
u. 1632. Beitr. z. hess. KGesch. 1, 103—6. 

2]. Drews*, D. kirchliche Leben d. deutsch-ev. Landeskirchen. 
Th. 1: D. kirehl. Leben d. ev.-luth. Landeskirche d. Königr. Sachsen. 
Tübingen u. Leipz. 1902. J. C. B. Mohr. Mk. 7, geb. Mk. 8. 

Mit diesem Bande tritt ein grösser angelegtes Unternehmen ins 
Leben, welches auch für die Leserkreise unserer Zeitschrift von bedeuten- 
dem Interesse ist. Der Verf. will die Disciplin der „praktischen Theo- 
lorie* mit einem neuen, dem Bedürfnisse der praktischen Theologen 
entsprechenden Inhalte versehen, den er als „Kirchenkunde* und auch 


als „Ekklestastik* bezeichnet. Er wıll —- und damit rechtfertiet sich 
die erstere Bezeichnung — ein genaues Bild der thatsächlichen Ver- 


hältnisse jeder Landeskirche entwerfen und daran eine Kritik knüpfen, 
so dass sein Buch also auch bezüglich der Kirche dasselbe leisten soll, 
was die Wissenschaft der Politik bezüglich des Staates zum Gegen- 
stand hat. Wir halten den Gedanken für einen guten und fruchtbrin- 
genden, wenn wir auch der Meinung sind, dass das Kirchenrecht aus 
der praktischen Theologie ausgeschieden und auch für Theologie Stu- 
dierende zu einer selbständigen Disciplin erhoben werden sollte. Der 
Schritt, den Gratian für das katholische Kirchenrecht schon ım XII 
Jahrhundert gethan hat, die Ausschaltung des kanonischen Rechtes aus 
der Theologie, die Verselbständirung des ersteren, ist für das ev.-theo- 
lorische Studium noch immer zu erwarten. Was der Verf. sich unter 
seiner „Kirchenkunde“ denkt, ist aus diesem I., Sachsen gewidmeten Bande 
zu ersehen. Nach einer kurzen Charakteristik von Land und Leuten 
und einem kurzen Abrisse der Sächsischen Geschichte, gliedert der 
Verf. seinen Stoff in die 8 Kapitel: Aeussere Verhältnisse, die kirch- 
liche Verfassung, das kirchliche Leben in der Landeskirche im Allxe- 
meinen, das kirchliche Leben und die kirchlichen Organe in der Ein- 
zelgemeinde, ım Verhältnis zu anderen Religionsgemeinschaften; das 
kirchliche Leben und das staatliche und gesellschattliche Lehen; das 
religiöse und das sittliche Leben. — Der Inhalt des Buches hat uns 
voll befriedigt. Es ist anregend geschrieben, enthält eine Fülle von 
Material und nimmt einen möglichst objektiven Standpuukt ein. Dabei 
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ist der wissenschaftliche Charakter stets gewahrt, die geschichtliche 
Entwickelung und die Literatur in reichem Masse berücksichtigt und 
angeführt worden. Auch die Darstellung der rechtlichen Verhältnisse 
vermag zu befriedigen, wenn wir auch hier eine Berücksichtigung des 
neuen Bürgerlichen Gesetzbuches vermissen und ebenso eine Analyse 
des Sächsischen Patronatszesetzes, welches bekanntlich für diese Ma- 
terie eine neue Phase der Entwickelunsz bedeutet, wie endlich eine Her- 
vorhebung der Kompetenz des neuen Oberverwaltungsgerichtes auf 
kirchliche Angelegenheiten. Uebrigens giebt das Buch mehr als der 
Titel erwarten lässt. Denn auch die katholische Kirche und die refor- 
mirte, die Genossenschaft der Deutsch-Katholiken — auch hier wäre 
auf die einschneidende Bestimmung des Patronatgesetzes hinzuweisen 
gewesen — und die sonstigen Dissidenten werden behandelt. — Wir 
wünschen dem nützlichen Unternehmen einen rüstigen Fortgang. 


E. Fr. 
X. Sektenwesen. Religionsfreiheit. 


15. Mayer, D. Konz. v. Trient u. d. Gegenreformat. in d. 
Schweiz. 1. Band. 

16. Schmidt, D. kathol. Restauration in d. ehemal. Kurmainzer 
Herrschaften Königstein und Rieneck. Nach archiv. Quell. dargestellt. 
Freib. 02. (Pastor, Erläut. u. Ergänz. z. Jaussens Gesch. X 3, 1.) 

17. St. John, The contest for liberty of conscieuce in England. 
Chicago 02, 


XI. Eherecht. 


25. Philippe, Etude histor. sur les origines et le developpe- 
ment du droit matrim. dans V’Egl. Le Can. eont. 25. 205. 

26. Lefebure, Lecons gener. d’introduct. A T'hist. du droit 
matrimon. franc. Par. 02. 

27. Pidoux, Hist. du mariage et du droit des gens maries, en 
Franche-Conte, depuis la reaction des coutumes en 1459 jusqu’ä la 
conquete de la province par Louis XIV en 1674 (Döle 02 thexe,. 

25. Martin, la crise du mariage dans la lesislat. intermediaire 
(1759—1804). Par. 01. These. 

29. Biermann*, Blume, Frommhold, Gareis, Niedner, Opet, Oert- 
mann, Kommentar z. BGB. Das Familienrecht v. Opet und von 
Blume. Th. 1. Erster Abschnitt $$ 1297—1429 bearbeitet v. Opet. 
Berlin 02. Carl Heymann. 

Von der vorliegenden 1. Lieferung dieses Buches interessiren uns 
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für diese Zeitschrift nur diejenigen Partien, die sich auf das geltende 
persönliche Eherecht beziehen. Der Verf. operirt hier auch mit den 
kirchenrechtlichen Begriffen des impedimentum dirimens und impediens 
(warum sagt er stets impediens tantum?), aber im Uebrigen berück- 
sichtigt er das Kirchenrecht nicht, zumal er auf jede geschichtliche 
Entwickelung und auf jede Rechtsvergleichung Verzicht leistet. Viel- 
leicht wäre es deswegen geboten gewesen, wenigstens literarische An- 
gaben zu machen. Aber der Verf. begnügt sich mit Verweisung auf 
das kleine Lehrbuch von Frantz; da wäre es fast besser gewesen, 
ganz und gar von der kirchenrechtlichen Literatur zu schweigen. Die 
freilich meist minderwerthige des BGB. ist dagegen ausreichend be- 
nutzt. — Die Arbeit des Verf. hat uns im Uebrigen wohl gefallen. 
Der Kommentar ist präcise, durchweg vernünftig und wird der Praxis 
wie nicht minder auch der Theorie gute Dienste leisten. Bei manchen 
schon aufgetauchten Kontroversen hat der Verf. e. E. die richtige Mei- 
nung vertreten, wie z. B. gegenüber der Verlöbnisstheorie von Stutz. 
Doch weichen wir auch in manchen Punkten vom Verf. ab, wie wir 
z. B., ohne auf dem Standpunkt der Thatsächlichkeitstheorie zu stehen, 
eine Anfechtungsklage beim Verlöbniss als ausgeschlossen ansehen, die 
Ehenichtigkeitsklage nicht mit der Feststellungsklage identificiren, das 
von Hollweck gegebene Beispiel einer Drohung als solche anerkennen, 
wenn man nur statt „kündigen“ sagt: „zu kündigen droht“. In Summa: 
eine tüchtige Leistung. E. Fr. 

30. Golling, D. Eintragung der Ehe in das Heiratsregister u. 
S 1324 des BGB. Bonn (Leipz. In.-Diss.) 
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36. Lindenmeyer, Les fiancailles et les promesses de mariage 
dans le droit et la jurisprud. Diss. Lausanne Ol. 

37. Kückhoven, D. röm.-rechtl. Grundsätze d. legitim. p. 
subsequ. matrim. u. ihre Anwendbarkeit im heut. Gem.R. u. im BGB. 
(Düren 98. In.-Diss.) 
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IV. Aktenstücke. 


Mitgetheilt von Friedberg. 
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Päpstliche Aktenstücke. Sprüche römischer Behörden. 


10. Leo XIII. Breve 23./12. 99. Das Apost. Vikariat in Peking 
wird in zwei getheilt. Le Can. cont. 24, 572. 

1l. Leo XUI. 20./3. 1901. Das Seminar in Rochester U. S. 
wird autorisirt, die Grade in Theologie u. Philosophie zu ertheilen. 
Le Can. cont. 24, 672. 

12. Leo XIII. Breve 1./8. 1901. Unterdrückung des Capit. d. 
h. Hieronimus d. Slavonier u. Begründung des Kollegs v. h. Hieronym. 
Le Can cont. 25, 28. 

13. Decr. Congr. consist. 26./8. 99. Errichtung der neuen 
Diözese Aguas Calientes in Mexico. Le Can. cont. 24, 575. 

14. Decr. Congr. consist. 11./4. 1900. Errichtung der neuen 
Diözese v. Manizales in Columbia. Le Can. cont. 25, 100. 

15. Deer. Congr. consist. 20./6. 1900. Die Diözese v. Tolima 
in Columbia wird in die Diözesen Ibague und Garzon getheilt. Le 
Can. cont. 25, 166. 

16. Decr. Congr. consist. 2./7. 1900. Errichtung der neuen 
Diözöse Alagoas in Brasilien. Le Can. cont. 25, 221. 

17. Cong. epp. et regul. Decr. 11./4. 1901. Approbation des 
Institutes Sororum a. SS. Trinitate als Congregation. Le Can. cont. 
25, 242. — Desgl. 8./7. 1901 der Siervas de San Jose. Ib. 243. 

18. Cong. epp. et regular. 10./5. 01. Approbation des Insti- 
tutes a Pietate B. M. V. als Congregatio votorum simplicium, Le 
Can. cont. 25, 172. 
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Gerichtssprüche. 
22. Preussen. E. d. OVGer. 8./6. 01 betr. die Gemeindesteuer- 


freiheit der Dienstgrundstücke der Geistl. auch in der Rheinprovinz. 
AKBI. 1902, 145. 

23. E. d. Preuss. OVGer. 27./9. 1901 betr. die Zulässigkeit der 
Zwangseinstellung der Mittel zur Bildung eines Betriebsfonds für die 
Pfarrkasse in den Etat einer KGemeinde AXKBI. 1902, 193. 

24. Erk. d. Preuss. @. f. Kompet.-Konflikte betr. dieUn- 
zulässisskeit des Rechtsweges bei der Entscheidung über einen Streit 
wegen Parochialzugehörigkeit 29./6. 0l. AKBI. 1902, 158. 

25. Erk. d. Preuss. Ger. z. Entscheid. d. Kompetenzkon- 
flikte 29./6. O1 betr. d. Unzulässigkeit des Rechtsweges bei der Ent- 
scheidung über einen Streit wegen Parochialzugehörigkeit, bez. soferu 
es sich um Befreiung von persöhnlichen, aus der Parochialvrerbindung 
fliessenden beständigen Abgaben handelt. Preuss. KG. u. VBl. 1902, 13. 

26. E.d. Preuss. Ger. z. Entsch. d.. Kompetenzkontlikte 
v. 14./12. 01 über die Erhebung des Kompetenzkonfliktes in der Pro- 
zesssache der französ.-ref. Femeinde in Stettin wider d. k. Konsistor. 
das. u. d. Kreissyn. Stettin-Stadt wegen ihres gemäss $ 49 KG. u. 
SO. v. 10./9. 73 verfügten Anschlusses an die gedachte Kreissynode. 
Preuss. KG. u. VBl. 1902, 19. 

27. E.d. RG. IV. C.S. 30./9. 1901. Unter Mitschuldiger im $ 33 
des Personenstands-Ges. v. 6./2. 75 ist schlechtweg die Person zu ver- 
stehen, mit welcher der Ehebruch begangen wurde. Entsch. 49, no. 22 
S. 83. 

28. E. OLG. Stettin 7./3. 1902. WVerlöbniss. D. Gericht legt 
(tewicht darauf, dass der Vater der minderjährigen Braut seine Zu- 
stimmung zur Verlobung gegeben habe. Rechtssprüche der OLG. 4, 353. 

29. E. d. RGer. Ill. Str.-S. 30./12. 1901. Unter welchen Voraus- 
setzungen ist auf dem Gebiete des Strafrechts ein Verlöbniss als be- 
stehend anzuerkennen? (St.G.B. S$ 263 Abs. 4. 52 Abs. 2.) (Entsch. 
in Str.-S. 35, no. 18. S. 49.) 

Aus den Gründen: 

Die Revision musste ohne Erfolg bleiben. 

Der Beschwerdeführer rügt Verletzung der Vorschriften in $ 263 
Abs. 4 St.G.B.’s und $ 259 St.P.O. Er macht folgendes geltend: Nach 
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den Feststellungen des angefochtenen Urteiles habe zwischen ihm und 
der Verletzten, der M. S., ein Verlöbnis stattzefunden, indem sie sich 
gegenseitig die Ehe versprochen hätten, die S. auch einen Verlobungs- 
ring — von ihm — empfangen habe. Der von ihm angeblich gegen 
die S. Anfang Oktober 1900 begangene Betrug würde daher nach 
8S 263 Abs. 4. 52 Abs. 2 St.u.B.’s nur dann rechtlich verfolgbar ge- 
wesen sein, wenn die S. Strafantrag gegen ihn gestellt hätte. Dies zu 
thun habe aber die S. nach Ausweis der Akten ausdrücklich abgelehnt. 
Allerdings habe er, der Angeklagte, nach der thatsächlichen Annahme 
des Urteiles nicht die ernstliche Absicht gehabt, unbedingt die 8. zu 
ehelichen, seine Absicht sei vielmehr bei Eingehung des Verlöbnisses 
in erster Linie darauf gerichtet gewesen, auf diese Weise das Vermögen 
der S. ganz oder teilweise in seine Hände zu bringen, und er würde, 
wenn ihm dies gelungen wäre, die S. nicht geheiratet, sondern sich aus 
dem Staube gemacht haben. Nur wenn er das Vermögen der 8. nicht 
ohne die Heirat bekommen hätte, würde er sie geheiratet haben. Der 
nach der Auffassung des Urteils bei ihm vorhanden gewesene Mangel 
des ernsten Willens, die S. zu ehelichen, sei, da er seinen Willen, die 
S. nicht zu heiraten, nicht gegen diese erklärt habe, unter diesen Um- 
ständen jedoch sich nur als ein geheimer Vorbehalt charakterisiere, 
nach den Grundsätzen des bürgerlichen Rechtes (vgl. $ 116 B.G.B.’s) 
rechtlich bedeutungslos, das Verlöbnis also für beide Teile rechtswirk- 
sam, damit jedoch die Notwendigkeit eines Strafantrages der S. ge- 
geben. 

Diesen Ausführungen des Beschwerdeführers konnte nicht gefolgt 
werden. 

Vorauszuschicken ist hier die Bemerkung, dass nach der Auffas- 
sung der gegenwärtigen Instanz im angefochtenen Urteile mit ausrei- 
chender Bestimmtheit und Klarheit zur Feststellung gelangt ist, dass 
der Angeklagte bei Eingehung des Verlöbnisses nicht die nach der sitt- 
lichen Bedeutung des Verlöbnisses zu fordernde wahrhaft ernste Ab- 
sicht gehabt, die S. zu ehelichen. 

Richtig ist nun, dass nach $ 263 Abs. 4 St.G.B.’s der gegen An- 
gehörige, Vormünder oder Erzieher beganzene Betrug nur auf Antrag 
zu verfolgen ist, und dass nach $ 52 Abs. 2 St.G.B.’s zu den Ange- 
hörigen im Sinne des Strafgesetzbuches neben anderen Personen auch 
der Verlobte gehört. Es ist ferner richtig, dass das Strafgesetzbuch 
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keine Begriffsbestimmung des Verlobten giebt, noch auch irgend wel- 
chen Hinweis auf eine andere strafrechtliche Norm enthält, welche 
einen klaren Aufschluss darüber gewährt, unter welchen Voraussetz- 
ungen im Sinne des Strafgesetzbuches ein gültiges Verlöbnis als vor- 
handen anzusehen sei. Andererseits muss aber auch anerkannt werden, 
dass das Strafgesetzbuch keinen Anhalt für die Annahme bietet, dass 
es in $ 52 Abs. 2 unter den Verlobten diejenigen Personen habe ver- 
standen wissen wollen, die ein in betreff seiner Rechtsgültirkeit aus- 
schliesslich nach dem bürgerlichen Rechte zu beurteilendes Verlöb- 
nis eingegangen seien. Das Reichsgericht hat mit Rücksicht hierauf 
bereits in einer Reihe von Entscheidungen die Rechtsmeinung befolgt, 
dass der Begriff des Verlobten im Sinne des Strafrechtes wesentlich 
nur aus der Strafgesetzgebung selbst heraus zu erklären 
sei, und zwar bei dem Mangel ausdrücklicher, hierauf bezüglicher Nor- 
men, aus den strafpolitischen Erwägungen, welche den Gesetzgeber zum 
Erlass der hier einschlagenden Vorschriften des Strafrechtes und Straf- 
prozessrechtes geführt haben. Diese strafpolitischen Erwägungen aber, 
die es geboten erscheinen liessen, das Verlöbnis und die durch dasselbe 
begründeten gegenseitigen Beziehungen der Verlobten auf dem Gebiete 
des materiellen Strafrechtes und des Strafprozessrechtes nach verschie- 
denen Richtungen hin zu berücksichtigen und ihnen einen gewissen 
Schutz angedeihen zu lassen, können nach der Bedeutung und dem 
Zwecke des Verlöbnisses, wie sie diesem nach der allgemeinen Lebens- 
auffassung eigen sind, nur auf dem Gebiete der natürlichen Einpfindung, 
der allgemeinen Volkssitte und religiöser Gebote gesucht werden, nicht 
innerhalb des Bereiches mehr oder weniger willkürlich erscheinender 
oder wesentlich durch die grössere Sicherheit des rein rechtsgeschäft- 
lichen Verkehrs hervorgerufener positiver Normen des allgemeinen 
bürgerlichen Rechtes. Von diesem Standpunkte aus hat das 
Reichsgericht ein in strafrechtlicher Hinsicht vollgültiges Verlöbnis auch 
in den Fällen angenommen, wo nach den Grundsätzen des einschla- 
genden bürgerlichen Rechtes beim Mangel gewisser, von diesem gefor- 
derter thatsächlicher Voraussetzungen ein gültiges Verlöbnis nicht vor- 
law, vorausgesetzt nur, dass ein gerenseitires, ernstlich gemeintes Ehe- 
versprechen der beteiligten Personen in Frage stand, und diese die 
rechtliche Handlungsfähirkeit besassen. 


Vgl. Rechtspr. d. R.G.’s in Strafs. Bd. 6 S. 54; Urteil des III Straf- 
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senats gegen H. vom 2. Oktober 1890, Landgericht Erfurt; Urteil 
des IV. Strafsenats gegen G. vom 1. November 1893, Landgericht 
Beuthen, und andere. 

Allerdings liegt hiernach eine erhebliche, von wichtigen Folgen 
begleitete Abweichung des strafrechtlichen Begriffes des Verlöbnisses 
von seiner civilrechtlichen Bedeutung vor. Allein diese Abweichung 
mit allen ihren rechtlichen Konsequenzen ist notwendig begründet in 
der wesentlichen Verschiedenheit der Gründe und Erwägungen, aus 
denen das Verlöbnis auf strafrechtlichem Gebiete Berücksichtigung und 
Schutz verdient, von den für das Civilrecht massgebend gewesenen Ge- 
sichtspunkten: für das Strafrecht musste entscheidend sein das sittliche 
Element, das dem Verlöbnis innewohnt, für das Civilrecht die Bedeu- 
tung des Verlöbnisses als eines Aktes, der die künftige Eheschliessung 
mit allen ihren vom Civilrecht festgestellten Folgen für das Rechtsleben 
der Ehegatten, unter sich und im Verhältnis zu anderen Personen an- 
zubahnen bestimmt ist. Eben dieses sittliche Moment aber, das den 
Schutz des Verlöbnisses auch auf strafrechtlichem Gebiete gerechtfer- 
tigt erscheinen lässt und fordert, nötigt auch dazu, hier ein Verlöbnis 
nur da als bestehend anzuerkennen, wo solches auf einer sittlich ein- 
wandfreien Basis beruht, und dies trifft, abgesehen von den Fällen, in 
denen aus sonstigen ethischen Gründen einem Verlöbnisse vom Rechte 
die Wirksamkeit versagt werden muss, nur zu, wenn es hervorgegangen 
ist aus dem für die sittliche Würdigung wesentlichen Elemente, dem 
freien und ernstlichen Willen beider Verlobter. Die Existenz dieses 
ernstlichen Willens entscheidet, nicht der Inhalt der abgegebenen 
Willenserklärung. Hieraus folert, dass ein Verlöbnis für den Straf- 
richter nicht vorhanden ist, wenn nicht jeder der Verlobten den ernst- 
lichen Willen gehabt hat, den anderen Verlobten zu ehelichen, und dass 
daher ein strafrechtlich zu schützendes Verlöbnis nicht besteht, wenn 
auch nur einer der Verlobten diesen ernstlichen Willen nicht ge- 
habt hat, sollte er selbst, der Wahrheit entgegen, dem anderen Teile 
gegenüber erklärt haben, er wolle ihn ehelichen und diesen hierdurch 
über seine wahre Willensmeinung in einen Irrtum versetzt haben. Ob 
auf dem Gebiete des Civilrechtes in einem solchen Falle, sei es auch 
nur unter gewissen weiteren thatsächlichen Voraussetzungen, eine an- 
dere Beurteilung gerechtfertigt sein würde, erscheint nach dem bereits 
über die wesentlich verschiedene Stellung des Strafrichters und ande- 
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rerseits des Civilrichters Ausgeführten in Bezug auf die streitige Frage 
ohne Bedeutung. 

Hervorgehoben werden möge übrigens hier noch, dass das Reichs- 
gericht auch in Bezug auf die Schwägerschaft, die nach $ 52 Abs. 2 
St.G.B.’s gleichfalls ein Angehörigkeitsverhältnis im Sinne des Straf- 
rechtes begründet, die Meinung, dass deren Begriff auf dem Gebiete 
des Strafrechtes, nach strafrechtlichen Erwägungen, nicht nach den 
(Grundsätzen des Civilrechtes zu beurteilen sei und daher im einzelnen 
Falle von der Auffassung des letzteren abweichen könne, befolgt und 
die Konsequenzen dieser Ansicht nach verschiedener Richtung hin ge- 
zogen hat. 

Vgl. hierüber Entsch. des R.G.’s in Strafs. Bd. 2 S. 239, Bd. 10 
S. 302, Bd. 25 S. 337, Bd. 34 S. 418 u. a. 


hvangelische Kirchengesetze. 


34. Preussen. Ges. betr. d. Diensteinkommen d. ev. Pfarrer 
d. Kons.-Bez. Frankf. a. M. 24./3. 02. Ges.-S. 41. 

35. Preussen. KG. betr. d. Fürsorge f. d. Wittwen u. Waisen 
d. ev. Geistl. d. Konsist.-Bez. Frankf. a. M. 24./3. 02. Ges.-S. 56. 

36. Sachsen. V. betr. d. kirchl. Beaufsichtigung d. Religions- 
unterrichts in Privatschulen u. d. religiös. Privatunterrichts 26./6. Ol. 
AKBI. 1902, 157. 

37. Sachsen. Bek. d. Kult.-Minist. d. theol. Kandidatenprü- 
fungen betr. 3./2. 1902. G. u. VBlS. 7. 

38. Meiningen. KG. 1./2. 1901 betr. d. Gehaltsverhältnisse d. 
Geist. AKBI. 1902, 104. 

39, Meiningen. KG. 2./2. 1901 betr. erledigte Pfarrstellen. 
AkBI. 1902, 109. 

40. Braunschweig. K@. 17./2. 1902, die kirchl. Geschäfte d. 
Opferleute u. Lehrer betr. Amtsbl. 25. 

41. Schwarzb.-Rudolst. V. 17./11. 1900 betr. die Ergänzung 
der Trauungsordn. v. 17./8. 1882. AKBI. 1902. 192. 

42. Waldeck. Geschäfts-Ordn. f. d. Kreis-Synoden 13./2. 1902. 
G. u. VBl. 7. 

43. Lübeck. Bek. betr. d. Ordnung f. d. ev.-luth. Gemeinde d. 
K. zu Travemünde 3./10. 1900. AKBI. 1902, 121. 


Preisausschreiben. 


„Besteht ein Rechtsanspruch der erangelischen Landeskirche in 
„Preussen auf eine Dotation von seiten des Staates und in wel- 


„chem Betrage ? 

Diese Frage ist zu beantworten für die alten Prorinzen 
der preussischen Monarchie unter Berücksichtigung der analogen 
Rechtsrerhältnisse der katholischen kirche und der früher ge- 
pflogenen Verhandlungen. Als Preis ist uns die Summe von 
1000 Mark überwiesen worden. Die näheren Bestimmungen, den 
Wettbewerb betreffend, können von Herrn Grafen von Hohenthal 
in Dölkau bei Schkeuditz bezogen werden. 

Der geschäftsführende Ausschuss 
der Gruppe der Positiven Union 


Graf Zieten Schwerin 


Vorsitzender. 


Derlag von I. €. 8. Mohr (Paul Hiebeck) in Tübingen und Leipzig. 


Evangelifde Kirdenkunde. 
Das firblicbe Leben der deutihben evangeliiben Landestircen. 
Herausgegeben von Brofejjor D. Yanl Brews. 
1. Teil. 


Das kirdjlidye Leben 
der 
Evangelifch:£utberilchen SJandeskirche 


de3 
Königreichs Hachfen. 
Durgeitellt 
Don 


D. Hanl Drews, 
0. Profeffor für praftiihe Theologie an der Iniverfität Gieben 


8. 1902. M. 7.—. Gebunden M. 8.—. 


en Ze 
Lucas Anleitung zur strafrechtlichen Praxis, Ein Beitrag 
° zur Ausbildung unserer jungen Juristen und ein Rat 
für jüngere Praktiker von Wirkl. Geh, Oberjustizrat Dr. H. Lucas, 
Ministerialdirektor i. Preuss. Justizministerium. Soeben erschienen! 
M. 8.—; geb. M. 9.—. 

Das Buch ist nicht nur für Referendare, Rechtspraktikanten, Ac-" 

cessisten und ältere Studierende bestimmt, sondern wird auch als 
fasstes Lehrbuch älteren Praktikern ein wertvoller Ratgeber sein und daher von 


Assessoren, Richtern, Staats- nm. Rechtsanwälten willkommen geheissen 
werden. 


Sten lein Die strafrechtlichen Nebengesetze des Deut- 
8 ° schen Reiches. Dritte, gänzlich neu bearbeüete 
und vermehrte Auflage von Reichsgerichtsrat a. D. Dr. M. St 
Erscheint in Lieferungen. Komplett etwa M. 28,_., Preiserhöhm 
nach Vollendung vorbehalten, weshalb sich alsbaldige Subskription 
empfiehlt. Einzelne Lieferungen werden nicht abgegeben. 
Die dritte Auflage stellt sich als ein ganz neues Werk dar. Sie enthält sämt- 
liche (insgesamt 108) neben dem Strafgesetzbuch zu Kraft bestehenden strafrecht- 


lichen Gesetze in der bekannten wissenschaftlich und praktisch erprobten Kommen- 
tierung. Ausführliche Prospekte mit Verzeichnis der Gesetze gratis, 


Weissler. Kommentar zum Reichsgesetz über die Ange-- le 


_—_ Jlegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. n Dr 
Von Justizrat Weissier. M. 7.50; eleg. geb. M. 9.50. 


„Zu den aufgetauchten Einzelfragen ist mit der Schärfe des Urteils, die dem Verf. 


eignet, in lichtvoller Darstellung Stellung genommen; dabei ist auf Heranziehung der 
bisherigen Rechtsprechung, insbesondere des preuss. Kammergerichts, besonderes Ge. 


wicht gelegt.“ Badische Rechtspraxis. ; 


ci A 
v. Buchka-Oetker-Lehmann. ee 
“ Kursordnung, Handelsgesetzbuch in alter undneuer Gestalt‘ Ver | 


gleich. dargest. v. Wirkl. Geh. Legationsrat z. D. Dr. 6. von Buchka. ir” 
Prof. Dr. Fr. Oetker u. Prof, Dr. K. Lehmann. Eleg. geb. 7 M. BB 


„Das Buch wird nicht nnr für die Zeit des Ueberganges , sondern noch a e 
lange Jahre hinaus Bedeutung behalten und jedem, der sich über die Fortschritte 
unserer Gesetzgebung um die Wende des Jahrhunderts Rechenschaft geben will, 
besten Dienste thun,* Kritische Vierte +hıri: r 


fs Das Bürgerl. Gesetzbuch in Frage und | ! 
Höfling. ?:* Pürsen. Anfweege 
Ein Repetitorium zum Selbststudium v. Dr. R. n 
Landgerichtsrat. Band I: Allg. Teil, Schuldverhältnisse, Sachenrech 
1599. Geb. M. 4.—. Bd. II: Familien- u, Erbrecht. 1900. Geb, M. 


„Das Buch gehört zu dem Besten in seiner Art, was wir kennen gelernt 
Die Anordnung, Fragestellung und Beantwortung ist gleich ausgezeichnet.* 
Lei 


111 Text-Ausgaben mit Sachregister. 
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I. Abhandlungen. 


Aktenstücke zur Geschichte der badischen Concordats- 
bestrebungen in der Zeit Napoleons 1. 


Von 
Theodor Ludwig, 


a.0. Profersor der Geschichte an der Universität Strassburg. 


Schluss. 


LI. 
Entwurf eines Concordats 
von dem Geheimen Kirchenrat Rothensee. 
31. Dezember 1807. 
(Haus- u. Staats-Archiv. III. Religions- u. Kirchensachen. 
Fasz. 113). | 


Punktation 
die innere Verfassung und die Regierung der katholischen 
Landeskirche betreftend. 


Nachdem Seine Königliche Hoheit der Grosherzog die Ver- 
hältnisse der verschiedenen Kirchen zum Staate und im Staate 
durch eine pragmatische Sanction d.d. 14 May 1807, festge- 
setzt und den Wunsch darin zu erkennen gegeben hatten, dass 
auch die hierarchischen Verhältnisse der katholischen Landes- 
kirche und ihre innere Organisation mittels Vereinbahrung mit dem 
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römischen Hofe berichtiget werden mögte, so haben Höchstdie- 
selben, da Seine Päbstliche Heiligkeit zu dieser Vereinbahrung 
den N beauftraget hatten, Ihres Orts den N commitirt. Beider- 
seitige Bevollmächtigte sind nun nach wechselweise mitgeteilten 
Vollmachten über folgende Punkte übereingekommen. 


1. 

Sämtliche katholische Lande des Grosherzogthums consti- 
tuiren nur eine Landeskirche unter der Regierung eines 
Bischofes. 

2. 

Seine Päbstliche Heiligkeit werden in Ihrer Authoritet die 
schicklichsten Mittel finden, dass diese Landeskirche, die nach 
der vormaligen Reichsverfassung bisher parcellenweise unter ver- 
schiedenen Bischöfen stand, epurirt und in der möglichst kür- 
zesten Friste von allen fremden Dioecesan Nexus frei werde. 


3. 

Das Gouvernement wird, soviel möglich, einen in der Mitte 
des Grosherzogthumes gelegenen Bischöflichen Siz mit der Ka- 
thedral Kirche, und eine konvenable Wohnung anweisen: letztere 
bleibt ein Eigenthum des Staates, und wird auf Kosten des 
Staates hergestellt und unterhalten. 


4. 

Der Landesbischof darf keine Sorge für eine ausländische 
Kirche übernehmen, sondern soll sich ungetheilt der Regierung 
der Territorialkirche widmen. Der Grosherzog ist jedoch nicht 
abgeneist (8 20 des 1. Constitutions Edicts) über die Mitein- 
nahme benachbarter katholischer Lande in die Badische Territorial 
Kirche sich in diesfallsige an Ihn gebrachte Wünsche einzulassen. 


5. 

Das Gouvernement ernennt in jedem Erledigungsfalle den 
Landesbischof, der ein eingebohrner sein, oder vorher das Indi- 
genat erhalten, und das gesetzliche (30 Jahr) Alter erreicht 
haben mus. 
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| 6. 

Das Gouvernement ernennt bei der Nomination des ersten 
Landesbischofes aus dem Landes Clerus drei Comissarios, welche 
nach der Absicht des Kirchenrathes von Trient, cap. 1 Sess. 24 
de reform. die Würdigkeit und die Eigenschaften des Canditaten 
prüfen, darüber ein doppeltes Protokoll führen, und beide Exen:- 
plarıen an das Ministerial Polizei Departement einsenden, um 
die Nomination auszufertigen. Das eine Exemplar wird mit dem 
Wunsche der Päbstlichen Confirmation nach Rom geschickt. 


T. 
Die Nominations Urkunde wird dem Nominato zugestellt, um 
daraufhin die Päbstliche Confirmation zu beschäftigen, 


8. 

Bei den nachfolgenden Nominationen wird die vorgedachte 
Information unter dem Vorsitze eines Landesherrlichen Commis- 
sarıiı durch den Bischöflichen Generalvicar, oder in dessen Er- 
manglung durch den ältesten geistlichen Rath des Bischöflichen 
Senats, und dem geistlichen Vorsteher des Sprengels, in welchem 
der Canditat gelebt hat, dann des Pfarrers oder Dekans seines 
Aufenthaltes seit den letzten Jahren, angestellt. 


9. 

Der Bischof legt die päbstliche Confirmations Urkunde dem 
(Grouvernement in orginali vor, welches sodann nach genommener 
Einsicht derselben Publication ad Ulerum et populum anordnen 
wird. 

10. 

Die Kosten für die päbstliche Canzlei bei Gelegenheit der 
Bischöflichen Bestättigung dürfen in keinem Falle über 100 Scudi 
steigen. 

11. 


Der bestättigte Bischof beschäftiget ohne Verzug seine Con- 
secration bei dem nächstgelegenen Bischof, der sie Nahmens des 
Erzbischofs, dessen Provinz Sprengel die Badische Landeskirche 

20 * 
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mit Genehmigung des Gouvernements zugetheilt werden könnte, 
ertheilt. 
12. 

Der erste Landesbischof wird gleich nach Epurirung der 
Territorial Dioeces, die künftigen aber innerhalb 3 Monaten nach 
Erledigung des Stuhles ernennt werden: die päbstliche Bestätti- 
gung wird ebenfalls innerhalb 3. Monaten nach der Nomination 
erfolgen. 

13. 

Wenn aus was immer für Ursachen die Nomination des Lan- 
desbischofs nicht realisirt werden sollte, so bleiben dem Gourer- 
nement abermal drei Monate zur anderweiten Nomination und 
erst nach dreimaliger, ohne Erfolg gebliebenen Nomination, de- 
volvirt solche für diesen Fall an seine päbstliche Heiligkeit. In 
diesem unerwarteten Falle bleibt dem Gouvernement das jus pla- 
citi et exclusive vorbehalten. 

14. 

Die päbstliche Confirmation kann nur bei der Nomination 
eines offenbar wegen Unsittlichkeit, oder geäusserter religions- 
widriger Grundsäze unwürdigen und verdächtigen Subjects ver- 
weigert werden. Die Gründe der Verweigerung müssen dem 
(souvernement, dass sich wissentlich einem solchen Falle nie aus- 
setzen wird, Specifice angegeben werden. 

15. 

Sobald der neue Bischof sich mit der päbstlichen Confirma- 
tion legitimirt hat, wird er Nahmens des Gouvernements in seine 
Residenz und den Genuss der Bischöflichen Competenz einge- 
wiesen, und durch grossherzogliche Commissarien geistlichen 
Standes dem Olerus und Volke in der Chathedral Kirche vorge- 
stellt. Ä 

16. 

Ehe der Bischof vorbesagter maasen Besitz nehmen kann, 
muss er in die Hände des Souverains, oder wen dieser dazu 
committirt, folgende Huldigung unterschrieben und besiegelt über- 
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reichen: 

„Nachdem Seine Königliche Hoheit, mein gnädigster Gros- 
„herzog und Herr, mir die Regierung seiner katholischen Lan- 
„deskirche unter päbstlicher Bestättigung anvertrauet hat, so 
„verspreche, gelobe und schwöre ich, diesem auf mich gesetz- 
„ten grossen Vertrauen nach Kräften zu entsprechen, und den 
„mir aufgelegten Amtspflichten so viel an mir ist, Genüge zu 
„leisten: ich gelobe Gehorsam, Treue und Anhänglichkeit an 
„höchstgedachten meinen gnädigsten Herrn, und seine Nach- 
„folger in der Regierung; ich verspreche den Nuzen meines 
„Souverains und des Vaterlandes nach Kräften zu fördern, 
„Schaden aber zu warnen und abzuwenden, überhaupt das zu 
„thun, zu lassen, und abzuwenden, wozu ich als getreuer Staats- 
„bürger verpflichtet bin; insbesondere die Landesgesetze in Betreff 
„der Landesherrlichen Kirchenhoheit, und namentlich das 1. 
„Constitutions Edikt pünktlich zu beobachten, und zu wachen, 
„dass dies ebenfalls von dem mir untergebenen Clerus geschehe“. 

Keine andere Huldigung, unter keiner Form, und an Niemand, 
wer es auch sei, kann statthaben. Darunter ist jedoch das Her- 
kömmliche Glaubens Bekenntniss nicht begrifien. 

17. | 

Die Dotation des Bischöflichen Stuhles wird auf das Staats- 
vermögen radiıciret: die bischöfliche Competenz besteht in 6000 fl 
wovon °3; baar, "/s in Früchten, Wein und Holz im Cammertax 
gereicht werden: nebst dem sollen dem Bischof jährlich für die 
Kosten seiner Amtsreisen 600 fl baar entrichtet werden. 

18. 

Der Bischof darf sich keinen Vicarius in pontificalibus (Weih- 
bischof) beilegen: wenn Altersgebrechen, oder dauernde Krank- 
heit ihn hindern, sein Amt selbst zu verrichten, so wird ihm ein 
Coadjutor perpetuus, cum jure succedendi beigegeben werden. 
Der Bischof reichet seinem coadjutor von seiner Competenz 1600 fl 
an Geld und die vorgenannten Reisekosten. (Cap. un. de. cler. 
aegrot. in 6.) 
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19. 

Die Ernennung und Prüfung des Coadjutors geschieht ebenso 
wie jene des Bischofs selbst. Diese Prüfung umfasst auch die 
Gründe, welche die Ernennung des Coadjutors motivirten (Triden- 
tin. sess. 25 de reform. C. 7. c. un. de cler. aegrot. in 6.) 

20. 

Der Bischof hat das Recht, ein Brustkreuz zu tragen, so wie 
er sich in seinen Kleidern der schwarzen und violetten Farbe 
bedienen kann. Der Souverain und die Glieder seiner Fanilie 
geben ihm das Predicat Hochwürden, (Hochwürdiger Herr 
Bischof) das nämliche gilt von dem Ministerium in seinen Er- 
lassen an den Bischof. Provinz Collegien correspondieren nie 
directe mit dem Bischof, sondern mit seiner geistlichen Regierung. 

21. 

Der Coadjutor bedient sich der Amtsinsignien und Amts- 
tracht wie der Bischof. 

22. 

Der Bischof darf weder Carakter noch persönliche oder 
Amtsauszeichnungen von einer auswärtigen Macht, wer sie auch 
sei, ohne Landesherrliche Genehmigung annehmen. 

23. 

Er darf ohne besondere Erlaubnis des Gouvernements nicht 
ausser Landes verreisen. Er residirt bei seiner Kirche, fungirt 
persönlich, und visitirt seinen Sprengel jährlich teilweise, und je 
in fünf Jahren den ganzen Sprengel. Er verrichtet seine Anıts- 
reisen auf seine Kosten: wo jedoch in den verschiedenen Landes- 
theilen bei solchen Bischöflichen Reisen gewisse Procurationen 
oder prestationen üblich waren, behält sich das Gouvernement 
vor, nach diesfalls eingezogener Erkundigung hierüber für die 
Zukunft billige Entscheidung zu geben. 

24. 

Der Bischof wird jedesmal seine vorhabende Amtsreise und 
ihre Route zuvor dem Staatspolizei-Departement anzeigen, um die 
erforderlichen Polizeianordnungen treffen zu können. 
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25. 

Er darf ohne landesherrliche Genehmigung keine Kirchen- 
versammlung ausserhalb Landes besuchen noch derlei innerhalb 
Landes veranstalten. 

26. 

Der Bischof ordnet die von dem Gouvernement jeweils an 
ihn gesonnenen Kirchen Gebete und Dankfeste an: der öffent- 
liche katholische Cultus steht im ganzen Sprengel unter seiner 
Leitung, nach welcher die Pfarrer solchen in ihren Pfarreien zu 
halten haben. Durch diesen Cultus dürfen andere Confessions- 
verwandte in ihren Befugnissen zum Mitgebrauche der Kirche, 
wo, und in wie weit sie solchen hergebracht haben, nicht ge- 
stöhret werden. 

27. 

Kein fremder Gewalthaber, wer es auch sei, unter welchem 
Titel und Vorwand es sei, kann im Grosherzogthum irgend einen 
Authoritaets-Akt ausüben ; ausgenommen ist der ın dem 1. Consti- 
tutionsedicte 8 20 genannte Fall. Diese Sendung muss aber zugleich 
mit der Veranlassung dazu und der Absicht dem Gouvernement 
angezeigt, und das gesendete Subject nahmhaft gemacht werden; 
welches dann, wenn gegen seine Person keine Einwendungen statt 
haben, gleich beim Eintritte seine Vollmachten und Instructionen 
dem Staatspoliceidepartement vorzeigen muss, und ohne erhaltene 
Genehmigung keinen Auftrag vollziehen darf. 

28. 

Dem Gouvernement steht es frei, wenn der Inhalt dieser 
Vollmachten und Instructionen, oder die Natur des Sendungs- 
geschäfts oder sonstige Verhältnisse es ihm räthlich machen, 
einen seiner Räthe beizuordnen, um für die Beobachtung der 
Instruktion, für das Interesse des Staates, und seiner Bürger und 
der Landeskirche zu wachen. 

23, 

Ein solcher ausserordentlich Abgeordneter wird nach Voll- 

endung seines Sendungsgeschäftes der Beurlaubung wegen bei 
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dem Staats Polizeidepartement, die weitere Gesinnungen des Gou- 
vernements einhohlen. 
30. 

Anordnungen, Verfügungen, Decrete oder Resolutionen, als 
Folgen des Sendungsauftrages, müssen vor der Ausfertigung der 
Einsicht und dem Gutheissen des Gouvernements vorgelegt werden. 

31. 

Der Erzbischof, zu dessen Metropolitan Sprengel die Badische 
Territorialkirche wird gehören können, ist ın allen, innerhalb der 
(Grenzen des Grosherzogthums auszuübenden Amtshandlungen 
als fremd anzusehen, und nach der vorhergehenden Bestimmung 
zu behandeln. 

32. 

Der Bischof hat bei seinem Sitze einen General Vicar, durch 
den er die Dioecesan Regierung praesidirt, und der in seinem 
Näahmen, wenn er selbst verhindert ist, die Dioecese visitirt. 

33. 

Die Landes Dioecese wird zur Bequemlichkeit der Unter- 
thanen und zur besseren directen Aufsicht in schikliche Districte 
eingetheilt, in deren jedem ein Archidiaconus als Bischötlicher 
Commissarius residirt: die Archidiaconate werden in Decanate 
abgetheilt, denen ein Decanus vorsteht, und deren keines über 
10 Pfarreien enthalten wird. Ueber die schicklichste Einteilung 
in Archidiaconate und Decanate, sowie über die schiklichsten 
Size der Archidiaconen und Decane, wird der Bischof, sobald 
immer möglich, dem Gouvernement seine Vorschläge einreichen. 

34. 

Die Archidiaconi sind Bischöfliche Vicarit foranei, sie ge- 
hören zum geistlichen Regierungs Senat: in wichtigen Fällen 
ruft sie der Bischof zu sich ein; ohne ihr Gutachten wird der 
Bischof weder für «den ganzen Sprengel, noch für den Archi- 
ddiaconat Bezirk Verordnungen erlassen. Sie sind die Organe 
der Divecesan Regierung, so wie die Decani die Organe des Ar- 
chidiacons sind. Die Decaniı gehören zu dem Rathe des Archı- 
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diacons, der sie in wichtigen Fällen einrufet. 
35. 

Der Sitz der Archidiaconate, wird so viel möglich, in der 
Mitte ihres Sprengels, und in Städten sein: aus den Pfarrern 
dieser Städte und benachbarter Orte wählt der Bischof nach 
gehörtem Rathe des Archidiacons Examinatores Synodales, die 
die ordentlichen Räthe des Archidiacons sınd. 

36. 

Die Besoldung der Arclhidiaconen, ihre Pfründen und pen- 
sionen mitgerechnet, kann nicht geringer sein als 1500 fl.; jene 
des Bischöflichen Generalvicars, der zugleich Archidiacon in seinem 
Sprengel ist, nicht weniger als 1800 fi. 

37. 

Den Generalvicar ernennt der Bischof, Salvo jure placiti et 
exclusive für das Gouvernement; ebenso die Archidiaconen. Sind 
die Archidiaconi zugleich Pfarrer, so williget das Gouvernement 
ein, einem aus drei vom Bischof vorgeschlagenen tauglichen und 
annehmlichen Subjecten die Pfarrei zu geben, derer Besitzer 
Archidiacon sein wird. 

38... 

Die Decani werden vom Kapitel gewählt, und vom Bischofe 
mit Genehmigung des Gouvernements bestättiget. Es kann keiner 
Dechant werden, der nicht wenigstens 5 Jahre als Pfarrer ge- 
dienet hat, und keiner Ärchidiacon, der nicht 10 Jahre ın Pfarr- 
oder sonst einem öffentlichen Dienste gestanden ist. 

39. 

Der Decan visitirt seinen Sprengel jährlich und schickt das 
Resultat dem Archidiacon: dieser visitirt seinen Sprengel jährlich 
theilweise und vollendet die Visitation seines ganzen Sprengels 
je in dreien Jahren: er schickt die Resultate mit Gutachten an 
den Bischof. Er visitirt einzelne Kirchspiele ausserordentlich, 
wenn er dazu die Veranlassung vom Bischofe oder in den De- 
canal Visitationen findet. Ein Archidiaconat darf nicht weniger 
als 6 und nicht mehr als 10 Decanate enthalten. 
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40. 

Der Bischof kann ein Kathedral Kapitel errichten, das sein 
ordentlicher Senat in der Regierung der Landeskirche ist, er 
wird über die Einrichtung dieses Kapitels, die Zahl der Kapi- 
tularen, und die Dotation dem Gouvernement seine Vorschläge 
einreichen. Dieser ordentliche Senat setzt in der Eigenschaft 
des Kapitels Vicari während der Sedis Vacanz die Diözesan 
Regierung fort, ohne jedoch an der Verfassung etwas zu ändern. 

41. 

Der Generalvicar und die Archidiaconi sind als Räthe des 
Bischofs zugleich Kapitularen seiner Cathedrale. Die bei der 
Kathedrale befindlichen Kapitularen, die den ordentlichen Senat 
des Bischofs ausmachen, sind seine canonici a latere. Sie werden 
aus dem clerus civitatensis der Bischöflichen Residenz und an- 
dere verdienten Priestern vom Bischofe gewählt, und zur Hältte 
vom Landsherrn ernennt, welcher das Recht behält, würdige 
Männer aus dem katholischen Landesclerus zu Ehren Kapitularen 
zu ernennen, und hiebei die Wünsche und Empfehlungen des 
Bischofs gerne anhören wird; der auch seinerseits mit Genehnii- 
gung des Souverains 6 solcher verdienten Priester als Ehren- 
Kapitularen aufnehmen kann. 

42. 

Das Gouvernement, das solche um Kirche, Staat und Unter- 
richt der Jugend verdiente Männer gerne auszeichnen will, und 
wachen wird, dass nur verdiente Männer Kapitularen der Dom- 
kirche werden, gestattet denselben zur Ehrenauszeichnung eın 
Pectorale, dessen Bestimmung noch vorbehalten bleibt: die Cano- 
nıcı können es nur tragen, wenn sie in ihrer Amtstracht erscheinen. 

43. 

Die ersten Praelaten der Bischöflichen Kathedrale, Probst und 
Dechant (von welchen beiden ersteren immer einer Generalrvicar 
sein wird) dann der Scholaster werden infulirte Prälaten sein. 

44. 
Keine päbstliche Bulle, Breve, Rescript oder Verfügung, unter 
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was immer für einem Nahmen sie erscheinen, imgleichen keine 
Beschlüsse von general oder provincial Synoden dürfen publicirt 
oder vollzogen werden, ehe sie das placetum principis erhalten 
haben. Das nämliche gilt in Gemässheit des 1. Constitutionsdikts 
8 21 von Bischöflichen öffentlichen Verordnungen oder Verfü- 
gungen, die den ganzen Sprengel oder einen Distrikt desselben 
angehen. 
45. 

Ausser den wirklich bestehenden gebothenen Feiertagen, bei 
denen es verbleibet, so lange nicht eine fernere Reduction nöthig 
gefunden werden wird, dürfen keine weitere, seien es auch nur 
Votiv oder Hagelfeiertage, mit kirchlicher und politischer Feier 
des halben oder ganzen Tages gehalten und eingeführt werden. 


46. 

An solchen Tagen, die nicht gebothene Feiertage sind, haben 
hinführo keine Processionen ausserhalb der Kirche statt, die- 
jenigen ausgenommen, die allgemein üblich sind, nämlich die 
Processionen in der Bittwoche, die nur auf einen Tag einge- 
schränkt werden, und jene am Marcustage. Processionen und 
Bittgänge ausser dem Pfarrsprengel hören gänzlich auf. 

47. 

Der erste Landesbischof wird ohne Verzug die in den ver- 
schiedenen Landestheilen, die vorhin zu verschiedenen Diözesen 
gehörten, vorfindlichen Ritualia und überhaupt die Liturgie revi- 
diren, und das Resultat zur Erzielung einer durch keine unächte 
Einmischungen getrübten, und reinen Gottesverehrung und kirch- 
licher Functionen auf eine uniforme Art im katholischen Gros- 
herzogtum vorlegen. 


48. 

Ebenso wird der Bischof sich beeilen, einen verbesserten 
Katechismus, so wie ein zweckmässiges deutsches Gesangbuch für 
alle Landeskirchspiele gleichförmig zu bearbeiten und dem Gou- 
vernement vorzulegen. 
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49. 

Die katholischen Unterthanen des Grosherzogthuns müssen 
innerhalb der Gränzen des Landes für ihre mancherlei geistlichen 
Bedürfnisse sichere und unverzögerliche Hilfe finden können: es 
darf daher keiner in keinem Falle an eine Gewalt ausser Landes re- 
curriren. Das Gouvernement nimmt keinen Theil an der Dis- 
cussion über die Gränzen der Amtsgewalt der Bischöfe nach 
der Absicht des göttlichen Stifters der Kirche. Seine päbstliche 
Heiligkeit wird daher durch hinreichende Vollmachten den Lan- 
desbischof in den Stand sezen, seinen Untergebenen in ihren 
geistlichen Bedürfnissen, von welcher Art sie sein mögen, die 
nöthige Hilfe olıne jeweiligen weiteren Recurs angedeihen zu lassen. 

50. 

Der Bischof wird für seinen Sprengel ein Seminarium haben, 
und über dessen Einrichtung, auch Dotation dem Gouvernement 
seine Vorschläge einreichen, welches ein schickliches Locale an- 
weisen wird. Da Anbildung der Jugend zum Klerikat, und die 
diesfallsigen Unterrichtsanstalten Sache des Staates sind; so wird 
das Gouvernement zu diesem Beliufe in einem schicklichen Locale 
ein Aluınnat etabliren, wo die Candidaten des Klerikalstandes in 
allen zu diesem Stande erforderlichen Kenntnissen unterrichtet 
werden. 

51. 

Ueber die zweckmäsigste Einrichtung dieses Unterrichts- 
und Erziehungshauses zu dem Priesterstande wird das (rouverne- 
ment die Vorschläge des Bischofs vernehmen; der von Zeit zu 
Feit über den Fortgang dieser Anstalt, über die sittlichen und 
intellektuellen Anlagen der Zöglinge und ihre Vorbereitung zum 
Klerikate Einsicht nehmen kann. 

52. 

Aus diesem Alumnate ordiniret der Bischof nach genauer 
Prüfung die würdig befundenen Zöglinge zu den kleinern und 
grösern Vorbereitungsweihen, das Diaconat einschliesslich: er 
weiset jene in das Alumnat zurücke, die noch nicht genügsam 
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vorgebildet sind, und zeichnet ihnen die Gegenstände aus, ın 
welchen sie sich mehr zu befähigen haben werden. 
53. 

Wer nach erhaltenem Subdiaconat und Diaconat physisch 
untauglich oder sittlich unwürdig wird zum Priesterthume, wird 
aus dem Qlericat in den Laienstand zurückgewiesen: es werden 
ılım keine, seine staatsbürgerlichen Befugnisse Beengende Wir- 
kungen der vormals erhaltenen, aber ohne Vollendung gebliebenen 
Weihen ankleben. Die Rejection eines Unwürdigen kann nur 
nach wiederholten Besserungs-Versuchen geschehen, und unter- 
liegt vor ihrem Vollzuge der Genehmigung des Gouvernements. 

54. 

Der Diacon tritt aus dem Alumnate ins Priesterhaus, um 
dort seine Ausbildung zu erhalten. Keiner kann vor zurückge- 
legtem 25. Jahre Priester werden: keiner wird zum Priester ge- 
weihet werden, den der Bischof nicht für tauglich und würdig 
gelialten hat, aus dem Alumnat ins Priesterhaus versetzt zu 
werden. Es kann keiner Priester werden, der nicht im Alumnat 
sittlich und wissenschaftlich angebildet worden. 

55. 

Jeder mus entweder den landesherrlichen Tischtitel, oder 
jenen eines Standes oder Grundherın, oder den Patrimonialtitel 
einer Gemeinheit, oder ein sicheres Einkommen von 250 fl. haben. 
Wer den landesherrlichen Tafeltitel nicht selbst hat, muss mittels 
Vorzeigung jedes andern erhaltenen Titels unter die grossherzog- 
lichen Titularen enregistrirt sein, um im Lande im Kirchendienste 
angestellt zu werden. 

56. 

Für physisch unbrauchbar gewordene Priester oder für 
Emeriten wird ein Emeritorium, und für sittlich unbrauchbare 
ein Discolorium etablirt werden. Ueber die innere Einrichtung 
beider wird der Bischof dem Landsherrn Vorschläge machen. 

57. 
Es werden hinführo im Grossherzogthume nur Weltpriester 
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sein, deren Amtsbestimmung Seelsorge und öffentlicher Unter- 
richt ist. 
58. 

Der erste Landesbischof wird sich im Laufe des ersten Jalıres 
seiner Bischöflichen Regierung genügsame Information verschaffen, 
wie viele Zöglinge des Priesterstandes immer erforderlich seien, um 
dem Kirchendienste genügende Vorsehung zu thuen. Er wird 
das Resultat dem Gouvernement vorlegen. Es wird darnach be- 
stimmt werden, wie viele titulares vorhanden sein müssen. 

59, 

Da die Decanalkapitels Convente ein gedeihliches Mittel sein 
können, die wissenschaftliche Bildung fortzusezen, und die Dis- 
ciplin des Clerus zu erhalten, so wird der Bischof dem Gouverne- 
ment sein Gutachten geben, wie diese Convente am zweckmäsig- 
sten einzurichten seien. Dazu gehört eine stehende Kapitels 
Bibliothek, die zugleich auf den wichtigen seelsorgeramtlichen 
Zweig der Paedagogie berechnet sein mus, und den Bezirksschul- 
lehrern offen stehen wird. Aus dem Büchervorrathe jedes ver- 
storbenen Pfründners wird das beste Buch zur Kapitels Biblio- 
theck abgegeben, dagegen hat das beste Buch für den Dechani, 
wo es herkömmlich war, ferner nicht statt. 

60. 

Es wird im Grosherzogthum ferner keine religiöse Orden 
mehr geben: ausgenonmmen sind die Klosterfrauen, die sich in- 
stitutmäsig dem Unterrichte der Jugend oder dem Krankendienste 
widmen. Die Zahl dieser Klöster, ihre Mansionen, und die Zahl 
der Individuen jedes Klosters wird das Gouvernement bestimmen. 

61. 

Keine Klosterfrau kann vor Vollendung eines zweijährigen 
Novitiates Gelübde ablegen. Diese Gelübde sind nur temporär, 
sie können jeweils nur auf 2 Jahre, und nur nach zurückgelegtem 
zwei und zwanzigsten Altersjahre abgelegt, und darnach erneuert 
werden. Vor zurückgelegtem 45er Jahre dürfen keine vota 
perpetua abgelegt werden. 
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62. 

Vor jeder Gelübde-Erneuerung muss eine genaue Prüfung 
vorhergehen: will eine Klosterfrau nach umloffenem Biennium 
der Gelübde austretten, so müssen zuvor die Gründe, die sie be- 
wogen, geprüft werden. 

63. 

Es kann keine Klosterfrau auch nach umloffenen Biennium 
ausgewiesen werden, ausser, wenn sie dem Institut und dem Be- 
rufe der Mitschwestern durch Unsittlichkeit nachtheilig würde. 
Diese Ausweisung unterliegt der Prüfung und dem placeto des 
Grouvernements. Der austrettenden wird ihre Mitgift restituirt. 

64. 

Die Ausweisung kann aus vorgedachten Gründen auch wäh- 
rend des Biennii geschehen, und mit der Ausweisung hören alle 
Gelübde auf, da sie Stabilitatem loci involvirten. 

65. 

Keine Klosterfrau kann sich ihres Vermögens vor abgelegten 
perpetuirlichen Gelübden auf eine unwiderrufliche Weise begeben: 
sie kann hingegen vor jeder Gelübde Erneuerung testiren. 

66. 

Die Klosterfrau bleibt erbfähig. Das ıhr nach abgelegten 
Gelübden zufallende Vermögen wird durch einen Curator bono- 
rum administrirt, bis sie austritt oder ım Kloster stirbt. 

67. 

Von den religiösen Orden sind ferner ausgenommen die dem 
Krankendienste gewidmeten barmherzigen Brüder. Diese Laien- 
brüder können keine vota solennia ablegen: mit dem Austritte 
oder der Ausweisung höret alle Verbindlichkeit der abgelegten 
einfachen Gelübde auf. 

68. 

Das Gouvernement behält sich vor, über die Permanenz eines 
Mendicantenordens, die Zahl der Klöster und ihrer Individuen, 
sowie über ihre zweckmässige Erziehung und Haltung das nähere 
zu bestimmen. Sie können ın jedem Falle nur als reguläre 
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Hilfspriester der Seelsorge existiren. 


69. 

Die Kirchendiener sind Staatsbürger: durch Uebernahme 
eines Kirchendienstes verbinden sie sich eo ipso zu allen staats- 
bürgerlichen und Unterthanenpflichten; eben so, wie sie sich 
gegen den Bischof und die Kirche durch diese Uebernahme ver- 
pflichten: jede besondere Huldigung oder Eidesleistung, unter 
welcher Form, und an wen es sei, höret auf; das vorgeschriebene 
Glaubens Bekenntniss allein ausgenommen. 


70. 

Alle Mitglieder des Priesterstandes stehen ohne irgend eine 
Exemption unter ihrem Bischofe. Es gibt keine Exemption vom 
Archidiaconate: jeder im Kirchendienste Angestellte ist Mitglied 
des Dekanatkapitels; doch behält sich das Gouvernement vor, 
den Clerus der Städte Karlsruhe und Mannheim dem Archi- 
diaconate unmittelbar, ohne Decanat Capitelsnexus zu untergeben. 


71. 

Die Pfründner geniesen das staatsbürgerrechtliche Befugnis 
zu testiren, ohne eines indulti dazu zu bedürfen; jedoch muss 
jeder nach der kirchlichen Bestimmung des Pfründvermögens 
einen Teil seiner Kirche, und einen andern den ÖOrtsarmen hin- 
terlassen. Wenn der Pfründner nicht dürftige Eltern hinterlässt, 
so fällt !/ des Vermögens seiner Kirche, '!/, dem Ortsallmosen 
zu. Dürftige Eltern oder Geschwister und Geschwisterkinder 
gehen der Kirche und den übrigen Armen vor. Wenn die Kirche 
hinlänglich dotirt ist, so tritt an ihre Stelle zur Hälfte das Se- 
minarium, zur andern Hälfte das Emeritorium. 


12. 

Die Pfarreien werden in drei Klassen getheilt: zur ersten 
gehören alle, die 1200 fl und darüber; zur zweiten die 800 fl 
und darüber haben, und zur Dritten alle übrigen Pfründen: 
zur Berichtigung dieser Klasse sollen alle Pfründen aufs genaueste 
aufgenommen werden. 
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73. 

Keine Pfarrpfründe soll weniger, als 400 fl haben: der Bi- 
schof wird nach hergestellten Klassen der Pfarreien vorschlagen, 
wie die geringeren Pfründen von dem Ueberschusse der einträg- 
licheren verbessert werden können. 

74. 

Das Maximum einer Pfarrei soll (im Durchschnitte) 1500 fl 
sein; was darüber ist, ist zur Verbesserung geringerer Pfründen 
disponibel. Wenn der Besizer einer Pfründe, die das Maximum 
übersteigt, Alters oder Gebrechlichkeits halber einen Cooperator 
halten muss, so hat von gedachtem Surplus keine Abgabe statt. 


TD. 

Alle Pfa*reien und Pfründen sind Commenden: jeder Be- 
sitzer muss seine Commende bei dem Bischofe jährlich mit 2 bis 
4—6 fl nach Verschiedenheit der Klassen lösen; Pfründen von 
400 fl und darunter sind von dieser Abgabe frei. 


76. 

Der Bischof kann aus wichtigen die Amtsführung affıciren- 
den Gründen die Commende revociren: jede solche Revocirung 
mus mit ihren Gründen dem Gouvernement, an welches dem 
Pfründner der Recurs often steht, angezeigt werden. 


17. 

Appellationen an eine höhere geistliche Gewalt in Sachen, 
wo der Kirchengewalt nach der pragmatischen Sanction vom 
14'® May 1807 eine richterliche Gewalt zusteht, haben nicht 
statt. Der Recurs an den Souverain sichert gegen Missbrauch 
und Uebermaas. 

78. 

Die Revocirung der Commende kann nicht ohne Antrag des 
Archidiaconi geschehen, noch weniger ohne vorherige canonische 
Monition: eilende Fälle, wo das Wohl der Kirchengemeinde 
schleunige Hilfe fordert, sind von dieser vorgezeichneten Form 
ausgenommen. 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht XIl. 3. 2] 
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79. 

Es darf kein fremder Priester, der nicht durch Aufnahme 
in die Liste der Titularen oder durch wirkliche Bepfrundung dem 
Clerus der Landeskirche einverleibet ist, ohne Genehmigung des 
(Grouvernements Kirchendienste versehen. 

80. 

Kein Priester kann seinen Dienst eigenmächtig verlassen: 

olıne Authorisation des Bischofs darf kein Priester fungiren. 
8l. 

Jeder Priester, der Pension aus öffentlichen Fonds bezieht, 
muss sich nach deın Maase seiner Kräfte in Kirchen oder Unter- 
richtsdiensten anstellen lassen, bei Verlust der Pension. 

82. 

Die Pfarrer verrichten ihre Funktionen nach der Anordnung 
des Bischofs: eine Aenderung daran, oder eigenmächtige Anord- 
nung eines ausserordentlichen Gebethes ist den Pfarrern unter- 
sagt. 

83. 

Kein Pfarrer darf Nebenandachten emführen: der Bischof 
wird über alle im ganzen Sprengel etwa bestehende Nebenan- 
dachten, die nicht der Vor- und Nachmittägige Kirchspielgottes- 
dienst selbst sind, sammt den dabei gebrauchten Büchern rervi- 
diren, und das Resultat mit Gutachten zur Kenntnis des Gouver- 
nements bringen. 

84. 

Privatoratorıa und Nebenkapellen, die nicht Kirchen von 

filial Gemeinden sind, werden nicht mehr statt haben. 
85. 

Alle den Pfarrgottesdienst in seinen unzertrennlichen Theilen, 
Messe und Predigt stölhrenden, oder hemmenden Kirchenfunctio- 
nen können ferner nicht mehr statt haben. Blosse Frühmessen 
hören auf, und wo sie wegen Grösse der Pfarrgemeinde bestehen 
müssen, da können sie nicht ohne zugleich gehaltenen öffentlichen 
homiletischen Unterricht bestehen. 
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86. 

Blose Frühmesspfründen sollen gemeinnüziger gemacht wer- 
den, worüber der Bischof sein Gutachten dem Gouvernement er- 
statten wird. 

87. 

Der Bischof muss ohne Zeitverlust über die in den bisherigen 
verschiedenen Dioecesparcellen bestandenen Stolgebühren und 
Opfergelder genaue Information einziehen, und ein Reglement zur 
Landesherrlichen Genehmigung vorlegen: für keinen Akt, den 
das Reglement nicht bezeichnet, darf der Pfarrer Gebühren 
fordern. 

88. 

Wenn ein Pfarrer wegen Grösse des Pfarrsprengels oder 
wegen eigener Unvermögenheit einen Cooperator hält, so darf er 
ihm weniger nicht, als 75 fl zum Lohn geben: einem Vicar für 
Filiale, die einen eigenen Gottesdienst haben, gebühren ohne diesen 
Lohn die in diesen Filialen fallende Stolgebühren. 

89. 

Wenn die Pfarrei eines solchen Pfarrers weniger als 600 fl 
trägt, so soll, mit Rücksicht auf die Vermögens Verhältnisse des- 
selben die Besoldung des Cooperators von dem Ortsheiligen be- 
zahlt, und wenn dieser die Summe nicht, oder nicht ganz über- 
nehmen kann, der Abgang aus anderen geeigneten Kirchen und 
Emeritenfonds übernommen werden. 

3%. 

Der Bischof wird ohne Zeitverlust ein Taxreglement für die 
verschiedenen Ausfertigungen der Dioecesan Regierung nach vor- 
heriger Erkundigung über die bisher in den verschiedenen Dioeces- 
theilen bestandenen Taxen, zur Prüfung und Genehmigung dem 
Gouvernement vorlegen, über welches Reglement hinaus, nach 
dessen Publication, kein Tax unter keinem Vorwande erhöhet 
werden darf. Die aus diesen Kanzlei Taxen erwachsende Sportel 
Kasse, in welche auch die Nr. 75 genannten Commenden Ge- 
bühren gehören, übernimmt die Regie der Bischöflichen Regie- 

21:* 
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rungs- und Archidiakonat Kanzleien. Nach fünf Jahren wird 
der ganze Ertrag dem Gouvernement vorgelegt, und das Regle- 
ment einer Revision unterworfen. 


91. 

Der Bischof wird nach eingezogener Information sobald als 
möglich vorlegen, was für Abgaben von den Pfründen bisher in 
den verschiedenen Dioecesparcellen unter dem Titel von Catlıe- 
draticum, inthronisticum, synodaticum, Seminaristicum, Infelsteuer, 
annaten, medii fructus, servitia communia oder minuta, ferto, 
marca mortis, Jjucundus introitus ect. oder sonst statt hatten, und 
wie, auch wohin diese Gelder verwendet wurden; um dieserwegen 
einen uniformen Gebrauch, soweit es nötig befunden werden 
könnte, zu reguliren. 


92. 

Da keiner im Lande bepfründet werden darf, der nicht im 
Alumnate und Priesterhause an- und ausgebildet worden, so ist 
es billig, dass, wer dieser Bildung ohne seine besondere Kosten 
seine Versorgung zu verdanken hat, auch einige Recognition leiste: 
es soll daher, nachdem oben berührter Etat vorgelegt sein wird, 
bestimmt werden, was jeder Pfründner unter dem Titel des Cathe- 
draticı oder Seininaristicı Jährlich beizutragen habe. 


93. 

Da jede Pfründe innerhalb dreier Monaten wieder besezet 
sein muss (1. Constitutionsedict $ 13) so soll der Ueberschuss der 
Zwischeneinkünfte nach bestrittenen interims Verwaltungskösten 
zu !/; der administrirten Kirche, zu !/; dem Priesterhause oder 
dem Emeritorium zufallen: !/; aber dem rural Kapitel, solange 
diese den Kapitels Monat zu beziehen haben werden: dauert zu- 
fällig die Interimsverwaltung länger, so fallen die Interimsrevenuen 
dieser längeren Zeit halb der Kirche, oder wenn sie es nicht be- 
darf, dem Ortsallmosen, halb dem Priesterhause oder dem Eme- 
rıtorium zu, um dürftige und kranke Priester unterstüzen zu 
können. 
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94. 

Der Bischof wird ohne Zeitverlust sich Kenntniss über die 
rural Kapitels Cassen, ihr Vermögen, den Zweck, und die Ver- 
wendung desselben verschaffen, und den Befund dem Gouverne- 
ment vorlegen; bis dahin bleiben die Kapitel im Genusse des 
Kapitel Monates, wo und wie sie ihn hergebracht haben, bis 
wegen dieser Kapitels Cassen und ihrer etwa zweckmäsigern Ver- 
wendung nach dem Gutachten des Bischofes mit landesherrlicher 
Genehmigung anderweite Anordnung geschehen sein wird. 


95. 

Der Bischof wird ın allen Kirchen seines Sprengels die ın 
solchen bestehenden anniversaria und andere kirchliche Stiftungen 
revidiren, und wegen etwa vorhandener Menge gestifteter Jahres- 
messen der Regierung Vorschläge machen, wie solche durch Ver- 
theilung an andere dürftigere Kirchen zu conserviren seien. Von 
jedem Testamente, in welchem über derlei Stiftungen disponiret 
wird, soll innerhalb 14 Tagen nach Publication des Testaments 
ein beglaubigter Auszug der Dioecesan Regierung mitgetheilet 
werden: die betreffenden Beamten sind hierwegen verantwortlich. 

gez. Rothensee. 


Ill. 
Aus einem Gutachten des geistlichen Ministerialrats Häberlin 
über den Abschluss eines Concordats. 
16. Oktober 1813. 
(Haus- u. Staats-Archiv. III. Religions- u. Kirchensachen. 
Fasz. 110.) 
Beyvortrag 
über die bischöfliche Diöces Einrichtung für die katholische Landes- 
kirche des Grossherzogthums Baden mit Rücksicht auf die vorlie- 
genden Bemerkungen vom 24. August d. Js. besonders die Ver- 
hältnisse der geistlichen und weltlichen Gewalt betrettend. 
Der Zweck der Kirche als einer autorisirten privatrecht- 
lichen Gesellschaft im Staate ist gemeinschaftliche Verehrung der 
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Gottheit durch Beförderung allgemeiner Tugend und Sittlichkeit 
nach einem bestimmten äusseren Kultus, gegründet auf das auf- 
gestellte Lehrsystem. 

Die zum Zwecke führenden Mittel anzuwenden, liegt im 
Begriffe des religiösen gesellschaftlichen Verbandes. Den Gliedern 
der Gesellschaft angemessene Statuten (Gesetze hat nur 
der Staat) zu geben, sie darauf zu leiten, untersuchen und 
unterscheiden, ob ihre Handlungen den Vorschriften entsprechen: 
durch konsequente Verfügungen gegen jene Glieder zu verfahren, 
welche den Anordnungen entgegenhandeln, sind notwendige Mittel 
zum Zwecke und autorisiren die kirchliche Vereinigung nach 
dem Maassstabe ihres untergeordneten Verhältnisses 
zum Staate, zur Befugnis einer anordnenden, aufsehenden, 
entscheidenden, exekutiven, und strafenden .Gewalt. 


Diese steht der geistlichen Behörde nach der Stufenfolge der 
verschiedenen kirchlichen Autoritäten, welche sich theils auf die 
Einsetzung ihres Stifters, theils auf Anordnungen der Kirche 
gründen, als des Bischofs, des Metropoliten, des Pabstes, und 
sämmtlicher ın einer legitimen Versammlung vereinigter Bischöfe, 
wie gesagt, im untergeordneten Verhältnisse zur Erreichung des 
kirchlichen Zweckes, wie dem Staate gegenüber die oberauf- 
sehende, schützende und verbessernde Gewalt, ın Hinsicht der 
Beförderung des allgemeinen bürgerlichen Wohls, zu. Innerer 
und äusserer Kultus sind also Gegenstände der Kirchengewalt. 


I. 


Was den innern Kultus, oder die Religionslehrsätze 
betrifit, so behauptet die Kirche eine gewisse relative Autonomie 
in Ausübung jener Rechte, die sich von ihrem Stifter herleiten; 
in jenen Unternelimungen und Einrichtungen, welche in der Natur 
und Wesenheit ihres Zweckes liegen; die Unterordnung 
vorausgesetzt, in dersich die Kirche zum Staate 
befindet. 

Daher giebt der Landesherr 
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a) schon vorhandenen Lehrsätzen, und wesentlichen Einrich- 
tungen, ohne in das Innere derselben einzugehen, ohne sie vom 
Kirchenzwecke zu entfernen, Bestimmungen, wie sie im Verbande 
der Religion zum Besten des Staates wirken können und sollen. 
Er sucht durch sie Aufklärung, Bildung, Tugend und Moralität 
unter seinen Bürgern zu verbreiten, und alles zu verhüten, was 
durch irgend eine falsche Auslegung und Anwendung dem Staate 
gefährlich seyn könnte. 

b) Neue kirchliche Lehrsätze, oder vielmehr nähere Bestim- 
mungen derselben, neue Anordnungen und Unternehmungen der 
Kirche, Bullen, Breven, Reskripte oder was immer für Ausferti- 
gungen; jede Veränderung ihrer Katechismen oder sonstigen 
Religionsbücher, jede Vermehrung ıhrer Dogmen können ohne 
Autorisirung der weltlichen Regierung nicht in Vollzug gesetzt 
werden, sie sind vordersamst der landesherrlichen Prüfung und 
Genehmigung unterworfen, nicht um über die Lehre zu 
entscheiden, sondern das unschädliche für den Staat, und 
das für die öffentliche Wohlfahrt daraus fliessende Resultat zu 
bemessen, zu beurtheilen und zu leiten; und so wie der Regent 
vermöge seiner Oberaufsicht alle Anordnungen der geistlichen 
Gewalt an sein placitum bindet, ist er auch befugt, das ertheilte 
placet nach den Staatsbedürfnissen wieder zurückzunehmen. 

c) Er schützt die Kirche gegen Irrthümer und Trennung, 
wacht für die Erhaltung der Reinheit der Lehre und die Beob- 
achtung zweckmässiger Kirchensatzungen. Er beruft die inner- 
halb der Gränzen des Staates existirenden Kirchenvorsteher, ver- 
anstaltet Synoden unter dem Vorsitze seiner Abgeordneten, be- 
wirkt theologische Unterredungen, lässt über entstandene Relı- 
gionsstreitigkeiten entscheiden, exequirt die Resultate, trifit Ver- 
fügungen gegen unnütze tumultuarische, dem Staate gefährliche 
Dispute und sucht auf kirchliches und bürgerliches Wohl in 
gleichem Maasse zu wirken. 

Alle diese Rechte (jura majestatica circa Sacra) liegen un- 
streitig in der Territorialgewalt des Landesherrn; sie sind wesent- 
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liche, unveräusserliche Dinge seiner Regierungsrechte, die ihm 
durch kein Gesetz, kein entgegenstehendes Herkommen entzogen 
werden können. 

Il. 

Der äussere Kultus umfasst hturgische Gegenstände, Ri- 
tuale, Zeremonien und Disziplinarsachen. 

Wie wichtig für die bürgerliche Gesellschaft der äussere 
(zottesdienst sey, wie viel daran liege, dass die dahin zielenden 
Anstalten ihrem erhabenen Zwecke gemäs eingerichtet werden, 
und wie sehr sich die Religion dem Staate empfehle, wenn 
die Form ihrer öffentlichen Gottesverehrung, ihre Gebräuche 
und Liturgien mit den Bedürfnissen und dem wirkhehen Zustande 
der Bürger zur Ermunterung der Tugend und Moralität überein- 
stimmen, ist eine von selbst einleuchtende Sache. Objekte des 
äussern Kultus, sie mögen nach der Lehre der Katholiken blos 
kirchliche, oder nicht seyn, sind beyde als Anordnungen, um den 
Kirchenzweck zu befördern, zwar der Bestimmung der Kirche 
überlassen; allein die höchste Aufsicht des Regenten erstreckt 
sich über die ganze äussere Kirchenverfassung und ihre schon 
bestehenden Anordnungen, nicht nur damit die Ausübung der 
Absicht entspreche, sondern dass sie auch mit dem Besten des 
Staates harmoniren. 

Er fordert daher Umänderung oder Abschaffung, wenn sie 
dem Geiste der Zeit nicht mehr angemessen sind, und es das 
Wohl des Landes erheischt; er hat das Recht auf neue kirch- 
liche Einrichtungen zu bestehen, wenn solche nicht dem wahren 
Verhältnisse der Kirche und ihrer wesentlichen Konstitution 
widersprechen. 

So wirkt z. B. die landesherrliche Gewalt auf Abstellung 
unzeitiger nicht zweckinässiger Anstalten, auf Prozessionen und 
Wallfahrten, auf geistlose, die Religion herabwürdigende, dem 
Aberglauben fröhnende Gebräuche, auf zu häufige, der Industrie 
des Landes schädliche Feyertage; auf das den Beutel und die 
(sesundheit der Unterthanen berührende, jüdische Fleisch- 
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speisenverbot, hebt geistliche Verbindungen und Bruderschaften 
auf, unterwirft die ganze kirchliche Einrichtung ihrem umfassen- 
den Blicke und dehnt sich über geistliche Rechte, Sachen und 
Anstalten, über geistliche Personen, Güter und Orte auf folgende 
Weise aus. 

Die Rechte der Kirche äussern sich durch die 

anordnende Gewalt. 

Innerhalb der Gränzen der Kirchengewalt liegt das Recht, 
Bestimmungen zur Beförderung der gemeinschaftlichen Religions- 
übung, zur Erhaltung der inneren gesellschaftlichen Ordnung des 
kirchlichen Endzweckes wegen zu machen, Regeln und Vor- 
schriften zu geben, Statuten abzufassen, darüber in vorkommen- 
den Fällen zu dispensiren und das kirchliche Polizeyrecht aus- 
zuüben. 

Diese Gewalt ist in dem Diözesan Rechte begriffen, und 
kann dem Bischofe unter Beywirkung seines geistlichen Senates 
nicht abgesprochen werden. 

Ihm dem Bischofe und nicht dem Pabste steht ordent- 
licher Weise auch das Dispensationsrecht in allgemeinen 
Kirchenverordnungen zu, wie er es für seinen Sprengel noth- 
wendig und nützlich findet; ungültig und nichtig sind daher in 
dieser Rücksicht alle päbstliche Reservationen, Inhibitionen und 
wenn sie auch in der kanonischen Rechtssammlung enthalten sind, 
und durch die bisherige Observanz, welche nur in einem Miss- 
brauche der päbstlichen Gewalt bestand, bisher beibehalten 
wurden. 

Allein nur eigentliche Kirchensachen können der Gegenstand 
dieser Anordnungen seyn, als 

a) das Lehramt und religiöser Volksunterricht 

b) Form und Feyer des Gottesdienstes 

c) Adıninistration der Sakramente 

d) Geistliche Amtsführung 

e) Kirchendisziplin 

f) Ordination und Approbation der Kirchendiener 
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g) Einweihung und Gebrauch der zum Gottesdienste gewid- 
meten Gebäude und Geräthe, auch der Kirchhöfe. 


Die Kirche überschreitet die vorgezeichneten Schranken, 
wenn sie sich mit Objekten befasst, die ausser diesem (Gesichts- 
punkte liegen. 

So steht z. B. die Ehe als Kontrakt, die Festsetzung diri- 
mirender Ehehindernisse, und die Dispensation darüber allein 
unter der weltlichen Gesetzgebung. Die Geistlichkeit hat nur 
mit den Vorschriften zum Empfange des Sakramentes zu thun, 
und bei Ehetrennungen auch a vinculo blos ıhr Vermittlungs- 
recht auszuüben. 

Die aus Vergünstigung der Fürsten verordneten kanonischen 
Hindernisse dauern nur so lange und in so weit, als die weltliche 
Macht diese Vergünstigung fortzusetzen für gut achtet. 


Die zweyte Klasse der in der Kirchengewalt liegenden Rechte 
bildet die 
aufsehende Gewalt. 


Umfassende Kenntnis, Aufmerksamkeit auf den öffentlichen 
Zustand der Kirche, auf alle Vorgänge und Ereignisse in der- 
selben, Wachsamkeit über alle Anordnungen und Anstalten, 
müssen bei den Vorstehern der Kirche notwendig vorausgesezt 
werden. 

Denizufolge ist der Bischof berechtigt, von allen religiösen 
Vortällen in der Diözes Berichte zu fordern, zur Erhaltung der 
Ordnung und Reinheit der Lehre und Sitten Vorkehrungen zu 
treffen. Daher seine besondere Aufsicht sowohl über die Zöglinge 
des geistlichen Standes, als über die zur Seelsorge bestimniten 
Priester, ihre Religionskenntniss, wie ihre Aufführung betreffend. 


Um sich von der Lage der Dinge zu unterrichten, ordnet er 
mit vorläufiger Genehmigung der Regierung Visitationen über 
Personen und Sachen an, hat aber derselben darüber Bericht 
zu erstatten, und ihr Placet zu den zu erlassenden Weisungen 
und Verfügungen einzuholen, wenn sie sich nicht etwa schon auf 
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genehmigte allgemeine Verordnungen beziehen und aus diesen 
hervorgehen. 

Der Kirche steht ferner zu die 

entscheidende oder richterliche Gewalt. 

Es ist ein unverkennbares Prinzip, dass alle weltliche Sachen, 
dass Gegenstände, worüber nur die weltliche Macht Gesetze zu 
geben berechtigt ist, auch dem Erkenntnisse des weltlichen Rich- 
ters unterliegen. Nur er ist kompetent, über jene Fälle zu er- 
kennen, welche durch Subsumtion unter das Gesetz entschieden 
werden müssen. 

So wichtig diese Grundsätze sind, so gross war das Bestreben 
des Klerus, weltliche Gegenstände mit oder ohne Verbindung 
geistlicher Sachen vor sein Ressort zu ziehen, und mit der Er- 
werbung einer eigenen Gerichtsbarkeit seine Person selbst durch 
Humanitäten gegen die Kompetenz des weltlichen Richters zu 
sichern. 

Diese blos auf Verleihung der Regenten sich gründenden 
Begünstigungen, diese dem Klerus in persönlicher und dinglicher 
Hinsicht ehevor ertheilten Privilegien haben längst schon aufge- 
hört, und der Bischof hat über Geistliche und Layen keine an- 
dere Gerichtsbarkeit als blos in geistlichen oder kirchlichen Gegen- 
ständen, nämlich des Gewissens, oder der Erfüllung der Religions- 
und Kirchenpflichten nach ihrer wesentlichen Verfassung. 

Folglich alle Sachen, welche ihrer Natur nach nicht geıst- 
lich sind, als: die Bestimmungen über liegende Güter, fahrende 
Habe, Renten, Rechte der Kirchen und kirchlicher Personen ; 
dann Ehekontrakts- und Ehetrennungs- Schwängerungs- Allimen- 
tations- Eides- Zelnd- Patronats- und Benetizial-Gegenstände, 
auch Kirchen- Pfarr- und Schulgebäulichkeiten etc. gehören vor 
das ausschliessende weltliche Forum. 

Folglich unterstehen die Geistlichen sowohl in Civil- als 
Criminalhandlungen, in bürgerlichen Personalklagsachen, in allen 
aus bürgerlichen Kontrakten hervorgehenden Streitsachen, in den 
Verhandlungen über ihre letztwilligen Dispositionen und Ver- 
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lassenschaften einzig der weltlichen Gerichtsbarkeit. 

Dagegen über die eigentlichen Amtshandlungen, die Lehr 
und Zuchtangelegenheiten der Geistlichen hat der Bischof zu 
erkennen, von dem sie auch für blos geistliche Vergehungen mit 
blos geistlichen Besserungsstrafen und Bussen anzusetzen sind, 
solange nämlich die Vergehungen als blose Uebertrettungen der 
Priesterpflichten zur innern Zucht gehören. (vide Petzelts Samn- 
lung II Bd. österr. Verordnungen von 1796 Nr. 482. vom 3. März 
1792.) 

Sobald sie aber in Verbrechen ausarten, öffentliches Aerger- 
niss in der Pfarrgemeinde, Klagen und Anzeigen veranlassen, 
und als Verlezungen der Seelsorgerpflichten auf den Staat sich 
beziehen: so unterliegen sie auch der gemeinschaftlichen Unter- 
suchung und Erkenntniss der geistlichen und weltlichen Behörde. 

Ich komme also auf die 
Vollziehende und strafende Kirchen-Gewalt. 

Mit dem Rechte, kirchliche Verordnungen zu machen, und 
alles auszuführen, was dem wahren Zwecke der Kirche entspricht, 
ist die vollziehende und strafende Gewalt verbunden. 

Allein körperliche Strafen auf geistliche Verbrechen anwen- 
den, oder geistliche Strafen auf weltliche Vergehen setzen, liegt 
ausser der Sphäre des Klerus. Gegen eigentliche Kirchenver- 
brechen, gegen Uebertrettungen wider den innern oder äussern 
Kultus, gegen das Lehrsystem, die geistliche Amtsptlichten oder 
die religiöse Moral können nur solche Strafen und Zwangs- 
mittel eintreten, wodurch einem Glied ein Gut vorenthalten oder 
entzogen wird, welches dasselbe in dieser Eigenschaft zu geniessen 
oder in Anspruch zu nehmen hat. 

Wohlmeynende Belehrungen, ernste Drohungen, Ausschlies- 
sung von einzelnen gottesdienstlichen Handlungen oder der ganzen 
Gesellschaft treten hier an die Stelle phisischer Zwangsmittel, 
welche nur der Staatsgewalt vorbehalten sind, sich mit dem 
sanften Geiste des Christenthums nicht vertragen und den Zweck 
der Kirche ganz verfehlen. 
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Diese nun bezeichnete Kirchengewalt erhält aber durch jene 
des Staates noch folgende Beschränkungen. 

Da die landesherrliche Oberaufsicht über alle im Staate vor- 
fallende Handlungen, Ereignisse und Verhältnisse sich erstreckt, 
so ist die Staatsgewalt berechtigt, von dem, was in den Kirchen- 
gesellschaften gelehrt und verhandelt wird, Kenntnisse einzu- 
ziehen. Daher können Statuten und Anordnungen zur Erreichung 
des gesellschaftlichen Kirchenzweckes nur unter der Staatsauf- 
sicht gegeben und die Vollziehung kann ohne landesherrliche 
Einsicht und Genehmigung nicht bewirkt werden. Es liegt ın 
den Rechten und Pflichten des Regenten, sich, ohne Einmischung 
in das innere Kirchenwesen, in die eigentlichen Lehr- und Glau- 
benssachen, zu überzeugen, dass die Kirchenvorsteher durch ihre 
Verfügungen, durch Ausübung des Rechtes der Aufsicht keine 
Eingriffe in die weltliche Regierungsgewalt unternehmen, nicht 
die Ordnung der Staatsverwaltung stören, dass sie dem Zwecke 
entsprechen und der kirchlichen Vereinigung selbst nicht zu nahe 
treten. 

Aus dem Rechte der Oberaufsicht fliesst die landesherrliehe 
Befugnis, ihr Augenmerk dahin zu richten, dass die geistliche 
Gerichtsbarkeit nach ihrem eigentlichen und wesentlichen Begriffe 
nicht die vorgezeichneten Schranken überschreite, dass den Unter- 
thanen keine Gelegenheit zu Beschwerden gegeben und ihnen der 
Weg des Rekurses wegen Verletzungen aus dem Erkenntnisse 
eines geistlichen Richters nicht erschwert werde. Der Landes- 
herr nimmt in dieser Hinsicht Kenntniss von den inneren Ver- 
hältnissen des geistlichen Gerichtes, befördert den Gang durch 
nachdrückliche Erinnerungen, fordert Einsicht der Akten, und 
schützt seine Unterthanen gegen Verletzungen, Unbilden und Be- 
einträchtigungen. Geistliche Personen, Diener des Kultus stehen 
mit dem Staate ın eben diesen Verhältnisse; sie sind Glieder 
der bürgerlichen Gesellschaft, und können in dieser Eigenschaft 
nie der Aufmerksamkeit und Sorge der weltlichen Gewalt ent- 
zogen werden. 
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Das kirchliche Vollziehungsrecht kann ohne Kenntniss des 
Staates nie in Thätigkeit übergehen; seine Wirksamkeit ist der 
Oberaufsicht des Regenten untergeordnet. In Ansehung des 
Strafrechts steht die landesherrliche Macht jedem Unterthanen, 
der als (slied der Kirche sich eines Vergehens schuldig gemacht 
hat, jeder geistlichen Person, die in Verbrechen gegen den Staat 
ohnehin, wie schon gesagt, dessen Untersuchung und Bestrafung 
unterworfen ist, gegen Ausartung der Kirchengewalt zur Seite. 
Er hindert Eingriffe, weisst sie in die gehörigen Schranken, und 
ist befugt, jede, auf das gesellschaftliche Leben und die bürger- 
lichen Verhältnisse der Unterthanen Einfluss habende kirchliche 
Strafe, oder Zensur, auch ob percussionem Qlerici und selbst 
in causis haereticae pravitatis seiner Prüfung zu unterwerfen, 
und nach Befund der Sache als einen Missbrauch der Kirchen- 
gewalt zu verwerfen; wie denn alle excommunicationes ipso facto, 
oder latae sententiae als nichtig erklärt werden (vide Petzelt 
österreichische Verordnungen vom 30. November 1768). 

Geistliche Sachen und Anstalten, welche mit weltlichen zu- 
sammenhängen und irgend eine Beziehung auf den Staat und das 
weltliche Wohl der Einwohner haben, sind dem Hoheitsrechte 
des Staates dergestalt untergeordnet, dass der Regent vermöge 
dieses Rechtes nicht nur mit der aufselienden, sondern auch an- 
ordnenden Gewalt wirkt, als, wie schon oben bemerkt wurde, 
über den äussern Gottesdienst, dessen Ort, Zeit, Zahl etc. Er 
beschränkt oder hebt auf die nicht zu den wesentlichen Theilen 
des Kultus gehörigen Feyerlichkeiten, ordnet bei feyerlichen Ver- 
anlässen in den Kirchen seines Staates selbst öffentliche Gebethe 
und Dankfeste an, und prüft den Innhalt der Gebethe; er tritit 
in Hinsicht der Pfarreyen und Schulen im Lande angemessene 
Einrichtungen, regulirt die Besoldungen auf eine zweckmässige 
Art, bestimmt simple Benefizien zur Seelsorge, giebt zwecklosen 
Stiftungen eine nützlichere Existenz, entfernt oder duldet geist- 
liche Gesellschaften und sonstige Institute, giebt ihnen bessere 
Bestimmungen, auch in Hinsicht der Gelübde, und wacht über 
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ihrem Wirkungskreis; auch organisirt er geistliche Bildungs- 
Verptlegungs- und Strafanstalten. 

Die Bildung junger Geistlichen kann dem Bischofe allein 
nicht überlassen und der speziellen Aufsicht des Regenten nicht 
entzogen werden. Ihm sind die Vorlesebücher, aus welchen und 
überhaupt die Grundsätze, nach welchen die Geistlichen gebildet 
werden, zur Prüfung und Genehmigung vorzulegen. 

Was die landesherrliche Macht in Hinsicht geistlicher Per- 
sonen, Güter und Orte betrifit, so geht sie dahin: der geistliche 
Stand besteht aus Individuen, bestimmt zum Religionsunterrichte, 
zur Besorgung gottesdienstlicher Handlungen und Verwaltung der 
Sakramente. 

Zu kirchlichen Benefizien, die eine gewisse Funktion mit dem 
Genusse von Kirchengütern, oder bestimmten Einkünften be- 
zeichnen, gelangt man durch kanonische Provisionen, aut colla- 
tione libera, aut necessaria ad praesentationem patroni. 

Da das Patronatsrecht seinem Ursprunge und seiner Natur 
nach kein geistliches, sondern ein blos weltliches Recht ist, so 
inuss, wenn von Vergebung der Pfarreyen und anderen Benefizien 
(alle bisherigen Commenden hören auf) die Frage ist, das landes- 
herrliche Ernennungsrecht als Regel, das freye bischöfliche Kolla- 
tionsrecht aber, wenn es erwiesen ist, höchstens als Ausnahme auf- 
gestellt werden, obgleich auch dieses zessiren könnte und sollte, 
weil ja dem Bischofe nicht nur die vorsorgliche Anordnung der 
Dienstversehungen, sondern auch das jus instituendi, versteht sich, 
in spiritualia von allen ad beneficia ernannten oder präsentirten 
Subjekten zusteht, folglich ein Unfähiger oder Unwürdiger von 
der Kirchengewalt verworfen werden kann. (vide Grege!’s vor- 
trefflliche Abhandlung über das Patronats-Recht). 

Eigentlich hat über die Einkünfte der Pfründen, und hiemit 
auch über ihre Verleihung als blos zeitliche Gegenstände Niemand 
ein Recht als der Regent: folglich ist ebenso die Immission oder 
Installirung der Pfarrer und Kuratbenefiziaten in die Temporalien 
nur von der weltlichen Behörde vorzunehmen; und findet gegen 
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die Ernennungszeit des Regenten nie ein bischöfl. Devolutions- 
recht statt (österr. Verordnung vom 9. März 1785). 

Oder will man die Ernennung der Diener des religiösen 
Kultus, die Beförderung zu einem kirchlichen Benefizium im All- 
gemeinen, collationem lıberam der Kirchengewalt für alle Fälle 
nicht versagen, sondern, wie gesagt, als Ausnahme von der Regel 
gelten lassen, so liegt es doch in der landesherrlichen Gewalt, 
vermöge des Rechtes der Oberaufsicht, ihre Eigenschaften durch 
Gesetz festzusetzen, sich von ihrer moralischen und intellektuelen 
Bildung zu überzeugen, bey allen Verleihungen, wie es z. B. durch 
die für ehevor österreichische Benefizien vorgeschriebene Ge- 
neral-Konkursprüfung geschieht, thätig zu konkurriren. 
über Einhaltung der Gesetze zu wachen, ihre Anstellung zu be- 
stätigen oder bey hinlänglich erwiesenen Ursachen ihnen exelusi- 
yam zu geben. 

Für die auf ursprüngliche Privilegien des Staates sich grün- 
dende Freyheit eines öffentlichen Kirchendieners, der zugleich 
Staatsdiener ist, von persönlichen bürgerlichen Lasten und Ab- 
gaben giebt der Art. 23 des kirchlichen Konstitutionsedikts vom 
Jahre 1807 Ziel und Maass; wie der Geistliche die Rechte und 
Vortheile eines Staatsbürgers geniesst, so hat er auch die Pilich- 
ten und Lasten desselben, soweit sie andern Staatsdienern ob- 
liegen und er davon keine besondere Befreyung erhält. 

Kircheneigenthum begreift das ganze Vermögen einer Kirche, 
es bestehe nun in Gebäuden, liegenden Gründen, Kapitalien. 
Einkünften, oder zum Gottesdienst gehörigen Geräthschaften 
unter sich. 

Dergleichen Acquisitionen, sie mögen nun durch Fundationen, 
Dotirungen oder sonstige Erwerbungen geschehen, können nur 
mit Wissen und Genehmigung des Staates in das Eigenthum der 
Kirche übergehen. 

Eigentlich kann man mit dem Begriff von Kirchengutlh nur 
jenes Eigentum bezeichnen, das zur Existenz der Kirche, zu 
ihrer nothwendigen Erhaltung gehört, das der Kultus fordert. 
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Was ausser dieser Bestimmung liegt, ıst Staatsgut. 

Ueber Güter der Kirchen und milden Stiftungen stehen dem 
Regenten die Rechte der höchsten Aufsicht, der Ober-Vormund- 
schaft, und des Obereigenthums zu. So wie er in diesen Hin- 
sichten für die Erhaltung, ordentliche Verwaltung und zweck- 
mässige Verwendung zu sorgen hat, ohne der Kirchenbeliörde 
darüber Rechenschaft geben zu müssen; so sezt er der über- 
mässigen zweckwidrigen und gemeinschädlichen Vermehrung des 
Kirchenvermögens Schranken, erlässt Amortisationsgesetze, bindet 
jede Erwerbung und Veräusserung der Kirchengüter, jede Ex- 
portierung der Einkünfte ausser den Gränzen des Lands, auch 
die Nichtbesteuerung kirchlicher Güter an seine Bewilligung, 
und ist berechtigt, sie bey dringenden Ereignissen bey steigender 
Noth und Gefahr des Landes zum Wohl des Staates zu ver- 
wenden. Endlich da das geistlichen Orten ehedem zugestandene 
Asylrecht sich nur in der Verleihung der weltlichen Macht 
gründet; so hängt auch nur von solcher jede Beschränkung oder 
Aufhebung dieser örtlichen Immunität ab. 

Soviel über die Gränzen der landesherrlichen und katholi- 
schen Kirchengewalt. 

Nun noch die besonderen Amtsverhältnisse des Bischofs, des 
Metropoliten, des Papstes zu einander und gegen den Regenten 
und des Regenten gegen sie. 

Der Pabst wird als das dem Conciho generali unterstehende 
Kirchenoberhaupt, und als Mittelpunkt der kirchlichen Einigkeit 
respektirt, und demselben die Ausübung aller zu deren Erhaltung 
nöthigen, oder wesentlichen Primätsrechte gestattet. Nur darf 
sine placito principis keine päbstliche Bulle, oder sonstige Ver- 
fügung im Lande promulgirt werden (vide oester. Verordnung vom 
17. März 1791 8 3). Auch jede ältere Bulle, Konstitution ete. 
sobald man Gebrauch davon machen will, muss zuvor die landes- 
fürstliche Genehmigung erhalten, und selbst für angenommene 
Bullen dauert die verbindende Kraft, und ihre Gültiekeit nur 
solange, als nicht im Staate durch neue Verordnungen etwas 
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anderes zur Beobachtung eingeführt wird. 

Bischof und Erzbischof werden von dem Regenten, welchem 
sie auch vor ihrer Amtsantretung, als Subditi den Eid der Treue, 
etwa Juxta formulam austriacam vom 16. Sept. 1782 abzulegen 
haben, ernannt, und der erstere vom Metropoliten, jedoch gratis, 
dieser hingegen gleichwohl vom Pabste bestätiget, oder kanonisch 
instituirt, wobey aber die Bezahlung der Annaten und Palliuns- 
gelder, sowie die Ablegung jenes famosen Dekretal-Eides zänz- 
lich untersagt, und an die päbstliche Kanzley die Taxe von 
höchstens 50 Skudi zu entrichten gestattet wird. 

Was den processum informativum bey den neuernannten 
Bischöfen betrifit, so ist solcher nach Maassgabe der älteren 
Kirchenzucht von dem consecratore zu veranstalten, und in jedem 
Falle ist zum Beweise der Anhänglichkeit an den Mittelpunkt 
der Kirche dem Pabste Nachricht zu geben, welchem die Bischöfe 
auch reverentiam et oboedientiam canonicam versprechen mögen, 
salvis tamen legibus politicis patriae et juramento fidelitatis prin- 
cipi praestito. 

Der Bischof, wie der Erzbischof als Bischof tritt bey be- 
stehender Subortdination in alle ursprüngliche, wesentliche Rechten 
und Pflichten zurück, und ertheilt die nöthigen Absolutionen und 
Dispensen z. B. in Irregularitäten, Priesterjahren, Gelübden etc. 
selbst; folglich hören alle bisherigen römischen Privilegien, Exem- 
tionen, Reservationen und Beschränkungen der bischötlichen Gewalt 
durch das privilegium quinquennale auf; und Bischof und Erz- 
bischof, welche ohne vorherigen Konsens des Landesherrn was 
immer, es mögen Privilegien, Ablässe, Dispensationen, Vortheile, 
Vorziige, Ehrentitel, Ehrenstellen etc. seyn, bey dem Pabst oder 
einem Nuntius nachsuchen, oder von dort aus annehmen, werden 
hierüber sowohl für ihre eigene Personen, als für ihre Sprengels- 
angehörigen verantwortlich gemacht; ebenso, wenn unter dem 
Prätexte einer Dispensation, eines Privilegiums, oder sonst unter 
einen Namen ohne Vorwissen der Regierung Geld an die päbst- 
liche Kuria oder Datarta erlegt werden sollte. 
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Auch der Erzbischof als solcher tritt in die alten Metro- 
politanrechte zurück, soweit sie nicht abgxewürdiget sind. 

Nebst der Befugniss, dem Bischofe mit der Konsekration 
die Bestätigung oder kanonische Institution zu ertheilen, ist der- 
selbe berechtiget, mit Genehmigung des Regenten ein Conclium 
provinciale, wozu, was sich von selbst versteht, auch die Priester 
sehören, zusammenzubernfen, die bischötliche Diözes zu visitiren, 
dien Bischof zur Residenz anzuhalten, oder die Ursachen semer Ent- 
fernung zu prüfen, und überhaupt die Nachlässigkeiten des 
Bischofs in seinem Hirtenamte zu ersetzen, auch die Appella- 
tionen vom bischöflichen Spruche anzunehmen, ohne dass sie je- 
doch weiter, am wenigsten an ein päbstliches Nuntiatursgericht 
zehen dürfen. 

Oder sind sie wesentlich an den Pabst geeignet, so muss 
dieser die Ausübung seines Entscheidungsrechtes an deutsche 
Richter im Lande übertragen, wie es nicht nur Kaiser Joseph 
für seine Staaten, sondern auch schon das Konzilium von Basel 
zum (zesetze machte. 

Sede vel episcopali vel metropolitana vacante übernimmt 
tam in Spiritualibus qua in Pontificahbus der bleibende Bischof 
mit dem bestehenden geistlichen Senate die interimische Ver- 
waltung der Diözes bis zu ihrer Wiederbesetzung. Von einer 
geistlichen Regierung und der Courtoisie: Hochgeehr- 
teste Herren! an den bischötlichen Senat kann und sollte 
künftig gar keine Rede mehr seyn. 

Da übrigens ein Bischof nieht vom Pabst oder Erzbischof 
sondern unmittelbar von Gott alle Gewalt erhält; so hat, solange 
der Bischof sein Hirtenamt gehörig verwaltet, nicht vom Glauben, 
und den zur Seligkeit notwendigen Sittenlehren, nicht von der 
Finigkeit, und den allgemeinen Kirchenvorschriften abweicht, 
weder Pabst noch Erzbischof ein Recht, wider den Bischof ein- 
zugreifen. 

Auch ist und bleibt der Bischof, wie der Metropolit der 
landesherrlichen Ober-Aufsicht und Gerichtsbarkeit unterworfen, 

22 * 


322 Abhandlungen. 


wohin jeder den Rekurs hat, der sich in polizeylicher Hinsicht. 
ja selbst wegen Beschuldigung der in Schriften oder mündlich 
geäusserten Heterodoxi beschwert findet. 


Der Landesherr kann bey einer solchen Untersuchung des 
Bischofs sich die Miteinsicht zueienen, damit nicht rechtschaffene 
und heller denkende Geistliche das Opfer einer Kabale, des Bi- 
gotismus oder der Ignoranz werden. 

Bey der Entscheidung über den Gegenstand sollen die Iibe- 
ralsten und aufgeklärtesten Theologen um ein Gutachten ersucht 
werden. 

Ohnehin war in dem ehevor österreichischen Landestheil 
durch ein landesherrliches Dekret jene fremde, selbst bischötliche 
und päbstliche Bücher-Zensur abgeschafft, und alle Druckschriften 
ohne Ausnahme, auch der Ordinariate, unterlagen der allgemeinen 
Staatszensur, was auch jetzt noch seyn sollte: 

Salvis aliis Jjuribus regiis circa Sacra qui- 
buscunque; denn die landesherrliche Machtvollkommenheit 
ist es, die alles dasjenige unter sich begreift, was in der Kirche 
nicht von göttlicher, sondern nur von menschlicher Er- 
findung und Einsetzung ist, und das, was es ist, allein 
der Einwilligung oder Gutheissung der oberherrlichen Gewalt zu 
verdanken hat. 

So sprach einst Fürst v. Kauniz zu dem in Wien residiren- 
den päbstlichen Nuntius Garampi, und er sprach recht. 

Ita Salvo meliori! 

Karlsruhe, den 16 8ber 1813. 


eez. D" Haeberlin. 
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IV. 

Entwurf eines Conecordats 
von dem geistlichen Ministerialrat Schäfer. 
3. September 1814. 

(Haus- u. Staats-Archiv. III. Religions- u. Kirchensachen, 
Fasz. 114.)') 
Entwurfeines Concordats 
zur 
Errichtung der Katholischen Landeskirche 
in dem Grosherzogtum Baden. 

S 1. 

Die katholische Religion wird in allen Orten des Grosherzog- 
thums Baden, wo sie derimahlen öffentliche Ausübung mit pfarr- 
lichen Rechten hat, geschützt und ihr der Schutz für alle Zeiten 
feverlich zugesichert. 

Der gleiche Schutz wird ıhr in jenen gemischten Orten ge- 
währt, wo dermahlen für sie die Privatausübung hergebracht ist. 
S 2. 

Die verschiedenen Bistums-Antheile des Grosherzogthums 
werden in eine Landeskirche veremigt, welche durch den jetzigen 
oder künftigen Umfang desselben begrenzt wird, so dass kein 
Theil desselben der Jurisdiktion eines auswärtigen Bischofes 
unterworfen ist oder bleibet. 

S 3. 

Die badische Landeskirche theilt sich in zwey Diözesen ab, 
die sich nach dem Laufe des Kinzigflusses von einander scheiden. 

Diese werden von einem Erzbischofe und einem Bischofe 
verwaltet. 

| S 4. 

Der Erzbischof wird seinen Sitz in Freiburg und der Bischof 
in Bruchsal haben. An ersterem Orte wird die Münsterkirche 
und an dem letzteren Orte die Kirche des vormaligen Stifts Oden- 


1) Die von Schäfer dem Entwurfe beigefürten Anmerkungen lasse ich 
weg, da sie sich vielfach auf seinen gleichzeitigen grossen Vortrag beziehen. 
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heim zur Kathedral-Kirche erhoben. 

Dicse beiden Kathedral-Kirchen erhalten mit Rücksicht auf 
ihr gegenwärtiges Vermögen, die nöthige Dodation aus der Fabrik 
der gewesenen Kathedral-Kirche zu Konstanz, und in sofern 
diese nicht hinreicht aus den Staatseinkünften. 

$ 5. 

Der Erzbischof und der Bischof der Badischen Landeskirche 
wird von dem Grosherzogen ernannt, und von Ihrer päbstlichen 
Heiligkeit in der hergebrachten Form bestätigt. 

Diese Ernennung geschieht sogleich nach der $2 erwähnten 
Vereinigung, und bey künftigen Erledigungsfällen binnen 3 Mo- 
naten. In der nämlichen Zeit wird von S" Heiligkeit die Kon- 
firmation ertheilt. 

S 6. 

Zur Beurtheilung der Fähigkeit und Würdigkeit des Er- 
nannten werden für den ersten Fall drey Kommissarien aus dem 
Klerus von dem Grosherzog ernannt. 

Bey künftigen Ernennungen aber bestehen diese Comnis- 
sarien aus dem General Vikar oder bey Verhinderung desselben 
aus dem ältesten Rathe des erledigten Stuhles, aus dem Vor- 
steher des Bezirks, in welchem der Ernannte früher gelebt, und 
dem Pfarrer des Ortes, in dem er sich binnen der 3 letzten 
Jahre aufgebalten hat. 

ST. 

Die Bestättigung kann von S" Heiligkeit nur bey Ernennung 
eines offenbar wegen Unsittlichkeit oder Religionswidriger Grund- 
sätze verdächtigen und unwürdigen Subjektes verweigert werden. 

Die Gründe der Verweigerung müssen ausdrücklich und be- 
stimmt (Specifice) angegeben werden. 

S 8. 

Wenn einem Ernannten die päbstliche Konfirmation versagt 
werden sollte, so verbleiben dem Grosherzogen abermal 3 Mo- 
nate zur anderweiten Ernennung, und — erst nach 3maliger 
ohne Erfolg geblicbener Ernennung devolvirt sich dieselbe für 
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diesen Fall auf S’ päbstliche Heiligkeit, jedoch so, dass der er- 

ledigte Stuhl nur einem Eingeborenen verliehen werden kann, und 

dem Grosherzogen das jus placiti et excelusivae vorbehalten bleibt. 
S 9. 

Der Ernannte, welcher sich mit der päbstliche Konfirmation 
leritimirt hat, kann die Funktionen seines Amts nicht eher an- 
tretten, als bis er nachstehenden Eyd in die Hände des Gros- 
herzogs, oder dessen, welcher von ihm dazu besonders bevoll- 
mächtigt ist, abgelegt hat: 

„Ich schwöre und gelobe auf die hl. Evangelien, meinem 
Herrn dem durchlauchtigsten Grosherzogen von Baden Ge- 
horsam und Treue. 

Ich verspreche und gelobe ferner, keine Gemeinschaft zu 
haben, an keinen Rathschlägen Theil zu nehmen, und keine 
Verbindung weder innerhalb noch ausserhalb des Grosherzog- 
thums einzugehen oder zu unterhalten, die der öffentlichen 
Rule nachtheilig seyn könnte und wenn mir bekannt werden 
sollte, dass in meiner Diözese oder sonst wo zum Nachtheile 
des Grosherzogthuns gehandelt werde, so will ich es dem 
(Grosherzogen meinem durchlauchtigsten Herrn offenbaren.“ 

8 10. 

Der Eyd, welchen der Ernannte bey der Konsecration zu 
leisten hat, soll kein anderer sein, als der, welchen gegenwärtig 
die französischen Bischöfe leisten. 

Die Konsecration wird nach Errichtung der Landeskirche Jeder- 
zeit durch einen der mländischen Bischöfe, welcher dazu vonS" Hei- 
ligkeit beauftragt wird, unter der Assistenz zweyer Prälaten und 
in deren Ermanglung unter der Assistenz zwever Priester vollzogen. 

s 11. 

Wenn einer der Bischöfe des Grosherzogthums wegen Alter 
oder sonstigen Gebrechen in der Führung seines Amtes gänzlich 
gehindert ist, so hat der Grosherzog das Recht, einen Coadjutor 
cum spe Succedendi zu ernennen, welchem S” Heiligkeit die 
Konfirmation zu ertheilen hat. 


Abhandlungen. 


Die Prüfung des Coadjutors geschieht ebenso, wie die des 
ernannten Bischofs, jedoch so, dass sie zugleich die Gründe um- 
fasst, welche dessen Ernennung veranlasst haben. Die Taxe 
für die Konfirmation des Erzbischofs, Bischofs oder Coadjutors 
kann die Summe von 100 Scudi nicht übersteigen. 

8 12. 

Die Kompetenz des Erzbischofs besteht nebst freyer anstän- 
diger Wohnung in 18/nı f. jährlich und jene des Bischofes in 12!’m f. 

Diese Kompetenz, die theils in Geld, theils in Naturalien 
besteht, wird aus Staatsmitteln entrichtet, und auf Getälle radi- 
cirt, die von den aufgehobenen Stiftern und Klöstern herrühren. 

8 13. 

Jede der beyden Kathedrahlkirchen erhält ein Kapitel, dessen 
Mitglieder den Rath des Erzbischofes und Bischofes ausmachen. 

Jedes Kapitel erhält fünf Mitglieder, von denen die 4 ersten 
die Würde eines Dekans, Scholasters, Kantors und Kustos be- 
gleiten, und den Erzbischof oder Bischof in seinen Pontifikat- 
Verrichtungen unterstützen. 

Diesen werden 4 Vikarien beygegeben, welche dem Erz- und 
Bischofe oder den Kapitels Gliedern bei den Pontitikat-Verrich- 
tungen assıstiren. 

Ss 14. 

Der Erzbischöfliche und bischöfliche Rath besteht aus dem 
(reneral Vikar oder Direktor und vier Räthen, denen aus den 
Vikarien ein oder zwey Assesoren beygesellet werden. 

Die übrigen Vikarien versehen in dem Rathe Sekretairs- 
oder in der Kanzley Kanzlisten Dienste. 

Die Erzbischöfliche und bischöfliche Kanzley wird aus einem 
Kanzley-Verwalter, Registrator und Revisor mit den nöthigen 
Kanzlisten bestehen. 

Ss 15. 

Das Kapitel, da es mit dem Erzbischöflichen und bischöflichen 
Rathe die nämlichen Mitglieder hat, setzt bei Firledigung des 
Stuhls, die bischötlichen Anıtsverrichtungen fort, jene ausgenon- 
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men, welche von der Weihe selbst abhängen (Cone. Trid. Sess. 24. 
cap. 16, de reform). 
S 16. 

Die Mitglieder des Erzbischöflichen und Bischöflichen Kapi- 
tels und Rathes werden von dem Erzbischof und Bischof aus 
dem Diozesan Klerus ernannt. Ihre Ernennung bedarf der Gros- 
herzoglichen Bestättigung. 

Ss 17. 

Zur Sustentation erhalten sie nebst freyer Wohnung in der 
Erzbischöflichen und bischöflichen Residenz und zwar der Dekan 
und General Vikar 2400 f. die übrigen aber 2000 f. — xr 

Die Pfarrpfründen, welche sie besitzen, werden nach Abzug 
der Administrations Kosten in diese Sustentation eingerechnet. 

S 18. 

Die Vikarien des Kapitels erhalten nebst freyer Wohnung 
eine Sustentation von 600—900 f. unter Einrechnung des reinen 
Ertrags der Benefizien, welche sie etwa besitzen. 

Auf gleiche Weise wird für die Unterhaltung der Erzbischöf- 
lichen und bischöflichen Kanzley gesorgt. 

Ss 19. 

In den beyden Diözesen wird für Kandidaten des geist- 
lichen Standes ein Seminarium errichtet. 

Dazu werden die bereits vorhandenen Fonds verwendet, und 
das fehlende unter Benützung des Seminaristicum aus Staats- 
mitteln ergänzt. 

S 20. 

Die Aufnahme in das Erzbischöfliche und bischöfliche Se- 
ninarium geschieht nach Vollendung der theologischen Studien 
nittelst einer Konkursprüfung, deren Resultat zur Ertheilung 
ddes Tafeltitels der Grosherzoglichen Behörde vorgelert wird. 

s21. 

Die praktische Bildung der Alumnen ist dem Erzbischofe und 
Bischofe unter der Aufsicht Grosherzoglicher Commissarien über- 
lassen, nach einem Plane, der die Staatsgenehmigung erhalten hat. 
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Die Seminariums-Vorsteher werden unter Grosherzoglicher 

Genehmigung von dem Erzbischofe und Bischofe ernannt. 
$ 22. 

Zum Studium der Theologie besuchen die Kandidaten des 
‚geistlichen Standes die Universität zu Freiburg; mit besonderer 
Staats Erlaubnis können sie auch auswärtige katholische Univer- 
sitäten besuchen. 

Zur Beförderung ihrer Studien erhalten sie, wenn sie arm 
sind, und ausgezeichnete Fähigkeiten haben, Stipendien, solange 
sie nicht in einem Grosherzoglichen Alumnate vereinigt werden 
können. 

8 23. 

Die Ernennung zu den Lehrstühlen der Theologie hängt wie 
bisher, von dem Grosherzogen ab, jedoch so, dass bey Konkursen 
die Prüfung der Kompetenten von einer gemischten Kommission, 
die aus Grosherzoglich- und Erzbischöflichen Räthen besteht vor- 
genonmen wird. | 

Dem Erzbischofe aber steht es zu, über die Orthodoxie des 
an der Universität ertheilten theologischen Unterrichts zu wachen. 

S 24. 

Dem Erzbischof und Bischofe steht in seinem ganzen Sprengel 
die Anordnung und Leitung des öftentlichen Kultus mit Rück- 
sicht auf die bestehenden Polizei-Gesetze zu in der Art, dass an- 
dere Confessions-Verwandte in dem Mitgebrauche der Kirche, wo 
sie denselben hergebracht haben, nicht gestört werden dürfen. 
Der Erzbischof und Bischof vereinigen sich in dieser Hinsicht zu 
einer gleichmässigen Liturgie für ihre beyden Diözesen. Sie ordnen 
die von dem Grosherzogen beliebten Kirchengebethe und Dank- 
feste an. 

Ilınen steht die religiöse Leitung der Gläubigen durch Unter- 
richt, Warnung, Zuspruch und Ausschliessung von einzelnen Kir- 
chenvortheilen zu, ohne dazu einer besonderen Staatsgenehmigung 
zu bedürfen. Aber alle Verordnungen, sie mögen das Interesse 
aller Gläubigen oder der Einzelnen betreffen, sind nicht nur für 
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die Zukunft, sondern auch für das Vergangene der Staatsgeneh- 
migung unterworfen, insbesondere auch die Ausschliessung eines 
Gläubigen von der Kirchengemeinschaft. 

S 25. 

Die Hilfspriester (Vikarien, Cooperatoren, Kapläne) und die 
interimistischen Pfarrverweser werden von dem Erzbischofe und Bi- 
schofe ernannt. Sie werden von ihnen nach den Personal- und Lok:l- 
Verhältnissen von ihren Stellen abberufen und auf andere versetzt. 

Alle dagegen vorliegende Bestimmungen und Observanzen 
hören auf. Jedoch sind davon jene Hilfspriester-Stellen ausge- 
nommen, mit welchen die besondere Verpflichtung zum Gymna- 
stalunterricht verbunden ıst. 

Gegen misbeliebige Versetzungen bleibt den Hilfspriestern 
der Rekurs an den Landesherrn offen. 

S 26. 

Zu allen vakanten Pfarr- und sonstigen Pfründen, wie auch 
zur Anstellung ständiger Pfarr-Verweser hat der Erzbischof und 
Bischof den Vorschlag an die Staatsbehörde zu machen. Das Prä- 
sentations Recht aber steht dem Grossherzogen zu, mit Ausnalı- 
me der blossen Familien-Benetizien, wozu von ılım der vorgeleg- 
ten Präsentation die Bestätigung ertheilt wird. Darnach hört 
alles Devolutions Recht auf. 

S 27. 

Die kanonische Einsetzung der Pfarrer und sonstigen Pfründ- 
ner geschieht in einer Form, welche für die bevyden Diöcesen 
gleich seyn wird. 

Der Erzbischof und der Bischof vereinigen sich dazu, um da- 
von nach erhaltener Staatsgenehmigung Gebrauch zu machen. 

Die Einweisung in die Temporalien geschieht durch die 
Grosherzogliche Behörde. 

x 28. 

Die geistlichen Personen sind in allen Disciplinar-Sachen der 
Bischöflichen Gerichtsbarkeit unterworfen, so, dass dagegen keine 
Exemtion statt hat. 
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Auf die geschehene Kommunikation wird der bischötlichen 
Behörde die nöthige Assistenz geleistet. 
Ein jedes Erkenntnis muss jedoch die landesherrliche Ge- 
nehmigung erhalten, ehe es zum Vollzuge kommen kann. 
Dem Betheiligten steht aber der Rekurs an den Grosher- 
zogen selbst often. 
S 29. 


Dagegen sind die geistlichen Personen in allen Polizey- und 
Civilsachen der Grosherzoglichen Gerichtsbarkeit unterworfen. 
Unter Zivilsachen werden alle jene Geschäfte verstanden, welche 
auf den Stand und das Amt derselben keine unmittelbare Be- 
ziehung haben. 

8 30. 

Die Grossherzoglichen Gerichtsbarkeit tritt in Kriminalfällen 
gegen geistliche Personen ein, jedoch so, dass zur Wahrung der 
kirchlichen Interesse ein Erzbischöflicher oder Bischöflicher Com- 
missarius der Untersuchung beywohnt. 

Das Kriminalurthel wird mit den rechtlichen Entscheidungs- 
gründen dem Erzbischof und Bischofe mitgetheilt um wegen der 
Degradation das Nöthige zu verfügen. 

Nach dieser geschieht der Vollzug des Urtlels unter Gross- 
herzoglicher Bestättigung durch die weltliche Macht. 


Ss 3l. 

Darnach cessirt in Civil und Criminalsachen für die geist- 
lichen Personen das privilegium fori. Auf gleiche Weise hört 
für alle Verbrecher, wessen Standes sie seyn mögen, alles Asyl 
Recht in den Kirchen auf. 

8 32. 

Dagegen geniessen die geistlichen Personen jene Personal 
Freyheiten, welche die Achtung für ihren Stand und ihr Amt 
und die ungestörte Ausübung desselben erfordert. 

Darunter ist das privilegium canonis servitiorum et compe- 
tentiae begriffen. 
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S 33. 

In dem Schulwesen beschränkt sich die Erzbischöfliche und 
bischötlicher Aufsicht auf den Religionsunterricht. 

Die Schulstellen werden mit den dazu gehörigen Messner- 
stellen von der Grossherzoglichen Behörde vergeben, und von dieser 
die Schulpräparanden und Kandidaten aufgenommen und ange- 
stellt. Jedoch bleibt es dem Erzbischofe und Bischofe unbenommen, 
sich durch Einsicht der Prüfungen von den Religions Kenntnissen 
der Kandidaten zu überzeugen. 

Die Bischötlichen Visitationen geben Gelegenheit zur unmit- 
telbaren Kenntnis. 

S 34. 

Die Schullehrer geniessen hinsichtlich ihres Amtes, gleich 
den geistlichen Personen der Personal Freyheit mit Ausnahme 
des Privilegium canonıs. 

8 35. 

Die Nonnen-Institute, welche dermalen noch vorhanden sind, 
werden nur als Lehr-Institute für die weibliche Jugend beybe- 
halten. 

$ 36. 

Ehesachen gehören, was den Ehekontrakt betrifft, vor die 
Grossherzoglichen Behörden ; hinsichtlich des Sakraments sind sie 
der kirchlichen Cognition unterworfen. Die Unauflössbarkeit des 
Ehebandes unter katholischen Eheteilen wird anerkannt. 

8 37. 

Die dem katholischen Religionstheile zustehenden Kirchen 
und Schulen, Kirchengüter und sonstige, allgemeine und beson- 
dere milde Stiftungen werden, wie auch der Mitgebrauch und 
Mitgenuss der der hergebrachten rechtlichen Ordnung nach mit 
dem protestantischen Religionstheile gemeinschaftlichen Kirchen 
und Stiftungen, werden demselben von Staatswegen garantirt. 

S 38. 

Hinsichtlich der Verwaltung und Aufsicht wird die bisherige 

Ordnung beybehalten; darmach steht 
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a) einer jeden Gemeinde die Aufsicht auf ihre Kirche und 
Kirchengeräthe und die Verwaltung ihres Kirchengutes und son- 
stisen Stiftungen zu, jedoch mit der gehörigen Rücksicht auf jene, 
welche dabey betheiligt sind. 

b) Diese Aufsicht und Verwaltung wird durch den Kirchen- 
vorstand geführt, der von der Gemeinde unter Landesherrlicher 
Bestättigung gewählt wird, und in welchem der Ortspfarrer Sitz 
oder den Vorsitz hat. 

c) Die Oberaufsicht gebührt dem Staate, der durch die ze- 
esmete Behörde das Recht der Obervormundschatt über die Ge- 
meinde ausübt, und sie mit der Kirche und dem Kirchenzute 
bei Streitirkeiten vertritt. 

d) Die Bischöfliche Aufsicht ist demnach darauf beschränkt, 
dass die nöthigen Kirchen-Gebäude und Geräthe angeschafft, ın 
ruten Zustand erhalten und die Kirchengüter gehörig verwaltet 
und verwendet werden. 

e) Die Erzbischötliche und bischöfliche Behörde erhält davon 
Kenntniss durch den Ortspfarrer und die bischöflichen Dekane. 

Der Erzbischof und Bischof erhalten davon unmittelbare 
Kenntniss bey Gelegenheit der Visitationen, die sie in ihrer 
Diözese vornehmen. 

f) Bey nöthigen Veränderungen kommunizirt die Staatsbe- 
hörde mit dem Erzbischofe und Bischofe, um die ihnen zustehende 
Einsicht zur Wahrung des kirchlichen Interesse zu unterhalten 
und vollständig zu machen. 

g) Die Verwaltung der allgemeinen Stiftungen wird nach dem 
bisherigen Stande durch die Staatsbehörde geführt. 

8 39. 

Alle Real-Immunitäten hören auf. Die Kirchengüter, Pfarr- 
und Stiftungsgüter sind nach Abzug der Administrationskosten, 
der darauf fundirten Lasten und der Pfarrkompetenz, letztere 
zu 600 f. — angenommen, steuerpflichtig. 

S 40. 
Dagegen können sie sich durch Schenkungen unter Lebenden, 
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durch Vermächtnisse und durch andere Erwerbungsarten ver- 
mehren, jedoch so, dass sie den Amortisationsgesetzen des Staates 
hiebey unterworfen sind. 

sql. 

Alle Abgaben und Taxen, wessen Namens sie seyn mögen, 
hören, das Chadetraticum und Seminaristicum ausgenommen, bey 
der Erzbischöfliche und bischöfliche Kanzley auf. Sie werden auf 
eine blosse Kanzley-Gebühr reducirt, die nicht höher sein soll, als 
es die Kosten für die Kanzley-Bedürfnisse erfordern. 

8 42. 

Bey Appellationen, die in geistlichen Sachen statt haben 
können, darf keine Instanz übergangen werden, und falls dieselben 
der Ordnung nach an den päbstlichen Stuhl gerichtet sind, wird 
S° Heiligkeit die Untersuchung und Erledigung der streitigen 
Sache dreyen Richtern in partibus übertragen. 

Die Ernennung dieser Richter ist der Grossherzoglichen Ge- 
nehmigung unterworfen. gez. Schäfer. 

S 43. 

Alle Missverständnisse, welche über gegenwärtige Ueberein- 
kunft entstehen können, werden durch freundschaftliche Aus- 
gleichung gehoben. 


Im Folgenden erlaube ich mir einige Versehen zu verbessern, welche 
wegen der durch widrige Zufälle bedingten raschen Korrektur im ersten 
Teil dieser Abhandlung stehen blieben. 

. 178 unten lies statt 1807 selbstredend richtig 1806. 

S. 182 ist nach Tit. III die Ziffer 1 einzufügen. 

S. 199 liess in $ 9 statt Exuvium richtig Exuvien. 

S. 201 ıst in $ 11 hinter „angreifen* einzufügen: (etwa zu ergünzen: 
„aussprechen“ oder „erheben“.) 

S. 206 lies in $ 9 statt Landes Sachen richtig: Lauf der Sache. 


nn 
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Zur Lehre vom Patronat': Die Beseitigung des 
evangelischen Kirchenpatronats in Hessen. 


Von 


Gerichts-Assessor Dr. Hansult, 


Tlrichstein (Hessen). 


- 


llavıa 2& dox:nassis, TO XazAsV 
KATEYETE. 
Paulus, I. Thessal. 5, 21. 


I. 

Freie Pfarrwahl den Gemeinden! stand auf dem Programm 
der Reformatoren. ‚Senes Ideal schloss natürlich die Abschaffung 
des RKirchenpatronats in sich. Das Kind dieser Sehnsucht in 
Hessen war die Homberger Reformationsordnung aus dem Jahr 
1526?. Sie übergeht das Patronat mit Stillschweigen °. 

Das Kind erwies sich aber nicht als lebensfähig: Die Ord- 
nung kam nicht zur Einführung. Dadurch trat in Hessen der 
Gedanke einer Aufhebung des Patronatinstituts vorerst wohl in 
den Hintergrund. Grössere Aufgaben erforderten zunächst das 
schrift Bd. X S. 256 ft. 

* Die sg. reformatio ecclesiarum Hassiae; herausgegeben von Credner 
(Philipps des Grossmüthigen hessische Kirchen-Reformations-Ordnung ete. 
1852). 

° 'Typisches Beispiel für die Tendenz der damaligen deutschen Kirchen- 
ordnungen, Es erübrigt daher Einzeluntersuchung und Aufzählung. 
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ganze Interesse der massgebenden Persönlichkeiten. Dass man 
später zu gelegener Zeit wieder auf den Plan der Bescitigung 
des Patronats zurückkommen wollte, darauf bereiteten die Worte 
der hessischen Kirchenordnung vom Jahr 1566 vor: Den „colla- 
tores oder Edelleutli oder sonst anderen, die mann nennet Pa- 
tronos der Kirchen lässt man noch die ehr bleiben“. Somit 
wies man die hessischen Patrone ausdrücklich auf die nur einst- 
weilige Fortdauer ihres Rechts hin. Dabei blieb es aber. 
Eine Aufhebung wurde nicht weiter versucht. 

Erst nach nahezu dreihundertjährigem Schlummer flatterte 
der Gedanke wieder in den Vordergrund deutschen Interesses. 
Im Jahre 1801 schloss der Erste Consul der französischen Repu- 
blick das Concordat mit Papst Pius VIL Dieses Gesetz schaffte 
auf dem deutschen linken Rheinufer jegliches Patronat kurzer 
Hand ab. 

Nun ist es zwar eine alte Erfahrung der Weltgeschichte, 
dass den Männern der Thaten, die Männer der Gedanken die 
Were bereiten müssen. Aber das braucht nicht immer der Fall 
zu sein: die Regel leidet auch Ausnahmen. So bei der eben 
erwähnten Aufhebung des Patronats. Den französischen Pio- 
niren der That foleten deutsche Denker mit dem Worte nach. 
Erst seit jener Zeit ist über Bedürfnis und Notwendigkeit der 
Beseitigung des evangelischen Kirchenpatronats in den übrigen 
deutschen Ländern überhaupt von Berufenen und Unberufenen 
viel und oft gesprochen — noch mehr und öfters geschrieben 
worden. Befreiung der evangelischen Kirche von der Vormund- 
schaft des Patrons! war nun die ständige Parole und das all- 
gemeine Verlangen in deutschen Landen. Alle die mit der Ab- 
schattung des Patronats Hand in Hand gehenden Nebentragen, 
sowie die mit dem Gedanken untrennbar verbundenen Bergleit- 
und Folgeerscheinungen haben dabei s. Zt. ebenfalls eingehende 
Erörterung gefunden. So z. B. Competenz des Staates, Ent- 
schädigungspflicht, Art und Höhe der Abtindung an die Patrone, 
Verbleib der Rechte und Pflichten u. a. m. 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XJl. 3. 23 
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Nachdem die bittren Klagen über die Missstände des Pa- 
tronats überall so würdige Interpreten und so willige Ohren ge- 
funden hatten, schien es eine Zeit lang, als ob wirklich der Er- 
folg das fortgesetzte Drängen auf Beseitigung krönen sollte. 
Seit Anfang vorigen Jahrhunderts etwa regte es sich nämlich 
hie und da in deutschen Gauen wie zur That. Die Verfassungs- 
kommission der deutschen Nationalversammlung zu Frankfurt a. M. 
trat im Jahr 1848 dem Gedanken einer Aufhebung des Patro- 
nats näher !. Mehrere Regierungen versprachen die Abschaffung 
des Rechts und Einzelne leiteten Aufliebungsversuche in die 
Wege. 

Der Ausgang war ein verschiedener. In manchen Ländern 
verliefen die Bestrebungen überhaupt ergebnislos. In anderen 
hatten sie nur teilweises Glück. Bloss ın einem oder dem an- 
deren Staate kam es zum Sturz des Patronats. 

Im Einzelnen und zum Ersten: Saat aber keine Ernte! 
So in Preussen, Baden und Hessen. 

In Preussen dekretirte Schleiermacher in seinem amtlichen 
„Vorschlag zu einer neuen Verfassung der protestantischen Kirche 
im Preussischen Staate“ ım Jahr 1808 die gänzliche Abschaffung 
jeglichen Patronatrechtes?, Diesen Vorschlag acceptirte die Preus- 
sische Verfassungsurkunde vom 5. Dezember 1848, indem sie ın 
Artikel 14 die Aufhebung des Patronats aussprach mit den 
Worten: 

„über das Kirchenpatronat und die Bedingungen, unter wel- 
chen dasselbe aufzuheben, wird ein besondres Gesetz er- 
gehen“. 

Die heute geltende Verfassungsurkunde vom 31. Januar 1850 
beseitigte aber diese Vorschrift und versprach nur im Art. 17: 

„über das Kirchenpatronat und die Bedingungen, unter wel- 


1 Richter, Die Entwicklung des Verhältnisses zwischen denı Staate und 
ler katholischen Kırche in Preussen seit der Verf.-Urk. vom 5. Dezeinber 
1848 ın der Zeitschr. für Kirchenr. I, 106. 

? Zeitschrift für Kirchenr. Bd. IS. 322 $ 12. 
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chen dasselbe aufgehoben werden kann, wird ein besonderes 
Gesetz ergehen“ !. 

Dem Vorgehen Preussens folgte zunächst in engerem Rah- 
men die Badische Krone. Durch Gesetz vom 9. Oktober 1860 
stellte sie die Aufhebung der Landesherrlichen Patronate auf 
dem Weg der Verordnung in Aussicht. Die Abschaffung des 
Rechts überhaupt fasste sodann das Gesetz über „die Verfassung 
der vereinigten evangelisch-protestantischen Kirche des Gross- 
herzogtuns“ Baden vom 5. September 1861 im $S 95 in’s Auge, 
wonach „die Besetzung erledigter Pfarreien, mit Ausnahme der 
Patronatsdienste, hinsichtlich welcher diebis- 
herige Einrichtung bis auf Verständigung mit 
den Patronatsherren beibehalten wird, geschieht“ 
u. Ss. w.®, 

In die Fusstapfen Badens trat die Hessische Landeskirche. 
Das Edikt, die Verfassung der evangelischen Kirche des Gross- 
herzogtums betreffend, vom 6. Januar 1874 erklärte im $ 124: 
„in gleicher Weise verlässigt sich, solange nieht durch Verein- 
barung mit den Patronen oder auf dem Wege der 
Landesgesetzgebung eine Aufhebung des Pa- 
tronates erfolgt ist, das Kirchenregiment“ etc. In der 
Sitzung der ersten ordentlichen Landessynode zu Darmstadt am 
13. Dezember 1876? wurde der Beschluss gefasst, der Entschlies- 
sung der ausserordentlichen Landessynode vom 11. Oktober 1873 
beizutreten und infolgedessen an das Kirchenregiment das Er- 
suchen zu richten, der Grossherzoglichen Staatsregierung den 
dringenden Wunsch der Landeskirche auszusprechen und zu be- 
fürworten, dass die innerhalb der Kirche bestehenden Patronats- 


! Vergleiche hierzu Denkschrift des Kgl. Preuss. Ministers betr. die 
Ausführung des Art. 17 der Verf.-Urk. für den Preuss. Staat in der Zeit- 
schr. f. KR. X, 92 ft. 

® Friedberg, Geltende VerfassgsGesetze der evgl. dtschen Landeskirchen 
S. 489. 

3 Verhandlungen der I. o. Landessynode Protok. 19 8. 25 f. 

t Vergl. Protok. 19 S. 17 f. der Verhandlungen. 

23* 
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und Präsentationsrechte auf gesetzlichem Weg beseitigt werden 
möchten, soweit solches z. Zt. ohne weitere Belastung der Ge- 
meinde geschehen könne. Dieser Beschluss wurde darauf von 
dem Grossh. Oberkonsistorium mit Befürwortung der höchsten 
hessischen Staatsbehörde zur Entschliessung vorgelegt. 


Ueber diese Versprechungen und vorbereitenden Schritte sind 
nun die massgebenden Faktoren nicht hinausgekommen. Wie 
bereits oben angedeutet, erwies sich das Streben als impotent. 
Die Aufhebung des Patronats wurde zwar für wünschenswert 
erklärt, aber für praktisch nicht durchführbar. In allen drei 
Staaten ist die Aufhebung auch bis zur heutigen Stunde nicht 
erfolgt !. 

Nun weiter zu dem Staat, in dem die Anläufe nicht ganz 
im Sande sich verloren. Erfolg hatten die Bestrebungen in 
Sachsen. Hier bethätigte man wenigstens den guten Willen, 
jenen brennend gewordenen Wunsch der Beseitigung des Patro- 
nats zu erfüllen. Allen man blieb leider mit der That auf 
halbem Wege stehen. Das Gesetz vom 8. Dezember 1896, be- 
treffend das Besetzungsverfahren bei geistlichen Stellen. und 
das weitere vom 28. April 1898, betreffend einige Bestimmun- 
gen bezüglich der ‚Ausübung des Kirchenpatronats ? brachten 
nur Einschränkung nieht Aufhebung des sächsischen Patronat- 
rechtes. 

Zum Schlusse die Länder, in denen die abgeschossenen Pteile 
das Ziel erreicht haben. Es ist Oldenburg mit Einschluss der 
Fürstentümer Birkenfeld und Lübeck, in dem der Wunsch zur 


That geworden. Das Verfassungsgesetz der dorfigen evangelisch- 


' Auch in Oesterreich hatte das Gesetz vom 7. Mai 1874 (RGBl. 50) 
der katholischen Kirche eine „besondere gesetzliche Regelung“ der dortigeu 
Patronatsverhältnisse verheissen. Nach dem Motivenbericht zu $ 32. e. 
sollte darunter nur die obligatorische uder fakultative Aufhebung des Insti- 
tuts zu verstehen sein. Es ist eine bekannte Thatsache, dass auch hier die 
Erreichung dieses Zieles späteren Zeiten vorbehalten geblieben ist. 

® Allseım. Kirchenblatt von 1897 8. 134 und von 1893 8. 345. 
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lutherischen Kirche vom Jahr 1853 erwähnt das Patronat nicht!. 
Hier erscheint das Recht voll und ganz beseitigt. 


Ebenso ist das Patronat nicht oder nicht mehr vorhanden 
in Baiern (ausgenommen Altbaiern), Elsass-Lothringen, Frank- 
furt a. M., Hessen-Homburg, im Gebiet der drei freien Städte 
Bremen, Hamburg, Lübeck ®, sowie wie bereits erwähnt, in 
Rheinhessen?. 

Obwohl seine Fundamente nach allen Richtungen hin unter- 
graben sind, besteht das Institut also heute noch. Mit wenig 
Ausnahmen hat es überall im deutschen Reich eine Herberge, 
in einzelnen Gebieten sich kräftig und heftig seines ungestörten 


Vegetirens wehrend, in anderen minder oder mehr geschwächt. 


In den Landen, in denen es schon dämmerte, war es wieder 
Nacht geworden. Nach diesem unbefriedigenden Ausgang in 
einzelnen Staaten schien die Beseitigungsfrage dort überhaupt 
entschieden. Den leitenden Kreisen zeigte sich eben keine Mög- 
lichkeit und kein Mittel, dem Jammer über den Patronatunfug 
abzuhelfen. Der moderne Staat versagte die Remedur diesem 
TUebhrigbleibsel aus dem frühesten Mittelalter, mit seinen offen- 
sichtlichen Gefahren und im Geheimen fressenden Schäden. So- 
mit war der anfänglich so schön fahrende Zug, der den frohen 
Wünschen sovieler Tausend die heiss ersehnte Erfüllung bringen 
sollte, auf ein totes Gleis geschoben. Die Akten wurden von 
den massgebenden Regierungen endgiltig geschlossen. Der Auf- 
hebungsgedanke war so ın aller Stille beerdigt worden. Dass 
er seine Auferstehung feiern würde, daran war kein Zweifel. 
Aber wann er wiederkommen würde, wer wusste das? Dem wie 


! Wedderkop, Die Verfassung der evangelisch-lutherischen Kirche des 
Grossh. Oldenburg. 

? Allgemeines Kirchenblatt X, 454, Friedberg, Geltendes Verfassungs- 
recht etc. S. 227 Anın. 43. 

3 Ebenso besitzt die evangelische Kirche Oesterreichs das Institut nicht, 
Wahrmund, Das Kirchenpatronatrecht und seine Entwicklung in Oesterreich 
II. (Schluss)Abteilung: Die staatliche Rechtsentwicklung S. V Anm. 1. 
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Ibsen’s Nora auf das Wunderbare wartenden Volk erübrigte nur 
die Hände ohnmächtig in den Schos zu legen und sich in das 
Unabänderliche still zu fügen. Und so geschah es. Ueberall, 
auch in Hessen: „Die Väter haben Herlinge gegessen und den 
Kindern sind die Zähne davon stumpf geworden “!. 

Auf einmal aber, im Jahre 1898, wurde die Frage der Be- 
seitigung des Patronats wieder aktuell und zwar gerade in Hessen. 
Die Veröffentlichung und eine im „Hessischen Kirchenblatt“ sich 
daran anschliessende Besprechung einer Arbeit über das Hessi- 
sche Kirchenpatronatrecht hatten hier den Stein in’s Rollen ge- 
bracht. Ein ernstlicher, aber ungleicher Kampf der Meinungen 
mit dem Feldgeschrei der Mehrheit: hie für — und der Minder- 
heit: hie wider die Aufhebung des Instituts, war seitdem ent- 
facht. Allerdings tobte der Sturm zunächst mehr privatim unter 
den Geistlichen Hessens, also nur in den Fachkreisen der vor- 
erst am meisten Interessirten ?. 

Seit einiger Zeit aber ist der Streit wider das Patronat ın 
Wort und Schrift laut und einmütig entbrannt. Er ist nicht 
mehr beschränkt auf die geistlichen Kreise und Klausen Hessens, 
sondern er durchbraust die Oefientlichkeit im deutschen Reich. 
Die Ursache dieses Land- und Volksbrands ist allgemein be- 
kannt. Ihrer Wichtigkeit halber sei sie indess hier nochmals 
kurz mitgeteilt. 

Friedrich Wiprecht Franz, Graf zu Alt-Leiningen- Wester- 
burg in Ilbenstadt, ein Patron der evangelischen Landeskirche 
Hessens, war von der Strafkammer in Giessen wegen Ehebruchs 
zu 6 Monaten Gefängnis verurteilt worden. Dieses Urteil hatte 
Rechtskraft erlangt. Um der Strafvollstreckung zu entgehen, 
war Leiningen in das Ausland geflüchtet. Zufällig wurde kurz 
nach diesen betrübenden Ereignissen Södel, eins seiner hessischen 


ı FEizechiel 18, 2—3. 

* Vergl. im Einzelnen: Nr. 6 8. 57 ff., Nr. 7 8. 70. Nr. 8 S. & und 
Nr. 9 S. 88 ff. des hessischen Kirchenhlatts von 1899 (Organ des hessischen 
Pfarrvereins, dem etwa 3/s der hessischen Geistlichen angehören). 
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Kirchenpatronate, frei. Wie gesetzlich bestimmt, schrieb das Gross- 
herzogliche Oberkonsistorium, als ıhm die Zeit dazu gekommen 
schien, diese Pfarrstelle öffentlich im Verordnungsblatt für die 
evangelische Kirche Hessens unter Hinweis darauf, dass Bewer- 
bungen an den genannten Grafen zu richten seien, zur Wieder- 
besetzung aus. 

Der gesammte Pfarrerstand Hessens wurde durch diese 
Ausschreibung in tiefster Seele getroffen. Er gab seinem Schmerz 
sofort offenen und unzweideutigen Ausdruck. Die öffentliche 
Meinung stellte sich voll und ganz auf die Seite der erregten 
Geistlichen. 

Darauf erging seitens des Organs des Hessischen Pfarrver- 
eins, des Hessischen Kirchenblatts, eine Bitte um Aufklärung 
an das Grossh. Oberkonsistorium. Sie hatte nachstehenden 
Wortlaut!: 

„pp- Der ganze Hessische Pfarrerstand, der über diese 
Ausschreibung auf's Tiefste erregt ist, würde der Kirchenbehörde 
dankbar sein, wenn sie auf geeignete Weise ihn darüber auf- 
klären wollte, was sie gethan hat, um eine solche Schmach von 
unserer Kirche abzuwenden und an was ihre Bemühungen ge- 
scheitert sind, und ob Hoffnung vorhanden ist, dass noch in 
letzter Stunde die Nichtigkeit des Präsentationsrechtes anerkannt 
werde. Die Hessische Geistlichkeit aber wird hoffentlich die 
Ehre ihrer selbst wahren und aus ıhrer Mitte keine Meldung 
um die so ausgeschriebene Stelle ergehen lassen, damit nach 
fruchtlos abgelaufener Bewerbungsfrist das Recht der Wieder- 
besetzung unserer Kirchenbehörde anfällt“. 

Diese Anfrage erzielte kein Resultat. Dagegen erfolgte 
einige Wochen später die Bekanntgabe der landesherrlichen Be- 
stätirung des vom Grafen präsentirten Geistlichen auf amtlichem 
Weg durch das Oberkonsistorium. Diese Thatsache trug natür- 
lich nicht zur Beruliigung der auf’s höchste entflammten Ge- 


i Hessisches Kirchenblatt von 1900 Nr. 16. 
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müter bei. Auch die Länge der Zeit glättete inzwischen nicht 
die hochgehenden Wogen. Ja, es gärt tiefer in der Stille. Und 
in der Oetfentlichkeit ziehen Unwille und Erbitterung immer 
weitere Kreise gegen das Patronat. 

Warum nun diese gewaltige Bewegung, insbesondere auch 
der Laienkreise? Um sie vollständig zu verstehen, ist es unum- 
eänglich nötig, den „Fall Leiningen“* einmal kritisch zu zergliedern. 
Die Bedeutung des Gegenstandes rechtfertigt das kurze Verweilen. 
Ich lasse die Thatsachen sprechen. Eine Zurechtweisung irgend 
welcher Art hest mir ferne. 

Herautfbeschworen wurde der Fall für die Kirche durch das 
obengenannte Ausschreiben des Oberkonsistoriums. Richten wir 
also unsere Aufmerksamkeit zunächst auf diesen Punkt, um das 
Verhalten der übriren dabeı in Betracht stehenden Personen 
daran anschliessend zu würdigen. 

Jede freigewordene Pfarrei der hessischen Landeskirche, 
einerlei ob Patronatstelle oder nicht, soll spätestens ein Jahr 
nach ihrer Erledigung wieder ordnungsmässig besetzt sein. Ist 
eine Patronatstelle also längstens fast ein Jahr verwaist gewesen, 
so wird sie nach Erledigung bestimmter Formalien regelmässig 
zur Bewerbung amtlich ausgeschrieben. Eine Ausnahme von 
dieser Regel ıst zulässig. Es kann nämlich eine Verlängerung 
der einjährigen Frist mit Genehmigung Grossh. Ministeriums des 
Innern erfolgen, so z. B. wenn Nachbargeistliche die erledigte 
Stelle mitzuversehen vermögen’. Weitere Ausnahmen sind nicht 
vorgesehen. 


Das Oberkonsistorium hat also einer gesetzlichen Vorschrift 
genügt, als es die Pfarrstelle zu Södel, wie ihre Zeit gekommen 
schien, zur Neubesetzung unter dem Hinweis darauf, dass Be- 

! Kirchengesetz betreffend die Besetzung der Pfarrstellen vom 17. No- 
vember 1888 ım Verordnungsblatt für die evangelische Kirche des Gross- 
herzogthuns Hessen von 18588 Nr. 17; Kirchengesetz vom 11. Juli 1879, (die 
Dienstpragmatik für die Geistlichen der evang. Kirche des Grossh. betr. 
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werbungen an den Grafen Leiningen zu richten seien, im Ver- 
ordnungsblatt für die evangelische Kirche des Grossherzogtums 
Hessen, öffentlich ausschrieb. 

Als darauf die hessische Geistlichkeit auf Grund der per- 
sönlichen Verhältnisse des Patrons jener Stelle vor Bewerbungen 
um das Pfarramt warnte, folgte sie einem Gebot der öffentlichen 
Moral und genügte der sittlichen Pflicht ihres Standes sowohl 
wie der der Gesellschaft. Sie hat also mit ihrem Vorgehen die 
Ehre des Standes hochzuhalten und die Würde des Amtes zu 
wahren gesucht. 

Der bestätigte Bewerber um die Patronatstelle kam einer 
gesetzmässigen Aufforderung seiner höchstvorgesetzten Kirchen- 
hehörde nach. Für ihr direktes oder indirektes Thun lag letz- 
terer die Verantwortung ob. 

Alle diese drei bei der Besetzung m Frage konımenden Fak- 
toren waren sonach subjektiv im Recht bei ihrem Verhalten. 
Und doch sind sie objektiv alle drei im Unrecht. 

Dem Oberkonsistorium waren z. Zt. der beabsichtirten Wie- 
derbesetzung der Pfarrei die persönlichen Verhältnisse des gräf- 
liehen Patrons zweifellos bekannt — sie waren ja längst kein 
Gelieimnis mehr. Bei der damaligen Sachlage durfte die öflent- 
liche Aufforderung zur Bewerbung um die Stelle nicht erlassen 
werden. Die oberste Kirchenbehörde musste die Nichtigkeit frag- 
lichen Patronats herbeizuführen trachten und zwar dadurch, dass 
sie versuchte — sei es nun im ordentlichen Rechtsweg oder ım 
Verwaltungsweg, eine Sache, die hier nicht näher zu erörtern 
ist — das Recht des Grafen auf Grund seiner Verurteilung wegen 
Sittlichkeitsdelikts für erloschen erklären zu lassen. Ob in diesem 
Sinne thatsächlich ein Urteil gefällt worden wäre, kann ununter- 
sucht bleiben. Hier interessirt nur, dass bei einem solchen Vor- 
schen des Oberkonsistoriums kein Vorwurf hätte erhoben werden 
können. 

Bis zur reehtskräftiren Entscheidung des Falles musste die 
Pfarrstelle aber unter allen Umständen vikarırt werden. Das 
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wäre um so eher angegangen, als die oben angezogene Gesetzes- 
bestimmung, auf Grund deren das Oberkonsistorium die Wieder- 
besetzung der Stelle innerhalb Jahresfrist anordnen 
zu müssen glaubte, nur instruktioneller Natur ist, also keine 
zwingende Vorschrift enthält und ferner das vom Gesetz ver- 
langte öffentliche Ausschreiben nur eine Regel bildet, die Aus- 
nalımen zulässt. 

Unbegreiflicherweise hat das Oberkonsistorium von diesen 
beiden Möglichkeiten keinen Gebrauch gemacht. Auch eine 
Nichtigkeitsklage hat diese Behörde nicht angestrengt. Das Ober- 
konsistorium muss daher auch die Folgen tragen, dass sein Aus- 
schreiben mit der Aufforderung bei dem anrüchigen Patron Be- 
werbungen um ein Pfarramt einzureichen, allgemein von Geist- 
lichen und Laien als contra bonos mores empfunden und be- 
zeichnet wird und als ein Schlag, der der Moral in’s Ange- 
sicht geht. 

Um zusammenzufassen : Der Beweggrund, der das Oberkon- 
sistorium leitete, ist kein unsittlicher gewesen, ganz gewiss nicht. 
Nur die Umstände, unter denen die Aufforderung zur Bewerbung 
vorgenommen wurde, bringen diese in Widerstreit mit den guten 
Sitten. Die Verantwortung muss das Oberkonsistorium über- 
nehmen. 

Die hessischen Geistlichen forderten in dem Artikel des 
Kirchenblattes öffentlich die Standesgenossen auf, der Anordnung 
des Oberkonsistoriums Bewerbungen um die Stelle einzureichen, 
nicht Folge zu geben. In versteckter Form machten sie zugleich 
dem Oberkonsistorium den Vorwurf, die Ehre der hessischen 
Geistlichkeit sowenig gewahrt zu haben, dass letztere selbst nun 
zu dem Zwecke eingreifen müsse. Imdirekt erklärten sie endlich. 
ein etwa auf Grund des Ausschreibens auftretender Bewerber 
wahre diese Standesehre und seme eigene Würde nicht. Alles 
aber unter dem diplomatischen Mäntelehen „damit nach frucht- 


! Kirchengesetz von 17. November 1883 $ 1 u. Dienstpragsmatik $ 36. 
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los abgelaufener Bewerbungsfrist das Recht der Wiederbesetzung 
der obersten Kirchenbehörde anfalle*. 

Um zusammenzufassen: Es hätte sich wohl vermeiden lassen, 
Differenzen ernstlicher Natur zwischen Dienern der Kirche und 
ihren Leitern vor Jedermann breit zu treten. Nachdem nun aber 
einmal die Angelegenheit vor das Forum der Oeftentlichkeit ge- 
zerrt worden war, hätte keinesfalls die Aufforderung zum pas- 
siven Widerstand gegen Anordnungen der obersten Kirchen- 
behörde durch die Geistlichen kommen dürfen, das offene und 
versteckte Hetzen und Drohen musste unterbleiben und unter 
keinen Umständen durfte dadurch versucht werden, die Patro- 
natstelle in Södel der freien Bewerbung zu entziehen. Mit allem- 
dem konnte sachlich nichts erreicht werden und ist thatsächlich 
nichts erreicht worden. Der richtige Weg zur Vermeidung solcher 
Vorkommnisse wie der Fall Leiningen war, die Beseitigung des 
Patronats für die Zukunft anzustreben. 

Der Bewerber um die ausgeschriebene Stelle und ihr Er- 
werber suchte seinen Vorteil. Er schützte private Interessen 
und schätzte das Seine. Er verletzte aber dadurch das Gefühl 
seiner Standesgenossen, das der Gesellschaft und hob die von 
ersteren angestrebte Solidarität auf. 

Welches Irrgewirr von Konflikten und Zwisten, die sich hier 
in der Wirklichkeit abgespielt haben ! Unsere grossen Drama- 
tiker könnten sie schwerlich effektvoller in solcher Mannigfaltig- 
keit und Schwere ersinnen. Nun verstehen wir wohl auch die 
(Gewalt der Bewegung, die der Fall Leiningen entfesselt hat. 
Und ihre Ursache und Veranlassung? Nur das Patronat! 

Der Zorn gegen das Patronat hat sich seither in Worten 
allein Luft gemacht. Und doch finden wir überall den Aus- 
druck eines kampflustigen, vorwärts dringenden, aggressiven 
Temperaments, das auf bahnbrechende Thaten hotten lässt. Ein 
paar Beispiele. 

So hat Schadeck, eine der 5 evangelischen Kirchenpatronat- 
semeinden desselben Grafen Leiningen auf dem Westerwald sich 
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vor kurzem energisch gegen die Präsentation eines neuen Geist- 
lichen durch den Patron verwahrt. Die Kreissynode in Runkel 
ist auf Seiten der über den Grafen und sein Treiben auf's äus- 
serste erzürnten Patronatgemeinde getreten. Auch sie war der 
Ueberzeugung, dass das was s. Zt. ım Königreich Sachsen ge- 
schehen, sich auch im vorliegenden Fall erreichen lassen müsse, 
nämlich die Entziehung des Patronatrechtes im einzelnen Fall. 
Die Bezirkssynode zu Wiesbaden indessen hegte die Meinung, 
die Verurteilung des Grafen zu einer Gefängnisstrafe wegen Ehe- 
bruchs genüge nicht zur Herbeiführung der Suspension seines Pa- 
tronates. Schliesslich einigte man sich dahin, den Antrag der 
(Gemeinde und der Kreissynode dem Kgl. Konsistorium zu Wies- 
baden zur weiteren Aufklärung und Behandlung zu überweisen! 

So ist eben erst aus Anlass einer Petition des (Grutsbe- 
sitzers Kennemann in Klenka die Ablösung des Kirchenpatro- 
nats? in der Gemeindekommission des Preussischen Landtags 
Gegenstand der Verhandlungen gewesen. Die Kommission hat 
die Eingabe der Regierung als Material überwiesen, nach der 
Zusicherung, dass der Minister die Ablösung der Patronatlasten 

! Not. des Frankf. Gen.-Anz. vom 8 Dezember 1900. 


® Aus der Begründung (nach Mitteilung des Antragstellers): „Abge- 
sehen davon, dass die preussische Verfassung die Ablösung aller Reallasten 


gewährleistet — das Patronat ist die einzige, welche noch nicht abgelöst 
ist — ist es doch höchst widersinnig, eine Person anderer Confession zum 


Pileger und Hüter einer Kirche zu machen mit dem Rechte, den Geistlichen 
zu ernennen. Aus diesem Verhältnis erwachsen nicht nur diesen Patronen, 
sondern auch der Behörde eine Menge von Arbeit und Weitläutigkeiten. 
Durch die Renten- und Ansiedelungsgesetzgebung sind solche aber noch 
ausserordentlich vermehrt. Auf jede Parzelle muss die Patronatslast über- 
tragen werden, jeder Besitzer hat mitzusprechen, jeder kann bei Kirchen- 
bauten herangezogen werden. Am fühlbarsten ist diese Last im Osten schon 
deswegen, weil hier die Kirchen arm sind. Im Westen sind die Kirchen ver- 
mögend, die Patrone haben vom Patronat keine Lasten, aber sie sind im 
Genuss der Ehrenrechte und können armen Verwandten oder Hauslehrern 
die Pfarrstellen übertraren. Dieser letztere Umstand kann bewirken, dass 
diese Patrone die Ablösung bekämpfen werden. Diese Erwägung hat mich 
veranlasst, nicht die obligutorische, sondern die fakultative Ablösung ın 
Vorschlag zu bringen.“ 
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erneut einer Prüfung unterwerfen werde!. 


So hat die 11. Jahresversammlung des hessischen Pfarr- 
vereins in Friedberg ı. H. am 30. April 1901 den Antrag Nebel- 
Laaubach: 

„Der Vorstand des Pfarrvereins wird beauftragt, bein Gross- 
herzoglichen Oberkonsistorium und der Landessynode zu bean- 
tragen, dass gesetzliche Crarantieen geschaffen werden, welche un- 
würdigen Präsentatoren die Ausübung ihres Rechts entziehen; zu 
gleich wird die Erwartung ausgesprochen, dass diejenigen Mit- 
glieder des Pfurrvereins, welche der Landessynode angehören, 
dieser Angelegenheit ihre Aufmerksamkeit schenken“, einstimmig 
angenommen. 

Wir leben in einer Zeit der Leisetreterei. So finden wir 
auch bei diesem Draufgängertum überall zuletzt Compromisse 
zwischen den Regierenden und den Regierten. Dass Compro- 
misse manchmal nützlich wirken und schliesslich zur Lösung 
führen können, soll nicht bestritten werden. Sehr oft aber dienen 
sie doch nur dazu, die Austragung eines Streites zu verschleppen. 
Sie können dann den Zusammenbruch verzögern aber nicht ver- 
hüten. Betrachten wir in dieser Beleuchtung einmal das Vor- 
gehen des hessischen Pfarrvereins auf der Jahresversammlung. 
Was wird im günstigsten Fall, frage ich, wenn jenem Antrag 
von den massgebenden Faktoren entsprochen wird, bezweckt? 
Die Antwort muss einfach lauten: nichts! Denn mit einer Sus- 
pension des Rechts eines unwürdigen Patrons bezw. der Ueber- 
tragung der Ausübung auf ein anderes Glied aus des Berech- 
tigten Familie ist nichts erreicht. Halbheit und Flickwerk nur! 
Dadurch ist keine Garantie geboten, dass solche Ereignisse, wie 
sie u. A. der Fall Leiningen zeigt, oder schlimmere gar, nicht 
eintreten. Es wird aber nicht nur nichts gebessert, sondern 
dieser scheinbar einfache und praktische Ausweg bedeutet sogar 
eine neue Complikation. Der Knoten wird nicht gelöst, nicht 


ı Not. des Franktf. Gen.-Anz. vom 4. Mai 1902, 
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zerhauen, sondern nur noch verwickelter, je mehr Material dazu 
verwendet ist. Wahrlich also, Heilmittel gefährlicher wie das 
Uebel! Hier hilft nur eine Radikalkur: Die Abschaffung des 
Instituts. 

Nach alledem scheint es an der Zeit, sich gerade jetzt 
wieder systematisch mit der Frage einer Wegschaffung des evan- 
gelischen Kirchenpatronats zu befassen. Ich halte den Fall 
Leiningen und seine Consequenzen für einen gegebenen, ja gze- 
botenen Anlass, diese Frage zur Entscheidung zu bringen. Wie 
die Sache gegenwärtig liegt, ist die Befürchtung ausgeschlossen 
gegen den Grundsatz: quieta non movere! zu verstossen. Ich 
thue keinen unvermuteten Eingriff in den ruhenden, durch Ueber- 
lieferung geheiligten Zustand. Im Gegenteil! Eine einmütige, 
gewaltige Mehrheit nicht nur der Geistlichen, sondern der ge- 
sammten öffentlichen Meinung verlangt, wie wir schen, mehr oder 
minder laut, die Beseitigung des schädlichen Instituts. Es giebt 
nun zwar kein unglücklicheres Sprichwort und keines mit dem 
mehr Missbrauch getrieben wird, wie: „Des Volkes Stimme ist 
Gottes Stimme“. Hier kann ihm aber wohl Niemand Berech- 
tigung und Wahrheit absprechen. Eine so günstige Gelegenheit 
warmes Eisen zu schmieden wie jetzt, wird es auch selten zum 
zweitenmal geben. Diese von einem gütigen Geschick gesandte 
(Gelegenheit darf nicht ungenützt vorübergehen. Diesmal dürfen 
die Klagen nicht ungehört verhallen — es muss jetzt zum Sturz 
des Patronats kommen. 

Die Erkenntnis, dass das Patronat hinweggeräumt werden 
muss, ist sehr alt. Aber zeitig und früh haben sie nur gehabt 
die Fürsten im Reiche der Geister, denen nicht das Gewühl des 
Alltags die weite Aussicht hemmt und die Gewaltigen im Reiche 
der That, deren Energie alle Hemmnisse überwindet und deren 
Wille die ganze Erde zwingt. Als Repräsentanten jener Führer 
vor dem Wanderzuge des Menschenmassenschwarmes nenne ich 
hier nur die Reformatoren und einen Philipp den Grossmütigen 
im Mittelalter, für die neuere Zeit die beiden Zeitgenossen 
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Schleiermacher und Napoleon I. Sie blieben einsam. Denn die 
Einsicht bei Wenigen, die Furcht aber bei Allen — so war es 
früher. Heute herrscht nun endlich über die Notwendigkeit der 
Beseitigung des Patronats überhaupt, wie eben gesagt, wohl eine 
Stimme im gesamten Volk'!. Trotzdem zögert man mit dem 
Vorgehen gegen das Institut in den massgebenden Kreisen. 
Die Völker murren und grollen. Die Parlamente schweigen ! 
Denn die Frage steht, wie vor Jahrhunderten schon, heute immer 
noch offen, auf welche Art jene Abschaftung billigerweise sich 
erreichen lässt. Was frühere Geschlechter nicht vermochten, 
das muss die jetzige Greneration ausführen. Man rede nicht von: 
zu schwer! Sollte sich der Weg nicht finden, wenn das Ziel 
feststeht? 

Die Frage naclhı dem Weg dringt also nun auf eine Antwort. 


An dem ernstlichen Wollen des Landgrafen Philipp nach der 
Reformation, an dem guten Willen der Regierungen im vorigen 
Jahrhundert, dem allgemeinen Verlangen nach Aufhebung des 
Patronats entgegen zu kommen, kann man sicherlich nicht zweifeln. 
Aus der Nichteinführung der die Aufhebung des Rechts in sich 
schliessenden Homberger Ordnung, aus dem Scheitern der manig- 
fachen Beseitigungsvorschläge aus neuerer Zeit folgt daher, dass 
sie sich ungeeignet erwiesen haben, ihrem Zweck zu entsprechen 
und ıhır Ziel zu erreichen. 

Diese Vorschläge, wie z. B. freiwilliger Verzicht der Patrone, 
vertragsmässiger Erwerb der Rechte durch den Staat, etwa durch 


! Das hessische Kirchenblatt von 1899 Nr, 7 S. 70 schreibt „ad das 
Patronat der evangelischen Landeskirche im Grossherzogtum Hessen: „Unter 
den Leuten, unter dem Volk (lateinisch plebs) habe ich noch so wenige 
günstire Urtheile über das Patronat gehört, dass ich für meine Person 
überzeugt bin, bei einer Abstimmung würden keine 10° ihre Stimine da- 
für erheben, wohl aber 90 %o mit aller Entschiedenheit dagegen... Das 
Patronat den im Volksbewusstsein feststehenden Rechtszuständen eimzu- 
ordnen, ist wirklich rührend. Ich denke dabei an die voraussichtliche Stim- 
mung, falls der Staat von seinem Notrecht (Aufhebung) Gebrauch machen 
sollte. Wieviel Thrünen würden da unvergossen bleiben. * 
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Ankauf seitens des Letzteren !' liefen meistens auf eine gütliche 
Vereinbarung zwischen den Berechtigten und dem Staat hinaus. 
Sie sind allgemein bekannt und genügend kritisch gewürdigt 
worden. Ich brauche daher hier nicht auf sie einzugehen. Wie 
bereits bemerkt, haben sie sich s. Zt. nicht bewährt. Sie ge- 
hören nunmehr der Vergangenheit an. Auch daher interessiren 
sie heute nicht mehr. 

Auf eine neue Möglichkeit der Beseitigung wies in letzter 
Zeit Niedner hin in seiner Abhandlung: „Zur Frage nach dem 
Schicksal des Patronats bei Grundstücksteilungen“ ?. Diese Theo- 
rie verdient etwas näher betrachtet zu werden. Der Verfasser 
schliesst seine scharfsinnige Arbeit nämlich mit nachstehenden 
Ergebnissen: 

„Immer mehr tritt in der Praxis die Auffassung zurück, dass 
Patronatsrechte und -pflichten Correlate sind: Die Patronats- 
rechte müssen sich die durch die neueren Kirchenverfassungen 
bedingten Einschränkungen gefallen lassen, wodurch sie ihren 
früheren Charakter zum Theil ganz verlieren, und die Patronats- 
lasten werden allmählich zu gewöhnlichen privatrechtlichen 
Spezialverptlichtungen. So wird es, wenn nicht schon vorher die 
(iesetzgebung weiter eingreift, im Laufe der Zeit ganz von selbst 
dahin konımen, dass das Patronat als einheitliches Institut des 
öffentlichen Rechts sich verliert und in einzelne Rechte und 
Ptlichten sich verflüchtigt, die ihren Ursprung schliesslich nicht 
mehr werden erkennen lassen; denn darüber ist wohl kein Zweifel, 
dass sich das Institut als solches überlebt hat und in den kirch- 
lichen Organismus, wie es sich besonders seit Erlass der Ge- 

! Das hessische Kirchenrecht gestattet den Verkauf des Patronairechtes. 
Wo partikular das nicht der Fall ist, und beim Verkauf das Recht wegen 
Simonie erlöschen sollte, hätte das nichts zu sagen. Wenn der Staat die 
Patronate ankauft und diese deshalb dann untergehen, so ist der Zweck ja 
erreicht: das Recht ist beseitigt und freie Collatur tritt an seine Stelle. so 
die Quellen: e 6 (Alex. ID) X. h. t. II, 38, dagegen Hinschüus, System IM, 
‘6 Anm. 6. 

: Deutsche Zeitschrift für Kirchenrecht Bd. IX S. 108 ff. 
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meinde- und Synodalordnungen ! ausbildet, nicht mehr hinein- 
passt.“ 

Diese Folgerungen, unter denen äusserst wohlthuend nament- 
lich der Gedanke berührt, dass die Beseitigung des Patronats 
unmerklich ganz von selbst erfolge, ohne jegliches Eingreifen eines 
Dritten — wenn auch erst in Zukunft — man möge nur 
Zeit lassen, bestechen auf den ersten Blick durch die logische 
Schärfe, mit der sie gezogen sind. Sie scheinen viel für sich zu 
haben. Und den empfänglichen Leser reissen sie einfach mit. 
Was er hofft und wünscht, das alaubt bekanntlich der Mensch 
sehr leicht. Aber doch nur im ersten Augenblick. Allmählich 
meldet sich die Ueberlegung zum Wort. Und dann regt sich 
bald auch der fürchtende Zweifel. Noch dazu bier, wo das 
Schicksal der früheren Beseitigungsvorschläge ein solches böses 
Omen für den Erfolg der Zukunft ist: vestigia terrent. 

Diese frohe Zuversicht Niedners: das Patronat wanke von 
selbst immer näher seinem Grabe zu, sodass sein Todesschein nur 
noch eine Frage der Zeit sei, auf der einen Seite jene Zer- 
trümmerten früheren Hofinungen auf den Sturz des Patronats 
auf der anderen, haben mich, der auch halb hoffte, halb fürch- 
tete, veranlasst, die Konsequenzen der Abhandlung, die auf Grund 
Preussischer und speziell Westpreussischer Verhältnisse für die 
Allgemeinheit gezogen sind, auf ihre Richtigkeit hin für diese 
Allgemeinheit einmal zu prüfen und zu proben. Vergleichende 
Blicke und Studien sind für die Entwicklung, den Fortschritt, 
das Ende alles Rechts, so auch des Patronatrechts Voraussetzung. 
Sie allein bilden die Grundlage für objektive Ergebnisse und die 
Wahrheit. Die Probe auf die Richtigkeit des Exempels mache 
ich an unserem hessischen Kirchenpatronatrecht. 

Ich bin Hesse. Schon aus diesem rein äusserlichen Umstand 
könnte es nur natürlich erscheinen, dass ich das Recht meines 


' Schon Kaım, Kirchenpatronat Bd. II S. 334, erwartete von der Syno- 
dalverfassung der einzelnen Landeskirchen als unausbleibliche Folgeerschei- 
nung die Beseitigung des Patronaäts. 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XII. 3. . 21 
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engeren Vaterlands zur Probe wähle. Es geschieht das aber auch 
noch aus eineın besonderen Grund. Gerade unser hessisches 
Kirchen-Recht nämlich scheint wie geschaffen zu einer Prüfung 
der Richtigkeit der Niedner’schen Theorie auf alle ihre Konse- 
quenzen und nach allen ihren Richtungen, wie der folgende Ab- 
schnitt meiner Bemerkungen noch erweisen wird. 


Nachdem wir gesehen haben werden -—- um das gleich vor- 
weg zu nehmen — dass die Hofinung Niedners zu Schanden 


werden lässt, möchte ich noch selbst auf Grund des oben 8. 348 
Ausgeführten einen Vorschlag zur Beseitigung des Rechts ım 
Grossherzogtum Hessen machen, einen Vorschlag an sich wohl 
älteren Datums, aber ım neuen Gewand. Ich darf von vorn- 
herein nicht missverstanden werden und will daher gleich dazu 
das Nachstehende bemerken. 

Bahnbrechende Theorien, die jede Schwierigkeit spielend 
aus dem Weg zu räumen scheinen, sollen nicht vorgetragen wer- 
den. Sondern auf richtiges Verständnis, auf scharfe Unterschei- 
dung, auf klare Auslegung historischer Thatsachen mich stützend 
— nur hierauf kommt es an — will ich einen Vorschlag brinsen, 
von dem ich überzeugt bin, dass er uns an’s Ziel führt. Kein theo- 
retischer Versuch soll gewagt, sondern die Frucht eigner Lebens- 
Erfahrung aus Beobachtung der Geschichte gereicht werden. Dass 
ich emmal von diesen Pfeilern spreche als einer, der sich jahrelang 
um Patronat und Patronat-Verhältnisse gemüht hat. Es ist etwas 
grossartiges um reine Wissenschaft und wer sie gering achtet 
oder den Sinn für die Erkenntnis in sich tötet, ist verloren. 
Aber doch giebt es etwas, höher und hehrer als alles Wissen, 
das ıst das Leben selbst. Die verwaiste Vernunft lügt häufig, 
das volle Leben nie. Was hier geschrieben steht ist erlebt. Ihm 
kann ich daher noch die Worte mit auf den Weg geben, mit 
denen Wahrmund das „Kirchenpatronatrecht und seine Entwick- 
lund in Oesterreich“?! einleitet: 


' 1. Abtheilung: Kirchliche Rechtsentwicklung S. VII. 
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„In erster Linie... . sucht die nachfolgende Darstellung 
stets in unmittelbarer Fühlung mit dem Leben zu bleiben. Nicht 
etwa, um auf diesem Weg mit Bezug auf die allgemeine Ent- 
wicklung des Patronatinstitutes zu einschneidenden neuen Resul- 
taten zu gelangen, sind ja doch die Hauptzüge derselben von 
der modernen, rechtshistorischen Forschung bereits völlig klar- 
gelegt. Sondern vielmehr, um alle charakteristischen Einzelheiten 
jener Entwicklung, sowohl in ihrem Zusammenhange unterein- 
ander, als auch mit verwandten Rechtsverhältnissen, innerhalb eines 
bestimmten Forschungsgebietes quellenmässig aufzuklären und 
hierdurch nicht bloss ein greifbares Bild der Vergangenheit zu 
entwerfen, sondern auch den Blick auf die Bedürfnisse der Gegen- 
wart zu lenken, ohne deren gründliche Kenntnis gesetzgeberische 
Reformen, wie sie gerade die neuere Zeit schon mehrfach dem 
Patronate in Aussicht gestellt, kaum jemals von Erfolg begleitet 
sein können.“ 

Zum Schlusse noch ein Wort. Ich trete mit manchen Aus- 
führungen in dieser Abhandlung in Widerspruch zu früheren von 
mir geäusserten Ansichten. Auf Grund Inhalts seither nicht be- 
nutzter Akten und darauf gebauter Studien habe ich frühere 
Unrichtigkeiten als solche erkannt. Das noch festzustellen, ist 
mir Pflicht und Bedürfnis. Die Ergebnisse aber, zu denen ich 
jetzt hinsichtlich unserer hessischen Verhältnisse nach einer Ar- 
beit ungezählter Stunden im unausgesetztem Streben und Suchen 
nach der Wahrheit gelangt bin, dürften vielleicht auch emes 
allgemeineren Interesses nicht völlig entbehren. 

Soviel zur Legitimation nachfolgender Bemerkungen. 

11. 

„Lies nicht um zu widersprechen oder 
zu glauben, sondern um zu prüfen und 
zu erwägen,“ 

Macaulay. 

Patronatsrechte und -pflichten seien Correlate, sagt Niedner, 
so allgemein nach übereinstimmender Theorie und Praxis wie 


24* 
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insbesondere nach seiner eignen Meinung. Schon dieser Satz in 
seiner Allgemeinheit erscheint irrig. Bevor ich ihn jedoch einer 
eingehenderen Kritik unterziehe, möchte ich zunächst die Frage 
erörtern, ob man überhaupt allgemein in Hessen von Patronit- 
rechten, von einer Mehrzahl, sprechen kann. Es geschieht dies 
um meinen späteren Ausführungen eine nicht wohl zu entbehrende 
Grundlage im Allgemeinen zu schaffen. Die Tendenz der Unter- 
suchung im Besonderen soll sich aus letzterer selbst ergeben. 

Hessen hat aber heute zweierlei Arten Patronat. Es sind 
dies die standesherrlichen Rechte und die nichtstandesherrlichen. 
Beide unterscheiden sich hauptsächlich nach ihrer Entstehung. 
Bei unserer Untersuchung ist es wichtig zwischen beiden Arten 
scharf zu trennen. Denn wie ursprünglich, so haben sie auch 
heute noch nichts mit einander gemem. Beide trennt eine tiefe 
Kluft. Ein Blick auf ihre Geschichte mag das zeigen. 

Bei emer Untersuchung um Klarheit über den heutigen Stand 
und Umfang des Rechts zu gewinnen, müssen wir vor Allem aber 
in den Grundgedanken und — Vorstellungen klar sehen. Mit 
anderen Worten: die Gegenwart verhält sich zur Vergangenheit 
etwa wie Wirkung zur Ursache. Es ist daher eigentlich unmög- 
lich über das Heute zu reden ohne das Gestern zu Grunde 
zu lezen. Eine Rekapitulierung der geschichtlichen Rechts- 
entwicklung des deutschen Laienpatronats im Allgemeinen und 
des Hessischen im Besondern ist also nicht zu umgehen. Mit 
dieser Darstellung setzt das Nachstehende ein, um an Hand der 
oben aufgestellten Disposition wieder zu dem Eingangspunkt 
dieses Abschnitts zurückzukehren. — 

Dass die Wurzeln des Kirchenpatronatrechtes in dem deutsch- 
rechtlichen Privateigentum an Kirchen und den damit zusammen- 
hängenden Befugnissen ruhen, ist heute eine anerkannte That- 
sache. Die Entwicklung der Geschichte des Patronats von seinen 
ältesten Zeiten an, da der christlich gewordene Germane sich 
auf seinem (rund und Boden die eigne Kirche baute, bis zur 
(segenwart, die um Sein oder Nichtsein des Instituts ringt, birgt 
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eine Fülle interessanter Momente. Hier können daraus nur 
einige Details Platz finden. Ich will versuchen die fesselndsten 
Erscheinungen der Vergangenheit zu zitiren. 

Die Christianisirung der Germanen hatte die Rechtsanschau- 
ung unter ihnen geboren, dass die einzelne Kirche als Eigen- 
kirche im Eigentum des Herrn stehe', der sie auf seinen Grund 
und Boden errichtet, oder das Gut, in dem sie sich befand, er- 
worben hatte. Diese Auffassung war zu allgemeiner Herrschaft 
eelangt. Was sind die Folgen? 

Eine konsequente Folge dieses Laieneigentums war, dass 
Kirchen und kirchliche Gebäude durch Rechtstitel des Privat- 
rechts, also durch Kauf, Tausch, Schenkung, Erbschaft u. s. w., 
aus einer Hand in die andere übergehen konnten. 

Ebenso selbstverständlich wie die Thatsache, dass die Kirche 
für ihren Eigentümer einen Gegenstand der Nutzung bildete, war 
die weitere Consequenz, dass der Grundherr „seine“ Geist- 
lichen nach Belieben auf die eigene Kirche einsetzte und sie frei 
absetzte. 

Diese Verhältnisse zeitigten also eine eigentümliche Ver» 
quiekung von privatrechtlichen und öffentlichen, von geistlichen 
und weltlichen Befugnissen in der Hand des Kircheneigentümers ?. 

Solche Erscheinungen entsprachen dem deutschen Rechts- 
leben. Aber sie standen im schroffen Widerspruch zum Princip 
und zu der Rechtsanschauung der Kirche, ihrer hierarchischen 
Verfassung und ihrer geistlichen Zentralisation. Die Kirche er- 
blickte in ihnen Eingriffe in ihre Leitungs- und Regierungsge- 
walt — in ihre Autonomie. Sie und die geistlichen Obern konnten 
ein solches Nutzungs- und Verfügungsrecht, eine derartige will- 
kürliche Disposition des Kircheneigentümers über das der betr. 


ı S, hierüber Stutz, Geschichte des kirchlichen Beneftizialwesens I, 1 
(1595) und Stutz, Die Bigenkirche als Element des mittelalterlich-germani- 
schen Kirchenrechts. 

* Hinschius, Geschichte der Incorporation und des Patronatrechte:. 


S. 10 ff. 
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Kirche geschenkte Vermögen nicht anerkennen, geschweige denn 
billigen. 

Die Interessenkollision musste zu einer Reaktion führen. 
nämlich zu der auf Umgestaltung obiger Verhältnisse gerichteten 
Tendenz der Kirche. Jus fundi und jus altarıs traten sich also 
gegenüber. Es geschah das im 11. Jahrhundert. Die Ausein- 
andersetzung erfolgte nicht jähe und darum heftig, sondern sie 
verlief langsam aber mit zäher Ausdauer auf beiden Seiten. Die 
Kirche erwies sich als der stärkere Teil. Der Kampf führte also 
zu einer inhaltlichen Abschwächnng des Eigentumsrechtes: Aus 
dem jus proprietatis, dem jus fundi heraus entsteht das jus pa- 
tronatus, auch jus praesentationis oder jus collationis genannt. 
Das jus investiturae weicht dem jus praesentandi; aus dem freien 
Einsetzungsrecht war ein blosses Präsentationsrecht geworden. 

Unter dem jus patronatus wurde anfänglich nach dieser Um- 
gestaltung nur ein Präsentationsrecht allein verstanden. Die 
übrigen aus dem Kircheneigentum abgeleiteten vermögensrecht- 
lichen Befugnisse, wie Nutzungen an der Stiftung, ferner die 
von dem Eigentümer als selbstverständlich geübten Ehrenrechte 
wurden nicht aus dem Titel des jus patronatus in Anspruch ge- 
nommen, sondern vielmehr wie seither weiter aus dem Titel des 
Eisentums gezogen. Beide Rechte, jus fundi und jus patronatus 
waren von einander getrennt d.h. es bestand nebeneinander fort 
das Privateigentum an Kirchen ohne jus collaturae und zurück- 
gedämmt auf Vermögens- und Ehrenrechte und das Patronat, 
bestehend aus einem Präsentationsrecht und nur aus einem 
solchen. 

Auf dem einmal betretenen Wege stehen zu bleiben ist nie 
die Art der ewig zu ihrem Vorteil geschäftigen, im Kampfe nicht 
ermüdenden römischen Kirche gewesen. Sie begnügt sich nicht 
mit einem halben Erfolge. So ruhte auch hier in dem Streit 
die Kirche nicht. Dessen Ende gab ihr Recht. Es gelang ihr das 
Eigentumsrecht weiter einzuschnüren. Der Rest aus demselben, 
die vermögensrechtlichen Befugnisse, die Ehrenvorzüge wurden 
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erst zu Pertinenzen des Patronats umgewandelt, als solche be- 
handelt und dann allmählich unmerklich im dessen Begriff ein- 
bezogen. Schliesslieh kam zu dem dadurch erweiterten Patronat- 
inhalt noch die cura beneftien dazu, entstanden aus der Advokatie 
ebenfalls des Grundherrn. 

Die römische Kirche hatte ihr Ziel erreicht: sie hatte dem 
Kircheneigentümer das lang bestrittene Recht auf Besetzung des 
Kirchenamtes endlich entrissen und ihm hierfür als Zugeständ- 
nis (privilegium) die Präsentation gewährt, die übrigen Eigen- 
tumsrechte hatte sie von der Basıs ihres Rechtsgrundes herunter- 
gezerrt und sie bei dem Präsentationsrecht im Patronat unter- 
gebracht. 

Inwieweit daneben in einzelnen deutschen Ländern der 
Kirchenbesitz, das nackte Eigentumsrecht sich erhalten hat, ist 
hier nicht näher zu untersuchen. Im Allgemeinen wird man an- 
zunehmen haben, dass das Eigentum vollständig im Patronat auf- 
und dadurch untergegangen ist. 

So war durch Contiszirung des Laieneigentums an Kirchen 
iim ganzen Grossen zu Beginn des 13. Jahrhunderts der noch 
heute herrschende Patronatbegriff gestaltet: die evangelische 
Kirche weder, noch die weltliche Gesetzgebung haben an dem 
Grundkarakter oder den Hauptzügen des Instituts etwas ge- 
ändert. 

Also die Entwicklung des Rechts im Allgemeinen. Somit hat 
nach dem evangelischen Kirchenrecht verschiedener deut- 
scher Staaten der Patron heute einmal gewisse Vermögens- 
rechte. Hierher gehört der Anspruch des verarmten Patrons auf 
standesgemässen Unterhalt aus der Stiftung in gewissen Grenzen. 
Der Patron geniesst ferner fast allgemein sog. Ehrenvorzüge, 
wie insbesondere Recht auf einen Elhrenplatz in der Kirche, 
auf Begräbnis daselbst, auf Fürbitte im Kirchengebet und auf 
eine (redächtnispredigt sowie auf Trauergeläut bei seinem Ab- 
leben. Weiter umfasst das Patronat partikular gewisse Ver- 
waltungsbefugnisse in Bezug auf kirchliches Vermögen, die sg. 
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cura benefici. Endlich gewährt das Institut überall als 
hervorragendes Recht das Präsentationsrecht: die Befugnis einen 
Geistlichen für die erledigte Pfarrstelle zur Bestätigung in Vor- 
schlag zu bringen. 

Man merkt sofort, von einem allgemeinen Rechtsstand, von 
einen Patronat mit überall durchgreifenden Regeln hinsichtlich 
seines Inhalts kann keine Rede sein. Partikulares Recht und 
Gewohnheit übten neben der Kirche massgebenden Einfluss auf 
die Fülle des Rechtsinhalts aus, ein Umstand, der natürlich die 
Befugnisse des Patrons bald mehr bald weniger mannigfaltig und 
reichhaltig gestaltete. 

(zewiss wird man keinen zwingenderen Beweis für die zähe 
Widerstandskraft der althergebrachten Rechtsanschaung des deut- 
schen Volkes finden können, als eben die Thatsachen, dass trotz 
der ungeheuren Macht der Kirche im Mittelalter doch in der Pra- 
xis partikularrechtlich Ausnahmen von der Allgemeinheit be- 
stehen und der kirchlichen Formierung des Patronatbegrittes nicht 
entsprechende, ja direkt widersprechende Verhältnisse erhalten 
bleiben konnten und zwar Verhältnisse, wie gesagt, je nach dem 
Mass und der Macht des Widerstandes gegen die kirchlichen 
Reformen von bunter Mannigfaltigkeit im Einzelnen. „Von 
Neuem“, sagt Dove'!, „wird uns durch diese Erscheinung der 
Beweis geliefert, dass die Entwicklung der katholischen Kirche 
im Mittelalter keineswegs den sonst ihr angedichteten Charakter 
der Unifornutät getragen, sondern in sich einer Mannigfaltigkeit 
nationaler Bildungen Rauın gegeben hat, welche mit der im Tri- 
dentinum zum Abschluss gekommenen einheitlichen Richtung des 
kirchlichen Lebens und der kirchlichen Verfassung kaum in min- 
der schroftem Gegensatz stehen, als die dem Boden der Refor- 
ination entsprossene Gestaltung der Dinge.“ 

Die katholische Kirche baut, wie wir oben gesehen haben, 
den genau bestimmten Begriff des jus patronatus auf und sucht 
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mit den vielen ıhır zu Gebote stehenden Machtmitteln dessen un- 
bedingte und unveränderte Aufnalime in der Praxis zu erzwingen. 
Die oftizielle kirchliche Form wird vom Volke unwidersprochen 
hingenommen: das Rechtsleben acceptirt gehorsam das „Patro- 
nat“. Aber was die kirchliche Unterweisung wirklich in das 
Volk hineintragen wollte, das wurzelte schlechterdings nicht: 
Der Inhalt ging spurlos an der Volksseele vorüber. Das Volk 
eignete sich wohl den terminus teehnicus an, aber es stellt sich 
unter «diesem nur eine neue Bezeichnung für die seit Generatio- 
nen überkommenen und übernommenen Eigentums-Verhältnisse 
vor, Nach partikularem Gewohnheitsrecht bleiben letztere inhalt- 
lich wie sie sind. 

Fin kühnes Wort! Umso kühner als Friedberg im Geren- 
satz zu dem von mir Ausgeführten festgestellt hat: „Inwieweit 
die Befugnisse der Privatpatrone in der mittelalterlich-katholi- 
schen Kirche über die Präsentation hinausgegangen .... erhellt 
nicht deutlich*!. Aber Friedbergs Ansicht ist heute in dieser 
Allgemeinheit nicht mehr richtig. Es giebt deutsche Länder, über 
deren damalige Patronatsverhältnisse wir jetzt genau unterrichtet 
sind. Ich nenne hier Ost- und Westpreussen, in dem der Pa- 
tron während des Mittelalters und darüber hinaus kein blosses 
Präsentationsrecht, sondern ein, freilich eigentümlich gestaltetes, 
Verleihungsrecht gehabt und bis auf den heutigen Tag behalten 
hat?. Ich nenne weiter Holstein, in dem nach Friedbergs eignen 
Angaben gewissen adeligen Patronen bis in die Zeit preussischer 
Besitzergreifung geradezu die Collation ihrer Pfarreien zuständig 
gewesen ist? Endlich liefert noch einen schlagenden Beweis 
dafür, dass die Grossggundbesitzer als Kircheneigentümer die 
Collation besassen, der Umstand, dass da in Deutschland, wo 


ı Friedberg, Geltendes Verfassungsrecht der evangelischen Landeskirchen 
ın Deutschland und Oesterreich S. 222 (1888). 
® von Brünneck, Beiträge zur Geschichte des Kirchenrechts in den 
deutschen Kolonisationslanden. I. Zur Geschichte des Kirchenpatronats in 
Öst- und Westpreussen (Berlin 1902); vergl. insbes. S. 26 1. 35. 

° Friedberg a. a. O. S. 223. 
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freie Bauerngemeinden ein Recht der Grundherrlichkeit nicht 
haben aufkommen lassen, die Gesamtheit der freien Grundbe- 
sitzer das Wahlrecht der Geistlichen hat!. 

Beispiele lehren mehr als Meinungsäusserungen. Ich will 
daher das über die Machtlosigkeit Roms Gesagte auch noch aus- 
führlich mit einem weitern praktischen Fall zu erhärten suchen. 
Damit komme ich denn, wie oben zur Disponirung des Abschnitts 
bereits angegeben, gleichzeitig zur Rechtsentwicklung des hessi- 
schen Laienpatronats. Und zwar untersuche ich hier zunächst 
die nichtstandesherrlichen Rechte, um mich dann zu dem stan- 
desherrlichen Patronat zu wenden. 

Dass in Hessen die Landgrafen nach langen Kämpfen, die 
mit dem Regierungsantritt Heinrichs I. dort einsetzen, eine ganz 
besondere Stellung in kirchlichen Angelegenheiten sich gegenüber 
den Erzbischöfen zu Mainz errungen hatten, ist eine un- 
bestrittene Thatsache. Jene übten nicht nur eine strenge Aut- 
sicht über die Kirche ıhres Landes, und nicht nur mussten die 
Geistlichen bei ihrer Anstellung die Bestätigung der hessischen 
Fürsten einholen, sondern letztere stellten ihre Geistlichen selber 
an, ohne Mitwirkung von Mainz. Sie besetzten in ihrem Land 
frei die geistlichen Stellen wo es ihnen passte, nach ihrer Wahl 
und ihrem Willen, und die Erzbischöfe mussten es sich gefallen 
lassen ?°. Die Grundsteine dieses Verhältnisses waren die von 
den Hessenfürsten erworbenen Patronätrechte und ihre landes- 
fürstliche Autorität gewesen. Auf beiden hatten sie gefusst und 
ausgebaut. 

Wen kann es Wunder nehmen, dass der hessische und be- 
nachbarte Adel solches verlockende Beispiel nachzuahmen trach- 
tete? Kann man es diesen Patronen verübeln, dass sie auf 


ı Hinschius in der Zeitschrift für Kirchenrecht Bd. IL S. 421 und Dove 
ebenda II, 463. Vergleiche für das Angeführte ausserdem noch: Mitteilungen 
des Oberhessischen Geschichtsvereins N. F. Bd. X 8.33 und die dort ange- 
gebene Literatur. 

? Heppe, Kirchengeschichte beider Hessen (Marburg 1876) Bil. 1, S. 53 ff. 
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Grund überlieferter Verhältnisse, als Eigentümer ihrer Kirchen 
und als ordinarı magistratus, sei es auch nur im Kleinen, eben- 
falls die freie Kollatur für ihre Bezirke weiter beanspruchten ? 
Kurz und gut, auch jene präsentirten dem Erzbischof ihre Geist- 
lichen nicht, sondern verfuhren mit deren Anstellung nach eige- 
nem freiesten Gutdünken. Die Landgrafen sahen dem Verhalten 
der adeligen Patrone vergnügt zu. Es konnte jenen ja nur er- 
wünscht sein, wenn der römischen Hierarchie möglichst viele 
Widersacher entstanden. Diese nötigten Rom seine Kräfte zu 
zersplittern. Beide schwächten sich gegenseitig, und die hessischen 
Fürsten konnten dabei nur gewinnen. 

Wir haben also bis zur Zeit vor der Reformation in Hessen 
den Grundsatz festzuhalten, dass nicht das Patronat, d.h. der 
anstelle der Eigentumsbefugnisse von seiten der Kirche gesetzte 
eingeschnürte Begriff der Stellenbesetzung die Regel und die 
eigenmächtige Kollation die Ausnahme bildete, sondern gerade 
umgekehrt war es: Ueberall freie Kollatur der Landgrafen und des 
hessischen Adels, nur ganz vereinzelt Präsentation. Diese nur da, 
wo die Kirche über die alten Eixentumsverhältnisse des Adels wirk- 
lich den Sieg davongetragen hatte. Und das wird nicht oft der 
Fall gewesen sein. Die Mehrzahl der sog. Patrone, die sich um 
die neue Einrichtung absolut nicht gekümmert hatte, d.h. ihre 
collatio libera ruhig weiter übte, liess die erzbischötliche Juris- 
diktion ganz kalt. 

Diese Zustände fand die Reformation vor. Es lässt sich 
leicht verstehen, dass in ıhrer ersten Periode, als die alten Rechts- 
verhältnisse zerrüttet, ja zertrümmert waren, neue aber sich noch 
nicht befestigt hatten, kurz alles ausser Rand und Band war, 
die geringe Anzahl der seither Mainz botmässigen Patrone völlig 
verschwand!. Die Kirchenhoheit des Erzbischofs hatte gänzlich 
de facto aufgehört zu existiren. Die Succession der hessischen 
Laandgrafen aber war de jure noch nicht erfolgt. Die protestan- 
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tisch gewordenen Patrone übten ihr Patronat ın Gestalt unab- 
hängiger Verleihung der evangelischen Pfarreien d.h. sie holten 
weder die Confirmation des Erzbischofs ein noch ersuchten sie 
den Landgrafen um Bestätigung. 

Wieder ein kühnes Wort! Um so kühner wie es scheint, 
als wir aus Urkunden von der Entwicklung gerade jener Dinge 
während der Reformation in Hessen direkt so gut wie nichts 
wissen. Geschichtliche Erzählungen über das Patronat aus der 
Epoche der Umwandlung sind entweder nicht vorhanden, oder was 
wahrscheinlicher ist, sie schlummern noch unentdeckt oder unver- 
öffentlicht in den Archiven. Der Urborn, aus dem wir schöpfen 
könnten, ist also versiecht. Es gilt sich nach einer andern Quelle 
umzusehen, Sie ist vorhanden. Die gesetzgebenden Erlasse der 
hessischen Landgrafen seit dem Jahr 1537 meine ich. Olıne 
jene wäre die Reformationszeit und die erste Zeit nach der Re- 
formation hinsichtlich der Patronatverhältnisse eine rätselvolle 
Sphinx. Die toten Buchstaben des Gesetzes zwingen sie aber 
zur Antwort auf unsere Fragen. 

Die Erwähnung des Patronats, die Art und Weise, die Form 
und Methode, die Farbentönung mit der das Institut und sein 
Inhalt in den althessischen Kirchenordnungen behandelt ist, giebt 
uns nämlich die Möglichkeit an die Hand, eine Lichtung ın den 
jungfräulichen Urwald der Patronatverbältnisse vor der Zeit 
der weltlichen Gesetzgebung zu hauen. Denn diese Gesetzge- 
bung ist Ausfluss und Reflex, augenblickliche Konsequenz früherer 
Zustände. Deren Missstände bilden Ursache und Veranlassung 
der Gesetze. Wesen und Geist der landgrätlichen Erlasse seit 
dem Jahr 1537 werfen also durch ihren Zusammenhang mit 
der Zeit vor Erlass auf diese ein sonnenhelles Licht. Aus jener 
Gesetzgebung können wir daher einen Schluss rückwärts ziehen 
auf die Sachlage, wie sie sich während und kurz nach Einführung 
der Reformation in Hessen gestaltet hatte. Das hat insofern 
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sein Gutes, als wir nicht von hypothetischen Urzuständen auf 
niögliche Folgen zu schliessen brauchen, sondern wir schreiten 
von sicheren Thatsachen auf ihre unmittelbaren Ursachen zurück. 

Nun zu Einzelheiten. 

Nach Durchsetzung der Reformation in Hessen, ein Zeit- 
punkt, den ich in das Jahr 1527 verlege, galt für den Landgraten, 
weil oder obwohl er noch nicht rechtlich in den Besitz der geist- 
lichen Jurisdiktion gelangt war ', erst recht der jederzeit in den 
Känipfen mit Mainz verfochtene Satz, dass die Fürsten kraft 
ihres obrigkeitlichen Berufs verpflichtet seien, ihre Fürsorge auch 
auf kirchliche Angelegenheiten zu erstrecken. Nach diesem Prin- 
cip versuchten die Hessenfürsten nun auch im eigenen Lande zu 
verfahren. Ihnen gegenüber auf dem Plan standen die adeligen 
Grossgrundbesitzer Hessens: Die unabhängigen Eigentümer ihrer 
Kirchen, die freien Kollatoren ihrer Geistlichen seit unvordenk- 
licher Zeit — nicht etwa die Patrone von Papstes- oder die 
Präsentatoren von Fürstengnaden. Nun war den Landgrafen 
über das Streben ihres Adels nach Unabhängigkeit in kirchlichen 
Dingen das wohlgefällige Lachen, wie zur Zeit der Kämpfe mit 
Mainz, vergangen. Die Sachlage war ernst für sie geworden. Die 
Fürsten suchten also die adlige Eigenmacht der Patrone zu un- 
terdrücken, aber zunächst nur mit tastender Vorsicht und durch- 
aus nicht etwa mit harter Hand. Auch erstreckte sich dieser 
Versuch nur auf den Adel des eigenen Landes, nicht auf kleine 
reichsunmittelbare Nachbarn. 

Die Einführung der Homberger Ordnung vom Jahr 1526 
die das Patronat gänzlich zu beseitigen plante, war missglückt. 
Die Reformationsordnung des Jahres 1537 versprach dagegen 
ausdrücklich: „vnd sol jnen (adeligen Patronen) solliche verord- 
nung der predikanten on irer ober wnd gerechtigkeit nichts be- 
nemen noch einichen Abbruch thun.* Die Patronatkirchen blei- 


ı Allerdings hatte der Vertrag vom 11. Juni 1525 im Feldlager bei 
Hitzkirchen die vorläufige Anerkennung seitens des Mainzer Erzbischofs ge- 
bracht. 
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ben also zunächst „derer vom Adel Pfaren“, unterstehen daher 
den weitgehendsten Eigentumsansprüchen ihrer Herren „wie das 
ein jeglicher herbracht* weiter. Adelige Kirchen und Pfarreien 
bilden fernerhin ein Objekt des Privatrechts. Daher auch nach 
der Reformation das Schalten und Walten der Patrone in allen 
Angelegenheiten ihrer Pfarreien wie in eigenen Privatangelegen- 
heiten, das Ein- und Absetzen der Geistlichen nach jeweilizem 
(Gutdünken, das Disponieren über die Pfründe wie über Fami- 
liengüter und Eigenvermögen. Daher das Streben aus der Stif- 
tung materiellen Vorteil zu ziehen, Kircheneinkünfte an sich zu 
reissen, mit dem Kollations-(Präsentations)recht Schacher zu 
treiben, mit den Geistlichen um das Einkommen zu handeln, 
ihren Nachlass an sich zu nehmen u. a.m.!. Alles nur die 
Folge der alten, erhalten gebhebenen Rechtsanschauung und der 
gebundenen Hände des Landgrafen. Und doch spricht schon 
eine leise Stimme aus der Ordnung, die Einschränkung des 
Rechts heischt: Superintendenten sollen die Patronatpfarreien 
visitiren und das Urteil über die Befähigung der Kandidaten 
steht ilınen zu. 

Wir haben also nach der Reformation bis zum Jahr 1555 
etwa auch keine wesentliche Aenderung des status quo ante ın 
Hessen zu verzeichnen. Alles bleibt beim Alten. Es ist olıne 
Weiteres einleuchtend, warum? Bei den neuen äusserst unsicheren 
Verhältnissen war der Landgraf durchaus in erster Linie angewie- 
sen mit der Unterstützung seines Adels zu rechnen. Diese Rech- 
nung hätte sich wohl als eine durchaus falsche erwiesen, wenn 
der Fürst nach der Reformation begonnen hätte, jenem jahrhun- 
dertelang geübte Rechte fühlbar zu schmälern oder gar zu ent- 
ziehen. Um nicht Feinde ausserhalb und innerhalb des Landes 
zu haben, musste Philipp der Grossmütige so verfahren, wie er 
es that. Und so erklärt sich eine gesetzliche Regelung des Pa- 
tronats, die fortwährend pendelt zwischen einem Gewähren, das 
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versagt und einem Versagen, das gewährt. Die Macht der Tra- 
dition, die Verhältnisse waren eben stärker als der fürstliche 
Wille. Die notwendigste Arbeit war vor allem: die Durchsetzung 
der Kirchenhoheit nach Aussen, ihre Anerkennung durch die 
römische Kirche. 

Seit dem Jahr 1555, nach dem Augsburger Religionsfrieden, 
trıtt der Landgraf auf festerem Grund und Boden als Verfech- 
ter seines jungen Summepiskopats auf und nun streitet er kraft- 
voll für die Befestigung seiner Kirchenhoheit im eigenen Land. 
‚Jetzt zeigt er die rauhe Faust und eiserne Energie auch gegen- 
über semem Adel und — es wächst der Mensch mit seinen hö- 
heren Zwecken — den reichsunmittelbaren kleineren Nachbarn, 
wie den Herren von Frankenstein beispielsweise ! oder dem deut- 
schen Orden ?. 

Wäre nur ein Patronat zu bekämpfen gewesen mit Aus- 
wüchsen, wie Verkehrung eines Präsentationsrechtes in eine freie 
Kollation, wahrlich, ich glaube, die Fürsten hätten dann leich- 
tes Spiel gehabt. Nach dem ‚Jahre 1555 hätte sich die Ab- 
schaffung der sog. adeligen Anmassungen ohne nennenswerte 
Schwierigkeiten vollzogen. Bei dem Kampf stand aber kein 
Patronat in Frage, sondern ein Privatrecht und zwar das stärkste 
Privatrecht, Eigentum mit seinen Konsequenzen sollte niederge- 
rungen werden. Und hieran scheiterten zunächst wieder die 
Fürsten und ihre Staatskunst. Obwohl sie auch zeitweilig mit 
brutaler Rücksichtslosigkeit den Erfolg des Jahres 1555 auszu- 
nützen suchten, vermochten sie eine allseitige Anerkennung ılırer 
Kirchenhoheit nicht sofort zu erzwingen. Es war eben nicht 
nur eine Frage der landesherrlichen Macht einerseits wie weit 
und wie schnell die frühere unbehinderte bischöfliche Pfründen- 
kollation zu Gunsten der Landgrafen sich wiederherstellen liess. 
Glück und Geschick mussten der Macht die helfenden Hände 

t Scriba im Archiv für hessische Geschichte Bd. VI Heft 3 8. 525 (zur 
Geschichte der ehemaligen Herrschaft Frankenstein). 

® Historisch-diplomatischer Unterricht ete. Nr. 126 der Beil. u. s. w. 
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reichen. Eine nicht zu unterschätzende Hilfe gewährte dem neuen 
Inhaber der Kirchenboheit u. a. die Ausbildung des Lehenwe- 
sens. Sıe zwang die Adeligen, ihr Patronat als Austluss des 
Eigentums, als ein Recht privatrechtlichen Karakters gleich dem 
übrigen Privateigentum sich als Lehen von dem Landesherrn 
übertragen zu lassen. Dadurch war das Patronat bezw. die streitige 
Kollatur als eine [ebung kraft eignen Rechts verschwunden; sie er- 
schien nur noch als abgeleitetes (übertragenes) Recht und zwarin den 
Formen, die der Lehensherr ihr bewilligte'. Doch abgesehen 
davon, dass in dem über ein Jahrhundert dauernden Kampfe 
die hessischen Fürsten endlich gesiegt haben und zwar so ge- 
siegt haben, dass den adligen Patronen nur ein verlorener Nach- 
hall, ein Schatten ihres früheren Rechtes blieb, das spricht in 
gleich hohem Masse für die Klugheit und diplomatische Befähi- 
gung wie für die Kraft und eherne Konsequenz der Hessen- 
fürsten. Mag man dabei auch Manches ın dem Verhalten der 
letzteren nicht gutlieissen können: Der Erfolg jedenfalls hat 
ihnen im ganzen Recht gegeben. Und es war gut so. Ja, die 
heutige Rechtslage nötist zu dem Urteil, es wäre am besten ge- 
wesen, wenn die Landgrafen damals das Patronat, so wie sie es 
anfänglich beabsichtigten, gänzlich beseitigt hätten. 

Fine Parallele zwischen Rom und den Landgrafen ist nicht 
ohne Interesse. Wir wollen daher einmal beide Gewmer kon- 
frontieren, ein Schauspiel, das wir uns nicht entgehen lassen 
dürfen. 

Eine grossartige Anpassungsfähigkeit hatte die römische 
Kirche schon gezeigt bei Bekehrung der alten Deutschen mit 
der Beibehaltung mancher heidnischer Germanengötter und -Ge- 
wohnheiten nach ihrer Umwandlung in christliche. Bei dem 
Kampfe um die libera collatio aber weiss man nicht, was mehr 
zu bewundern ist, die Schmiegsamkeit der Kirche, mit der sie 
sich den vorgefundenen germanischen Eigentumsverhältnissen 


! Der letzte Nachklang dieser Identifizierung des Patronats mit Privat- 
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äusserlich anpasste oder die Klugheit, mit der sie diese ıhr so 
eefährlichen Verhältnisse ıın Laufe der Zeit nach Umgestaltung 
ihres Wesens ihrem Organısmus nutzbringend einfüzte. 

Auch die Hessenfürsten hatten sofort die eminente Gefahr 
erkannt, die aus der collatio Iibera des Patrons ihrer jungen 
Kirchenhoheit drohte. Auch sie gingen energisch und klug vor. 
Aber es liegt ein feiner Unterschied im Verhalten Roms und 
Hessens. An sich ist es verständlich, dass die Landgrafen von 
der Stunde an, als sie de facto Nachfolger in der Kirchenge- 
wialt des Erzbischofs wurden, ihre seither gegen die geistliche 
Jurisdiktion von Mainz geübte Politik gerade auf den Kopf 
stellten und nun selber den von der katholischen Kirche verfolg- 
ten Weg der Unterdrückung der hbera collatio des Adels wan- 
delten, ein Ziel, das zu bekämpfen sie bis zu jener Stunde für 
ihre erste Lebensaufsgabe gehalten hatten. Aber erscheint es 
nicht wie eine Ironie des Geschickes, dass die hessischen Land- 
grafen, die gefürchtetsten Gegner der geistlichen Jurisdiktion, 
als sie selber in den Besitz dieses Gutes gelangen, sich geradezu 
als Fanatiker der Kirchenhoheit erweisen ? 

Ich sage: als Fanatiker. Verglichen mit dem Vorgehen der 
Landgrafen war das Streben Roms das reine Kinderspiel. Die 
Hessenfürsten vernichteten das alte Eisentumsrecht an Kirchen 
u. 5. w. dergestalt, dass das daraus abgeleitete Verleihungsrecht 
in alle Winde zerstob. An dessen Stelle setzten sie nicht etwa 
das Patronat der katholischen Kirche mit der Fülle seiner Rechte, 
nein, die Landgrafen konzedirten den Patronen einzig und allein 
neben dem Eigentum nur die Präsentation, weiter nichts. In 
diesem Sinn ergingen ihre Kirchenordnungen und ın diesem Sinn 
ereing im Jahr 1640 auf dem Casseler Landtag nochmals spe- 
zielle Weisung an den Adel'. 

Die Landgrafen haben also in den Kämpfen nach dem Jahr 
1555 ihr Ziel erreicht: unbedingte Anerkennung der landesherr- 

? Bütt, Kurhessisches Kirchenrecht S. 34. 
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lichen Kirchenbhoheit. Aus den heftigsten Gegnern des Princips 
unbeschränkter Episkopalgewalt waren sie dessen eifrigste Ver- 
fechter geworden, eine Thatsache, die die Fürsten s. Zt. wohl 
selbst für einfach unmöglich erklärt haben würden, die aber 
dem Vorgehen Ronıs gegen die germanischen Verhältnisse ganz 
und gar Recht gegeben hat. Die von jeder politischen Konstel- 
lation unabhängig fortschreitende Geschichte eines Landes und 
seiner Einrichtungen lässt sich vielleicht eine Zeit lang hemmen, 
gänzlich aufhalten aber nie. Eine alte Erfahrung! Und doch 
haben die Menschen immer und immer wieder versucht in die 
Speichen des rollenden Rads zu greifen. Ja, in der neueren 
und neuesten Zeit drangen noch Nachklänge aus dem Kampfe 
der Patrone mit der Kirchengewalt wieder zu uns. Ich will nur 
erinnern an den Protest adeliger Patrone im Jahr 1860 gegen 
die Einführung eines neuen Ordinationsformulars, insbesondere 
gegen die in ihm enthaltene Lehrverpflichtung der Geistlichen in 
Hessen '. Und doch ist alles Mühen, ein dem Untergang ge- 
weihtes Institut zu retten, vergeblich. Das zeigt sich nirgends 
so sonnenhell wie durch einen Blick auf die Geschichte des Pa- 
tronats in Hessen. | 

Mit einer Kuriosität für unsere Zeit im Anschluss an das 
eben Ausgeführte möchte ich schliessen: In Sachsen-Altenburg 
wird heute noch amtlich die Präsentation des Patrons als 
„Collaturrecht* bezeichnet! ?. 

Soviel über die geschichtlichen Grundlagen unseres einen 
hessischen Patronats — der nichtstandesherrlichen Rechte. Ich 
kann das Resultat meiner Untersuchung in folgenden Sätzen 
geben. Das durch die kirchliche Rechtsentwicklung des Mittel- 
alters zu einer eignen, scharf ausgeprägten Individualität ge- 
staltete Patronatrecht in Hessen nahm die junge evangelische 


ı Nüheres siehe in den Aktenstücken im hessischen Kirchenblatt von 
1861 Nr. 16. 18. 19. 27. 28. 45. 47—50 und von 1862 Nr. 16—18. 

* VO. vom 12. März 1857 ($ 2), bestätigt durch die Kirchengemeinde- 
ordnung vom 6. Februar 1877 ($ 33) bei Friedberg, Gelt. Verfussgsgesetze etc. 
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Kirche dort von katholischer Seite mit herüber. Dieses eigent- 
liche Patronat Hessens beruht auf den (Gsrundlagen des kanoni- 
schen Rechts und erfuhr auch in dessen Sinn nach Durchsetzung 
der Reformation unter dem Namen jus patronatus oder Collatur 
seine landesgesetzliche Regelung — wenn ich so sagen darf — 
durch die althessischen Kirchenordnungen der Jahre 1537, 1566, 
1572 und 1574', Neben dem Patronat blieb das Eigentumsrecht 
an Kirchen (Besitz) bestehen. 

Die weiteren Schicksale des Instituts sind in ein par Wor- 
ten berichtet. Die beiden Ordnungen von 1572 und 1574 vereinigte 
man im Jahr 1574 unter dem Namen „Agende“ und veröftent- 
lichte sie nochmals. Sie bilden die Blüte der landgräflichen Er- 
lasse. Unveränderte Auflagen dieser staatlichen Patronatord- 
nung erfolgten in den Jahren 1662 und 1724. Ihre Normen 
finden Anwendung auf sämmtliche Patronate, die auf Stiftung 
sich gründen und diese Normen sind heute noch massgebend. 
Inwiefern hierzu die Praxis Zusätze gemacht hat und inwieweit 
diese Zusätze in Geltung sind, wird sich bei Darstellung des In- 
halts dieser Patronate unten ergeben. 

Diese Patronate beruhen also auf der Basis kanonischen 
Rechts. Ich will sie daher als echte Patronate Stiftungs- 
patronate nennen”. | 

Die standesherrlichen Rechte datiren erst aus vorigem Jahr- 
hundert und verdanken einem Privileg des Grosherzogs ihr Da- 
sein. Nie stehen, wie schon die Bezeichnung besagt, nur Standes- 


L‘ 


herren zu. 


! Richter, Die evangelischen Kirchenordnungen des 16. Jahrhunderts 
(Weimar 1846); Sammlung fürstlich-hessischer Landesordnungen. 

® Ich wähle diese Bezeichnung um den Gegensatz zu den standesherr- 
lichen Rechten auszudrücken. An sich ist sie heute nicht mehr umfassend. 
Denn unter das Stiftungspatronat fallen auch noch echte Patronate, die auf 
verjährtes Herkommen sich stützen, (von nur subsidiärer Bedeutung), wenn 
schon die althessischen Kirchenordnungen die Herübernahme des katholi- 
schen Patronats nur auf Grund der Stiftung billigen und deshalb nur Stif- 
tungspatronate gelten lassen. 

29° 
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Diese Patronate sind nach und nach aus dem früheren lan- 
desherrlichen Kirchenregiment ihrer heutigen Besitzer erblüht. 
Die Standeslhierren hatten bekanntlich vor ihrer Mediatisirung 
als Regenten ihrer verschiedenartigen Staatenkörperchen auch ein 
völlig unabhängiges Kirchenreginent in denselben, die Kirchen- 
hoheit kraft eignen Rechts. Dieses unabhängige Regiment wurde 
mit der Mediatisirung beschnitten. Zwar verblieben die eignen 
Konsistorien, allein die Selbständigkeit ward ihnen zum grössten 
Teil genommen. Durch einen Gnadenakt beliess den Medıiati- 
sirten der Grosherzog im Jahr 1807/8 bezw. 1820! aus Billig- 
keitsgründen für das frühere freie Besetzungsrecht landesgesetz- 
lich ein „allgemeines Präsentationsrecht“, d.h. also das Präsen- 
tationsrecht zu allen Pfarrstellen standesherrlicher Bezirke, zu- 
sammen mit noch andern Rechten, die ehedem ebenfalls zu 
dem nun verlorenen Gut gehört hatten. Insgesamt Befugnisse, 
wie sie in den deutschen Staaten allgemein das Kirchenpatronat- 
recht unfasste. Insbesondere auch Befugnisse, die z. T. (Prä- 
sentation) dem Inhalt des hessischen Stiftungspatronats ähn- 
hch sınd. 

Die Standesherren erlangten also auf dem Weg weltlicher 
Gesetzzebung kirchliche Patronatrechte. Indessen nur dem Ih- 
halt nach. Ein Patronat auch dem Namen nach erhielten die 
Mediatisirten nicht. Sie behielten formell ein Kollations- 
recht. Allerdings nicht mehr die frühere freie Kollation, son- 
dern eine durch die landesherrliche Bestätigung nunmehr be- 
schränkte Kollation. Materiell aber besassen sie ein, wenn auch 
verhülltes Patronat. 

Man sieht, eine merkwürdige Schöpfung, diese nach dem 
Muster von Patronaten zugeschnittenen Kollationsrechte: Rechts- 


' Vergl. im Einzelnen zu dieser geschichtlichen Entwicklung der stan- 
desherrlichen Rechtsverhältnisse: Deklaration vom 1. August 1807 nebst 
Nachtrag vom 20. Juni 1808 in den (irossh. hess. Verordnungen 1806 —1810: 
das Edikt vom 17. Februar 1820 im Regierungsblatt Nr. 17; das Gesetz vom 
7. August 1845 im Regierungsblatt Nr. 40: das Gesetz vom 18. Juli 1858 im 
Regierungsblatt Nr. 26, 
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zwitter aus einer Zwangsehe von Kollation und Patronat und 
Patienten für eine juristische Klinik. Im bunten Wechsel offen- 
bart dieses „Kollationspatronat“ seine Doppelnatur, je nachdem 
man seinen rechtlichen Karakter oder seinen materiellen Inhalt 
in's Auge fasst. 

Die standesherrlichen Rechte sind als Patronate geschaffen, 
aber in Erscheinung getreten als beschränkte Kollationsrechte. 
Letzteres kann in Hinblick auf die standesherrlichen Konsisto- 
rien, ersteres mit Rücksicht auf die Ausstattung keinem Zweifel 
unterliegen. Man könnte das allgemeine Präsentationsrecht eben- 
sogut irreguläres Kollationsrecht wie irreguläres Patronat nennen. 
Zum vollen Patronat fehlt die Bezeichnung und der Inhalt zur 
kirchenrechtlichen Kollation. 

Widersprüche überall! Hierzu noch ein par Worte. Die 
Wiege der Vorfahren jenes Zwitters stand in der Kinderstube 
der evangelischen Kirchenverfassung Hessens. Die althessischen 
Kirchenordnungen bezeichnen das Patronat als jus collaturae, 
verstehen darunter aber nur das Präsentationsrecht. Gesagt 
wird das indessen nicht. Hier laboriert der Gesetzgeber also 
schon mit dem Zickzackkurs. Man wird aus seinen Aussprüchen 
niemals klar über die Natur des Rechts und über seinen Inhalt. 
Denn aus dem Zweifel lassen sie garnicht herauskommen. Der 
unbefangene Leser jener Kirchenordnungen fragt stets: Hat nun 
der Adel die Kollatur oder hat er die Präsentation? Bedeutet 
die Präsentation thatsächlich das Kollationsrecht oder ist die 
Kollation rechtlich nur ein prunkhafter Titel für die schlichte 
Präsentation ? 

Man sieht, die modernen Kollationspatronate sind nur die 
letzte Konsequenz aus der Schule der philippinischen una nach- 
philippinischen Epoche. | 

(Gezwungen beliess der Landgraf Philipp im Jahr 1537 dem 
hessischen Adel, weil dieser in jener Zeit so gut wie sein eigmer 
Herr war, das jus collaturae — die freiwillige Gabe eines allge- 
ıneinen Präsentationsrechtes an die Standesherren, die entthron- 
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ten Fürsten des Jahres 1803 ıst das Gegenstück. Im Jahr 
1807/08 konnten die hessischen Fürsten, aber sie wollten nicht, 
ım Jahr 1526 wollten sie, aber sie konnten nicht — nämlich das 
Patronat abschaffen. Widersprüche überall! 

Doch nach dieser Abschweifung wieder zurück zu unseren 
Kollationspatronaten. Wir haben gefunden, sie sind rechtlich 
genommen kein Patronat, inhaltlich dagegen genommen sehr wohl 
ein solches. Diese Folgerung haben wir bei dem Nachstehenden 
stets vor Augen zu halten. 

Zur Illustration der rechtlichen Natur standesherrlicher 
Rechte damaliger Zeit nun ein Seitenstück. Es besteht heute 
noch ein anderes dem Patronat ähnliches Recht in Hessen. Das 
ist das Wahl- bzw. Präsentationsrecht einzelner Gemeinden, so- 
wie die ihnen dadurch zustehende cura beneficii, dass sie in der 
Selbstverwaltung ihres eignen Kirchenvermögens bald mehr bald 
weniger unbeschränkt sind !. 

Auch dieses Recht unterliest nicht den Grundsätzen des 
Patronats, obwohl es dessen hauptsächlichste Befugnisse umspannt. 
Ebensowenig wie das damalige Präsentationsrecht der Standes- 
herren. Denn ein Präsentationsrecht ist rechtlich kein Patronat 
und darf auch nicht mit diesem gleichgesetzt werden. Im AlI- 
gemeinen nicht und insbesondere im hessischen Kirchenrecht 
nicht 2 3, 

Dass diese Ansicht richtig ist, bestätigen die Erlasse des 


ı Dieses Gremeindewahlrecht darf nicht verwechselt werden mit dem 
wirklichen Patronatrecht einzelner Städte. Beispiele ersterer Art bieten die 
Rechte der reformierten französischen Flüchtlingsgemeinden zu Nen-Isen- 
burg und Offenbach, der Waldensergemeinde zu Rohrbach und Walldort. 
Repräsentanten von Gemeindepatronaten sind die Stadtvorstände Alsfeld. 
Giessen und Kirtort. 

* Das hat auch der bekannte hessische Kirchenrechtslehrer Köhler schon 
ausgesprochen — allerdings nur zur Rechtfertigung seiner Ansicht, das Pa- 
tronat falle unter die Lehre vom Kirchenregiment, nicht unter die der Ver- 
leihung von Kirchenämtern: Kirchenrecht 8. 171 Anm. 2, 

° Wohl aber ist umgekehrt Patronat gleich Präsentation, siehe oben 
S. 367. 
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Grossherzogs von 1807 und 1820, die Rechtsverhältnisse der 
Standesherren betrefiend, selber. Die den früheren Reichsun- 
mittelbaren verliehenen, dem Patronat analogen Rechte erschei- 
nen im ersten Gesetz unter der Rubrik „Staats-Kirchen-Gewalt“ 
und im letzten unter der. Ueberschrift: „Standesherrliche Gerecht- 
saıne in Kirchensachen.* Der Gesetzgeber hat es also vermie- 
den, Kollaturrechten und Gerechtsamen die Bezeichnung „Patro- 
nat“ beizulegen. Mit vollstem Recht! Denn es ist kein Patro- 
nat, wenn man tlatsächlich essentielle Patronatrechte ausübt 
ohne rechtlich Patron zu sein. Jene Präsentations- und andere 
patronatähnliche Rechte von Standesherren und Gemeinden müs- 
sen daher rechtlich vom Patronat ausscheiden. 

Dieses landesherrlich privilegirte Verhältnis der hessischen 
Standesherren zu kirchlichen Aemtern bzw. dieser ihnen unter 
Herbeizielung des Patronats belassene Austluss ihres Kirchen- 
regiments ist ferner öffentlich-rechtlicher Natur und fällt unter 
das Staats-(Kirchen)-Recht!. Er wäre schon aus diesem Grunde 
insbesondere in der Folgezeit vom Gesetzgeber und seinen Die- 
nern nach anderen Normen zu behandeln gewesen wie ein Recht 
eigentlicher Patrone, das, eine Institution der Kirche, dennoch 
privatrechtlichen Karakters ist?. Trotz alledem trennte man 
schon zu Beginn des vorigen Jahrhunderts thatsächlich nicht mehr 


! Vergl. die Einleitung zur Deklaration vom 1. August 1807: „Ludewig 
etc. Wir haben für nötig erachtet, die staatsrechtlichen Verhält- 


nisse der — in der Rheinischen Conföderationsakte vom 12. July 1306 Uns 
zurewiesenen — vormals Reichsständischen, nun mediatisirten, Lande und 


Gebiete und deren Besitzer, der nunmehrigen Standesherren, auf eine, der 
Grundlage und dem Geist gedachter Conföderationsakte entsprechende Weise 
zu bestimmen, und daher beschlossen, die nachfolgende Declaration zu er- 
lassen ete.* und ferner unter pos. „F. Staats-Kirchen-Gewalt 
S 40... den Standesherren bewilligen Wir bei Besetzung der in Ihren 
Standesherrlichen Bezirken befindlichen Pfarr... Stellen ein allgemeines 
Präsentations-Recht... .* 

* Diese Ansicht ist bestritten. Es fehlt nicht an Gegnern, die das Pa- 
tronat für ein kirchlich-öffentliches Recht erklären. Gründe für und wider 
sind allgemein bekannt. Ich kann mir daher hier die Aufzählung sparen. 
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Präsentationsrechte und Patronatrechte. Die Praxis stellte beide 
gleich. Das Leben griff eben über die Gesetzesschranke hinaus: 
man setzte Präsentationsrecht für Patronatrecht und umgekehrt, 
ohne jegliche materielle Unterscheidung. 

Dass diese den Mediatisirten nach und nach in der gedach- 
ten Ausdehnung erwachsenen Befugnisse ihnen nur aus einer 
von der Praxis gänzlich missverstandenen Anwendung des Pa- 
tronats eingeräumt worden sind, dass die unglückliche Konzes- 
sion des Gesetzgebers ebensowenig wie die darauf folgende der 
Praxis in das Institut des Patronats hineinpasst, dass sie eine 
ebenso grosse Verletzung des Staats- wie Kirchenrechts enthält, 
das hat man im Jahr 1848 bei Revidierung der standesherr- 
lichen Verhältnisse klar gestellt. So kam es, dass die Hammer- 
schläge der Geschichte und des Gerichts in jenem Jahr auf die 
neue in das Leben gerufene Institution trafen. Kampf und 
Drang jener Tage wirkten hier reinigend wie Gewitter in den 
Bergen. Das 48er Gesetz, die Verhältnisse der Standesherren 
und adeligen Gerichtsherren betreffend, trennte scharf zwischen 
den Stiftungspatronaten und den standesherrlichen Rechten: 
Wurde seitens der Standesherren als Rechtsgrund ihrer Präsen- 
tationsrechte keine Stiftung aus Privatvermögen nachgewiesen 
dann gingen sie der Rechte verlustig. 

Allein dieses in erwähnter Hinsicht vollberechtigte (iesetz 
hatte nur kurzen Bestand. Ein späteres, das Gesetz vom Jahr 
1558, die Rechtsverhältnisse der Standesherren des Grossherzor- 
tunıs betreffend, hob es auf. Gleichzeitig kam durch das neue 
(sesetz was kommen musste: die standesherrlichen Rechte wur- 
den auch theoretisch als Patronat erklärt und ausgestaltet. 

Da diese standesherrlichen Rechte sich mhaltlich mit deut- 
schen partikularrechtlichen Patronaten im Allgemeinen ja ziem- 
lich deckten, kann es — von anderen Gründen abgesehen — 
an sich allerdings nicht verwunderlich erscheinen, dass man be- 
sondere standesherrliche Rechte und Patronatrechte im Laufe 
dder Zeit nicht mehr von einander unterscheiden wollte. In den 
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Bestreben, die in Hessen bestehenden verschiedenen Rechtszu- 
stände zu vereinfachen, vergass man gerne den besonderen Ur- 
sprung jedes der beiden Rechte sowie ihre verschiedene Rechts- 
natur und verfuhr danach. Schliesslich fehlte ja auch dem ähn- 
lichen Inhalt beider Institute nur noch der gleiche Name. Diese 
Bezeichnung als „Patronat* für die standesherrlichen Präsen- 
tationsrechte brachte mit den dazu gehörigen weiteren Betfur- 
nissen das 58er Gesetz. Es sanktionierte damit den thatsächlich 
bereits bestehenden Zustand. Sonach war Namen und Inhalt 
nach auch formellrechtlich das zweite Patronat Hessens geschaffen. 
Aber in der Suche selbst war ein schwerer Missgriff geschehen. 
Im wesentlichen habe ich das bereits oben ausgeführt. Dazu 
hier nur noch ein par Einzelheiten. 

Jene den Standesherren als solchen verliehenen Patronat- 
rechte entsprechen dem Wesen des hessischen Stiftungspatronats 
in vielen Punkten nicht. Wie wir unten finden werden, geht 
der Inhalt des neuen Patronats weit über denjenigen des Stif- 
tungspatronats hinaus. Eine Rechtsanschauung nun und eine 
darauf basierende Grewohnheit, die derartig dem gesetzlichen In- 
halt des echten hessischen Patronats widerstreiten, konnten recht- 
lich nicht GGewohnheitsrechtssatz werden. Denn auf Grund einer un- 
richtigen Rechtsauffassung und einer unrichtigen Praxis in deren 
(sefolge vermochte ein Gewohnheitsrecht sich nicht auszubilden. 
Also ıst die Grundlage des Gesetzes von 1858 nicht einwands- 
frei. Doch lässt sich rechtlich gegen die gesetzliche Sanktionie- 
rung dessen, was durch die Praxis, wenn auch zu Unrecht als 
Bestand erhoben worden war, nichts weiter sagen. Jene ist zu- 
lässig. 

Das (Gesetz von 1858 bezeichnet den Ruhepunkt in der Er- 
scheinungen Flucht: es steht heute noch in Kraft. Wir müssten 
uns daher thatsächlich nit seinem Patronat als Patronat abtin- 
den, wenn nicht noch ein weiterer Umstand in Betracht käme. 
Ich habe ihn oben bei Besprechung der Rechtsnatur der stan- 
desherrlichen Rechte schon angedeutet. Nämlich, die standes- 
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herrlichen Patronate, herausgebildet durch eine staatliche, nicht 
durch eine kirchliche Gesetzgebung, verdanken ihre Entstehung 
ursprünglich einem Gnadenakt. Indessen nicht einem kirchlichen, 
sondern einem staatlichen Gnadenakt. Der Staat kann aber nur 
staatliche, nicht auch kirchliche Auszeichnungen verleihen. Die 
Verleihung des Patronatrechtes als eines kirchlichen Rechtes füllt 
ausschliesslich in die Competenz der Kirche. Vermittelst Prı- 
vilegs konnte also der Suverän des hessischen Staates Patro- 
natrechte nicht begründen — sei es auch nur dem Inhalt nach. 
Jene Patronate der Standesherren sind daher durch eine Beurungs 
des Rechts entstanden. 

Um Gerechtigkeit nach allen Seiten zu üben muss ich bier 
wenigstens anhangsweise noch auf die Frage eingehen, ob nicht 
die weltlichen Utilitätsgründe für die Mediatisierung das ım Jahre 
1807 eingeschlagene Verfahren einer Patronatverleikung zu recht- 
fertigen vermögen. 

Es ist richtig, solche Vorgänge, wie der hier berührte, lassen 
sich nicht nach dem gewöhnlichen Massstab messen. Auch hat 
es eine ganze Reihe geschichtlicher Ereignisse gegeben, welche 
formell das jeweilige Recht verletzt haben, die aber doch spä- 
ter als zu Recht bestehend anerkannt worden sind. Wie auf 
dein Gebiet des öffentlichen Rechts, so haben auch ım Privat- 
recht wiederholt rein faktische Verhältnisse rechtliche Anerken- 
nung gefunden, nur aus dem einfachen Grund, weil ein, wenn 
auch schrotfer Bruch mit alten überlebten Rechtszuständen durch 
das höhere Gesetz der stets fortschreitenden Rechtsentwicklung 
bedingt wurde. Dass die Mediatisierung vom politischen Gesichts- 
punkte nicht bloss eme Gewaltmassregel, sondern in Folge der 
politischen Verhältnisse Deutschlands für das Wohl unseres Va- 
terlandes notwendig und nützlich war, das wird man zugestehen 
müssen. Da sich die Mecdiatisierung im Jahr 1803 nicht nur 
auf die staatsrechtliche Stellung der vielen kleinen Territorien 
beschränkte, sondern auch gleichzeitig Privateigentum ihrer Fürsten 
nıiteinzog, so war es sicherlich anı Platz, nach dieser Seite so 
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schonend wie möglich zu verfahren. Alles das will ich zugeben. 
Ferner will ich nicht bestreiten, dass es heute seine Schwierig- 
keiten haben wird, die Entwicklung eines halben, oder wenn mau 
will, nahezu eines ganzen Jahrhunderts einfach aus dem Buche 
der Geschichte zu streichen !, 


Alle diese Gründe vermögen das Geschehene wohl in einem 
milderen Lichte erscheinen zu lassen und die staatliche Aner- 
kennung jener Patronate zu erklären. Aber über die Thatsache 
helfen sie nicht hinweg, dass eine landesherrliche Verleihung kein 
giltiger Erwerbstitel für ein kirchliches Patronat ist oder werden 
kann. Darüber vermag auch die Länge der Zeit nicht hinweg- 
zutäuschen. Wären die Patronate von dem Landesherren noch 
auf Grund seines Kirchenregiments durch Privileg in’s Leben 
gerufen, dann könnte man eher über ihre Zulassung reden ?. 
Aber der summus episcopus der hessischen Kirche hat sie nicht 
geschaffen, sondern der Suverän des hessischen Staates, auch 
noch im direkten Gegensatz zu dein klar ausgesprochenen Princip 
der hessischen Kirchenordnung der Jahre 1566 fi., das nur 
Patronate auf Grund einer Stiftung zulässt. Die staatliche An- 
erkennung der Patronate hat keinen Einfluss auf das Gebiet der 
Kirche. Hier werden nur solche Akte respektirt, welche auch 
ımit deren Gesetze im Einklang stehen. 

Ich gelange daher zu dem Ergebnis: Die standesherrlichen 
Rechte werden als Patronate bezeichnet und heute als solche 
behandelt. Es ist dies aber juristisch ein Unding und daher 
unzulässig: Jene Patronate bestehen jetzt wohl formell, nicht 
aber materiell zu Recht. Wohlerworbene Patronate liegen nicht 
vor, sondern nur erweiterte Präsentationsrechte mit der blossen 
Bezeichnung „Patronat*. Weiter nichts! 


Diese Patronate sind den echten nur nachkonstruirt. Sie 


ı Nach Hinschius in der Zeitschr. f. KR. Bd. II S. 416 £. 
? Wird aber ebenfalls bestritten, wohl mit Recht; vergl. Herrmann in 
der Zeitschr. f£ KR. I, 68 f. und Dove im deutschen Stautswörterbuch VII, 763. 
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werden daher als unechte Patronate am besten Titularpatronate 
genannt. 

Wir haben also ein Abbild und ein Zerrbild des kanonischen 
Instituts in Hessen. 

Werfen wir schliesslich noch einen vergleichenden Blick auf 
die Entstehung und Ausbildung beider Patronate. Das echte, 
das Stiftungspatronat entstand aus der Collatar und ist zur Be- 
deutung einer Präsentation mit allen Mitteln herabgedrückt worden. 
Das unechte, das Titularpatronat entstand aus der Präsentation 
und hat sich allseits begünstigt zum vollen Patronat ausgewachsen. 

Da die standesherrlichen Rechte keine Patronate im Rechts- 
sinn, sondern nur Titularpatronate sind, müssten sie streng ge- 
nommen aus meiner Untersuchung ausscheiden. 

Wenn ich sie aber dennoch hier behandle, so geschieht das 
deshalb, weil sie der Gesetzgeber als Patronat bezeichnet. Es 
muss also damit gerechnet werden, dass wenn schon nicht recht- 
lich, so doch thatsächlich Patronate vorliegen. Würde ich sie 
bei einer Besprechung über das hessische Kirchenpatronatrecht 
nicht berücksichtigen, so könnten meine Bemerkungen leicht den 
Vorwurf der Unvollständigrkeit erfahren. Das möchte ıch ver- 
meiden. 

Prüfen wir daher die beiden Arten des hessischen Patronats 
nach einander auf die Swunme ihrer Rechte Und zwar an 
Hand des nur in der Hauptsache übereinstimmenden Inhalts der 
partikularen evangelischen Kirchenpatronate Deutschlands, den 
ich oben gegeben habe (8. 357 £.). 

Wie stelit es also, um zu unsrem Ausgangspunkt zurückzu- 
kehren, mit allen diesen Rechten im Einzelnen heute in Hessen? 
Betrachten wir in dieser Hinsicht in erster Ianie das Stiftungs- 
patronat. 

Was hier zunächst den Alimentationsanspruch des unver- 
schuldet verarmten Patrons anlangt, so kennen die Kirchenord- 
nungen allerdings kein derartiges Recht. Aber anlässlich der 
Beratung und Entscheidung eines praktischen Falles hat die 
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hessische Generalsynode des Jahres 1574 ın der Theorie auf 
Grund der kanonischen Vorschriften diese Unterhaltspflicht der 
Stiftung anerkannt!. Die Landgrafen haben diesen Beschluss, 
den „Synodalabschied“ ratifiziert. Dadurch hat er Gesetzeskraft 
erlangt. Indessen ist es ebensowenig bei dem ersten Fall wie 
in späterer Zeit zu einer praktischen Anwendung jenes Synodal- 
beschlusses gekommen. Ausdrücklich ausser Kraft gesetzt hat 
ihn ein späterer gesetzgeberischer Wille allerdings auch nicht. 
Gilt er daher noch oder hat ihn, da er praktisch nie bethätigt 
worden ist, die erlöschende Verjährung des non usus, das ab- 
schaffende Gewolnheitsrecht * beseitigt? Das ist die Frage. Ich 
meine, dass das, was seit drei Jahrhunderten nieht zur Anwen- 
dung gelangte, aus dem kanonischen Recht thatsächlich nicht 
rezipirt ist, trotz gesetzlicher Anerkennung in der Theorie?®. 
Ihm fehlt die praktische Geltung. Rechtsnormen im Hinblick 
auf Verhältnisse gegeben, welche längst nur noch historisches 
Interesse besitzen, dürfen nicht gegen bessere Ueberzeugung als 
heute geltendes Recht angesehen werden. Ich stehe daher nicht 
an zu behaupten, dass heute die hessischen Patrone keine Ver- 
mögensrechte besitzen ®. 

Ebensowenig wie von einem Alimentationsanspruch reden 
die hessischen Kirchenordnungen von Ehrenrechten der Patrone. 
Ein Anspruch derselben auf Ehrensitz und Begräbnis im Gottes- 

1 Heppe, Geschichte der hessischen Generalsvnoden I, 131 ff. 

? Wie es Windscheid nennt. 

> Köhler, Kirchenrecht der evangelischen Kirche des Grossherzogthums 
Hessen (1884) S. 53 f. 

* Ich befinde mich mit dieser Behauptung ın ganz leidlicher Gesell- 
schaft, vergl. Dernburg, Pandekten (1892) I, 9: „Was niemals im Laufe der 
Jahrhunderte zur Anwendung kam, ist nicht recipirt. Es blieb dem deut- 
schen Wesen fremd und ist nicht gemeinen Rechtens. Nach der entgegen- 
gesetzten Ansicht sind gerade diejenigen Sätze des römischen Rechts, deren 
Anwendung Niemand versuchte, weil sie den deutschen Rechtsauffassungen 
schlechthin zuwider liefen, gemeinen Rechtens geblieben. Sie lagern gleich- 
sam in der Rüstkammer des Rechtes. Der gelehrte Romanist könnte sie 


aus derselben jeder Zeit entnehmen und dem Leben aufdrängen. Die Praxis 
lässt sich aber hierauf nicht ein...“ 
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haus ist unsrer althessischen Kirche also unbekannt. Wie 
bereits mehrfach gesagt, beruht das hessische Patronat voll und 
ganz auf Grundlage des kanonischen Rechtes. Die evangelische 
Kirche hat es ohne Aenderung seines Grundkarakters über- 
nommen. Nach kanonischem Rechte hat der Patron jene Ehren- 
vorzüge nicht. Wo sie in evangelischen Landeskirchen vorhanden 
sind, stützen sie sich nur auf Grewohnheits- oder geschriebenes 
Partikularrecht, auf Vorbehalt bei der Stiftung oder auf Er- 
sitzung!. So hat in Hessen die Gewohnheit in einzelnen Fällen 
den Patronen diese Rechte gewährt. Allerdings meist auch nur 
zeitweise: Gewohnheits- oder Gesetzesrecht haben sıe grössten- 
teils wieder aufgehoben. Der Ehrensitz in der Kirche ıst sehr 
häufig durch katholische Konfession des Patrons oder aus an- 
deren Gründen wieder beseitigt. Begräbnisse in Kirchen be- 
dürfen in Oberhessen und Starkenburg einer besonderen Erlaub- 
nis der Polizeiverwaltungsbehörde, es wäre denn, sie würden ın 
polizeilich genehmigten Familienbegräbnissen vorgenommen ?. (In 
Rheinhessen sind durch die französische Gesetzgebung Begräb- 
nisse in Kirchen etc. überhaupt verboten ?.) 


Die gedachten Ehrenrechte finden sich daher nicht mehr 
allzu oft. Es sind seltene Fälle, wo sie noch ausgeübt werden. 
Und diese einzelnen Fälle lassen vielleicht auf ein Recht ein- 
zelner Patrone, sicherlich aber nicht auf ein allgemein giltiges 
hessisches Gewohnheitsrecht schliessen. Denn ein par Personen 
bilden nicht einen solchen Kreis von Volksgenossen , der zur 
Schaffung eines gemeinen Gewohnheitsrechtes ausreicht. Die 
Frage, ob auf Grund dieses zeitweiligen Gewohnheitsrechtes ein- 
zelner Patrone diese insgesamt ein Recht auf obige Ehren in 
der Art erworben haben, dass sie nunmehr solche als Austluss 


! Phillips, Kirchenrecht VIL 773. 

?2 Hessisches Polizeistrafgesetzbuch Art. 363. 

’ Kaiserliches Dekret vom 23. Prairial XII (12. Juni 1804) Artikel 1. 

* Fertsch, Handbuch des besonderen Kirchenrechts der evangelischen 
Kirche im Grossherzogtum Hessen (1853, S. 9). 
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ihres Patronats beanspruchen können, ist also jedenfalls zu ver- 
neinen. 

Aber sind die thatsächlich geübten Vorzüge einzelner Pa- 
trone denn überhaupt Ehrenrechte? Wir wollen sehen. 

Naturgemäss scheidet man zwischen gesetzlich fixirten Rechten 
und solchen, die nicht vom Gesetz erwähnt, aber auf Grund 
verjährten Herkommens (Gewohnheit) geübt werden. Dieser 
Unterschied ist für die Beweislast wichtig. Für das Vorhanden- 
sein von Rechten erster Art spricht im Zweifel die einfache 
Rechtsvermutung. Die Existenz von Rechten auf Grund gewohn- 
heitsmässiger Uebung muss stets mı einzelnen Fall von dem An- 
sprecher bewiesen werden. In dieser schwierigen Lage würden 
sich also, mangels jeglicher gesetzlicher Bestimmung zu ihren 
Gunsten, solche unserer Patrone befinden, die Ehrenrechte be- 
haupten gegenüber Jemand, der diese überhaupt bestreitet oder 
sie nicht für Rechte sondern nur für einen seit vielen Jahren 
geübten sog. löblichen Brauch erklärt. Abgesehen von der Frage, 
ob jener Beweis formell hier möglich wäre, spricht materiell 
das Nachstehende dagegen. 


Zunächst das Recht auf den Ehrensitz in der Kirche. Dass 
einen derartigen Platz der Berechtigte nicht allein einnahm, son- 
dern, dass seine ganze Familie des näheren und des entfernteren 
Grades, ja sogar sein Personal mit ihm jenen teilte, steht er- 
wiesenermassen fest. Es besass einen solchen Sitz mithin der 
Patron nicht allein, sondern die Familie insgesamt. Schon dieser 
Umstand spricht nicht dafür, dass der Ehrenplatz dem Patron 
zustand, würde aber noch nicht ausschlaggebend zur Entschei- 
dung sein. Es kommt indessen aber auch noch Folgendes hinzu. 


Der Stand ın der Kirche war kein besonderes Vorrecht auch 
nur der Patronatfamilie als solcher. Denn eine jede andere 
Familie der Gemeinde besass in der Kirche das gleiche Recht. 
Nach den hierin übereimstimmenden hessischen Lokalkirchen- 
ordnungen hing an jedem Haus (Familie) das Recht auf einen 
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Mannes- und einen Frauenstand!. Ein derartiger Stand befand 
sich je nach Ansehen oder Reichtum der betreffenden Familie 
bald an mehr, bald an weniger hervorragender Stelle der Kirche. 
Dass nun Jemäand einen ganz besonders guten Platz, den Ehren- 
platz innehatte, hing damit zusammen, dass er ein hohes Ansehen 
unter seinen Gremeindegenossen besass, sich jeglicher Ehre er- 
freute. So sagt Kaim schon zutrefiend von der ehemaligen 
Reichsritterschaft Hessens, dass genau genommen, die Ehren- 
rechte, deren sie sich als Patrone bedienten, ihnen nur in der 
Eigenschaft als Patrimonialgerichtsherren eingeräumt worden 
seien ?. Ein besonderes Ansehen genoss ferner neben den Rittern 
der Gutsherr. Also erfreute auch er sich eines Ehrenplatzes. 
Ebenso hatte die Pfarrfamilie einen ausgezeichneten Stand’. 
Hauptsächlich aber war das der Fall bei dem Eigentümer der 
Kirche oder des kirchlichen Vermögens. Ihm wurde das Ehren- 
recht als etwas selbstverständliches eingeräumt‘. Eine von mir 
neuerdings in dem alten Saalbuch der evangelischen Patronat- 
gemeinde Lehbrbach aufgefundene und veröffentlichte Stelle® mag 
das Gesagte belegen. Ich wiederhole der Wichtirkeit halber 
Iner ihren Wortlaut, soweit er interessirt: 

„Das an der Lährbacher Kirch von Stein gebauete Chor. 
welches dem Ansehen nach vor diesem ein besonderes Capelgen 
gewesen, gehöret denen H. von Lehrbach, haben ihre Ständ und 
Begräbniss darin und muss auch von Ihnen allen gebauet und 
in esse erhalten werden. Die Kirch so ex post von der Ge- 
meinde an das Chor . . . gebauet . . . worden, ist der Gemeind, 
und muss von derselbigen gebauet und erhalten werden.“ 


! Vergl. u.A. die Lokalkirchenordnungen von Lehrbach und Erbenhausen 
(Hessen), handschriftlich im Pfarrarehiv zu Lehrbach. 

?2 Kaim, Kirchenpatronat II, 316. 

» So auch oft noch heute auf dem Lande. 

* Phillips a. a. ©. VI, 693. 772 ft. 

° Dieses an sich nur lokale Beispiel ist ein Bild unserer gesamithessi- 
schen Verhältnisse: Deutsche Zeitschrift für Kirchenrecht X, 256 f. und 
2685 fl. 
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Abgesehen davon, dass wir in dieser Stelle ein besonderes 
Karakteristikon für die deutsche Rechtsanschauung haben, nach 
welcher Kirchen und Kapellen als Pertinenz von Grund und 
Boden, als Objekt des freiesten vermögensrechtlichen Verkehrs 
unter Lebenden und von Verfügungen auf den Todesfall er- 
scheinen, also einen Gegenstand des Privateigentums bilden — 
denn nur daraus kann der Umstand erklärt werden, dass Kirchen 
und Kapellen ebenso wie Grundstücke und dergl. im geteilten 
Eigentum wie vorliegendenfalls stehen — ersieht man hieraus klar 
und deutlich: Das Recht auf Kirchenstand der Reichsgrafen von 
und zu Lehrbach, der Patrone im Ort gleichen Namens, floss 
aus dem Eigentum an der Kapelle, nicht aus ihrem Patronat. 

Die Stelle stammt aus einer Niederschrift im Jahre 1717, 
also aus einer Zeit, in der Grundeigentum bezw. Privateigentum 
an Kirchen und Patronat längst getrennte Dinge waren und 
nebeneinander fortbestanden. 

Mit dem Patronat hat der FEhrenvorzug in der Kirche also 
ganz gewiss nichts zu thun. Es war nur zufällig, wenn Inhaber 
eines hervorragenden Platzes auch der Patron war. Letzteres 
war allerdings überall der Fall. Denn der Patron war fast stets 
der Grundherr und gehörte auch olımedies zu den am meist an- 
gesehenen Personen der Gemeinde. 

Mit dem Recht auf ein Begräbnis in der Kirche verhält es 
sich genau so wie mit dem Recht auf den Ehrensitz. Das eben 
angezogene Beispiel aus dem Saalbuch thut dies ebenfalls dar. 
Doch gehen wir einmal auf den Ursprung des Rechts zurück. 

In der Zeit des klassischen Altertums befand sich der ge- 
wöhnliche .Begräbnisplatz vor dem Stadttor. Nur Wohlthäter 
des Staates bestattete man innerhalb der Stadtmauern. In der 
Regel war das strenge verboten und wurde nur als ein Vorrecht 
angestrebt und gestattet. Im Mittelalter trat an dessen Stelle 
das Begräbnis in der Kirche. Dieses Recht wurde ebenfalls sehr 
geschätzt und oftmals durch hohe Widmungen an die Kirche er- 
worben. Auch Gräber der Männer, die der Gemeinde besonders 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XIJ. 3. 2% 
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wert gewesen waren: von Beaniten, Lehrern, Pfarrern, barg damals 
noch die Kirche, während man die Grabsteine aussen an die 
Kirchenwand aufstellte zur ewigen Erinnerung. Wer daclıte 
dabei an Patronat und an dessen Ehrenrechte ? 

Dieser Ehrrenvorzug war also kein Patronatrecht, sondern 
nur ein Attribut reicher oder mächtiger oder durch Stellung in 
der Gemeinde sonst hervorragender Personen oder Familien. 
So hatte jenes Recht selbstverständlich die Guts- (Grund-)Herr- 
schaft. Denn ebenso wie es ganz natürlich war, dass der Grund- 
herr seine Eigenkirche auch in ihrer äusseren Erscheinung als 
solche kennzeichnete, indem er sie mit den erblichen Unter- 
scheidungszeichen seiner Famihe versah, ebenso einleuchtend war 
es, dass er mancherlei Ehrenrechte in ihr beanspruchte. Dass 
er den vornehnsten Platz in der Kirche einnahm und bei allen 
kirchlichen Feierlichkeiten den Vortritt hatte, dass ın seiner 
Kirche für ılın gebetet wurde und dass er in ıhr seine Grabstätte 
sich ausersal, verstand sich gewissermassen von selbst ’. 

Der Grundherr besass allerdings, wie bereits bemerkt, auch 
stets das Patronat, sei es z. B. als Inhaber des Guts oder der 
Gutsherrlichkeit, oder als Eigentümer der Kirche, oder sei es 
auf Grund unvordenklichen Besitzes ohne nachweisbaren Bezug 
auf Liegenschaften. Der Gedanke, dem Erbauer eines dem öftent- 
lichen Gottesdienst oder irgend einem andern gemeinnützigen 
Zweck gewidmeten Gebäudes gewisse Ehrenrechte einzuräumen 
ist ein unendlich naheliegender, fast selbstverständlicher. Aber 
er reicht über die ersten Anfänge des Christentums zurück ’ 
Wer wusste zu jener Zeit etwas vom Patronat? Wäre das Be- 
gräbnis in.der Kirche ein Recht des Patrons geworden oder ge- 
wesen, so hätte sich dieser wohl immer m der Kirche seines 
Patronats oder in einer daselbst begraben lassen und nur dort 
begraben lassen können. Wie oft werden aber gerade Patrone 
und ilıre Angehörigen ausserhalb ihres Patronatbezirkes in Kirchen 


ı Phillips a. a. ©. VIT 72 tl. 633. 
® Wahrmund, a. a ©. Bd. LS. 26. 
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der Nachbargemeinden beerdigt?! Das geschah sicherlich aus 
dem Grunde, weil sie dort, olıne Patrone zu sein, entweder be- 
gütert d. h. Grundherrn, Eigentümer der Kirche u. s. w. waren 
oder weil die betreffenden auswärtigen Gemeinden ihnen wegen 
Verdienste als ihren Wohlthätern aus Dankbarkeit und Pietät 
eine besondere Ehre erweisen wollten. Nur aus diesen Gründen 
werden z. B. die Patrone der Lehrbacher Kirche, die Herren 
und späteren Reichsgrafen von und zu Lehrbach, bald im ihrer 
Kapelle in Lehrbach, bald ausserhalb ihres Patronats, so in der 
Stadtkirche zu Homberg a. O., in der Kirtorfer Kirche oder ın 
der zu Nieder-Klein begraben worden sein ?. | 

Wäre ferner das Recht auf Kirchenbegräbnis ein aus dem 
Patronat resultirendes Moment gewesen, dann würde gewiss nur 
der Patron in der Kirche zur ewigen Ruhe gebettet worden sein 
— nicht aber auch ein Nichtpatron. Letzteres war aber oft der 
Fall. Die Eigentümer der Kirche fanden in ihr die letzte Ruhe- 
stättee Die gesamte gutsherrliche Familie wurde im Gotteshaus 
begraben. Der Pfarrer wurde dort beigesetzt. Und auch seine 
Gattin mit dem einen oder dem anderen ihrer Kinder oder auch 
mit allen tlıat dort den langen Schlaf. 

Das Patronat kann also nicht die Quelle dieser Ehrung ge- 
wesen sein, sonst hätte man letztere nur dem Patron, unter keinen 
Umständen anderen Personen, noch dazu solchen aus fremden 
(Gemeinden gewährt oder gewähren können. 

Man wende dagegen nich ein, dass neben Patronen mit 
den Rechten auf einen Ehrenplatz in der Kirche zu Lebzeiten, 
und auf ein Begräbnis darın nach dem Tode, die gleichen Vor- 
züge noch anderen Personen, Nichtpatronen, zugestanden haben, 
sodass das Recht der Patrone aus ihrem Patronat, das Recht 


t Kirchenbuch der Kirchen und Gemeinde Lährbach von 1717, hand- 
schriftlich im Pfarrarchiv zu Lehrbach; Archiv für hessische Geschichte und 
Alterthumskunde V, 66; Rommel, Geschichte von Hessen VI, 16. 

” So finden heute noch in verschiedenen europäischen Staaten Ehren- 
begräbnisse statt, beispielsw. in Frankreich (Pantheon), Italien (San Do- 
menico in Palermo) u. 3. w. ® Kirchenbuch der Kirchen ete. 

26 * 
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der anderen Personen aus ihrer eigenartigen Stellung oder ihrem be- 
sonderen Verdienst floss, beide also diegleichen Rechte neben- 
einander aber aus verschiedenen Reclhtsgründen besassen. 
Diese an sich mögliche Annahme ist haltlos, weil sie widersinnig 
ist. Denn entweder entsprangen die Rechte aus dem Patronat: 
dann konnten sie nicht auch Nichtpatronen zustehen. Oder die 
Rechte standen allen möglichen Personen zu — einerlei ob Pa- 
tron oder Nichtpatron — : dann waren sie kein besonderes AÄttri- 
but des Patronats als solchen. 

Damit kommen wir zu dem Ergebnis, dass der Ursprung 
jener Rechte nicht im Patronat zu suchen ist. Sie bestanden 
schon lange vor dem Patronat und sie bestanden nach dessen 
Existenz neben ihm auf ihrer seitherigen Basis ruhig weiter. 
Da nun kein Zweifel obwalten kann, dass die Rechte selbst exi- 
stiren, bleibt die Frage, wenn es keine Patronatrechte sind, was 
sind sie dann? Bleibt ferner die Frage, wie kam man dazu, sie 
den Patronen zuzusprechen? Die Rätsel sind zu lösen und zwar 
folgendermassen. 

Wie bereits erwähnt, vereinigten die Kircheneigentümer, die 
Edelfreien, die Grundherren, die Vasallen, die Ritter, die Patri- 
monialgerichtsherren, die sonstwie hervorragenden und angesehenen 
Personen u. s. w. ausser einer der jeweilig genannten Eigenschaft 
noch manche der anderen Würden, Aemter und Befugnisse in 
einer Person. Uns interessirt hier nur, dass sie meistenteils auch 
noch das Patronat besassen. Wie ich ferner bereits oben be- 
hauptet, waren es aber nicht die Patrone, die sich der genannten 
Ehrenvorzüge erfreuten, sondern diese Rechte waren die Blüten, 
deren Wurzeln in einem anderen Boden, so z. B. in der einen 
oder der anderen der oben aufgezählten Würden u. s. w. ruhten. 
Als sie zur Ernte zeitig waren, mussten auch in Hessen manche 
dieser Würden, Ehren und Vorrechte jeweilig fallen. Sie ver- 
schwanden aus der Geschichte. Aber nicht ganz mit Stumpf 
und Stiel heimste sie ein unerbittlicher Schnitter ein, sondern in 
möglichster Schonung des Gewesenen trennte er einzelne Aehren 
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aus dem reifen Erntekranz ab und beliess sie ihren seitherigen 
Eigentümern. Vielleicht behielten diese auch eigenmächtig ein- 
zelne Vorzüge aus nunmehr weggefallenen Rechten oder auch 
nur irrtümlich trotz Erlöschens des Rechtsgrundes bei, weil man 
schon zu jener Zeit den Ursprung der Vorzüge nicht mehr kannte 
oder den Zusammenhang vergessen hatte. Kurz und gut, wie 
dem auch sei, jedenfalls übten die seitherigen Besitzer einzelne 
Rechte, wie Recht auf Ehrensitz und Begräbnis ın der Kirche 
weiter, aber oft olıne den bisherigen Rechtsgrund. Ebenso wie 
sie das Patronat weiter ausübten. Denn auch dieses hatte man 
ihnen, trotzdem die allgemeine Meinung ein untrennbares An- 
hängsel mancher der aufgehobenen Würden etc. darin erblickte 
zu weiterem Genuss belassen. Nun bedienten sich also die frü- 
heren Würdeninhaber u. s. w. und nunmehrigen Patrone allein 
der genannten Ehrenrechte. Diese Ehrenrechte hatten die Basis, 
ihren Rechtsgrund verloren. Ohne Stütze, an die sie sich an- 
lehnen konnten, standen sie da. Kein Wunder, dass die hin- 
und herschwankenden Rechte einen neuen Rückhalt suchten. 
Was ist natürlicher, als dass sie sich an das für sie am näclhısten 
Lierende, an das Patronat angliederten? Was selbstverständ- 
licher, ich möchte fast sagen naturnotwendiger, nachdem das ge- 
schehen und nach und nach die lebendige Erinnerung an ihren 
eigentlichen Ursprung ganz verblasst war, dass man die Ehren- 
vorzüge aus andern verflossenen Würden und Berechtigungen 
darauf allgemein als Annexe des noch vorhandenen Patronats 
ansah, ansehen konnte, ansehen musste und dass schliesslich, 
als die Praxis den Irrtum nicht merkte oder nicht merken wollte, 
auf Grund jener allgemeinen Rechtsanschauung die Annexe zu 
wirklichen und doch falschen Patronatrechte wurden? 

Nur aus Gedankenlosigkeit, aus Irrtum also, nicht nur des 
Volkes sondern auch seiner Gebildeten sind Ehrenplatz und Be- 
gräbnis in der Kirche im Laufe der Zeit zu Patronatrechte in 
einzelnen Fällen geworden. Die nivellirende Hand der Praxis 
war über das Sonderrecht in Hessen hinweggefahren und hatte 
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die Eigenart einer besonderen historischen Entwicklung verheert 
und zerstört. Eine Stelle aus bisher unbenützten Akten Grossh. 
Lehnhofes in Darmstadt mag dieses Ergebnis unserer Untersuchung 
zum Schluss noch beleuchten. Es handelt sich um Lehnbriefe 
für die bereits genannten Lehrbacher Grafen. Die erste Belch- 
nung datirt aus dem Jahre 1349. Weder die Urkunde hierüber 
noch diejenigen der spätern Jahre bis 1844 bezeichnen das Pa- 
tronatrecht an der Kirche zu Lehrbach als Lehnobjekt. Erst 
im Jahr 1844 geschieht das zum ersten Male. Es werden in dem 
Lehnbrief des Grosherzogs Ludwig IL. von Hessen vom 10. Feb- 
ruar 1846 aufgezählt unter: 

„vl. Patronatrechte: 

1) Präsentationsrecht zur evangelischen Pfarrei Lehrbach. 
2) Besondere Stände in der evangelischen Kirche in Lehr- 
bach“. 

So erklärlich wie auf einmal hier das Patronat zur Würde 
eines Lehnobjektes kam?, so unverständlich ist es, dass die 
Kirchenstände plötzlich als Patronatrechte bezeichnet werden. 
Wie wir oben (S. 382) gefunden haben, bestanden jene Stände 
aus und in dem an die Lehrbacher Kirche gebauten Chor, das 
früher „ein besonderes Capelgen“ gewesen, dessen Eigentümer 
die von Lehrbach waren und trotz der Vereinigung mit der Ge- 
meindekirche geblieben waren. Hier ist also das Patronatrecht, 
herausgebildet aus dem Eigentum künstlich wieder zu Eigen- 
tum zurückgebildet und nun als Privatrecht zum Lehen gegeben 
worden. Dass man aber dabei das Recht auf die Kirchenstände 
als Teil des Patronatinhalts bezeichnet, während sie doch eın- 
fach ein Teil des Eigentums, nämlich des Kirchengebäudes sind, 
das zu Lehen gegeben wird, das kann nur aus Ungenanigkeit 
und Irrtum geschehen scin. Mangels jedes anderen rationellen 
Grundes lässt sich diese Umwandlung nur aus jener rein äusser- 


! Die Stelle ist ebenfalls wichtig für Beurteilung des Inhalts des hes- 


sischen Stiftungspatronats s. unten S. 390 f. 
® Deutsche Zeitschrift f£ KR. X, 256 ff. 260 fi. 
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lichen Ursache erklären. 

Und wie es hier in diesem einen Fall geschehen, so ist es 
auch sicherlich mit den übrigen einzelnen Patronaten, die Ehren- 
rechte aufweisen, gewesen. Um nochmals zusammenzufassen: 
nur einem Irrtum verdanken sie ihre Existenz. Als man ihren 
wahren Ursprung vergessen hatte, wurden sie, weil fast nur von 
Personen geübt, die gleichzeitig u. a. Patrone waren, durch die 
Macht der Gewohnheit zu Patronatrechte, obwohl sie mit dem 
Patronat nicht das Mindeste zu thun hatten’. 

Das ıst für uns aber hochbedeutsam: ein Gewohnheitsrecht 
darf nicht auf Irrtum basiren. Eine „unrichtig zu erachtende 
Rechtsanschauung“* bildet kein Gewohnheitsrecht aus. Denn eine 
Gewohnheit, die erweislich die Folge eines Irrtums ist, kann nicht 
Ausdruck und Kennzeichen eines gemeinsamen Rechtswillens 
sein, auf welchem doch allein ihre rechtserzeugende Kraft be- 
ruht ?. 

Ebenso wenig ist, um das noch zu erwähnen, das aus Rück- 
sichten der Sitte oder des Anstandes allein — wenn schon lange 
Zeit — Geübte kein Gewohnheitsrecht. Auch von dieser Seite 
aus betrachtet, würde zur gewohnheitsrechtlichen Ausbildung der 
Ehrenrechte einzelner Inhaber in Hessen zu Patronatrechte die 
opinio necessitatis fehlen®. 

Wenn also die Rechte auf einen Ehrensitz in der Kirche 
und auf ein Begräbnis darin hie und da heute noch in Hessen 
als Patronatrechte gelten -— sie sind es in Wirklichkeit nicht *. 


! Herrmann, Leber den Entwurf einer Kirchenordnung für die Sächsische 
Landeskirche, in der Zeitschrift f. KR. I, 65 ff. 69. 

® Entscheidung des Reichsger. VI, 225 ff., III, 210 ff. 

® Dernburg a. a. O. |], 60. 

? Für meine Ansicht spricht auch, um das noch anzuführen, dass in 
Baden durch Verordnung vom 24. März 1808 (vergl. Reg.-Bl. Nr. 22) den- 
jenigen Patronen, denen nicht standes- oder grundherrliche Berechtigungen 
dieser Art zur Seite stehen, die Ehrenrechte überhaupt abgesprochen wor- 
den sind. 

® Da nach dein Ausgeführten den hessischen Patronen kein Recht auf 
eine Begräbnisstätte in der Kirche zusteht, so kann natürlich auch nicht 
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Weitere Ehrenrechte wie auf Fürbitte im Kirchengebet, und 
auf Gedächtnispredigten oder Trauergeläute beim Ableben des 
Patrons, sind ebenfalls mit dem hessischen Patronat nicht ver- 
bunden. Die entgegengesetzte Ansıcht einzelner hessischer Schrift- 
steller! ist unrichtig. Diesen Irrtum haben die den hessischen 
Standesherrn zugesprochenen Rechte verschuldet. Da unsere 
Standesherrn durchweg Patrone sind, lässt sich die Verwechs- 
lung erklären? Wir finden hier ein Seitenstück zu der oben 
geschilderten irrigen Annahme, Ehrenplatz und Begräbnis in der 
Kirche seien Patronatrechte. 

An Verwaltungsbefugnissen des Patrons bezüglich der Stif- 
tung erwähnen die Kirchenordnungen nichts. Bleibt also nur 
die Möglichkeit eines anderweiten Erwerbs. Dieser ist von den 
Patronen zu beweisen. Abgesehen davon: Meines Erachtens 
sind die von Patronen beanspruchten Verwaltungsrechte gewöhn- 
lich-privatrechtlicher Natur. Es handelt sich dabei nur um Rechte 
in Bezug auf ausserpatronatige Schenkungen oder Stiftungen 
(2. B. Armen- und Hospitalfonds), wie sie zu allen Zeiten von 
edeldenkenden Personen oder frommen Gliedern der Kirchen- 
gemeinde, von Patronen und Nichtpatronen tausendfach geschahen. 
Rechte aus solchen Stiftungen haben also hier auszuscheiden ®. 
Als Beweis für die Richtigkeit meiner Ansicht möchte ich eine 


an dessen Statt ein Recht auf Begräbnis ohne Entgeld an hervorragender 
Stelle des Kirchhofs getreten sein, wie hie und da partikularrechtlich ge- 
schehen. 

! Köhler, Hessisches Kirchenrecht 8. 174; Zeller, Handbuch der Ver- 
fassung II, 48, Fertsch a. a. ©. 8. W. 

? Vergl. für meine Ansicht in der Deklaration vom 1. August 1807 
(S. 18 ff. der Grossh. Hess. V.O. 1806—1810ı unter „A. Persönliches 
Verhältnis der Standesherren $$3. 4. wo jene Rechte den letzteren als 
solchen überlassen werden. Achnlich in Württemberg. Auch bier besteht an sieh 
kein Recht des Patrons auf Trauergeläute, Wird es dennoch beansprucht, 
so muss der Patron den Nachweis führen, dass ein solches Recht bei seinem 
Patronat hergebracht ist. Ist der Patron aber gleichzeitig Standesherr oder 
Rittergutsbesitzer, so hat er als solcher ohne weiteres den Anspruch, Mi- 
nıst.-Erl. vom 14. Mai 1827; Verordnung vom 12. April 1807. 
* Wahrmund a. a. OL, 3. 
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bekannte Episode einschalten. Auf dem Casseler Landtag des 
Jahres 1640 erhob (die hessische Ritterschaft ein gravamen, weil 
man eine Pfarrgebührenordnung erlassen, olıne dass vorher die 
Zustimmung des Adels dazu eingeholt gewesen sei. Sie erhielt 
von dem Kirchenregiment die Antwort: „Die Junker haben mehr 
nıt als die Präsentation, sonst aber in Kirchensachen nichts zu 
befehlen oder zu verordnen“!. Damit mussten sich die Patrone 
zufrieden geben. Und sie thaten es. Wenn aber schon Mitte 
des 17. Jahrhunderts eine angemasste cura beneficii eine der- 
artige schrofe Zurückweisung erfährt, woher soll ein solches 
Verwaltungsrecht heute seine Existenzberechtigung nehmen? 

Zu alledem stimmt zwar wenig die Bekanntmachung des 
hessischen Oberkonsistoriums ım Jahr 1876? gelegentlich der 
Einführung des Klassitikationsgesetzes für die hessischen Geist- 
lichen. Dieses Gesetz wurde mit Rücksicht auf eme Mitaufsichts- 
befusnis der Patrone nur auf diejenigen Patronatstellen für an- 
wendbar erklärt, deren Patrone sich ihm fügen wollten? Ein 
solches Vorgehen gegenüber den Stiftungspatronen * nach der 
Feststellung des Jahres 1640 ıst auffallend. Mit Recht fragt 
man: worauf stützt sich jene Anerkennung einer cura beneficii 
und wann ist das Recht erworben worden? Dieser Nachweis ist 
noch zu erbringen. Solange das nicht geschehen ist, spreche 
ich den Patronen eine cura benefici ab. 

Das wichtigste Recht aus dem Patronat, das Präsentations- 
recht hat der hessische Patron. Wenn es auch durch das heutige 
Wunschrecht der Gemeinde? und das z. Zt. vielleicht zu weit 


ı Büff, Kurhess. Kirchenr. S. 34, 

? Verordnungsblatt für die evangelische Kirche des Grossherzogthuns 
Hessen 4 und 5. 

® Köhler, Hessisches Kirchenrecht S 30, II, 5. 

* Für unsere standesherrlichen Patrone hat das öder Gesetz in Jen 
Art. 25. 31 die cura benefich anerkannt. 

® Kirchengesetz, betr. die Besetzung der Pfarrstellen vom 17. Nov. 1888 
im V.O.Blatt für die evang. Kirche des Grossh. Hessen Nr. 17: insbesondere 
seine Motive; Verhandlungen der Il. o. Landessynode in Darmstiudt 1835,90 
Beil. 50. 
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ausgedehnte Prüfungsrecht des Kirchenregiments hinsichtlich der 
Qualifikation des präsentirten Geistlichen! derartig eingeschränkt 
wird, dass es öfters völlig seines Inhalts entleert ist? — immer 
ist und bleibt das Präsentationsrecht das einzige Recht des hes- 
sischen Patrons, das ihm aus dem Institut selbst direkt erwächst. 
Es ist und bleibt ein — besser gesagt, das Patronatrecht. 


Mit diesem Ergebnis unserer Untersuchung aber kommen 
wir schliesslich auch heute noch zu dem Satz, den Wahrmund? 
bereits allgemein für das Recht in seinen Anfängen aufgestellt 
hat und der weiter für die althessische Kirche offiziell im Zeit- 
alter Philipps des Grossmütigen sowie später, in der sogenannten 
philippinischen und nachphilippinischen Epoche, massgebend ge- 
wesen: 

Das echte Patronat in Hessen, das Stiftungspatronat ist 
keine Mehrheit von Rechten, es ist ein einzelnes Recht, das 
Präsentationsrecht‘‘. 

Ich wende mich zu dem Inhalt des zweiten Patronats in 
Hessen, zu dem Titularpatronat°®. Hier kann ich mich nach dem be- 
reits Vorgetragenen kurz fassen. Ein solches Patronat besitzen 
nur unsere Standesherren. Aber nicht jedes Patronat der Standes- 
herren ist ein Titularpatronat. Unter den standesherrlichen Rechten 
finden wir auch eine Reihe von Stiftungspatronaten, wie die auf 
Grund des 48er Gesetzes berufene Kommission ®, welche die von 
den Standesherren beanspruchten Patronatrechte auf eine ge- 
schehene Stiftung hin prüfen musste, festgestellt hat. Auf diese 
echten Patronate leidet das Folgende natürlich keine Anwendung. 


! Alleemeines Kirchenblatt 1861 S. 412 ff. In Hessen praktisch bethätigt. 
? So auch oben Niedner s. Seite 350, wenn schon, wie wir finden wer- 
den, davon keine Rede sein kann, dass die Patronatrechte durch die Eın- 
schränkungen der neueren Kirchenverfassungen ihren Karakter verlieren. 

° Wahrmund a. a. O. Abteilung I, S. 58 f. 

* Siehe oben S. 367 und S. 391. 

5 Gesetz vom 18. Juli 1858, die Rechtsverhältnisse der Standesherren 
des Grosslh. betr. Art, 25 (Reg.-Bl. 26). 

d Regierimgsblatt 1848 S. 336. 
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Sie fallen rechtlich unter die Bestimmungen der althessischen 
Kirchenordnungen. Thatsächlich macht auch das 58er Gesetz 
diesen Unterschied, mdem es im Artikel 25 sagt: „Den Standes- 
herren steht das Patronatrecht in Ansehung aller derjenigen 
Pfarrstellen innerhalb ihrer Standesherrschaft zu, für welche 
ihnen bis zum Jahr 1848 das Präsentationsrecht zustand“. 
Der (sesetzgeber spricht also hier nur von den auf Grund des 
Präsentationsrechtes erwachsenen Titularpatronaten der Standes- 
herren und lässt ihre Stiftungspatronate unberührt. Letzterer 
gedenkt er ım Artikel 30 des erwähnten Gesetzes folgender- 
massen: „Wenn Wir es für angemessen finden, dass in einen 
standesherrlichen Bezirke eine neue Pfarr... stelle errichtet 
werde, so werden Wir zuvor an den Standesherren die Auf- 
forderung ergehen lassen, die Fundation dieser Stelle zu 
übernehmen und damit zugleich das Patronats- bezw. Präsen- 
tationsrecht zu erwerben. Wird dieser Aufforderung nicht ent- 
sprochen, so steht dem Standesherrn bezüglich solcher Stellen 
jenes Recht nicht zu“. 


Das Titularpatronat gebührt also den Standesherren allein 
bezüglich bereits bestehender Pfarrstellen innerhalb ihrer Standes- 
herrschaft. Aber auch hier nur dann, „wenn nicht schon ÄAn- 
deren auf jene Pfarreien standesherrlicher Bezirke ein solches 
Priisentationsrecht zustehet*!. Ueber neu errichtete Pfarreien 
können die Standesherren unter den dazu gesetzten Voraus- 
setzungen nur ein Stiftungspatronat erwerben. 

Diese Inkonscquenz des Gesetzgebers ist nicht recht ver- 
ständlich. Warum soll denn das den Standesherren über alle 
Pfarreien ihrer Bezirke bewilligte Patronat nicht auch die weiter 
entstehenden Stellen umfassen? Und wenn hier Stiftung ver- 
langt wird, weshalb ist diese dann nicht ebenfalls Voraussetzung 
für die bereits vorhandenen standesherrlichen Patronate ? 

Das Titularpatronat umfasst das Recht auf Kirchenstand 


" Ministerialerlass vom 27. August 1819. 
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und Kirchenbegräbnis, letzteres jedoch nur da, wo es Tradition 
ist. Auch gilt hier das oben bereits Gesagte hinsichtlich poli- 
zellicher Genehmigung. 

Das Recht gewährt weiter die Befugnis von der Verwaltung 
des Kirchenvermögens, den Konsensen bei Veräusserung von 
Immobilien, sowie den wichtigen Verfügungen über die Pfründe 
Kenntnis zu nehmen. Unionen, Sektionen und Dismenmbrationen 
von Pfründen sollen nur mit Zustimmung des standesherrlichen 
Patrons vorgenommen werden. Hier also, beim Titularpatronat 
finden wir im Gegensatz zum Stiftungspatronat Ehren- und Ver- 
waltungsrechte, eine cura beneficn sogar in weitester Ausdehnung. 

Schliesslich steht dem standesherrlichen Patron das Präsen- 
tationsrecht zu, ebenfalls mit der Einschränkung wie beim Stif- 
tungspatronat. 

Nehmen wir die Konsequenzen aus dem Vorgetragenen,. dann 
haben wir das Gegenstück der Folgerung, die wir aus dem 
Stiftungspatronat ziehen konnten, nämlich den Satz: Das Titu- 
larpatronat ist allerdings eine Mehrheit von Rechten, aber es 
ist rechtlich kein Patronat. Und damit sind wir durch Zerglie- 
derung des Imhalts beider hessischer Patronate an Rechten zu 
interessanten, nämlich zu zwei diametral einander entgegenge- 
setzten Ergebnissen gelangt, haben aber auch, was die Haupt- 
sache ist, Antwort auf die zu Eingang dieses Abschnitts gestellte 
Frare, ob man in Hessen überhaupt allgemein von einer Mehr- 
zahl von Patronatrechten sprechen kann, erhalten. Es erübrigt 
mir zum Schlusse dieser Untersuchung nur noch die naheliegende 
Frage anhangsweise zu erörtern, ob die gesetzlichen Bestimmungen, 
die die standesherrlichen Patronate regeln, etwa nicht ergänzend 
auf die Stiftungspatronate auszudehnen sind oder wenigstens aus- 
gedehnt werden können? 

Wir haben gefunden, dass der Inhalt des Titularpatronats 
weit über den Inhalt des Stiftungspatronats hinausgeht, ja sogar 
den Bestimmungen der Kirchenordnungen widerspricht, auf denen 
das echte Patronat Hessens aufgebaut ist. Stiftungspatronat und 
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Titularpatronat vertragen sich daher grundsätzlich nicht zusam- 
men. Ausserdem sind alle den Titularpatronen verliehenen Rechte 
ausdrücklich nur den Standesherren eingeräumt. Sie finden da- 
her auf das Stiftungspatronat keine Anwendung, wenigstens nicht, 
soweit dieses von Nichtstandesherren geübt wird. Hätte der 
Gesetzgeber eine solche Anwendung gewollt, so würde er dies 
ausgesprochen haben. Das ist nicht geschehen. Gründe für 
eine stillschweigende Analogie sind aber nicht vorhanden. Die 
hessische Praxis hat trotzdem im Einzelnen die Bestimmungen 
beider Patronate nicht streng auseinandergehalten. So gelegent- 
lich der Einführung der Klassifikation der Pfarrgehalte, indem 
sie hier die den Standesherrn zustehende cura beneficii auch für 
die Stiftungspatrone gelten liess. Ich habe oben schon erwähnt, 
dass ich diese Praxis für falsch und unzulässig erachte. Ich 
wiederhole meine Ansicht hier bezüglich einer allgemeinen Aus- 
dehnung standesherrlicher Rechte auf Stiftungspatronate über- 
haupt. 

Ich thue nun einen Schritt weiter, indem ich die Frage auf- 
werfe, ob wirklich Patronatrechte und Patronatpflichten Korre- 
late sind? Damit kehre ich zu der von mir angekündigten Kritik 
des Niedner’schen Satzes, der jene Frage bejaht, zurück und da- 
mit komme ich zu dem Brennpunkt dieses Abschnitts. 

Leistet der hessische Patron und zwar Stiftungs- wie Titu- 
larpatron Pflichten? Das ist die Frage. 

Man hat allerdings längere Zeit unseren hessischen Patronen 
die ihnen obliegenden Bau- und Reparaturlasten für Kirche und 
Pfarrhaus, die Beitragspflichten an Geld und Naturalien für 
Kirchendiener- und Pfarrbesoldungen auf ihr Konto als Patrone 
gesetzt. So spricht auch noch das 58er Gesetz im Artikel 28 
von „Prästationen zu Gunsten solcher Pfarreien ... ., hinsichtlich 
welcher ihnen (Standesherren) ... ein Präsentationsrecht zusteht.* 
Aber mit Unrecht. ‚Jene Verpflichtungen sind, wie neuerdings! 


! Deutsche Zeitschrift f. K.R X, 268 ff. Indessen sagt Köhler, Hessisches 
Kirchenr. S. 181 f. schon ganz allgemein, dass die mit dem Patronatrecht 
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nachgewiesen, gewöhnlicher privatrechtlicher Natur. Sie haben 
mit dem Patronat nichts zu thun. Sie speist eine andere Quelle. 
Es ist nur zufällig, wenn unter den Verpflichteten auch Patrone 
sind. So sind die Baulasten etc. Pflichten z. B. aus einem neben 
dem Patronat bestehen gebliebenem Privateigentum an kirchlichen 
und anderen Gebäuden, aus Grundlast oder aus Verjährung. 
Die Besoldungsbeiträge aber fliessen aus frommen Stiftungen, 
Schenkungen, freiwilliger Uebernahme und dergl. Oder auch, sie 
sind Parrochialbeiträge, wie sie in ältesten Zeiten sämtliche Mit- 
glieder der Kirchengemeinde leisteten. 

Mit allen diesen Tlatsachen stimmen auch die hessischen 
Kirchenordnungen überein. Keine von ihnen kennt Patronat- 
lasten. Sonach beruhen die genannten Verpflichtungen hessischer 
Patrone auch von allem Anfang ihres Bestehens an auf Rechts- 
titeln des Privatrechts und haben diese reinen privatrechtlichen 
Adern bis auf den heutigen Tag bewahrt. Jene Pilichten brauchen 
also in Hessen nicht erst noch eine zeitliche Umwandlung aus 
einer besondern patronatrechtlichen in eine gewöhnliche privat- 
rechtliche Natur zu erfahren, eine Umwandlung, wie sie Niedner 
als zum Untergang des Instituts erforderlich, erhofft und 
wünscht. 

Aus dieser Feststellung ergeben sich einige für die Kritik 
hochwichtige Folgesätze. Und zwar die nachstehenden. 

Einmal, Patronatrechte und -pflichten mögen nach Preus- 
sischem und sonstigem partikulärem Recht Korrelate sein -- für 
die Allgemeinheit trifft dieser Satz nicht zu. Insbesondere ent- 
sprechen in Hessen dem Rechte keine Pilichten. Hier ıst das 
Patronat ein Recht und nur ein Recht. 

Andermal, zunächst hinsichtlich des Stiftungspatronats: 


verbundenen Lasten (Baulasten, Beiträge zu Pfarrbesoldungen ete.) auf 
speziellen Titeln beruhen, eine Ansicht, die auch bereits Kain, Kirchen- 
patronatrecht II, 374 hatte, allerdings nur bezüglich einzelner Patronat- 
pflichten hessischer Patrone, „Eigene (Bau)Lasten der Patrone als solcher 
sind nicht vorhanden“, sagt er. 

ı Deutsche Zeitschr. f. KR. X, 262 tt. 
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Trotz Vorhandenseins blosser privatrechtlicher Verpflich- 
tungen, die mit dem Patronat nichts Verwandtes aufweisen und 
trotz Vorhandenseins nur eines Rechts aus dem Patronat, also 
trotz Eintrefiens der gesamten von Niedner geforderten Voraus- 
setzungen für einen allmähligen Untergang, hat sich das Institut 
in Hessen erhalten. Ja, das alleinige Patronatrecht, die Präsen- 
tationsbefugnis hat ihren Karakter nicht nur nicht verloren und 
damit nicht auf die einfachste Weise den Untergang des hes- 
sischen Patronats herbeigeführt, sondern im Gegenteil! Die 
Praxis hat, wenn auch nur irrig und zeitweilig zu diesem einen 
Patronatrecht noch andere dazugeschaften, wie das Recht auf 
einen ausgezeichneten Stand in der Kirche oder wie das Recht 
auf ein Begräbnis darinnen. Schlagend endlich aber wird Nied- 
ner widerlegt durch die Thatsache, dass aus einem vom Patronat 
völlig unabhängigen Recht, nämlich dem Präsentationsrecht der 
Standesherren, sich ein volles Patronat entwickelt hat! 

Im allgemeinen ist es nicht ungefährlich, den Propheten 
spielen zu wollen. Allein bei der geschichtlichen Entwicklung 
und dem jetzigen Stand des Rechts in Hessen glaube ich ge- 
trost ohne grosses Wagnis sagen zu können, dass das Patronat 
auch in Preussen auf die von Niedner erwähnte Weise in der 
Zukunft nicht von selbst verschwinden wird. 

Dem sei, wie ihm möge! Jedenfalls kommen wir aber ın 
Hessen auch fernerhin zu keiner Beseitigung des Stiftungspatro- 
nats durch dessen Auflösung in einzelne Rechte und Pflichten. 
Eine derartige Möglichkeit ist hier ausgeschlossen. Dieser Fall 
kann und wird nie eintreten. Das Stiftungspatronat bestand 
aus nur einem Recht und besteht heute doch noch und wird 
auch morgen fortbestehen — wenn nicht durch andere Mittel 
seine Abschaffung erreicht wird. 

Was schliesslich, um zur letzten unserer Folgerungen zu 
kommen, das Titularpatronat in gedachter Hinsicht anlangt, so 
könnte hier die von Niedner gesetzte Voraussetzung des all- 
mähligen Untergangs eintreten. .Jenes Institut vermag sich wie- 
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der in die einzelnen Rechte, aus denen es hervorgexangen ist, 
zu verflüchtigen. Es ist möglich, dass dann diese im Laufe der 
Zeit das Patronat nicht mehr werden erkennen lassen. Gewiss! 
Diese Möglichkeit ist nicht von der Hand zu weisen. Allein 
ich glaube nicht daran. Die geschichtliche Entwicklung gerade 
des Titularpatronats spricht für das Gegenteil der Annahme. 
Selbst aber, wenn hier ein derartiges Auseinanderfallen der Pa- 
tronatrechte eintritt, dann kommen wir dem Ende des echten 
Patronats keinen Schritt näher. Denn dann ist nur ein angeb- 
liches, das unechte Patronat beseitigt, nicht aber das echte, 
das Patronat an sich. 


Damit ıst der Theorie Niedners der Boden entzogen, da- 
mit auch der spezielle Zweck klar, den ich, selbst um den Preis 
einiger Ausführlichkeit, mit meiner Untersuchung darüber, ob 
man in Hessen von Patronatrechten durchweg sprechen kann, 
verfolgt habe und damit endlich die zu Eingang dieses Abschnitts 
aufgestellte Behauptung gestützt, dass gerade unser hessisches 
Kirchenrecht sich so geeignet erweise, die Theorie Niedners in 
ihrer Allgemeinheit zu stürzen. 

Nach alledem muss der Meissel zur Zertrümmerung des In- 
stituts in Hessen anderswo angesetzt werden. Wo? Dazu das 


Nachstehende. 
111. 
„Not bricht Eisen — wenn man so feig ist. 
mit dem Eisen nieht die Not zu brechen.‘ 


( rabbe. 


Für Niedner ist der Sturz des Patronats nur ein historisches 
Gebot. Das Institut habe sich überlebt und müsse deswegen be- 
seitigt werden, sagt er. Ich halte in erster Linie die Abschaf- 
fung für notwendig wegen der Missstände, die das Recht mit sich 
fülırt. Darin stimmen wir beide jedoch überein, dass das Insti- 
tut so bald wie möglich weggeräunt werden muss, und darin — 
ich glaube es auf Grund des früher Vorgetragenen behaupten zu 
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dürfen, gehen wir heute ziemlich Alle offen oder stillschweigend 
einig. Ein par Namen bei dieser Behauptung würden nichts be- 
weisen. Dass aber eine Bewegung das ganze Land und alle 
Kreise erfasst, dass diese auffallende ‚Erscheinung auf dieselbe 
Ursache zurück- und auf das gleiche Ziel hinweist, das gerade 
zeigt, dass es sich hier nicht um Zufälliges und Individuelles, 
sondern um einen grossen allgemeinen, mit unbewusster Notwen- 
digkeit sich vollziehenden Vorgang im innersten Herzen der Ge- 
sellschaft handelt. | 

Ueber Notwendigkeit und Bedürfnis einer Aufhebung sind 
wir also einig, abgesehen vielleicht von einer geringen Zahl cum 
ira et studio redender Gegner. Solche Gegner sind hauptsäch- 
lich z. T. Patrone und z. T. Patronatgeistliche. Falls nicht etwa 
rein persönliche Rücksichten bestimmend wirken, fehlt ihnen die 
genügende Kenntnis der Dinge. Sie sind nicht mit der Zeit vor- 
wärts gegangen, die uns anderen Alle sehend gemacht hat und statt 
nach dem Leben, das offenen Ohren ständig predigt, richten sie sich 
nach toten Formeln. Sıe betrachten die Zukunft nur im Lichte 
der Vergangenheit und können sich daher nicht entschliessen, 
das Institut fallen zu lassen, das, wie sie sagen, eine wunderbare 
Lebenskraft in so vielen Wechselfällen seines Daseins geoffen- 
bart habe, so dass es sich von Generation zu Generation fort- 
erben und alle überdauern konnte, das ferner „schon der Kirche 
zum grossen Segen geworden, wie denn in Zeiten des Rationa- 
lismus gerade dadurch der positive Glaube in bessere Zeiten hin- 
übergerettet worden ist“ !, das endlich in vielen Fällen für ver- 
kannte und verbannte Geistliche zum Hort wurde und dergl. 
mehr. Kurz und gut, es ist das Gerede vom Erhalten des gu- 
ten alten Zustandes, das bei genauerer Prüfung zerläuft wie 
lockerer Schaum. Einer weiteren Gruppe von Gesnern will 
ich noch kurz gedenken. Ihr gehört ein Teil unserer Rechts- 

! Hessisches Kirchenblatt von 1899 Nr. 6 S. 58 links. 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. X11. 3. 
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lehrer an. Sie stehen auf einem vermittelnden Standpunkt. So 
Friedberg: „Unserer alle historischen Verhältnisse mit Unisturz 
bedrohenden Zeit gegenüber ist ein gewisser Konservatismus 
durchaus am Platze .... warum denn gleich das Kind mit dem 
Bade ausschütten? Man gestalte doch das Patronatrecht un 
0. Aehnlich Hellmar ® und neuerdings Wahrmund ®. 


An Rechtslehrern, die sich dagegen bedingungslos für die 
Beseitigung des Instituts ausgesprochen, fehlt es auch nicht, wie 
ich noch der Vollständigkeit halber erwähnen will. Ich nenne 
als deren Vertreter nur Hinschius *. 


Sind aber in manchen Kreisen die Stimmen auch geteilt, 
die Minderheit der Gegner kommt der geschlossenen Mehrheit der 
Aufhebungsfreunde gegenüber nicht in Betracht. Aus diesem äus- 
serlichen Grund kann ich mir versagen, Beweis für die von mir 
oben behauptete Notwendigkeit und das Bedürfnis der Abschaf- 
fung des Instituts hier anzubieten. Die Missstände, die das Recht 
mit sich bringt, sind auch schon so oft und so eingehend betont 
worden, sie sind so oftenkundig, dass es unnötig erscheint, sie 
nochmals allzemein oder auch nur einige besonders hervorzu- 
heben 5, zumal das auch keine angenehme Aufgabe ist. Es ge- 
nürt hier der Hinweis auf den Fall Leinigen. Er allein redet 
Bände von der Unmöglichkeit des Fortbestandes des Patro- 
nats, Bände von der erschreckenden Gleichgiltigkeit des Staats 
und der Kirche nach dem Misslingen der ersten Aufhebunss- 
versuche, Bände aber auch von der furchtbaren Verantwortlich- 


! Deutsche Zeitschr. f. KR. Bd. IX S. 146. Friedberg hat seine frühere 
Ansicht geändert: Lehrbuch des katholischen und evangelischen Kirchenrechts 
(1884)8.268 und geltendes Verfassungsrecht der evangelischen Landeskirchen 
in Deutschland ete. (1888) S. 220. 

® Der Patronat nach Preussischem Landes- und Provinzialrecht. 

» A. a. 0. 11. S. 302 tt. 

* Zeitschr. f. KR. Bd. II S. 435. 

° Es hiegst allerdings in der Natur der Sache, dass die Missstände ın 
dieser Abhandlung nicht ganz und gar übergangen werden. Sie werden an 
anderer Stelle und in anderem Zusammenhang z. T. wenigstens gestreift. 
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keit, die wir Alle durch ein Weiterdulden des Rechts auf uns 
nehmen. Saxa loquuntur: Die Notwendigkeit und das Bedürfnis 
der Beseitigung bedarf meinerseits an dieser Stelle keiner weiteren 
Rechtfertigung. wie gesagt '. 


Die erste Frage, die wohl Jedermann stellt, wenn er von den 
n och stets misslungenen Beseitigungsvorschlägen hört, ist: Warum 
haben die bislang angewandten Mittel und die früher eingeschla- 
genen Wege zur Erreichung des allgemein angestrebten Zweckes 
sich als ungeeignet erwiesen, so dass es trotz Verlangens Aller 
nicht zur Abschaffung des Patronats gekommen, m. a. W., an 
welchen Schwierigkeiten scheiterte seither der Plan? Und weiter 
fragen wir: Welchen Weg hat man heute in Hessen einzuschla- 
gen, um endlich zum Ziele zu gelangen? 

Ich will versuchen die Fragen zu lösen. 

Bei Beantwortung zunächst der ersten Frage muss ich zu- 
erst auf die Ursachen zu sprechen kommen, die die Reformato- 
ren veranlassten, die Einführung der reformatio ecclesiarum Hassiae 
1526 und damit auch die Weeschaftung des Patronats zu unter- 
lassen. Diese Unterlassung war die notgedrungene Konsequenz 
der gegebenen Verhältnisse. Patrone waren die Grossgrundbe- 
sitzer, der hessische Adel. Auf dessen thatkräftige Unterstützung 
war Philipp der Grossmütige durchaus angewiesen. „Hätte man 
den Glauben haben können“, schreibt Friedberg ?, „sie (die Pa- 
trone) zur neuen Lehre heranzuziehen, wenn diese ihnen zunächst 
das Aufgeben eines Rechts zugemutet haben würde, welches selbst 
die den Laien so missgünstige katholische Kirche denselben 
belassen hatte ?* 

Die Gründe der neuerdings gescheiterten Versuche muss ich 
wieder trennen in solche im Allgemeinen und in solche im Be- 


! Ich nehme Bezug auf: Zeitschr. für Kirchenrecht X, 93; Bluntschli, 
Deutsches Staatswörterbuch 7, 771 f#f.; Allgemeines Kirchenblatt X, 457 f.; 
Verhandlungen der I. o. Landessynode in Hessen Bd. I Beil. 23 8. 1 ff. 

° Geltendes Verfassungsrecht ete. (1888) S. 221. 

27.” 
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sonderen in Hessen, weil wir hier die oben geschilderten aparten 
Rechtsverhältnisse haben. 

Die Hinderungsgründe der Beseitigung im Allgemeinen be- 
standen überall in theoretischen Bedenken oder sie wurden 
wenigstens darin gesucht. So z. B. konnte man sich nicht ei- 
nigen über ein rationelles Ablösungsprinzip der Rechte, die das 
Patronat gewährt, weil man in Geld sie nicht anschlagen zu kön- 
nen glaubte. Die Pflichten dagegen konnte und wollte man wohl 
mit Geld abschätzen, aber in welcher Höhe? Das blieb wieder 
eine offene Frage. Eine weitere Sorge war, wer anstelle der 
Patrone die Lasten übernehmen solle? Etwa der Staat? Er er- 
kannte eine Verpflichtung seinerseits in keiner Weise an. Oder 
die betreffenden Gemeinden ? Selbst wenn sie dazu willens gewesen 
wären, würden für die Meisten schon durch Tebernahme der Be:ı- 
tragspflichten zur Besoldung der Geistlichen unabsehbare peku- 
niäre Schwierigkeiten entstanden sein, ganz abgesehen von den 
Baulasten und Beiträgen zu milden Stiftungen. Ihre Kräfte wür- 
den allein garnicht ausgereicht haben. Auf eine Unterstützun« 
der Gemeinden durch den Staat war selbst bei Bereitwilliekeit 
hierzu angesichts der ungünstigen finanziellen Lage der meisten 
deutschen Bundesglieder nicht in dein Massstab zu rechnen, dass 
dann die pekuniären Schwierigkeiten für die Gemeinden behoben 
gewesen wären. Ausserdem wäre aber auch diese staatliche Bei- 
hilfe überhaupt wohl nur ein Wunsch geblieben !. Soviel über 
die Hemmnisse im Allgemeinen. Bei einer Aufhebung in Hessen 
interessieren diese Hemnisse ebenfalls. Aber in Hessen bestan- 
den neben allgemeinen noch besondere Schwierigkeiten. Diese 
möchte ich vor allem hier vorausschicken, um dann auf die all- 
gemeinen zurückzugreifen ?. 


! Hinschius in Stengels Wörterbuch des deutschen Verwaltungsrechts 
s, v. Patronat, S. 218 und Dove in Bluntschli's deutschem Staats- Wörter- 
buch VII, 772. 

? Ys geschicht das alleın aus Gründen des architektonischen Aufbaus 
des Folgenden. 
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In Hessen bildeten speziell die Patronate der Standesherren, 
die an Zahl etwa ?/; der hessischen Rechte überhaupt betragen, 
für die Beseitigung einen Stein des Anstosses. Aus folgendem 
(Grunde. 


Artikel 41 Absatz 2 des für ihre Rechtsverhältnisse mass- 
gebenden Gesetzes vom 18. Juli 1858 garantiert den Standes- 
herren, dass erundsesetzliche, ihnen als Standesherren durch die 
deutsche Bundesgesetzgebung zugesicherte Berechtigungen und 
persönliche Vorrechte, insoweit sie ihnen nach den Artikeln des 
erwähnten Gesetzes noch zustehen „ohne ihre Einwilligung nie- 
mals, selbst nicht gegen Entschädigung“ aufgehoben werden sol- 
len !. Diese Garantie hat also auch auf die im 58er Gesetz ent- 
haltenen Bestimmungen über das Patronat Anwendung zu finden. 
Als nun das Oberkonsistorium den Synodalantrag auf Beseitigung 
des Patronats dem Ministerium im Jahre 1877 vorlegte (s. oben 
S. 337 f.), erhielt es daher die Antwort, dass das Ministerium es 
ablehnen müsse, ohne Einwilligung der standesherrlichen Patrone 
auf jenen Antrag einzugehen *. 


I Die Bestimmungen der Bundesakte bei Köhler, Handbuch der Kirch- 
lichen Gesetzgebung I], 106. 

°? Die höchste hessische Staatsbehörde antwortete am 9. Januar 1877 
auf die am 2. Januar 1877 erfolgte befürwortende Eingabe des Antrags 
seitens des Oberkonsistoriums: „Auf Ihren Bericht vom 2. d. Mts., dessen 
Anlage zurückfolgt, erwidern wir, dass die Grossherzogliche Regierung das 
(sewicht der Gründe nicht verkennt, welche nicht allein für die Aufhebung 
der Patronats- und Präsentationsrechte innerhalb der evangelischen Kirche 
des Grossherzogtuns, sondern überhaupt für eine Aufhebung sämmtlicher 
Präsentationsrechte zu Pfarr- und Schuldienst sprechen. Da aber hier 
hauptsächlich die Priüsentationsrechte der Standesherren in Frage stehen, 
so muss die Grossherzogliche Regierung mit Rücksicht auf die vor Erlass 
des Gesetzes vom 18. Juli 1858, die Rechtsverhältnisse der Standesherren 
betreffend, zwischen Regierung und Standesherren stattgehabten Verhand- 
lungen und Vereinbarungen, welche dem genannten Gesetz als Grundlage 
dienten, sowie mit Rücksicht auf Artikel 41 dieses Gesetzes Bedenken 
tragen, ohne vorherige Verständigung mit den Standesherren, eine die Auf- 
hebung der Prüsentationsrechte derselben bezweckende Gesetzesvorlage an 
die Stände gelangen zu lassen“. Auffallend erscheint in dieser Antwort die 


404 Abhandlungen. 


Was das Resultat einer durch jenen Antrag angeregten Ver- 
ständigung zwischen Regierung und Standesherrn gewesen ist, 
bezw. ob man überhaupt den Versuch einer gütlichen Vereinba- 
rung mit den Standesherrn gemacht hat, ist nicht bekannt ge- 
worden. Einerlei, wie dem auch sei! Uns führt ein anderer 
Pfad über den Berg an das Ziel. 

Ich kann nämlich die rechtliche Auffassung Grossh. Mini- 
steriums des Innern nicht teilen. An sich mag es richtig sein, 
dass man sich nicht ohne Weiteres bei Kenntnis des Zustan- 
dekommens des 58er Gesetzes, über die Zusicherung des Artikels 
41 hinaussetzen könnte. Allein gerade das Zustandekommen des 
Gesetzes enthält ein Moment, dessen rechtliche Berücksichtigung 
das Ministerium wie es scheint ausser Acht gelassen hat, das aber 
schr in Betracht kommt. Obwolil nämlich das Gesetz auf Grund 
„zwischen Regierung und Standesherrn stattgehabter Verhand- 
lungen und Vereinbarungen“ zustande gekommen ist, hegt nicht 
etwa ein seitens des Staats gegenüber den Standesherrn unkünd- 
barer Vertrag vor, sondern es handelt sich um ein Staats- 
gesetz. Der Gesetzgeber hat allerdings auf Wünsche der 
Standesherren bei Ausarbeitung des Entwurfs Rücksicht genom- 
men. Einen unauflöslichen Vertrag mit den Mediatisirten, als 
einem gleichberechtigten Kontrahenten, der den Staat für alle 
Ewigkeit bindet, hat er aber weder geschlossen noch veröffent- 
licht, sondern er hat nur einseitig ein Gesetz erlassen. Und 
Gesetze können natürlich jederzeit wieder durch neue Gesetze 
abgeändert, zum Teil oder auch gänzlich abgeschafft werden. 
Damit ist die Möglichkeit gegeben, Artikel 41 des 58er Gesetzes 
wieder aufzuheben und zwar selbstverständlich auch ohne Ein- 
willigung der Standesherren, und ohne dass sie Entschädigungs- 
ansprüche erheben könnten. Dem Gesetze gegenüber giebt es 
eben keine unentzielibare Rechte!. Aus diesem Grunde würde 


konstante Bezeichnung der standesherrlichen Patronate als „Präsentations- 
rechte“, siche dagegen oben 8. 378. 
! Dieser Ansicht ist auch Köhler, Hessisches Kirchenrecht 8. 177, der 


Hansult, Zur Lehre vom Patronat. 405 


sich also die besondere Besorgnis bei Aufhebung der standes- 
herrlichen Rechte in Hessen heute wohl erledigen. 

Die hier weiter vorgebrachte Warnung vor der Beseitigung: 
es sei diese bedenklich, da die Rechte den Mediatisirten erteilt 
worden seien, um eine nun einmal gethane Sünde wenigstens auf 
kirchlichem Gebiet zu büssen, bedarf wohl keiner ernstlichen 
Widerlegung. Man bedenke nur die auf Abbiegen vom Wege 
des Rechts beruhende Verleihung des Patronats an die Standes- 
herren: altes Unrecht ist mit neuem zugedeckt worden — und 
dazu auf kirchlichem Gebiet. Ich glaube, jener moralische Ein- 
wand wäre besser unterblieben. 


Ausser diesen eigenartigen Schwierigkeiten machten sich aber 
in Hessen auch noch einige weitere von der allgemeinen Art 
geltend, die in anderen Ländern beim Erwägen der Aufhebung 
eine wichtige Rolle gespielt hatten: die Frage der Entschä- 
digung an die Patrone und die Frage der Uebernahme ihrer 
Lasten. 


So hiess es sofort in dem im Jahr 1876 von den Abgeord- 
neten Müller-Alsfeld und Genossen in der hessischen Landes- 
synode gestellten und von mir schon mehrfach erwähnten An- 
trag, die Aufhebung der Patronats- und Präsentationsrechte in- 
nerhalb der evangelischen Kirche des Grossherzogtums Hessen 
durch die Grossherzogliche Staatsregierung auf dem gesetzlichen 
Weg betreffend: ! 

„Die Entschädigungsleistungen, welche die rechtlichen For- 
derungen (der Patrone) sicher zu stellen vermögen, müssen 
sich nach dem Nachweis der Dotation und nach den ma- 
teriellen Lasten richten, welche in Wirklichkeit getragen wer- 
den. 


entgegengesetzten Heyer, die Standesherren des Grossherzogtuns Hessen 
und ilıre Rechtsverhältnisse S. 116 f., ohne indessen durch seine Begründung 
zu überzeugen. 

ı Verhandlungen der ersten ordentlichen Landessynode in Darmstadt, 


Bu. II Beil. Nr. 23 8. 2£. 


406 Abhandlungen. 


Das in Aussicht gestellte Besteuerungsrecht der evangeli- 
schen Kirche des Grossherzogtums wird das Mittel sein, die Ent- 
schädigungen zu leisten.“ 

In diesem Antrag ist die Furcht vor der Pflicht einer Ent- 
schädigung an die Patrone und vor dem Uebernelunenmüssen 
ihrer Lasten die giftige Schlange, die unter dem prächtigen Grün 
des Vorschlags lauert. Den vor ıhr sich Fürchtenden soll eine 
Abwälzung solcher Lasten auf die Kirchengemeinde Mut ein- 
tlössen. Ein zweifelhafter Trost. 

Ich will hier nicht näher eingehen auf die Entschädigungs- 
frage, sondern nur kurz bestreiten, dass den Patronen für den 
Verlust ihrer Rechte ein Anspruch zusteht. Der Aufhebungs- 
vorschlag meinerseits wird mir am Ende dieser Bemerkungen 
Raum gewähren, diesen Punkt genauer zu erörtern. 

Was aber die Sorge um die Uebernahnie der Lasten anlangt, 
wie leicht hätte man doch Staat und Gemeinden von jener Furcht 
befreien können. Der Ariadnefaden, der durch alle diese Irr- 
sgänge hindurchgeführt hätte, lag so nahe da. Um ihn zu greifen 
brauchte man nur dem ‚Beispiel Preussens zu folgen. Hier hatte 
man sich nämlich bei der beabsichtigten Aufhebung des Patronats 
sofort klar gemacht, dass die Frage: Inwieweit stehen die Lasten 
mit dem Patronatrecht in so wesentlicher Verbindung, dass der 
Wegfall des Patronatrechtes die Patrone auch von jenen Lasten 
befreien wird? nur nach gründlicher Erörterung der ihrem Rechts- 
grunde nach nicht überall gleichartigen Verhältnisse entschie- 
den werden könne !, Von diesem Standpunkte aus hatte Preus- 
sen dann sein weiteres Verhalten eingerichtet. 

Den Spuren Preussens ist Hessen damals leider nicht nach- 
gegangen. Zu einer Prüfung, ob hier die Patrone wirklich Lasten 
tragen, haben sich weder die Antragsteller noch die sonstigen 
massgebenden Faktoren veranlasst gesehen. Man machte Halt 
in ehrfurchtsvoller Andacht vor einer althergebrachten Bezeich- 


1 Zeitschrift für Kirchenrecht X, 93. 
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nung: Patronatrechte und Patronatpflichten. 
Ohne jegliche Untersuchung war man felsenfest überzeugt von 
der Echtheit der Begriffe. Trugen sie doch die Namen Patro- 
natrechte und Patronat ptflichten, also mussten sie auch 
solche sein! 


Man getraute sich also nicht an die rechtliche Natur der 
den Patronen zugeschriebenen Vorrechte oder der ihnen oblie- 
genden Pflichten zu tasten, weil man jene den Patronen als sol- 
chen selbstverständlich gebührend und diese von ılınen als selbst- 
verständlich geschuldet erachtete. Geschweige, dass man gewagt 
hätte, den Patronen ihr Recht zu entziehen, wenn dadurch aueh noch 
Staat oder Gemeinde, oder beide schwer belastet werden mussten. 
Sollte doch einer von beiden wenigstens nach der Aufhebung 
die sogenannten Patronatpflichten übernehnen. 


Und so fand die unbestimmte Furcht vor einer derartigen 
Uebernahme auch offenen Ausdruck in dem Annahmebeschluss 
der Landessynode. Man stimmte der Aufhebung des Patronats 
zu unter der Bedingung, dass diese „dermalen ohne weitere 
Belastung der Gemeinden geschehen könne“. 


Ich sage das Alles und das Folgende nicht, um zurechtzu- 
weisen, sondern nur um meiner Ansicht zur vollen Deutlichkeit 
zu verhelfen. 

Die unterlassene Untersuchung über den rechtlichen Zusam- 
menhang von Patronatrechten und -pflichten zeitigte dann anı 
Ende ihre selbstverständliche Frucht: Staat und Gemeinde waren 
trotz Zustimmung der Kirche für die Abschaffung des Instituts 
nicht zu haben. Das heisst, die Beseitigung des Rechts wäre 
Beiden ja schon recht erwünscht und sehr genehm gewesen — 
nur die Dreingabe der Lasten behagte nicht. Sich selbst neue 
Lasten aufzubürden, deuchte ihnen unmöglich. Dagegen jene 
auf Andere abzuwälzen, wäre recht erfreulich gewesen. Aber 
auf wen? Von irgend Jemand mussten die Pflichten doch über- 
nommen werden. Das erschien klar. Sie den Patronen nach Hin- 
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wegräumen des Instituts zu belassen, wäre schon das Emfachste 
gewesen, ging aber nicht wohl an. Denn gerechterweise hatten 
diese bei Verlust des Rechts auch Anspruch auf Befreiung von 
Lasten. Lasten übernimmt Niemand gern. Noch dazu, wenn 
sie bedeutend sind wie bei uns in Hessen 1. Da sich keiner fand, 
der die Pflichten auf sich nahm, war man am Ende mit den 
Aufhebungsversuchen. Deshalb erging m. E. die ablehnende 
Antwort der Regierung im Jahr 1877. Offiziell lauteten aller- 
dings die Gründe anders. Gleichviel aus welchem Grund, jeden- 
falls kam man nicht an das Ziel, die Beseitigung erfolgte nicht. 
Ich mache dafür verantwortlich den blinden Autoritätsglauben 
und die Macht der Gewohnheit, die in den von den Patronen ge- 
tragenen Lasten wirkliche Patronatlasten sahen. 

Ohne jene beiden Hemmschuhe wäre man damals sicherlich 
wie ich glaube, zum Ziel gelangt. Damit sie uns nicht heute 
nochmals denselben Streich spielt wie im Jahr 1877, muss ich 
kurz zunächt der Auffassung näher treten, als ob bei der Be- 
seitieung des Rechts in Hessen hinsichtlich der Uebernahme von 
Lasten sich Schwierigkeiten ergeben können, obwohl nach dem 
bereits oben S. 395 f. Ausgeführten die Entscheidung heute gar 
nicht zweifelhaft sein kann. Denn dort haben wir ermittelt, dass 
die hessischen Patrone keine Lasten zu tragen haben. Sie traxen 
wohl Lasten, aber nicht in ihrer Eigenschaft als Patrone. Jene 
Lasten sind gewöhnlicher privatrechtlicher Natur und stehen mit 
dem Patronat in keinem Zusammenhang. Sie verbleiben also 
nach Beseitigung des Instituts bei den Verpflichteten ruhig weiter. 
Denn diese Beseitigung berührt sie und ihren Fortbestand nicht 
im Mindesten. Die Furcht vor einer Abwälzung der Pflichten 
auf Staat oder Gemeinden nach Aufhebung des Patronats ist 
also vollständig unbegründet. Damit wäre die Aufhebungs- 
frage in Hessen auch bezüglich der Uebernahme der „Patronat- 
lasten*, ein Punkt, der seither mit die Hauptschwierigkeiten bot, 


I Die hessischen Patrone leisten zusammen für die Kirchendiener- unJ 
Pfurrbesoldungen allein einen jährlichen Beitrag von fast 26  ®V Mk. 
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in der einfachsten Weise gelöst. Was fürchtet also der Staat, 
was zittern die Gemeinden ? 

Im Zusammenhang mit dem eben Vorgetragenen sind zwei 
weitere Punkte zu erörtern. Nämlich die Frage, ob durch eine 
eventuelle Abschaffung des Patronats die Kirche und weiter ob 
die Patrone geschädigt werden? 

Zunächst die Kirche. Wird sie thatsächlich durch den Ver- 
lust des Instituts geschädigt? Wie bereits bemerkt, hat zwar die 
hessische Kirche der Aufhebung des Rechts durch den Staat zu- 
gestimmt. So bedeutungsvoll dieser Umstand an sich erscheint, 
zur sofortigen Entscheidung unserer Frage ist er nicht allein 
ausschlaggebend. Treten wir dieser näher. 

Die Kirche im Allgemeimen und die evangelische Landeskirche 
Hessens mit ihr sehnt sich nicht nach Reformen durch den Staat. 
Sie vermeidet ängstlich alles, was eine Einmischung des Letzte- 
ren in ihre inneren Angelegenheiten herbeiführen könnte. Bei der 
Frage einer Aufhebung des Patronats machte die hessische Kirche 
von diesem Grundsatz die ebengenannte Ausnahme Aus eige- 
nem Antrieb hat sie im Jahr 1876 den Wunsch der Beseitigung 
des Instituts auf dem Weg staatlicher Gesetzgebung geäussert 
und alle ihr mögliche Schritte gethan, um den Wunsch zur 
That werden zu lassen. 

Das damalige Vorgehen unserer Kirche erscheint zunächst 
auffallend und zwar aus zwei Gründen. 

Einmal. Die Kirche vergisst ihre stetige Furcht vor dem 
Verlust ihrer kleinen seit der Reformation noch verbliebenen 
Selbständigkeit und tritt für Reformen durch den Staat ein, die 
ihr sonst stets ferne liegen, ja! sie ergreift sogar die Initiative. 

Weiter. Die Kirche war und ist durch ihre eigentümliche 


pekuniäre Lage gezwungen, das Eingreifen von Laien — hier 
verstehe ich darunter die Patrone — in ihre innere Angelegen- 


heiten zu dulden. Jede andere Genossenschaft, sie mag Namen 
haben wie sie will und Zwecke verfolgen, einerlei welcher Art, 
würde unter Lächeln oder mit Entrüstung die Einmischung oder 
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die Einwirkung von Personen, die von der Konstruktion oder 
Organisation der Körperschaft und ihrer Tendenz keinerlei Ver- 
ständnis oder zum mindesten insofern kein berechtigtes Interesse 


haben als sie ıhr nicht einmal angehören — sei es äusserlich, 
sei es innerlich — zurückweisen, als ein durch nichts gerecht- 


fertigtes, also unbefugtes Tasten an ihre Autonomie. Die Kirche 
kann und darf nicht derartig handeln. Sie hängt ja zu einen 
grossen Teil finanziell von solchen Laien ab. Letztere verlangen 
für ihre Leistungen Erkemntlichkeit von der Kirche Sie hat 
sie jenen nie versagt. Liegt es doch tief in unserer Natur ge- 
gründet, erzeigte Wohlthaten dankbar anzuerkennen und dieses 
Anerkenntnis durch die That zu beweisen. Nun trat auf ein- 
mal die hessische Kirche, gleichsam als ob sie ihren Karakter 
gewechselt, für die Aufhebung des Patronats ein. Wie kam das? 
Hatte ihr vielleicht der Staat die erforderlichen Mittel zur Ver- 
fügung gestellt, dass sie sich unabhängig von dem Wohlwollen 
der Laien bewegen durfte, dass sie sich von der ständigen 
Dankespflicht diesen gegenüber befreien konnte und kamen da- 
her jetzt die Reformvorschläge ? 

Nein, das hatte der Staat nicht gethan. Andere Unstände 
fielen in Betracht, die die Kirche zu ihrem Vorgehen geradezu 
zwangen. Mit einem Wort: das Kapital, das die Kirche durch 
Einrichtung des Patronats seit alters gewonnen hatte, war im 
Laufe der Zeit ein fressendes Kapital geworden. Rücksichten 
auf ıhre Autonomie, Rücksichten auf den sittlichen Zustand der 
Kirchengemeinden und die moralische Qualität der Geistlichen, 
Rücksichten auf ihren — Fortbestand selbst hatten die Kirche 
vorwärts getrieben. 

Bei der Wichtigkeit der Sache sei mir ein Eingehen auf 
diese Gründe gestattet. Ich kann mich auf Andeutungen be- 
schränken. Von vornherein möchte ich dazu bemerken, dass es 
nicht tote Zeiten allein sind, die ich lebendig werden lassen will. 
Alles wiederholt sich bekanntlich nur im Leben und der Lebende 
heischt dasselbe Recht, um das der Tote gestritten. 
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Ich untersuche zunächst die Rücksichtnahme der Kirche auf 
ihre Autonomie. Oben habe ich diesen Punkt schon kurz be- 
rührt. Hier brauche ich ihn nur noch etwas genauer zu be- 
trachten. 


Schon seit vielen Jahrhunderten tobt bekanntlich ein hef- 
tiger Streit zwischen Staat und Kirche. Selbstverständlich will 
ich den dunklen Kampfplatz, auf dem beide ihre Schlachten 
schlagen, in seiner ganzen Ausdehnung nicht betreten. Dafür 
ist nicht Raum. Auch ist mir stets schon der Gedanke an eine 
ecclesia militans oder eine ecclesia triumphans zuwider gewesen. 
Um zu sehen, wie innig und fest dagegen das Verhältnis zwi- 
schen Kirche und Volk, zwischen Religion und Staat sein kann, 
brauchen wir nur einen Blick zu den Griechen, den Russen, den 
Armeniern zu werfen. Uecberall werden wir da finden, dass 
Kirche und Volkstum nicht zu trennen ist und dass das eine 
Element nur in und mit dem andern existiert. So tief ist die 
Kirche in die Volksseele eingedrungen. So verschwistert sind 
Religion und Volkstum, Kirche und Staat. Und doch wie weit 
ist hier wie überall das Christentum von seiner eigentlichen Auf- 
gabe noch entfernt, allmählich als Kirche sich aufzulösen in den 
weltlichen Staat, indem sie diesen mit sittlicheım und etluschem 
Gehalt erfüllt und dadurch sich selbst, die „Kirche“ entbehrlich 
macht. Doch das nur nebenbei. Eine Stelle des Kampffeldes, auf 
der Kirche und Staat dauernd aufeinander prallen, muss ich hier 
näher beleuchten. Sie steht im Vordergrund unseres Interesses. 
Nämlich der Staat verlangt von der Kirche auf Grund des Bi- 
belwortes', dass wer dem Altar dient, auch. vom Altar leben 
soll. Und zwar nur vom Altar. Für eine Dotation der Kirche 
ist der Staat selten und dann nur aus besonderen Gründen zu 
bestimmen gewesen. Trotzdem beansprucht er, während er im 
Uebrigen lediglich als Diener seiner Bürger aufgefasst sein will, 
die Vormundschaft über die Kirche. Die Kirche dagegen heischt 


ı Paulus I Cormth.. 9. 
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nur Sicherung ihrer materiellen Existenz durch den Staat. Sıe 
will die Machtmittel des letzteren als Schutz für die Aufrecht- 
erhaltung ihrer Herrschaft und Lehre benützen. Im übrigen er- 
strebt sie Trennung vom Staat. Sie verlangt also, dass der 
Staat die kirchlichen Kreise nicht stört, obwohl sie sich selbst 
dieses Recht dem Staat gegenüber anmasst. Sie will ihr Reich 
auch „von dieser Welt“ sein lassen, der Staat dagegen soll sich 
nicht über der Kirche als Schlichter und Richter für „jene Welt“ 
aufspielen dürfen. Bei dieser Sachlage frage ich: Wenn die Kirche 
ddem Staat, der Gesamtheit gegenüber so auf Wahrung ihrer 
Autonomie bedacht ist, ist es dann aber nicht widersinnig, dass 
jene sich zur Dienerin privater Interessen erniedrigt, insofern als 
sie sich das Einwirken jedes beliebigen Laien, die Vormundschaft 
jedes Patrons, also des Einzelnen, geduldig gefallen lässt, ge- 
fallen lassen muss? 


Die Kirche erniedrigt sich durch das Patronat zur Dienerin 
privater Interessen. Geben wir zu dieser Behauptung einmal den 
Geistlichen das Wort. „Die Patrone“, klagt der eine!, „han- 
deln bei Ausübung ihrer Präsentationsrechte häufig recht mensch- 
lich, d. h. mit menschlicher Schwachheit. Aeussere Umstände, 
Befürwortungen, Verwandtschaften, Hauslehrerdienste u. s. w. 
spielen dabei eine weit grössere Rolle, als das Wohl der Ge- 
meinden. Man weiss doch, wie es gemacht wird. Die Stelle 
wird ausgeschrieben, es meldet sich eine Anzahl Bewerber. Das 
Oberkonsistorium liefert ebensoviele Gutachten über dieselben und 
der Patron sucht sich dann auf Grund dieser Gutachten denje- 
nigen als den geeigneten heraus, dem er die Stelle schon ein halbes 
Jahr vorher versprochen hatte. Darin liegt eine Ungerechtigkeit 
und eine Willkür, die Verbitterung hervorzurufen sehr geeignet 
ist. Kann es doch vorkommen, dass unter sieben Präsentations- 
stellen eines Patronats vier mit Pfarrern aus derselben Familie 
besetzt sind, während zwei als erledigt noch ausstehen.* Der 


! Hessisches Kirchenblatt von 1899 Nr. 7 S. 70. 
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andere schreibt!: „Bezüglich der Besetzung durch Patrone ist 
zu sagen, dass Rücksichten mitsprechen können, die religiös nicht 
genannt werden dürfen. Gott sei Dank, es ist bei uns (Hessen) 
besser als in Preussen, wo die Stellen gar manchesmal im Offiziers- 
kasino besetzt werden sollen“. 

Das Patronat übt also eine Vormundschaft durch einzelne 
Personen über die Kirche. Das ist schlimm genug, wie wir eben 
aus den Klagen der Geistlichen sahen. Allein noch schlimmer 
ist, dass es eine Vormundschaft übt über die Kirchengemeinde 
und deren Moral. Damit komme ich zu dem anderen Grund 
der kirchlichen Stellungnahme gegenüber dem Patronat, zu der 
Rücksicht auf die sittlichen Zustände in den Gemeinden. 

Oefters erhellten Verhandlungen, die mehr als zur Genüge 
in die breite Oeffentlichkeit drangen, das wüste Leben und Treiben 
adeliger Patrone. Wir sahen da Manchen, an dessen Karakter 
viel Staub von der Landstrasse des Lebens kleben geblieben war. 
Bei einem Patron ist das aber doppelt bedenklich. Derartige 
Vorbilder von sozial höher Stehenden geben bitterböse Beispiele 
für sämtliche übrige Gemeindeangehörige. Leider finden sie eher 
und in reicherem Masse Nachahmung und Nachachtung als gute 
Sitten. Das ist Macht und Fluch des bösen Thuns. Das ist je 
und je so gewesen. Und das ist heute noch so. Das wird auch 
für und für so sein. Um das zu konstatieren braucht man nur 
einmal hessische Kirchengeschichte vom Beginn der evangelischen 
Kirche bis auf den heutigen Tag zu durchblättern. Die ständige 
Rubrik in allen Klagen und Verordnungen seit der Reformation 
bildet der Jammer über das schlechte Beispiel der führenden 
Persönlichkeiten * Dieses wird allein oder doch vorwiegend ver- 
antwortlich gemacht für den Niedergang im kirchlichen Leben, 
für den Rückgang der Sittlichkeit. In den mannigfachsten 


ı Ebenda Nr. 9 S. 89 links. 

? Ich verweise nur auf die Isenburgischen Rirchenordnungen Volumen I 
im Grossherzoglichen Oberkonsistoriun zu Darmstadt, bearbeitet von Diehl in 
den Beiträgen zur hessischen Kirchengeschichte (1901) I. Bd. 1. Heft 8.75 ff. 
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Variationen hören wir immer wieder das alte Lied und Leid: 
was soll und kann denn das Volk, die Masse tun, wenn seine 
Führer solche schlimme Vorbilder geben? Wie erklärlich ıst es 
da, dass der gewöhnliche Mann auf den Gedanken kommt, seine 
Untliaten, die der Pfarrer rügt, seien gar nicht so schlimm! So 
wird auch im 18. Jahrhundert der Krebsgang in den Kirchen- 
gemeinden auf jene traurige Thatsache zurückgeführt. Und so 
klagte auf dem 21. deutschen Protestantentag zu Kaiserslautern 
am 4. September 1901 dessen Vorsitzender Dr. Krüss-Hamburg: 
„Im ersten Jahrzehnt des deutschen Protestanten-Vereins, als 
noch Männer wie Bennigsen, Reusche, Wehrenpfennig u. s. w. 
mitarbeiteten, da erhoffte man, dass mit der Einheit Deutsch- 
lands auch eine neue Aera für die protestantische Kirche an- 
brechen werde. Allein insbesondere ım letzten Jahrzehnt hat 
eine grosse Gleichgültigkeit in kirchlichen Dingen sich weiter 
Kreise bemächtigt. Das Gemeindewahlrecht hat nicht vermocht. 
die öde Gleichgiltirkeit des deutschen Volkes in religiösen Dingen 
zu beseitigen ....* Ich glaube, dass auch der heutige moralische 
und relisnöse Niedergang auf das schlechte Beispiel von Oben 
zurückzuführen ist —- den grössten Feind des kirchlichen Wesens 
und der Sittlichkeit. 

Zu einem ebensowenig erfreulichen Resultat gelangen wir, 
wenn wir die andere Seite der Sache betrachten. Es gab wohl 
früher Zeiten, zu denen in der Unsittlichkeit adeliger Herren 
allgemein nichts Anstössiges gefunden, jene vielmehr überall als 
Attribut der höheren sozialen Stellung oder der grösseren Macht 
angesehen wurde und daher ganz naturgemäss erschien. Diese gute 
alte Zeit ist vorbei. Die Sache stand also in den Kirchenze- 
meinden heute nicht überall nur so, dass sich Nachahmer des 
Patrons fanden, sondern es erhoben sich auch Stürme des Un- 
willens in den Gemeinden und in der Gesellschaft gegen dessen 
Schandleben und seine Nachachter. Kann es Wunder nehnien, 
wenn man bedenkt, dass ein derart sittlich Belasteter, moralisch 
Verarmter an äusseren Ehren reich weiter seine Rechte aus- 
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übte? Welche Aergernisse geschahen da, noch dazu auf kirch- 
lichem Gebiet! 

Schlechte Beispiele verdarben ganze Gemeinden und gar 
mancher gläubige Christ verzweifelte an Gott und Gerechtigkeit, 
gute, ehrliche Seelen verloren ihren Glauben an recht und schlecht. 

Wenden wir uns zu dem weiteren Grund, der Rücksicht- 
nahme der Kirche auf ihre Geistlichen. Auch hier geben wir 
am besten wieder den Geistlichen das Wort. „Für mich“, schreibt 
ein „Nichtpatronatsgeistlicher“ ?, ist ein grosser Teil der geringen 
Achtung, die der Pfarrstand geniesst, auch bei anderen Behör- 
den, durch ihn selbst, d. h. durch die Art, wie er sich prä- 
sentiert oder präsentieren lässt, verschuldet ... . Die gegenwär- 
tie Art der Besetzung . ... durch den Vorschlag des Patrons 
. . . bringt thatsächlich . . . Geistliche in schwere Versuchungen, 
denen viele erliegen . ... Es liegt auf der Hand, dass ... wenn 
der Patronatsherr in erster Linie nach den theologischen und 
politischen Anschauungen urteilt, unwillkürlich, besonders bei 
sehr jungen Geistlichen, die Haltung und Entwicklung von nicht 
religiösen Momenten beeinflusst werden könnte. Dass noch kras- 
sere Fälle vorkommen, weiss ich . . .* Hierzu meinerseits nur 
eine kurze Bemerkung. Ich erachte als das Schlimmste an der 
heiklen Sache der Bewerbung, dass ein Patron, der sich, wie es 
in der Praxis vorkommt, weder um Kirche noch um Religion, 
weder um göttliche noch um menschliche Gebote kümmert, das 
Recht hat einer ganzen Gemeinde einen Hirten zu oktroyieren 
und andererseits, dass Diener des göttlichen Wortes sich bei 
einem solchen Patron um das von ihm zu verzebende Anıt be- 
werben müssen. 

Das Alles sind Umstände, die vor oder bei der-Bewerbung 
in Betracht kommen. Gehen wir einen Schritt weiter und be- 


ı Hessisches Kirchenblatt von 1599 Nr. 9 S, 89. Der Verfasser hat hier 
allerdings hauptsächlich die Präsentation durch Gemeinden im Sinne. Die 
Identität der Sachlage bei Präsentation durch Patrone springt ohne Weiteres 
in die Augen. 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XII. 3. 28 
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trachten die Dinge, wie sie sich nach „glücklich“ erreichtem 
Ziel entwickeln. 

Der Patronatgeistliche soll seinen Patron achten und ehren. 
Das ist nicht mehr Fug wie Recht und nicht mehr recht wie 
billig. Wenn nun aber dieser Patron zu der oben genannten 


Kategorie nicht achtbarer Menschen gehört — leider kein blosses 
Schulbeispiel — in welchen Zwiespalt gerät der Geistliche dann? 


Dann ist der Konflikt gegeben mit dem Patron, mit dem eige- 
nen Gewissen, mit der Gemeinde. 

Denn entweder wird es ihm, wenn er ein anständiger Mensch 
und pflichttreuer Geistlicher bleiben will, unmöglich mit seinem 
Patron in Frieden zu leben. Dessen Treiben kann und darf er 
nicht billigen. Kraft seines Amtes ist er gezwungen seinen Ge- 
danken und Empfindungen nach Aussen Ausdruck zu verleihen. 
Denn er ist zu Vorhalt und Rüge verpflichtet nicht nur bei ar- 
men Gedrückten, den Knechten, sondern auch bei mächtigen 
Reichen, den Fürsten. Auf Tiefen und Höhen soll er seines Be- 
rufes warten und walten, vor Thronen und in Bauernhütten, un- 
ter Bettlersippen und auf dem Herrenschloss.. That der Pfarrer 
nun pflichtgetreu was seines Amtes war, so wurde er seinem 
Patron bald lästig. Und dann blieben die bösen Folgen für je- 
nen nicht aus. Diese Folgen können einer näheren Erörterung 
entbehren, 

Oder, stellen wir uns einmal auf einen anderen Standpunkt. 
Nehmen wir an, Professor Dr. Theobald Ziegler habe auf dem 
21. deutschen Protestantentag zu Kaiserslautern am 4. Septem- 
ber 1901 in seinem Vortrag: „Welche Anforderungen stellt das 
moderne Leben an die Ausrüstung der Geistlichen“ nur bedingt recht 
mit seinem Verlangen: „Mut, wahr zu sein, um jeden Preis, 
was angesichts ... des... in die Brüche gehenden Vertrauens 
der Laien zur Wahrhaftigkeit ihrer Geistlichen doppelt not thut*“. 
Also der Geistliche übergeht entweder als kluger Politiker und 
feiner Heuchler oder aus bequemer Gleichgiltigkeit oder aus 
ängstlicher Zurückhaltung die „Thaten*“ seines Patrons mit Still- 
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schweigen oder hält wenigstens vor der Oeffentlichkeit mit seiner 
Missbilligung und Entrüstung zurück. Aber in welchen Zwie- 
spalt muss dann der Pfarrer bei geheimer Zwiesprache mit sei- 
nem Gewissen geraten? Zu welcher Meinung über ihn’ und seine 
Seelsorge kommt der gemeine Mann? Es ist, seitdem es Men- 
schen giebt, unter ihnen Brauch gewesen, Vergleiche zu ziehen. 
Hier sind solche sehr naheliegend. Sie bedürfen keiner weiteren 
Erläuterung. Ich will auch den Faden nicht ausspinnen und 
ebensowenig auf andere unausbleibliche Folgen, z. B. auf solche 
auf nichtkirchlichem Gebiet exemplifizieren. Untersuchungen be- 
weisen und fördern wie physikalische Experimente am meisten, 
wenn Freindes möglichst ausgeschieden wird. Und da frage ich nur, 
muss denn der gewöhnliche Mann nicht alle Achtung vor seinem 
Seelsorger und vor seiner Kirche verlieren, zumal wenn er, mit 
nur nichtbesonderer Bildung beschwert von dem praktischen 
Spruch „quod licet Jovi, non licet bovi* weder Kenntnis noch 
Verständnis hat? 

Wie kann ferner der geistliche Hirte, auf der einen Seite 
von seinem Patron bedroht, auf der anderen von seiner Gemeinde 
für einen Heuchler oder Mietling gehalten, im steten Zwiespalt 
mit seinem Grewissen, als Seelsorger segensreich unter seiner 
Herde wirken? Diese und jener, sie sind doch alle nur Menschen ! 
Noch ein Wort zu des Geistlichen Gunsten muss ich aber hier 
einschalten, ein solches, das uns den Menschen näher bringt. 
Ich will es in die Frage kleiden: ist es besonders edel und zeugt 
es von dankbarer Gesinnung, wenn der Geistliche den Patron, 
von dem er Wohlthaten und Wohlwollen empfangen hat, zum 
Vergelt dafür auf das Schwerste kränkt und verletzt? Denn das 
geschieht doch dann, wenn der Geistliche die schlechten Thaten 
des Patrons an den Pranger der Oeffentlichkeit stellt und den 
Patron selbst mit seiner Kritik geisselt. 

Wir sehen, der Pflichtenkontlikt ist stets gegeben, einerlei 
nun ob der Pfarrer nach seinem Gewissen oder wider dasselbe 
handelt. Immer steht er auf geführlichem Sandboden. Wie man- 

28 * 
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ches Mannes Seele bebt hier, wie eine Sehne, die die Verzweit- 
lung zum Zerspringen gestrafit hat! Ich will die Gespenster des 
Leidens nicht zitieren. Dass aber Seelenkämpfe und zweifelsvolle 
Qualzustände da eintreten müssen, fühlt sogar ein sittlich Ver- 
rohter, merkt wohl selbst ein kirchlich Toter. 

Mit einer Erörterung über die Verhältnisse, die das Patro- 
nat unter den Geistlichen zu den Geistlichen zeitigt, will ıch 
diesen Punkt verlassen. Hören wir hier nur den oben genann- 
ten „Nichtpatronatsgeistlichen* weiter. Er klagt!: „Die Patro- 
natsfrage frass im Geheimen, im Predigerseminar, im persön- 
lichen Verkehr, viel Vertrauen, sie zeitigte manch böses Wort... 


schmerzlich habe ich empfunden, dass die Patronatsfrage die 
bisherige Kontroverse beweist das — alte Wunden wieder auf- 


riss oder sie sich nicht schliessen liess®. Ich glaube diese Worte 
bedürfen keines weiteren Konimentars. 

Schwieg zu alledem die Kirche stll — ich wende mich 
zu dem letzten der oben angedeuteten Gründe kirchlicher 
Stellungnahme, zu der Rücksicht auf die eigne Existenz — 
liess sie das Patronat ruhig weiter seine eisernen Reife schnmie- 
den ohne Rücksicht auf das moralische Wehegeschrei der 
dabei Zerschlagenen, so lud sie alle Verantwortlichkeit auf sich 
allein. >”ie hatte dann den Zusammenbruch solcher Patronat- 
geistlichen, die in jenen unentrinnbaren Zwiespalt geraten waren, 
auf dem Gewissen. Sie machte sich, Hand in Hand mit den 
Patronen, zur Mitschuldigen der sittlichen Verkommenheit und 
Verwilderung in den erwähnten Patronatgemeinden. Aber sie 
erschütterte dadurch auch selbst ihre eigne Existenz nach aussen 
und nach innen in den Grundvesten. Eine Kirche, die derartige 
Zustände duldet, ist innerlich verarmt. Eine Kirche, die sich 
gegen solche Zustände machtlos erweist, ist wert, dass sie auf- 
hört zu bestehen. Sıe ist es nicht allein wert, sondern sie hört 
thatsächlich auf. Selbst guten Christen in den Gemeinden, in 


! Hessisches Kirchenblatt von 1899 Nr. 9 S. 88 rechts. 
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denen derartige Vorfälle sich abspielen, die sie sehen müssen und 
miterleben, wird eine Kirche, die sich hier unthätig verhält, zum 
mindesten gleichgiltig. Jene verlieren die Achtung vor ihr, sie 
wenden sich von ihr ab auf Nimmerwiederfinden. Langsanı aber 
sicher vollzicht sich dann innerlich und nach aussen der Ban- 
kerott der Kirche. Das Patronat hat seine unheimliche Minir- 
arbeit verrichtet: die Kirche versinkt und verfällt. Und das ıst 
von allen Uebeln das schlimniste. 

Die Sache steht also ın Wahrheit so, dass die Kirche nur 
durch den Fortbestand des Patronats geschädigt wird, und nicht 
durch seine Abschaffung. Ja, die Beseitigung war und ıst der 
Kirche von höchstem Wert. ‚Jene ist eine Mitbedingung ihrer 
Existenz. Das Patronat besteht aber nur um der Kirche willen, 
nicht die Kirche um des Patronats willen. Die Kirche konnte 
und musste daher die Hinwegräumung des Institus fordern. 

Ich habe oben gesagt, das Verlangen der Kirche auf Sturz 
des Patronats s. Zt. erscheine auffallend. Wir haben jetzt gefun- 
den, dass es nur der erste Blick war, der jenes Urteil veranlasste. 
Nach der näheren Betrachtung erscheint es uns nunmehr selbst- 
verständlich, dass der Abgeordnete Köhler bei Stellung des Auf- 
hebungsantrags in der ersten ordentlichen Landessynode zu Darm- 
stadt die Versicherung geben konnte !, auch Grossherzogliches 
Oberkonsistorium habe auf Anfrage nach seiner Stellung zu dem 
Antrag seine Bereitwilligkeit ausgesprochen, im Falle der An- 
nahme durch die Synode, Grossherzoglicher Staatsregierung die 
geeignete Vorlage zu machen °. 

Bei dem abschlägigen Bescheid des hessischen Ministeriuns 
des Innern hat sich unsere Kirche aber beruhigt. Seit diesem 


ı Verhandlungen der 1. o. Landessynode zu Darmstadt, Ausschussbericht 
ım Bd. II Beil. 49 S. 9. 

2 Es ist nicht uninteressant, zu erwähnen, dass auch in Oesterreich ım 
Jahr 1848 die dortigen Bischöfe „übereinstimmend“ von der Regierung Ah- 
hilfe von den Uebelstünden im Gefolge des Patronats erbaten unter ein- 
gehender Begründung ihres Antrags, Wahrnund a. a. ©. II 34 und die dort 
in Anmerkung 75 zitirte Literatur. 
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Misserfolg hat sie weitere Schritte zur Erreichung des Ziels nicht 
mehr gethan. Die Kirche glaubte ihrer Pflicht genügt, ihre Exı- 
stenz gesichert und neu gefestigt zu haben dadurch, dass sie ihr 
Nichteinverständnis mit dem Patronat, insbesondere mit seinen 
Schatten und Schäden offen an den Tag gebracht habe. Welch’ 
ein verhängnisvoller Irrtum! Er ist widerlegt allein durch die 
Folgen des Falles Leiningen. So fest in ihren Hüften steht also 
die Kirche nicht. Zwar höre ich da Manchen lächelnd sagen: 
Das Patronat soll eine Kirche umwerfen? Wie kümmerlich! Je- 
nen halte ich entgegen: es ist an sich richtig, dass die Kirche 
schon manches andere überdauert hat. Aber was sind alle An- 
griffe auf unsere Kirche von aussen, sie mögen kommen woher 
sie wollen, im Vergleich mit dem Feind im Innern, welcher ab- 
stumpft und ertötet, die Lebenskraft der Kirche und die Arbeits- 
freudigkeit ihrer Diener erstickt! Darf die Kirche die Augen 
schliessen, gegen eine Not, welche stetig zunimmt? Darf die 
Kirche resigniert sich zurückhalten mit der Beruhigung: es war 
immer so! oder sich beschränken auf Klagen über die böse Zeit ? 
oder verzweifeln mit dem Seufzer: es hilft doch alles nichts? 
Ich glaube, die Kirche würde einer schweren Pflichtversäumnis 
sich schuldig machen, wenn sie nicht alles versuchte, dem Ver- 
derben zu steuern, d. h. die Aufhebung des Patronats zu er- 
reichen. Die Kirche erfüllt nur ihre eigenste Aufgabe, wenn sie 
ihren ganzen Einfluss einsetzt und alle ıhre Kraft ausnützt, um 
das Ziel zu erreichen. 

Dieser Ansicht war auch im Jahr 1876 einmütig die hes- 
sische Kirche. In ihrer Gesamtheit, mit Geistlichen, Landessyn- 
ode und Oberkonsistorium verlangte sie damals die Aufhebung 
des Instituts. Wie wird die Stellungnahme zu dem heutigen Vor- 
schlag der Abschaffung sein? Ich hoffe, die nämliche wie früher. 
Freilich, es könnte auf den ersten Blick scheinen, als ob diese 
Hoffnung nur eine Seifenblase ist. Die Leitung unserer Kirche 
hat trotz des Falles Leiningen nichts gethan, um über ihre jetzige 
Stellung zu dem Patronat Klarheit zu schaffen. Wenigstens ist 
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öffentlich nichts darüber bekannt geworden. Sie scheint sich 
vorerst abwartend zu verhalten. Die hessische Geistlichkeit ver- 
langte auf der 11. Jahresversammlung des Pfarrvereins zu Fried- 
berg im Jahr 1901 (s. oben S. 347) nicht die Abschaflung des 
Patronats, sondern nur die Suspension des Präsentationsrechtes 
eines unwürdigen Patrons. Es erhellt nicht deutlich, ob jene nur 
eine Einengung des Rechts in der genannten Hinsicht augenblick- 
lich für erreichbar halten oder eine Aufhebung des Rechts aus 
praktischen Erwägungen, z. B. vor Lösung der Frage, wer die 
Beitragslasten der Patrone übernimmt, nicht für thunlich er- 
achten. 

Im Gegensatz zum äusserlichen Verhalten der beiden Fak- 
toren verlangen einzelne Kirchengemeinden laut und ofien die 
Abschaffung der bei ihnen bestehenden Patronate. So werden 
schon Jahre lang in diesem Sinne z. B. von Rödgen bei Giessen 
die menschenmöglichsten Anstrengungen gemacht — ohne Erfolg. 

Trotzdem habe ich, wie gesagt, die feste Ueberzeugung und 
gegründete Zuversicht, dass auch heute unsere hessische Landes- 
kirche in’allen ihren Teilen bei der offiziell wiederholten Frage 
der Aufhebung auf Seiten derer stehen wird, die diese Frage 
einstimmig bejahen. Und nicht nur unsere Landeskirche alleın, 
nein, sondern die deutschen Landeskirchen überhaupt. Denn 
die geschilderte Gefahr ist keine vereinzelte, keine spezifisch- 
hessische. Das bedrohte Hessen und seine bedrohte Kirche lie- 
gen überall, wo man das Institut Patronat kennt. 

Nun noch einige Worte zu dem anderen der bei Wegschaf- 
fung der Patronate in Frage stehenden Punkte, nämlich: Schä- 
digung der Patrone. 

Die hessischen Patrone haben sich gegen eine Aufhebung 
nach Kräften gewehrt. Sie verneinen die (sefährlichkeit des In- 
stituts und rühmen dessen Nutzen (s. oben S. 399). Zugegeben, 
sagen sie, dass von Zeit zu Zeit ein trüber Schatten auf den 
Stand der Patrone und ihr Recht füllt, wenn Leben und 
Treiben Einzelner Anlass zu abtälligen Urteilen giebt und die zu 


422 Abhandlungen. 


ungerechten Verallgemeinerungen so leicht geneigte öffentliche 
Meinung für die Verfehlungen Einzelner die ganze Einrichtung 
verantwortlich macht. Aber, fahren sie fort, solche Schatten 
waren immer in Kürze wieder verschwunden und noch immer 
hat der Stand der Patrone und das Patronat selber sich seinen 
alten guten Ruf schr schnell wieder erobert. Deshalb werden 
wir geren die unberechtigte und ungerechte Wegnalme eines 
unserer Rechte auch heute noch nach Kräften Widerstand leisten. 

Dazu komnit, dass Zweidrittel der hessischen Patrone Stan- 
desherren sind. Diese weisen bei einem ÄAnsinnen auf neuen 
Verzicht mit bitterem Gesicht auf ihre früheren Verluste hin. 

Zum Teil sehen sie in der Ausübung ihrer Patronatrechte 
noch ein Mittel zur politischen Machtentfaltung, wenn auch nur 
in kleinem Massstab und auf kirchlichem Gebiet allein. Sie den- 
ken durch die Aufräumung mit dem Patronat noch des letzten 
Einflusses im öffentlichen Leben beraubt zu werden. 

Wo der Widerstand gegen die Beseitigung sich in solchem 
materiellen Sinne äussert, hat er seine Wurzel im Egoismus. 
Das persönliche Interesse des Menschen wird‘ zum ausschlag- 
gebenden Moment seines sittlichen Handelns. Ein Trieb, der aus 
der Selbstsucht, ohne Rücksicht auf ein Gemeinwohl erwächst, 
ist aber nicht sittlich. 

Ein anderer Teil unserer Patrone erblickt in dem Patronat 
auch ein konfessionell verwertbares Mittel. Ihm bedeutet indes- 
sen ein Verlust seines Rechts die Ayfızabe höherer Güter. Solche 
Patrone stehen nämlich nicht auf dem Boden der unitarischen 
Bestrebungen unserer Landeskirche, sondern mit Wort und That 
kämpfen sie heftig gegen eine Zentralisation der Bekenntnisse 
an. Ihre Opposition entspringt der Sorge um Wahrung der 
Freiheit des besonderen Bekenntnisstandes ihrer Patronatbezirke 
und der religiösen Ueberzeugungstreue ihrer Geistlichen. Sie 
dünken sich als Patrone zu Hütern der Gewissensfreiheit be- 
rufen und vermeinen allein nur dieses Amt ausüben zu können. 
So glauben sie am besten für ihre Gemeinden in diesem Sinne 
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zu sorgen, wenn sie durch Wahrnehmung des Präsentationsrechtes 
jenen das althergebrachte und altbewährte kirchliche Bekenntnis 
gewährleisten und sie vor „modernen Experimenten“ behüten !. 
Sie fürchten also durch Aufgabe der Patronate ihrer vermeint- 
lichen Pflicht nicht mehr genügen zu können und dadurch mit- 
schuldig zu werden an dem dann unausbleiblichen Ende des be- 
sonderen Bekenntnisstandes ihrer Gemeinden durch Hereindringen 
ınoderner Theologen und sozialer Geistlichen. 

Man kann diesen idealen Standpunkt voll verstehen und die 
Sorge an sich teilnehmend mitfühlen. Ist aber die Furcht be- 
gründet ? 

Unsere Landeskirche verpflichtet zwar ihre Pfarrer bei der 
Ordination auf „die reformatorischen Bekenntnisse“ schlechthin, 
also auf das Bekenntnis der evangelischen Kirche im Allgemei- 
nen, ohne besonders zwischen Jlutherischer, refornierter oder 
unierter Konfession zu unterscheiden. Trotzdem ist aber jeder 
hessische Geistliche verpflichtet, seines Amtes jeweilig nach der 
Lehre der Konfession der Gemeinde, in der er gerade zu wirken 
hat und den dort bestehenden besonderen Normen zu warten”. 
In diesem Sinn walten auch thatsächlich unsere Pfarrer. Be- 
fürchtungen wie oben sind daher gegenstandslos. Die Patrone 
brauchen sich nicht durch solche Sorgen in ihrem Gewissen be- 
drängt zu fühlen. 3 

Nun aber das Entscheidende! Aus alledem die Folgerung: 

Sämtliche Patrone glayg en in dem Pätronat eine Reihe von 
Vorrechten vor Anderen zu besitzen und durch seine Abschaffung 
herbe Verluste zu erleiden, d. Ih. wohlerworbene Rechte zu ver- 
lieren. Ich habe in diesem Sinn oben die echten Patronate un- 
ter der Lupe der Kritik betrachtet und bin zu dem Endergeb- 
nis gelangt, dass die vermeintlichen Vorrechte der Inhaber vor 

! Hessisches Kirchenblatt von 1899 Nr. 6 S. 58 links. 

2 Aus dem Schreiben des Ministers von Dalwıgk an den Grafen von 
Görtz vom 15. Februar 1861, siehe Aktenstücke im Hessischen Kirchenblatt 
von 1561 Nr. 16. 18. 19. 27. 28. 45. 47—50 und von 1862 Nr. 16—18. 
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anderen Gemeindegliedern in einem Recht besteht: dem Prä- 
sentationsrecht. Ich habe ferner dazu bereits bemerkt, dass auch 
dieses eine Patronatrecht, herunter gedrückt durch das vom Kir- 
chenregiment begünstigte Wunschrecht der Gemeinde und das 
zu weit gehende kirchenregimentliche Prüfungsrecht ', und die 
durch beide Schranken geschaffene Befugnis auf Zurückweisung 
des Kandidaten des Patrons schon zu einer Fiktion hie und da 
geworden ist oder jeweils zu einer solchen werden kann. Dann 
handelt es sich um ein Recht ohne Inhalt und wird in einem 
solchen Fall von einem durch seine Aufhebung entstehenden 
Verlust nicht gut gesprochen werden können. Ein Widerstreben 
der Stiftungspatrone in Hessen gegen die Beseitigung des Insti- 
tuts erscheint also heute wenigstens von diesem Standpunkt aus 
garnicht verständlich: er verlohnt sich nicht. Immerhin handelt es 
sich aber doch um wohlerworbene, wennschon unständige Rechte. 
Rechte aber giebt selten Jemand freiwillig preis, wäre auch eine 
derartige Aufgabe einsichtsvoll und verständnisvoll. 

Mit dem Inhalt an Rechten steht es ja bei dem Titularpa- 
tronat anders. Es umschliesst eine Mehrzahl von Rechten. Diese 
sind allerdings nicht in dem Sinn wohlerworbene wie die Stif- 
tungspatronate. Die Inhaber üben sie — materiell wenigstens 
— zu Unrecht. Trotzdem: beati possidentes. Ob sie verzichten? 
Mir fehlt der Glaube. 


Ich bin zu Ende mit meiner Untersuchung über die bei ei- 
ner Aufhebung des Patronats entstehenden Schwierigkeiten und 
Schädigungen. Den Klageschiffen, denke ich, haben wir den 
Wind aus den Segeln genommen. Ich ziehe die Summe. In 
zwei Sätzen kann ich sie geben. 

Eınmal: 

Das Patronat ist der Kirche und der gesamten Gesellschaft 
eine schwere Gefahren in sich bergende Bürde und den Patronen 
eine oft inhaltslose oder eine zu Unrecht geübte Würde. 


! Siehe oben S. 391 £. 
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Andermal: 

Seine Abschaffung geschieht ohne Schwierigkeiten insofern, 
als dadurch die Patrone nur unverhältnismässig geschädigt oder 
ein offenbares Unrecht wieder beseitigt und endlich Staat oder 
Gemeinden nicht belastet werden’. 

Aus diesem Ergebnis erhellt: Die Schwierigkeiten der Be- 
seitigung sind nicht solche, dass die Sache zu einem gedeihlichen 
Ende heute nicht geführt werden könnte. Es kann besser 
werden, darum muss es besser werden. Und deshalb zum 
Schlusse der Bemerkungen noch der von mir (oben 8. 352) in 
Aussicht gestellte Vorschlag dazu. Wir stehen hier zwar vor 
einem Problem, das denkende Geister seit Jahrhunderten, beson- 
ders seit Existenz der evangelischen Kirche beschäftigt hat und 
das sie auf alle mögliche und unmögliche Arten vergeblich zu 
lösen versuchten. Gleichviel! Der Weg ın das seither verschlos- 
sene Gebiet soll in Folgendem mit aller Bescheidenheit, jedoch 
mit voller Bestimmtheit gezeigt werden. 

Ein freiwilliger unentgeltlicher Verzicht der Patrone ist nicht 
zu erwarten. Ein „Patronatsgeistlicher“ äusserte zwar neuer- 
dings auf einen solchen den hessischen Standesherren gemachten 
Vorschlag?: „wenn nachgewiesen würde, dass sie (Standesherrn) 
etwa zu Unrecht es (Patronat) besässen.... so liesse sich wohl 
über diesen offenbar bequensten Weg reden®. Trotz des nach 
Wunsch erbrachten Nachweises erhoffe ich aber auf diesem Weg 
nichts. Ebensowenig lassen die mehrfach in Hessen geschehenen 


! Durch dieses Ergebnis sind wohl auch die Bedenken, die Hinschius 
in Stengels Wörterbuch des deutschen Verwaltungsrechts s. v. Patronat 
S. 218 zu einer Aufhebung des Patronats äussert, beseitigt. Ebenso die bei 
Peucker, Das Patronats-Recht im Lichte der Kirchengemeinde- und Synodal- 
Ordnung vom 10. September 1873 und der nach derselben erlassenen Gesetze, 
Verordnungen und Rescripte (Berlin 1886) S. 30, sodass Peucker sich hoffent- 
lich mit seinen düsteren Voraussagungen: „Ein solches Gesetz (Auflebung 
des Patronats bezweckend) hat bislang eine Existenz noch nicht gefunden, 
und dürfte diese bei den Schwierigkeiten, die die Vollendung in sich birgt, 
noch lange auf sich warten lassen“ als ein falscher Prophet erweıst. 

* Hessisches Kirchenblatt von 1899 Nr. 6 8. 88 rechts. 
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Verziehte auf die Ausübung des Präsentationsrechtes iin einzel- 
nen Fall so z. B. des Grafen zu Erbach-Fürstenau in Fürstenau 
bei Michelstadt l ım Jahr 1873, des Freiherrn von Günderrode 
bei Lehrbach im Jahre 1902 einen unwiderleglichen Schluss zu, 
dass jene Patrone das Recht gerne los wären!,. Nein, eine 
gütliche Abgabe des Patronats tritt nicht in nächster Nähe zu 
erwarten. Die Patrone müssen also dazu gezwungen werden. 
Ein heftiger Kampf tritt dabei in Aussicht. Dieses Bedenken 
darf der Entfernung des zerfallenen und vermodernden Baus 
nicht hinderlich sein. Die uralte Hochburg mit ihren Gefahren 
muss niedergerissen werden. Vor Jahrhunderten schon hat das 
Patronat den Zenith seiner Balın längst überschritten gehabt, 
schon zur Zeit als die evangelische Kirche das alternde Institut 
übernahm. Die weltliche Gesetzgebung, die althessischen Kirchen- 
ordnungen haben nicht vermocht ihm seine Jugendfrische wieder- 
zugeben, ebensowenig wie dem Patronat der katholischen Kirche 
etwa der Kirchenrat von Trient. Das Recht gleicht heute „dem 
Siechen, der mit Krücken gelit, die Furchen des Alters im Ant- 
litz®. Seine Blume ist gebrochen. Entblösst von den Mitteln, 


! Peucker a. a. O. S. 4: „und nicht nur von den Gemeinden, sondern 
bisweilen auch von den Patronen wurde das Institut des Patronats als ein 
lästiges betrachtet.“ So in Preussen. Gar manches Rittergut ist dort ver- 
kauft worden, weil sich der Besitzer an der Unterhaltspflicht für seine Pa- 
tronate verblutet hatte. Vielleicht waren Jahre und Jahrzehntelang keine 
baulichen Aufwendungen notwendig. Dann aber traten sie plötzlich in einein 
solchen Umfange auf, dass mehrfach damit direkte Vermögensschädigungen 
verbunden waren. Die Scheu vor der Uebernahme dieser Pflicht beweist, wie 
drückend letztere ist. Ans dem Verkauf eines derartig belasteten Gutes 
haben sich auch Verhältnisse entwickelt, die einfach widersinnig sind. Bei 
Parzellierung eines Ritterguts behält der Besitzer des verbleibenden Restes 
das Patronat. Die verkauften Teile gehen ohne Last ab. Wie oft verbleiben 
nur noch auf einem Atom des einstigen (intes die Patronatslasten. So kann 
sich Sachsen des kleinsten Ritterguts mit Patronat rühmen. Eine Schäfer- 
hütte ıst das letzte Krümmelchen des einstigen Besitzes. Mag der Eigen- 
tümer auch nicht zur Unterhaltung der Bauten imstande sein, sein Recht 
kann ılım nicht genommen werden. Derartire Zustände können in Hessen 
wenigstens nicht eintreten. Zertrümmerung des Gutes, an dem ein Patronat 
haftet, bedingt Erlöschen des Rechts in seinem ganzen Inbalt. 
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kraft deren sich Jugend und Reife behauptet, um sich an die 
nächstfolgende Lebensperiode weiterzugeben, fristet das Institut 
die noch wenigen Tage seines Lebens. Trotzdem hält es uns 
und unser Kirchenrecht in eiserner Umklammerung. Das Blühen 
und Treiben der neuen Zeit darf aber nicht geschädigt und auf- 
gehalten werden durch eine überlebte Institution, durch starre, 
knechtende Begriffe aus dem dunklen Mittelalter. Tech bin kein 
Schwärmer und kein Fanatiker, der nur einen rotglühenden 
Punkt sieht und dem alles andere darum verschwindet. Seien 
wir deshalb gerecht! Der Stimmung einer leisen Wehmut können 
wir uns dann nicht entwehren. Denn es ist etwas ergreifendes 
in dem Schicksal aller Werke menschlicher Geistesgrösse, dass 
sie nur solange zu dauern vermögen, als eine bestimmte, sittlich 
berechtigte Idee ilınen innewohnt und Lebenskraft verleiht, und 
dass sie dann an den Ideen selbst, zu deren Trägern sie eine 
Zeitlang berufen waren, zu Grunde gehen müssen. Alles Mensch- 
liche trägt in sich den Keim zu seinem eigenen Verderben. Da- 
her der ewige Wandel und Wechsel, von Werden, Wachsen und 
Welken, von Aufstreben, Macht und Sinken im Lebensgang der 
Staaten und ihrer Einrichtungen, der Genossenschaften und ihrer 
Schöpfungen. Das Patronat, das uralte Denkmal menschlicher 
Genialität ist heute eine Ruine aus bröckelndem Stein. Unter 
ihrem Schatten und Schutz weilen heisst sich der sicheren Ge- 
fahr des Erschlagenwerdens aussetzen. Was einstens Wohlthat 
war, ist nun Plage geworden. Mit Wehmut gedenkt der Mensch 
der Blütezeit. Aber was will das Gefühl der Wehmut über den 
Fall der Ruine besagen gegenüber der frohen Gewissheit, durch 
letzteren dem Ideal immer näher zu kommen? Das Ideal ist 
ein modernes Kirchenrecht und die Abschaffung des Patronats 
die erste Stufe dazu. 

So bildete das ‚Judentum die Vorstufe zum Christentum". 


! (semeint im Sinne Iherings (Vorgeschichte der Indoeuropäer, S. 300) 
wonach das Christentum eine Ueberwindung des Judentums darstellt, nicht 
etwa im Sinne Nietzsches, der Christus nur für den Vollender des Juden- 
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Aus der römischen Kirche des Mittelalters entpuppte sich der 
deutsche Protestantismus. Und das Patronat innerhalb der ein- 
zelnen deutschen Landeskirchen soll uns aus seiner Verwesung 
einen Keim zum neuen deutsch-evangelischen Kirchenrecht hinter- 
lassen. Auf! Versuchen wir diesem freie Balın zu schaffen, 
sei sie vorerst auch nur eine kleine Gasse. 

Deshalb mein Vorschlag: 

Der Staat muss das Patronat aufheben. 

Nach reformirter Anschauung kann das Patronat schon be- 
seitigt werden aus prinzipiellen Gründen’. Nach lutherischer 
Auffassung dagegen darf die Abschaffung nur aus praktischen 
Erwägungen erfolgen d. h. wegen etwaiger thatsächlicher 
Uebelstände. Uns ın Hessen interessirt z. Zt. nur diese Mög- 
lichkeit. Wir lassen also auch Klagen wie: Das Patronat sei 
eine Anomalie und ein Ausnahmezustand, es habe sich überlebt, 
seine Fortexistenz nach Aufhebung der Grundobrigkeit sei wi- 
dersinnig u. s. w. ganz ausser Acht und untersuchen nur die 
Uebelstände im Gefolge des Rechts. 

Das Patronat zerstört in beängstigender Weise das Gemein- 
wohl. Unser ganzes evangelisches Volk ist bedroht. Die Ge- 
samtheit ıst in Gefahr durch die ihr von einer kleinen Minder- 
heit auf Grund Sonderrechts bereits angethanen und noch stets 
dräuenden Schäden. Die allgemeine Wohlfahrt, die allseits giltigen 
menschlichen Werte haben wir zu erstreben und zu fördern ohne 
Rücksicht auf Einzelne und ihre Sonderinteressen, die jenen im 
Wege stehen. Denn die Zwecke des Staates erschöpfen sich 
nicht im Rechtsschutz nur der Einzelnen, sondern sie umspannen 
vor Allem Wohlfahrtsaufgaben der Gesamtheit, des Gemeinwesens. 
Die gesamte Nation muss sich also der schlimmen Schäden aus 
dem Patronat erwehren. Das über allen Einzelinteressen und 


tums hält (Nietzsche, Die Umwertung aller Werte I. Der Antichrist), für 
einen Juden freieren Bekenntnisses und den Christen für eine letzte jüdische 
Konsequenz. 

1 So auch Schleiermacher s. oben S. 336. 
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Sonderrechten stehende Volksinteresse, das Recht der Gesamt- 
heit erfordert gebieterisch Schutz und Hilfe. Und zwar ver- 
langt das bedrohte Volk Hilfe vom Staat. Der Staat muss helfen. 
Er muss die gerechte Forderung seiner Glieder erfüllen. Der 
Segen aus seiner Hilfe wird auf den Staat zurückströmen. 

Die üblichen Mittel Hilfe zu bringen, reichen hier nicht aus. 
Zum Schutz und zur Verteidigung des Gemeinwohls, um des 
Wohls des Ganzen willen ist es erlaubt und geboten gegen Ein- 
zelne mit voller, unbeugsamer Energie zu Massnahmen zu schrei- 
ten, die nach dem Massstab gewöhnlicher Verhältnisse gemessen, 
vielleicht den Stempel eiserner Härte an sich tragen. Zur Ver- 
wirklichung meines Vorschlags müssen ungewöhnliche Massregeln 
getroffen werden. Hier dürfen sie zur Anwendung gelangen als 
unabweisbare Forderung der öffentlichen Wohlfahrt. Gewöhn- 
liche Rücksichten, persönliche Rücksichten, jegliche Bedenken 
überhaupt müssen schweigen, wenn es gilt die Gesamtheit zu 
schützen. Wie oft auch wendet der Staat, die Gesamtheit, gegen 
seine Glieder, die Einzelnen, die anderen seiner einzelnen Glieder 
wertvolle Dienste leisten sollen, schon bei gewöhnlichen Verhält- 
nissen schweren Zwang an. Und da soll jener davor zurück- 
schrecken, ihn gegen die Wenigen zu üben, von denen in unab- 
sehbarer Weise Unheil und Schaden gegen ihn, gegen Alle aus- 
gehen? 

Not kennt kein Gebot! Kann eine Verständigung und güt- 
liche Vereinbarung mit den Patronen nicht zustande kommen, 
dann ist der Staat vollberechtigt, dann muss er auf Grund seines 
Staatsnotrechtes, auf Grund des jus eminens der Staatsgewalt, 
das Patronat aufheben. Diese Aufhebung mag für Einzelne ein 
Verlust, als Unterdrückung erscheinen, für die Gesamtheit ist 
sie Erlösung. 

Aufhebung des Rechts auf Grund des Staatsnotrechts! So 
bei dem Stiftungspatronat. Bei einer Beseitigung des Titular- 
patronats bedarf es nicht einmal jener Begründung und Recht- 
fertigung. Hier handelt es sich nicht um wohlerworbene Rechte. 
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Die Verleihung, die die standesherrlichen Rechte in das Leben 
rief, steht nicht auf dem Boden des Rechts. Ohne Rechtsgrund, 
zu Unrecht hat ein modernes Gesetz jene geschaffen, ein modernes 
Gesetz kann sie schon aus diesem Grund ohne Weiteres auf- 
heben. 

Der Staat muss das Patronat aufheben. Wird mit diesem 
Vorschlag der Knoten auch nicht kunstvoll gelöst, so wırd 
er doch gelöst und das ist die Hauptsache. 

Mit ein paar Worten muss ich mich hier noch wieder einen 


Gesner wenden. In letzter Zeit — allerdings vor dem Fall 
Leiningen — hörte ich eine Stimme aus unserem hessischen 


Kirchenregiment, die Stimme eines unserer besten Juristen. Aus 
diesen beiden Gründen heischt sie Beachtung. Sie besagte: 
Das Patronat sei allerdings eine Anomalie in unserem heutigen 
Rechtszustand, es schliesse ferner das für die übrigen (Nicht- 
patronat-) Gemeinden bestehende Wunschrecht aus und sei end- 
lich dem Kirchenregiment bei der Stellenbesetzung vielfach hinder- 
lich. Deshalb sei wohl seine Aufhebung wünschenswert, aber 
diese sei keine unabweisliche Forderung der öffentlichen Wohl- 
fahrt, insbesondere bestehe keine Not, die kein Gebot kenne und 
zu einer Confiszirung des Patronats zwinge!. 

Sprach hier der Jurist oder der Vertreter der Kirche? 
Oder paktirte der Eine mit dem Anderen? Ich weiss es nicht. 
Von allen diesen Ausführungen ist nur die erste zutrefiend: 
Das Patronat sei eine Abnormität unsrer gegenwärtigen Rechts- 
ordnung. Sämtliche übrige Gründe aber, die eine Beseitigung 
sollen nur erwünscht sein lassen, sind nicht stichhaltig. So ist 
das Wunschrecht bei Patronatgemeinden keineswegs ausgeschlos- 
sen. Die Motive des hessischen Kirchengesetzes betr. die Be- 
setzung der Pfarrstellen vom 17. Novbr. 1888? erklären aus- 


ı Darmstädter Zeitung von 1899 Nr. 38 S. 137. 

* Verordnungsblatt für die evang. Kirche des Grossh. Hessen von 1388 
Nr. 17. Motive dazu siehe Verbandlungen der III o. Landessynode 1885;90 
Beil. 50. 
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drücklich, da die Gemeinde das Recht habe in ihrer Vertretung 
durch den Kirchenvorstand sich über ihre Verhältnisse und Be- 
dürfnisse auszusprechen , sei es nicht ausgeschlossen, dass der 
Kirchenvorstand einer Patronatgemeinde auch Wünsche hinsicht- 
lich der Person des zu Präsentirenden äussere. Ebensowenig 
ist das Kirchenregiment vielfach in der Stellenbesetzung durch 
das Patronat gehindert. Oder gilt die Präsentation immer noch 
als Collation? Der von dem hessischen Kirchenregiment adop- 
tirte und in die Praxis umgesetzte Satz der Eisenacher Kirchen- 
konferenz vom Jahr 1861 besagt das Gegenteil!. 

Dass aber eine Not besteht, eine bittere Not, die nach dem 
Sturz des Patronats schreit, das glaube ich dargethan zu haben. 
Eine nochmalige Aufzählung der Gründe darf ich mir sparen. 


Der Staat muss das Patronat also aufheben. Eine Parallele 
ist hier nicht uninteressant. Ich habe sie ähnlich (oben S. 366 f.) 
allerdings nur beschränkt gezogen. Stellen wir jetzt nochmals 
nebeneinander das Streben Roms, der Landgrafen und der 
jetzigen Zeit. 

Eine Thatsache springt da dem Beobachter sofort ohne 
weiteres in die Augen: Wenn wir heute den letzten Nachhall 
der deutschrechtlichen Konsequenzen aus dem Laieneigentum an 
Kirchen von ehemals aus der Welt zu schaffen gedenken, wan- 
deln auch wir die uralten, von Rom gehauenen und von den 
Hessenfürsten in Stand gehaltenen Bahnen weiter fort. Allen 
ist das gleiche Ziel gemeinsam: Unterdrückung der Rechte des 
Kircheneigentümers bezw. des Patrons. Und doch sind das nur 
zufällige Berührungspunkte. Die Motive im Einzelnen sind andere. 

Nämlich auf Seiten Roms trieb der krasse Egoismus, der 
neben der eismen Herrschaft keinen anderen Willen duldet 
allerdings dadurch aber auch in seiner Weise die Kirche gross 
gemacht hat. Auf Seiten der Landzgrafen wirkte ebenfalls die 
„geistliche ‚Jurisdiktion* in erster Linie, aber in zweiter noch 


! S. oben S. 391 f. und 424. 
Deutsche Zeitschr, f. Kirchenrecht. XIT. 3. 29 
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das Streben, dass die „von Gott befohlene Vnderthanen sowol 
Edel als Unedel, mit Christlichen, Gottseligen vnd tuchtigen 
Lehrern vnd Predigern versorgt seyn*!. Heute gilt nur der 
Wahlspruch: salus publica suprema lex. 

Wenn die katholische Kirche ihr Ziel trotz Klugheit, Macht 
und Energie nicht erreichte, wenn die Landgrafen ihre auf gänz- 
liche Beseitigung des Instituts gerichtete Tendenz aufgeben 
mussten, so lag das an der Macht der damaligen Verhältnisse 
und dem Unvermögen ihnen gegenüber. In unserer Zeit braucht 
die Kirche weder mit der Möglichkeit neuer Patronatstiftungen 
zu rechnen, noch ist der Staat auf Wohlwollen und Unterstützung 
einzelner Stände angewiesen. Solche alte Mauern schützen das 
Institut heute nicht mehr. Uns ıst die Möglichkeit und die 
Macht des Vollbringens gegeben. Es fragt sich nur, ob wir wollen ? 

Schliesslich noch ein par Einzelheiten. 

Der Staat muss das Patronat aufheben. Damit komme 
ich zur Competenzfrage: ist der Staat überhaupt zuständig, das 
Kirchenpatronat zu beseitigen? Zwei Punkte stehen bei der 
Entscheidung in Betracht. 

Erstens. Eine an sich mögliche Aufhebung durch die Kirche 
und ihre Patrone kann nur mit Einwilligung des Staates er- 
folgen. Denn zwischen Patronat und Staat sind Beziehungen 
entstanden, an deren Regelung der Staat ein intensives Inter- 
esse hat. 

Zweitens. Die Aufhebung durch den Staat würde einen 
Eingriff darstellen in eine kirchliche Einrichtung und in die 
wohlerworbenen Rechte von Personen, also ein Eingriff doppelter 
Art, sowohl in die Rechtssphäre einer staatlich anerkannten Reli- 
gionsgesellschaft als auch in jene einzelner Staatsbürger. Bei- 
der Schutz und Achtung hat der Staat verbürgt. 

Diese Bedenken kann der Staat auf zwei Möglichkeiten be- 
seitigen. Entweder, er sucht zu einer Wegschaffung des 


ı Reformationsordnung 1572. 
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Patronats die Zustimmung der Kirche und die Zustimmung der 
Patrone zu erlangen. An dem Einverständnis der Ersteren ist 
wohl kaun zu zweifeln. Letztere werden ihre Einwilligung aber 
schwerlich erteilen. Dieser eine Weg ıst also nicht gangbar. 

Oder, der Staat nimmt die Aufhebung einseitig vor. Eine 
solche Massregel kann „aus offenkundigen Rücksichten des öffent- 
lichen Wohls, aus zwingenden Gründen der Staatsraison* er- 
griffen werden. Beide Gründe sind zur Zeit gegeben. Der 
Staat ist also zur Aufhebung kompetent. Sie geschieht durch 
einseitigen Erlass eines Staatsgesetzes!. 

Der Staat muss das Patronat aufheben. Es ıst m. E 
nachgewiesen, dass der Bestand des Patronats dem Wohle der 
Kirche und des Staats direkt und indirekt d. i. durch Schädigung 
vitaler Einzelinteressen entgegen arbeitet. Es sind ferner ge- 
nug und aber genug Bestrebungen in die Oeffentlichkeit gelangt, 
welche aus jenen Gründen die Abschaffung des Instituts ver- 
langen. Aus beiden Thatsachen ist die absolute Notwendigkeit 
der alsbaldigen Aufhebung abzuleiten. Weshalb will man da- 
mit warten, bis das Vertrauen zur Kirche und zum Staat durch 
das Recht gänzlich untergraben worden ist? 

Der Staat muss das Patronat aufheben, wenigstens aber 
dessen essentielles Recht, das Präsentationsrecht. Einzelne 
Ehrenrechte oder Autsichtsrechte kann man erforderlichenfalls den 
Patronen gestatten z. B. als kirchliche Auszeichnungen. Das 
seht in Hessen um so eher an als Ehrenrechte und Verwaltungs- 
befugnisse hier nur als Ausfluss des Kircheneigentums u. s. w. 
anzusehen sind und das Privateigentum an Kirchen etc. durch 
das Patronat nicht wie anderwärts verdrängt worden ist. Jener 
Ausweg trägt vielleicht auch den Staat mit über die Bedenken 
aus Artikel 41 Abs. 2 des 58er Gesetzes hinweg (oben 8. 403). 


! Ich verweise noch auf die Verhandlungen der I. o. hessischen Landes- 
synode Bd. I Beil. 23 S, 1; Hinschius, System des katholischen Kirchen- 
rechts III, 8 und 87; Kaim, Kirchenpatronat I, 383 ff.; Zeitschnitt f. KR. 
x, 103 ff. 
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Belässt man den Standesherrn bezw. den Patronen überhaupt 
aus Billigkeitsgründen Ehren- und Verwaltungsrechte. trennt 
man sie vom Patronat ab, so giebt man ferner den genannten 
Vorzügen damit ihren eigentlichen Rechtsgrund, ihre rechtliche 
Basis wieder. 

Der Staat muss das Patronat aufheben und zwar ohne 
Gewährung einer Entschädigung. Ein solcher Anspruch der 
Patrone besteht nicht. Für die Allgemeinheit muss jeder Ein- 
zelne nach seinen Kräften und mit seinem Vermögen beitragen, 
stehe er hoch oder tief. Diesen Zwang haben wir alle am eig- 
nen Leibe schon erfahren. Weshalb soll den Patronen nicht 
die wumentgeltliche Aufgabe ihrer Rechte aus dem Institut auf- 
erlegt werden, als ein in dem öffentlichen Interesse zu bringen- 
des Opfer? Wenn Not an den Mann geht, gewiss! Diese Zeit 
der Not ist da. Nur den Zwecken nationaler Wohlfahrt füllt 
die vielhundertjährige Existenz des Patronats und seiner Rechte 
zum Opfer. 

Bleibt noch die Frage, was aus den aufgehobenen Rechten 
und Pflichten des Patronats werden soll? Die Frage nach dem 
Verbleib der letzteren können wir sogleich abthun: Pflichten der 
Patrone in Hessen bestehen ja nicht. Fast ebensoleicht ist die 
Lösung hinsichtlich der Rechte. Das Patronat bedeutet in der 
Pfründenbesetzung eine Beschränkung der landesherrlichen Kol- 
lation. Fällt die Beschränkung durch Aufhebung des Patronats 
weg, so bleibt die freie Kollation des summus episcopus be- 
stehen. Belässt man Ehren- und Aufsichtsrechte nicht als aus- 


nahmsweise Vergünstigungen ihren seitherigen Inhabern — ich 
denke dabei naturgemäss vorerst an unsere Standesherren — so 


entfallen jene mit Beseitigung des Instituts gänzlich. Denn, wird ein 
Institut ganz und gar aufzehoben, so kann natürlich von einer 
Rechtsnachfolge auch nur in seine einzelnen Teile keine Rede sein. 

Damit glaube ich Bedenken gegen meinen Vorschlag be- 
seitiet und Hindernisse aus dem Wege geräumt zu haben. Des- 
halb rufe ich auf die Meister der Wissenschaft und die Männer 
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der Praxis, aber nicht sie allein, sondern das gesamte Hessen- 
volk mit, und mit lauter Stimme ermahne ich sie alle, nicht 
wieder zurückzufallen in den früheren Schlaf ohnmächtiger Re- 
signation, sondern rastlos zu arbeiten und zu schaffen, bis das 
Ziel erreicht ist. An Rechtslehrer und Rechtsgelehrte, an die 
Mitglieder der Landessynode, an die hessische Geistlichkeit und 
das Oberkonsistorium, an alle Kreise unserer Bevölkerung und 
an Ihre Vertreter, unsere Landtagsabgeordneten insbesondere 
richte ich die Aufforderung, beharrlich von der Regierung die 
Einbringung einer Gesetzesvorlage, welche die Aufhebung des 
RKirchenpatronatrechtes auf Grund des Staatsnotrechtes bezweckt, 
zu verlangen. Dass jetzt diese Aufhebung durchzusetzen sein 
wird, ist für mich dann keine Frage, wenn man nur konsequent 
hei dem Verlangen bleibt und mit eiserner germanischer Willens- 
energie zufasst. Worte sind genug gemacht. Alles Reden ist 
nur „Schall und Rauch“. Die That ist alles, nichts der Rulım 
der Theorien. Auf zur That, frisch an’s Werk! 

Ich bin zu Ende mit meinen Bemerkungen. Der Fall Lei- 
ningen war Ihre Veranlassung. Vielleicht ist er auch dazu mit 
berufen, die Beseitigung des Patronats herbeiführen zu helfen, 
wie e5 Ja häufig, ob durch eine Ironie des Schicksals? zu ge- 
schehen ptlegt, dass Namen, die verdienen bald vergessen zu 
werden, durch daran sich anknüpfende wichtige Folgeereignisse 
zu dauernder Berühmtheit gelangen. Ich hotfe, dass unsere (re- 
neration die letzte gewesen ist, die das Patronat noch gesehen 
hat. Ich hoffe ferner, dass gerade Hessen durch die Beseitigung 
des Instituts jenen ersten Schritt zur Schaffung eines nationalen 
Kirchenrechts thut. Dieser Hoffnung kann ich nicht besser Aus- 
druck verleilen als mit den schönen Worten Longfellows: 

„Männer sind voran geschritten, die sich ganz der That geweiht 
„Lasst wie sie von Euren Tritten Spuren in dem Sand der Zeit! 
„Spuren, die vielleicht en Andrer, der den steilen Pfad begmnt, 
„Ein verirrter müder Wandrer schaut und neuen Mut gewinnt! 
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II. Literaturübersicht'. 
Erstattet von E. Friedberg. 


I. Allgemeines. 

30. Trespiolo*, Saggio per uno studio sulla coscienza sociale 
e giuridica nei codiei religiosi. Premiato dalla Regia Universita di 
Parma. Con prefazione di Italo Pizzi. (Parma. Battei 02.) 

Diese religionsphilosophische und vergleichende Studie fällt nicht 
in den Kreis dieser Zeitschrift. Doch werden deren Leser auch für 
sie Interessantes finden, wie z. B. bezüglich der Ehe. Darum möchten 
wir auch an dieser Stelle auf die gelehrte Schrift hinweisen. Von 
demselben Autor ist erschienen: Il pensiero filosofico giuridico 
nel piü recente stadio della sua evoluzione ib. E. Fr. 

3l. Loofs, Symbolik od. christl. Konfessionskunde Bd. 1. Tüb. 
u. Leipzig. J. C. B. Mohr 02. (16 Abth. d. Grundriss d. theol. Wis- 
senschaften). 

\Wir möchten die Kreise unserer Leser auf dies ungemein tüchtire 
Buch hinweisen. Gehört es auch nicht der eigentlichen kirchenrecht- 
lichen Literatur an, so behandelt es doch auf Grund eingehender Stu- 
dien in schöner prägnanter Form, mit ruhiger Objektivität eine Viel- 
zahl von Fragen, denen auch der Kanonist seine Aufmerksamkeit zu- 
wenden muss. Denn auch die theologischen Grundlagen kann der letz- 
tere nicht entbehren und diese werden ihm hier vollständig dargeboten. 
Wir haben, obgleich Nichttheologe das Buch mit Genuss und Belch- 
rung durchgearbeitet und meinen, dass es allen Lesern das Gleiche 
gewähren wird. Er findet hier nicht nur die Aufschlüsse über Wesen. 
Organisation, Kultus der römisch-katholischen, sondern auch der ortho- 

1 Die mit * bezeichneten Bücher sind der Redaktion zur Besprechung 
zugegangen. 
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doxen Kirchen, der Utrechter und altkatholischen Kirche, sowie der 
deutsch-katholischen. Dürfen wir auf einen lapsus calami hinweisen ? 
S. 321 wird der Priester als minister des Ehesakramentes bezeichnet, 
auf S. 346 dagesen richtig die Eheschliessenden. E. Fr. 

32. Seeck, Gesch. d. Untergangs d. antik. Welt. Anl. z. IT. Bd. 
(Berl. Ol). 

33. Revnaud, la eivilisat. paienne et la relig. (Par.). 

34. Heinrici, d. Urchristenthum. Götting. 02. 

35. Mariano, Il Cristianesimo nei primi secoli. Quadri e figure 
1. 2. (Firenze 02). 

36. Wilkins, Paganism in the papal church. (Lond. O1). 

37. Batifol, Et. d’hist. et de theol. positive. La discipline de 
l’areane. Les origines de la penitence. La hierarchie primitive. L’a- 
gape. Par. 02. 

38. Wittig, Papst Damasus I. Quellenkritsiche Studien zu seiner 
(resch. u. Charakteristik. Röm. Quart. Schr. f. christl. Altert.-Kunde. 
14. Suppl.-Heft. (Frei. 02). 

39. Salvemini, Studi storici. (Firenze Ol). Cap. 2 über das 
Verhältniss der Stadt Florenz zur Kirche. 3: Untergang des Templer- 
ordens. 

40. Müller*, Kirchengrschichte Bd. 2. I. Halbbd. H. 2. Mit 
einer Karte üb. d. Verbreitg. d. Reformat. in Deutschl. u. d. Schweiz 
b. Anf. d. sechziger ‚Jahre (Grundriss d. theol. Wissenschaften H. 4. 
Bd. 2) Tüb. u. Leipzig J.C. B. Mohr 2. Heft M. 6,50. II. Halbband 
M. 9,60, web. 10,60. 

Mit diesem umfangreichen Hefte ist der erste Halbband des zweiten 
Bandes des vortrefflichen Werkes zum Abschluss gekommen. Er be- 
handelt die reformatorische Bewegung inner- und ausserhalb Deutsch- 
lauds bis etwa z. J. 1560. Auch für das Studium des Kirchenrechts 
ist die ruhige, klare, ich möchte fast sagen lapidare, durchaus quellen- 
ınässige Darstellung bedeutungsvoll, wenngleich der Verf. die recht- 
liche Bilduug stark hinter der dogmatischen zurücktreten lässt. Aus 
der kirchenrechtlichen Literatur vermisse ich die Anführung von Rieker’s 
schöner Studie über die ref. Kirchenverfassung und von Sehling über 
die Kirchengesetzgebung unter Moritz v. Sachsen. Desselben Autors 
Darstellung der sächsischen Verfassungsentwickelung, die sich in der 
Ausgabe der KOO. findet — diese freilich citiert — ist wohl zu 
spät erschienen, um von dem Verf. noch benützt werden zu können. E. Fr. 
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I. Lehr- und Handbücher. 


10. Deshayes, Memento iur. ecclesiastici publ. et privati ad 
usum seminarior. et cleri. ed. nova. (Par. 02). 

11. Tilloy, A., Traite theorique et pratique de droit canonique. 
Nouvelle edition, amendee et appropriee par sa forme didactique ä 
V’enseigneiment classique des seminaires et Al’usage du clerge, tant se- 
eulier que regulier. 2 vol. T. 1. 2. (Paris, 02). 

12. Calisse, Diritto eccles.: costituzione della chiesa. (Firenze 02). 

13. Gignac, Compend. iur. canon. ad usum cleri Canadensis 1 
De personis. (Quebec Ol). 

l4. siovanelli, Manuale dei parroci e benefieiati: nozioni pra- 
tiche d’amministrazione, massime di giurisprudenza, legri, deereti, re- 
golamenti in materia ecclesiastica. (Milano. 02). 

15. giovanelli e Calvanna. Regolamenti per l’ammini- 
strazione e tutela delle chiese, vigenti per le fabbricerie delle pro- 
vincie lombarde e venete. 3.a ediz. riveduta ed ampliata con annvta- 
zioni e coll’aggiunta di massime e norme di giurisprudenza. (Milano 02). 

16. Guida teorica pratica per ’amministrazione dei benefiel, com- 
pilata dal sac. (zuarnieri Luigi. (Mantova 02). 


II. Sammlungen von Kirchengesetzen. Kirchengesetze 
mit Kommentaren. 


7. Colomiatti (od. iur. pontif. seu can. vol. VI. (Taur. Ol) 

8. Samml. kirchlicher Verordnungen, Erlasse u. Bekanntmach. 
f.d.B. Breslau, n. d. Inhalte geordnet u. her. i. Auftrag d. fürst- 
bischöfl. Ordinar. i. Breslau. (Ib. 02). 

9. Fritzsch u. Hartig, Judikate d. Reichsger. d. Verwaltırs- 
gerichtshofes u. d. voberst. (erichtshofes in Sachen d. Kultus, d. Un- 
terrichts u. d. Stiftungen. (Wien 02). 1. 2. 

10. Peitz. Kön. sächs. Ges. d. Ausdehnung der Verwaltungs- 
rechtspflege n. d. &. v. 19. V1L. 1900 auf kirchl. Angelegenh. betr. v. 
22. V. 1902. Nebst e. Verz. d. Kirchen im Kgr. Sachsen, Text-Ause. 
ın. Einleit., Begründung u. e. Sachverzeichn. (Flöha 02). 


IV. Quellen des Kirchenrechts. 


46. Funk, d. s. g. zweite Klemensbrief. Th. Quart. Schr. 84, 349. 
47. Scherer, D. erste Clemensbrief an d. Corinther nach s. Be- 
deutung f. d. Glaubenslehre d. kath. K. am Ausgang d. I. christl. Jahrh. 
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untersucht. (Regensb. 02). 

45. Jacquier, la doctrine des douze Apötres et ses enseieme- 
ments. (Par. Ol). 

49. Nau, Notes complement. sur la didascalie. Le Can. cont. 
25, 257. 

50. De Jongh, Le testaunent de notre Neigsneur et les ecrits 
apparentes. A propos d’un recent oeuvre de Mr. le Dr. F.X. Funk. 
R. d’hist. eeeles. 3, 615. 

5l. Chapmann, Les interpolations dans le traite de 8. Ü'yprien 
sur Yunite de Verl. Rev. Bened. 19 no. 3. 

52. Auvray, Les registres de Greg. IX. Recueil des bulles de 
ce pape, publiees ou analysees d’apres les mser. origin. du Vatican 
fase. 7. (Par. 02). 

53. Lecacheux, Lettres seeretes et curiales du pape Urbain V. 
(1362— 70) se rapportant & la France, publ. ou analys. d’apres les re- 
gist. du Vatican. fasc. 1. (Par. 02). 

54. Eubel, Bullar. Franciscan., sive roman. pontiff. constitut., 
epist., diplomata tribus ordinib. Minorum, UClarissarum, Poenitentium 
a seraphico patriarcha s. Francisco institutis ab eor. originib,. usque 
al nostra teinpora concessa. T. VI. Benedieti XII, Clementis VI, 
Innocentii Vl, Urbani V, Gregorii XI documenta iussu atque auspiehis 
rev. P. M. Laurentii Caratelli de Signia totius ordin. Minor. S. Fran- 
eisci conventualium post seraphieum patriarcham miistri generalis CVI. 
(Romae 02). 

55. Boroks, A syn. at Caesarea in Palestine in 393. .J. of theol. 
stud. 1902, 433. 

56. Werminghoff, Reise n. Italien i. J. 1901. (Synodalakten 
bis 543, N. A. 27, 567 

57. Werminghoff, D. Beschlüsse d. Aachener Con. i. J. 816. 
N. Arch. 27, 603. 

58. Fita, Concilios Tarraconenses en. 1248. 1249 y 1250. Bol. 
d. 1 Real. Acad. mayo 1902, 444. 

59. Statuts synodaux du diocese de Nancy et de Toul, publies 
par Turinaz. (Nancy, 02). 

60. Dümmler, Eine Streitschrift f. d. Priesterehe. Berl. 02. 
Sitz.-Ber. d. Preuss. Akad. 

6l. Fournier, De quelques collect. canoniques issues du de- 
eret de Burchard. Melanuges. Paul Fabre. Par. 02, 189. 

62. Baltzer, D. Sentenzen d. Petrus Lombardus. Ihre Quellen 
und ihre dogmengeschichtliche Bedeutung. . (Leipz. 02). (Bonwetsch 
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u. Seeberg, Stud. z. (resch. d. Theol. u. d. Kirche VIII. H. 3:. 

Der Verf. erklärt sich, freilich olıne jede Begründung dafür, dass 
Lombardus den Gratian benutzt habe. Dass diese Frage eine unter 
Kanonisten viel behandelte Kontroverse ist, scheint ihm ganz unbe- 
kannt zu sein. E. Fr. 

63. Dr. Heinrich Singer, Die Summa deeretorum des ma- 
sister Rufinus. Herausgegeben Paderborn 02. Ferd. Schönineh. 

In Fachkreisen war es längst bekanut, dass Sinzer an einer kriti- 
schen Ausgabe des Rufinus arbeite. Jetzt nun liegt die Frucht jahre- 
langen eifrigen Studiums in einem stattlichen Bande CLNXXXILI und 
80 Seiten) schön ausgestattet vor uns, nachdem die Munificenz der 
Öesterreichischen Regierung dem Her. eine Studienreise nach Italien 
und die photographische Reproduktion solcher Handschriften ermög- 
licht hatte, die nicht versendet werden. Die Publikation selbst hatte 
sich der Unterstützung der Gesellschaft zur Förderung deutscher Wis- 
senschaft, Kunst und Literatur mn Böhmen zu erfreuen. Bekanntlich 
besitzen wir schon eine Ausgabe des Rufinus, die Schulte i. J. 1892 hat 
erscheinen lassen, und ebenso bekannt ist es, zu welcher Polemik diese 
Ausgabe Veranlassung gegeben hat, der namentlich Singer den Vor- 
wurf machte, dass sie zum grossen Theile auf Handschriften beruhe 
die gar nicht das Original des Rufinus, sondern Plagiate und Excerpte 
enthalten, und dass sie so einen entstellten Text darbiete. Jetzt 
dürfen wir uns freuen, dass wir den genuinen Rufinus besitzen. Die 
beste Handschrift ist der der Pariser Nationalbibliothek einverleibte 
God. lat. 15993, welchen die Sorbonne schon i. J. 1271 aus dem Nach- 
lasse des Archidiakons (rerard d’Abbeville erworben hatte, die in der 
IT. Hälfte des XII Jahrh. geschrieben ist und die vollständige Summa 
enthält. Diesen Codex hat Singer mit Recht seiner Ausgabe zu Grunde 
gelegt und die 7 noch sonst vorhandenen und in der „Einleitung” se- 
nau gewürdigten Handschriften nur zur Vergleichung herangezogen. 
Die Autorschaft Rufins wird u. a. auch durch den Umstand erwiesen, 
dass zwei Handschriften sie ausdrücklich bezeugen. Johannes Faven- 
tiano hat den Rufinus und Stephan v. Tournay lediglich ausgeschrieben 
und die Identität seiner Ausführungen mit denjenigen, die in den Ru- 
finushandschriften gegeben werden, ist ein weiterer Beweis dafür, dass 
die letzteren dem Rufinus angehören; dass dieser Lehrer des kanoni- 
schen Rechts gewesen ist, kann als unzweifelhaft angesehen werden; 
ebenso dass er keine (rlossen zu den Compilationes antiquae abgefasst 
hat. Singer ist geneigt ihn mit dem Bischof Rutinus von Assissi zu 
identificieren, welcher an dem Lateranense Ill. ı. J. 1179 theilge- 


Geschichte der katholischen Kirchenverfassung. 441 


nommen hat; er verlegt die Entstehungszeit der Summa in die Jahre 
1157—9 und hebt deren Bedeutung mit Recht hervor, da sie den 
ersten grossen exegetischen Kommentar zum Decretum Gratiani ge- 
streben habe, oder vielmehr sich als ein Werk darstellt, welches ein 
selbständiges Studium des Gratian ermöglichen soll. So hat das Buch 
das Fundament gebildet, auf welchem die Dekretistenschule in Wort und 
Schrift weitergebaut hat: Bemerkenswerth ist, dass bei Rufinus, wie 
ja auch bei Paucapalea und Rolandus, das Buch Gratians stets de- 
creta genannt wird. Doch meint Singer, dass darum (sratian sein 
Werk nicht so betitelt zu haben brauche, während er freilich auch die 
Bezeichnung eoncordia etc. nicht auf Gratian zurückführen will, son- 
dern meint, dass Gratian sein Buch wie ohne Angabe seines Namens 
und ohne Vorrede so auch ohne Titel herausgegeben habe. Auch war 
das Decretum P. Il und III schon zu Rufinus Zeit in Distinctiones 
einzetheilt. Singer vertritt deswegen die Meinung, dass diese Ein- 
tlleilunz schon von Gratian herrühre und dafür kann allerdings die 
Autorität nicht nur des Rufinus, sondern auch des Stephan v. Tournay, 
also von Männern, die zeitlich Gratian sehr nahe standen, angeführt 
werden. Pancapalea hat dann eben nur zu den 100 Distinctionen des 
P. I, eine neue, die 73 hinzugefürt. Dass übrigens die Summa für die 
T'extkritik des Gratian wichtig ist, sowie für die Frage der Paleae ver- 
steht sich von selbst und ist von Singer des näheren, was die letzteren 
anbelangt, schon in der Einleitung beleuchtet worden. — Die Ausgabe 
selbst giebt den vollständigen Text, nur dass die historiae mit Recht 
tortzeblieben sind. Was aus ihr die Wissenschaft für die Dogmenge- 
schichte entnehmen kann, hat Singer nicht hervorheben wollen.  Da- 
rüber wird die spätere Forschung also erst Aufschluss ergeben können. 
Uns bleibt demnach nur übrig, dem Her. den Dank, welchen ihm die 
Wissenschaft schuldet, zum wärmsten Ausdruck zu bringen. E. Fr. 

64. Bosdari. Giovannı de Lersmano canonista e uonmo politico 
del 1300. Atti e Mem. d. r. deput. di storia patr. 19, fasc. 1—3. 
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zu. Der Vert. erörtert ihren Ursprung, den Charakter ihres Aıntes, 
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2. In diesem Werke will der Verf. die Entwickelung des Archi- 
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gewidmet. In ihr entwickelt der Verf. ausführlicher als in 1 seine von 
der communis opinio abweichende Meinung über die Entstehung jenes 
Institutes. Bisher wurde anrenommen, dass der Bischof seine Iuris- 
dietio einem Archidiakon mandiert habe, dass je mehr die Bischöfe 
sich den Rerierungsgeschäften entzogen, desto mehr Archidiakonen 
von ihnen eingesetzt worden seien, deren jurisdietio mandata unter 
päpstlicher Begünstigung sich allmählig in eine propria umgewandelt 
habe. H. behauptet umgekehrt, dass der Bischof schon früh den ban- 
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nus episcopalis, d. h. die Einkünfte aus dem Sende, zu welchen die 
auf dem Sende zu übende Regierungsgewalt ein accessorium gebildet 
habe zum beneficium gezeben habe, dass also von vorne herein die 
Beliehenen die selbständige Stellung von Benefiziaten also eine zwar 
niedere aber iurisdictio propria gehabt hätten, dass diese Beleihung 
den meisten Pfarrern zu theil geworden sei und erst spätere bischöf- 
liche Reformen die Zahl dieser mit dem bannus episcopalis beliehenen 
s. g. Archidiakone beschränkt habe. Der Verf. will aber seine Meinung 
nur für die sächsischen Episkopate vertreten, ohne freilich auf Fak- 
toren hinzuweisen, die eine partikuläre sächsische Entwickelung zu er- 
klären im Stande wären. (Gerade daraus wird aber einstweilen der 
Ansicht des Verf. gegenüber eine wewisse Vorsicht geboten sein. bis 
urkundliche Forschungen auch bezüglich nicht sächsischer Diözesen seine 
Meinung unterstützen. Jedenfalls aber verdient das Bestreben des 
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mancas bearbeitet. (@rütersloh. C. Bertelsmann 1902) 1—3. 15, 17. 
Unsere Kenntniss der spanischen Inquisition beruhte bisher im We- 
sentlichen auf dem bekannten Werke von Llorente. Und doch war konsta- 
tiert, dass dieser Autor tendenziös und noch dazu ohne die erforderliche 
Akribie gearbeitet habe. Tendenziös waren aber auch die meisten neueren 
Arbeiten, namentlich die katholischer Seits unternommenen Versuche, zu 
denen freilich Ranke die Veranlassung gerzeben hatte, das Institut als 
eines kirchlichen Charakters entbehrend, mit seinem ganzen odium dem 
Staate in die Schuhe zu schieben. Nur Hinschius in seinem Kirchen- 
recht hat eine ganz unbefangene und in ihren Grundzügen durchaus 
zutreffende Darstellung gegeben. Aber auch er war genöthigt, ledig- 
lich mit gedrucktem Materiale zu arbeiten. Und doch bergen die 
spanischen Archive eine Unzahl von Akten der früheren Inquisition! 
Da ist es denn das grosse Verdienst des Verf. dieses immense Mate- 
rial zuerst durcharbeitet und zu einer objektiven Darstellung verar- 
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liche Entwickelung des Institutes zu geben. Nur für einen verhält- 
nissmässig kleinen Zeitabschnitt hat er die Materialien benutzt und 
nur so weit es sich um die Thätirrkeit der Inquisition gegenüber den 
ersten Regungen des Protestantismus in Spanien handelt. Aber schon 
so war die Arbeit eine ungemein mühselige und auch in dieser Be- 
schränkung ist es ihr gelungen, zahlreiche Irrthümer zu berichtigen 
und die ganze Einrichtung ın das helle und klare Licht der Geschichte 
zu stellen. Der Verf. gliedert seinen Stoff in der Weise, dass der I. 
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Ueberblicke über die Literatur und einer Hervorhebung des (seren- 
satzes zwischen alter und neuer Inquisition zunächst das Verfahren 
dargestellt, wie es den Protestanten gegenüber im XVI. Jahrh. geübt 
worden ist. Zu diesem in kirchenrechtlicher Beziehung besonders werth- 
vollen Abschnitte sind Belege aus Akten in der Sprache des Originals 
anhangsweise hinzugefürst worden. Die beiden folgenden Abschnitte 
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beschäftigen sich mit der Verbreitung des Protestantismus in Spanien 
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62. Berenini e Ruffoni, Il divorzio dinanzi alla Camera, 
con una prefazione del sac. Giacomo Pastori (Milano 02.) 

63. Billia, Ditendiamo la famiglia: saggio contro ıl divorzio 
e specialmente contro la proposta di introdurlo in Italia. 2.a ediz. 
interamente riveduta, rifatta ed acceresciuta con due appendici. (To- 
rino 02.) 
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64. Gabba, Il divorzio. Riv. d’Italia 5, 369. 
65. Giuntini-Bentivoglio, Ta quest. del div. c. pref. 
di Luisa Anzelotti (Milano.) 


XI. Schule. 


23. Brunner, D. bad. Schulordnungen. Rd. 1. Die Schulord- 
nungen d. bad. Markgrafschaften. Berl. 02. (Mon. gern. paedagog. XAXIV.) 

24. Mertz,D. Schulwesen d. deutschen Reformat. i. XVIL..Jahrh. 
(Heidelb. 02.) 

25. Pellizzo, Il seminario di Udine; seminario patriarcale di 
Aquileja ed arcivescovile di Udine: cenni storici pubblicati nel TII 
centenario della fondazione, luglio 1902. (Udine 02.) 
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III. Aktenstücke. 
Mitgetheilt von Friedberg. 


Päpstliche Aktenstücke. Sprüche römischer Behörden. 


19. Leo AXIll. Motu proprio, quo ab officiis notariorum Vicarii 
Urbis revocatur omnis facultas et potestas exarandi acta quaelibet ad 
viearatum spectantia 5/4 02. Act. S. Sed. 34, 533. 

20. Poenitent. 7/2. Ol, Ueber die Beichte von Nonnen ausser- 
halb ihres Klosters. Le Can. cont. 25, 404. (Stehen ausserhalb des 
Klosters in dieser Beziehung den Laien gleich.) 

2l. Congr. Rituum 11/4. 02. Eine hölzerne Kirche kann 
nicht konsekrirt, sondern nur benedizirt werden. Le Can. cont. 25, 495. 

22. Les nouveaux decrets de la congreg. des rites. Le Can. 
cont. 25. 274. 

23. Deer. d. Propag. 7/12.01. Bischöfe, die unter der Propa- 
sanda stehen, können neue religiöse Niederlassungen nicht ohne Er- 
laubniss der Propaganda autorisiren. Le Can. cont. 25, 328. Act. S. 
Sed. 34, 639. 

24. Decr. congr. episcop. et regul. 375.02. Alle Nonnen 
mit feierlichen Gelübden sollen nach Ablauf des Noviziates zunächst 
vota simplieia auf 3 ‚Jahre leisten. 

Perpensis temporum adjunetis, attentisque peculiaribus casibus, 
qui ad 8. Sedem haud raro deferuntur, nec non postulatis sacrorum 
Antistitum, visum est huic 8. Congrerationi Eminentissimorum ac 
Reverendissimorum Patrum S. R. E. Cardinalium newochs et consul- 
tationibus Episcoporum et Regularium praepositae non esse ulterius 


eunctandum super quaestione Jampridem proposita: an scilicet et quo- 
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modo expediat praeseribere, ut in sanctimonialium monasteriis, in qui- 
bus solemnia vota nuncupantur, praemittantur solemnibus vota simplicia 
ad certum tempus duratura. Re itaque mature perpensa ac discussa, 
in conventu plenario habito in aedibus Vaticanis die 14 Martii 1902, 
praefati Eni ac Rmi Patres S. R. E. Cardinales censuerunt: suppli- 
canduın esse SSmo Domino Nostro Leoni Divina Providentia PP. XTII, 
ut ad moniales votorum solemnium extendere dignaretur, juxta con- 
gruum modum, ea quae salubriter constituta, fuerunt a fel. rec. Piv 
PP. IX pro religiosis virorum familiis, per eneyclicas litteras S. C'on- 
gregationis super Statu Regularium, incip. Neminem latet, dAatas die 
19 Martii 1857, et per litteras sub Annulo Piscatoris, ineip. Ad w- 
rersalis Ecclesiae regimen, datas die 7 februarii 1362, cum sub- 
sequutis respective declarationibus. 

Porro Sanctitas Sua, in Audientia habita ab infraseripto Cardinali 
praedictae S. Congregationis Praefecto die 3 Maii 1902, audita de 
praemissis relatione, sententiam praelaudatorum Patrum Cardinalium 
probavit, mandavitque per hujusmet 8. Congregationis deeretum edici 
praescriptionum capita, quae infra seripta sunt, perpetuo inviolateque 
servanda: 

I. In omnihus et singulis sanctimonialium monasteriis cujuscum- 
que Ordinis seu Instituti, in quibus vota solemnia emittuntur, peracta 
probatione et novitiatu ad praeseriptum 8. Coneilti Tridentim, Consti- 
tutionum Apostolicarum et legum Ordinis seu Instituti a S. Sede 
approbatarum, novitiae vota simplicia emittant, postquanı expleverint 
aetatem annorum sexdecim ab eodem Concilio Tridentino statutam vel 
aliam majorem, quae forsan a constitutionibus proprüii Ordinis vel In- 
stituti a S. Sede approbati requiratur. 

II. Hujusmodi professae post expletum trieunium a die, quo vota 
simplicia emiserint, computandum, si dignae reperiantur, ad professionem 
votorum solemnium admittantur: sublata cuilibet potestate hac super 
re dispensandi, ita nempe ut si qua, non exacto integro triennio, ad 
professionem solemnem, quacumque ex causa, admitteretur, professio 
ipsa irrita prorsus foret ac nullius effectus. 

IIT. Firma tamen in suo quaeque robore manere declarantur in- 
dulta a S. Sede jam impertita, quorum vi, nonnullis in locis seu In- 
stitutis, professio votorum simplicium ad longius tempus emitti possit. 

IV. Praeterea ex iustis et rationabilibus causis de quibus tum mo- 
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nasterii Superiorissa tum novitiarum Magistra fidem scripto facere 
debent, poterit Ordinarius pro monasteriis suae jurisdietioni subjectis 
et Superior Generalis seu Provincialis pro monasteriis, quae exemptionis 
privilezio gaudent, indulgere, in casibus particularibus, ut professio 
votorum solemnium differatur, non tamen ultra aetatem annorum virimti 
quinque expletorum. 

V. Vota simplicia, uti praefertur, emissa perpetua sunt ex parte 
voventis; et rlispensatio super lisdem Romano Pontifici reservatur. 

VI. Professae istiusmodi votorum simplicium fruuntur et gaudent 
iisdem indulgentiis, privilegiis et favoribus spiritualibus, quibus legitime 
fruuntur et gaudent professae votorum solemnium propri cujusque 
monasterii; et quatenus morte praeveniantur ad eadem respective suf- 
frarıa jus habent. 

VII. Eaedem tenentur ad observantiam regularum et cunstitutionum 
non secus ac solemniter professae; itemue tenentur choro interesse: 
quatenus vero legitime impediantur quominus choro intersint, ad pri- 
vatam ofhieii divini recitationein non oblirautur. 

VIII Tempus a constitutionibus ceujuslibet Ordinis seu Instituti 
praescriptum ad rocem acliram et passiram assequendam a die 
emissionis votorum simplieinum computatur: verumtamen professae 
votorum simplicium nunquam suflragium, imo ne locum quidem habe- 
bunt in capitulis in quibus et quatenus agitur de admittendis ad pro- 
fessionem soleınnem; eaeque deputari quidem poterunt ad minora 
coenobii officia; sed ad munia Superiorissae, Vicariae, Magistrae no- 
vitiarum, Assistentis seu Consiliariae, et oeconomae eligi nequeunt. 

IX. Potiores jure, utpote seniores, censentur quae prius vota sim- 
plicia nuncupaverint: ita tamen ut quaecumque, juxta superius dicta, 
professionem solemnem ultra triennium distulerint, loco interim ce- 
dant etiam junioribus solemniter professis, recepturae iterum jura ra- 
tione prioris professionis quaesita ubi primum vota solemnia et Ipsae 
emiserint. 

X. Dos pro quolibet monasterio statuta tradenda est ipsi monas- 
terio ante professionem votorum simplicium, 

XI. Professae votorum simplicium retinent zadicale suorum bo- 
norum dominium, de quo definitive disponere non poterunt, nisi intra 


duos menses proxime praecedentes professionem solemnem, ad norman 


S. Coneilii Tridentmi Sess. X\\V, de Regular. et Monial., cap. XV. 
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— Omnino vero interdieta jipsis est eorundem bonorum administratio, 
nec non quorumeumque reddituum erogatio atque usus. Debent prop- 
terea ante professionem votorum simplieium cedere, pro tempore quo 
in eadem votorum simplicium professione permanserint, administratio- 
nem, usumfructum et usum quibus eis placuerit, ac etiam suo Ordini 
seu monasterio, quatenus ex hujus parte nihil obstet et ipsae plena 
libertate id opportunum existimaverint. — Quod si durante tempore 
votorum simplicium alia bona legitimo titulo eis obvenerint, eorum 
quidem dominium radicale acquirunt, sed administrationem, usum- 
fructum et usum cedere yuamprimum debent ut supra, servata etiam 
lege non abdicandi dominium radicale nisi intra duos menses proximos 
ante professionem solemnem. 

XII. Ad dimittendas e monasterio praefatas votorum simplicium 
professas, recurrendum erit, in singulis casibus, ad S. Sedem, distincte 
exponendo graves causas, quae dimissionem suadere seu exigere vide- 
antur. 

XTII. Sorori professae votorum simpliecium a monasterio discedenti 
sive ob votorum dispensationem a Saucta Sede Apostolica impetratam, 
sive ob decretum dimissionis ut supra emissum, restituenda erit inte- 
gra dos quoad sortem, exelusis fructibus. 

Iritur haec 8. Congregatio de expressa Apostolica Auctoritäte, 
praesentis decreti tenore, quaecumque superius praescripta, declarata 
ac sancita sunt, ab omnibus, ad quos seu quas spectat, ex obedientiae 
praecepto servari et executioni demandari distriete jubet, non obstan- 
tibus contrariis quibuscumque etiam speciali et individua mentione 
dignis, quibus ad praemissorum effectum a Sanctitate Sua specialiter 


et plene derogatum esse declarat. 


Gerichtssprüche. 


30. E. d. R.Ger. IV. C.Sen. 16./1. 02. Ist bei einem zu Ende 
geführten Kirchen- oder Pfarrhausbau der Rechtsweg hinsichtlich des 
vom Patrone zu leistenden Baukostenbeitrages zulässig, wenn bezügl. 
der zwischen den Beteiligten streitig gewordenen Notwendigkeit des 
Baues eine Entscheidung seitens der Bezirksregierung noch nicht er- 
gangen ist? Bedarf es zur Eröffnung des Rechtsweges einer solchen 
Entscheidung der Regierung auch dann, wenn die Kosten den Betrag 
von 150 M. nicht übersteigen? Entsch. 50 No. 71, S. 31. 
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Aus den Gründen: 

„Der Beklagte ist in einem Vorprozesse durch Urteil vom 14. No- 
vember 1595 rechtskräftig verurteilt worden, bei den an den gemein- 
schaftlichen Pfarrgebäuden der Klagenden Kirchengemeinden vorkom- 
menden Neu- und Reparaturbauten im Falle der Unzulänglichkeit des 
Kirchenvermögens den Patronatsbeitrag mit zwei Dritteln der aufzu- 
hringenden Kosten herzugeben. Im vorliegenden Rechtsstreite fordern 
die Klägerinnen Erstattung von 985,55 M., als den auf den Beklagten 
angeblich entfallenden Anteil an den Kosten verschiedener Bauarbeiten, 
welche nach einer zu den Akten überreichten Zusammenstellung bereits 
in den Jahren 1879—1S94 an den Pfarrgebäuden in 8. ausgeführt 
worden sind. 

Eine förmliche (resolutorische) Eutscheidung über die vom Beklagten 
bestrittene Notwendigkeit der fraglichen Bauten ist seitens der König- 
lichen Regierung nicht erlassen worden, und der Beklagte hat deshalb, 
unter Verweigerung der Verhandlung zur Hauptsache, die Einrede der 
Unzulässigkeit des Rechtsweges erhoben. 

Bei Prüfung dieses Präjudizialeinwandes sind die Richter der bei- 
den Vorinstanzen übereinstimmend davon ausgegangen, dass die Ent- 
scheidung über die Notwendigkeit kirchlicher Bauten im Falle eines 
nach dieser Richtung entstandenen Streites nicht vom Prozessgerichte, 
sondern nur von der zuständigen Verwaltungsbehörde zu treffen sei. 
Diese Auffassung entspricht der konstanten Judikatur des Reichsge- 
richtes. 

Vgl. insbesondere Entsch. des R.G.’s in Civils. Bd. 5 8. 242, Bd. 34 
S. 307; Gruchot’s Beiträge Bd. 41 S. 407; ‚Jurist. Wochenschr. 
von 1897 8. 179 Nr. 53, 8. 279 Nr. 43 und 44, S. 491 Nr. 9. 

Es muss auch gegenüber dem Ministerialbescheide vom 30. No- 
vember 1895 (vgl. Amtliche Mitteilungen des Königl. Konsistoriums 
der Provinz Sachsen von 1897 S. 158) und trotz der inzwischen am 
25. Juni 1898 ergangenen neueren Erkenntnisse des Königlich preus- 
sischen (Gerichtshofes zur Entscheidung der Kompetenzkontlikte (Pro- 
zessliste 2424 und Prozessliste 2448), noch jetzt an diesem Standpunkte 
unverändert festgehalten werden, wobei nur noch folgendes hervorge- 
hoben werden mag. Die Frage, ob ein kirchlicher Bau notwendig 
sei, ist nicht bloss, unter Berücksichtigung der obwaltenden physi- 


schen Zustände, aus bautechnischen Gesichtspunkten zu beant- 
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worten, sondern es kommt dabei vor allem darauf an, ob die Erhal- 
tung, Wiederherstellung, bezw. Neubeschaflung des betreffenden (re- 
bäudes im öffentlichen Interesse als geboten erscheint, und ob also 
aus diesem Gesichtspunkte en Bedürfnis für die Ausführung des 
Baues vorliegt. Die Entscheidung dieser Vorfrage, welche nur einheit- 
lich erfolgen kann, gebührt naturgemäss den Verwaltungsbehörden. 
Dementsprechend hat auch der Gerichtshof zur Entscheiduug der Konı- 
petenzkonflikte wiederholt anerkannt, dass eine in Gemässheit des $ 707 
A.lL.R. 11. 11 seitens der kirchlichen Oberen erlassene, die Ausführung 
eines kirchlichen Baues betreffende Anordnung von der Kirchengemeinde 
und ihrem Patrone (ohne einen zwischen ihnen bestehenden Streit) 
im Rechtswege nicht angefochten werden könne. 

Vrl. die Entscheidungen vom 23. Dezember 1847 und vom 2. Fe- 

bruar 1848 (‚Justizministerialblatt von 1848 S. 183 und 169), sowie 

vom 25. ‚Juni 18985 in Sachen Gross-S. wider P., Pruzessliste 2424. 

Für die Annahme aber, dass der Prozessrichter trotzdem zur 

Nachprüfung und Abänderung einer solchen Entscheidung der Verwal- 
tungsbehörde befugt sein sollte, wenn er dieserhalb infolge eines 
Streites der Interessenten von einem derselben angegangen wurde, 
lässt sich ein zwingender Grund aus der Wortfassung der SS 708 und 
709 A.L.R. II. 11 nicht entnehmen. Vielmehr lassen die Vorschriften 
der SS 707 und 710 tlg. sowie der SS 759 und 760 ebenda, in Ver- 
bindung mit dem Inhalte der Königlichen Kabinettsorder vom 18. Fe- 
bruar 1505 (Neue Ediktensammlung Bd. 11 S. 2933 und bei Rabe, 
Sammlung Preussischer Gesetze Bd. 8 S. 249 und 266), deutlich er- 
kennen, dass im gewöhnlichen Prozessverfahren nur über die Beitrags- 
pflicht und Verteilung der aufzubringenden Baukosten gestritten werden 
kann, während bezüglich der die Notwendigkeit und Art der Austüh- 
rung des Baues betreffenden Vorfrage dem Prozessrichter eme Ent- 
scheidung nicht zusteht. 

Verl. übrigens auoh den Erlass vom 13. Januar 1874 im Ministerial- 

blatt für die innere Verwaltung von 1874 S. 97, sowie S 27 Abs. 2 

der vom evangelischen Oberkirchenrat erlassenen Verwaltungsordnung 

für das kirchliche Vermögen. 

Dieser Grundsatz muss selbst dann zur Anwendung gebracht werden, 

wenn — wie im vorliegenden Falle — der Streit über die Notwendig- 


keit des Baues zwischen der Kirchengemeinde und dem Patrone oder 
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einem anderen Beitragspflichtigen erst entstanden ist, nachdem die Bau- 
arbeiten bereits beendet waren. Durch die Ausführung des Baues 
mag dann das öffentliche Bedürfnis befriedigt sein! damit verliert 
aber die Frare, ob der Bau im öffentlichen Interesse not- 
wendig gewesen war, nicht ihren ursprünglichen öffentlichrechtlichen 
Charakter. | 

Insofern nach Vollendung des Baues die Regelung eines Interi- 
mistikums zwecklos oder überhaupt nicht mehr möglich ist, wird 
es allerdings eines förmlichen Resolutes der Verwaltungsbehörde 
überhaupt nicht mehr bedürfen; vielmehr kann in solchen Fällen jeder 
Ausspruch der zuständigen Behörde, durch welchen sie die Notwendig- 
keit des Baues anerkannt hat, ja unter Umständen selbst eine von ıhr 
nur thatsächlich, also stillschweigend zum Ausdruck gebrachte geneh- 
misung für ausreichend erachtet werden. 

Vol. Entsch. des R.G.’s in Civils. Bd. 34 S. 308 und Jurist. Wo- 
chenschr. von 1597 8. 279 Nr. 44, sowie die dort angeführten frü- 
heren Urteile. 
Auf diesen Standpunkt haben sich auch die Richter der beiden 
Vorinstanzen gestellt. Dennoch ist der erste Richter zu dem Ergeb- 
nisse gelangt, dass der Rechtsweg im vorliegenden Falle zulässig 
sel, indem von ihm erwogen wurde: 
Die Kosten der in Rede stehenden Reparaturarbeiten hätten bei 
keinen: der vorgekommenen einzelnen Baufälle den Betrag von 150M. 
erreicht. Mit Rücksicht auf die Vorschriften des $ 704 A.L.R. IL 11, 
der SS 22 und 31 Nr. 5 der Kirchengemeinde- und Synodalordnung 
vom 10. September 1873, bezw. des S 1 Nr. 8 des Gresetzes vom 
18. Juli 1892 und Art. II der Königlichen Verorduung vom 8, März 
1893 (Kirchliches Gesetz- und Verordnungsblatt 1593 8. 9. 12) sei 
mithin die das förmliche Resolut ersetzende Genehmigung der Auf- 
sichtsbehörde ganz entbehrlich gewesen. 

Demresenüber ist jedoch vom Berufungsrichter mit Recht ausgeführt 

worden: 
Es sei zwischen der bei Bauten gewisser Art erforderlichen Geneh- 
mieung der kirchlichen Organe und kirchenregimentlichen Be- 
hörden einerseits und dem bei Streitirkeiten über die Notwendir- 
keitsfrage (nach $ 3 Nr. 1 der Verordnung vom 27. Juni 1345 und 
Art. 23 Nr. 2 des Gesetzes vom 3. Juni 1576) von der Bezirks- 
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rerierung zu erlassenden Resolute anderseits zu unterscheiden, 
und demgemäss müsse auch die ein solches Resolut ersetzende (e- 
nehmigung seitens der Regierung erfolgen.“ ... 

31. OLG. Dresden V. CS. E. 10./5. 02: Anwendung ausländischen 
Rechts auf eine Eheherstellungsklare. Recht der Frau, die Herstel- 
lung wegen Misshandlungen des Mannes zu verweigern. E(r. z. BGB. 
a. 14. Rechtsspr. d. OLG. 5, 8. 97. 

32. Greistesschwäche kein Scheidegrund. OLG. Celle 20.10. 00. 
20./10. 01. Rechtsprechung d. OLG. 5, 12 f. 


Bvangelische Kirchengesetze. 


44. Preussen, Frankf. a M. K.G. 3./3. 02 betr. Abände- 
rung d. 8 53. K.fr, u. Syvn.-O. v. 27./9. 99. A. K.Bl. 1902, 275. 

45. K.G. 3./3. 02 betr. d. Anstellungsfähigk. u. Vorbildung d. Greistl. 
A. K.Bl. 276. 

46. K.G. 3./3. 02 betr. die Probe- und (fnadenzeit bei Pfarrstellen. 
A. K.Bl. 281. 

47. 3./3. 02 betr. d. Ruhegehaltsordn. f. d. Greistl. d. Kons. Bez. 
A. K.Bl. 283. 

48. Sachsen. V. 25./6. 02 z. Abändg. d. V. v. 20./5. 98 die 
Staatszulagen für Geistl. u. geistl. Stellen betr. V. Bl. 1902, 51. 

49. V. d. Landeskons. 29./11. Ol. Die vereinigten K.-Vorstände 
einer Stadt sind in allgem. kirchl. Angelegenheiten der ganzen Stadt 
nicht nur zur Berathung, sondern auch zur Beschlussfassung zuständig 
(zu S 7 K.-Vorst. u. Syn.-O.). Fischer, Zeitschr. f. Prax. 24, 171. 

50. V. des Landeskons. 3./12. 01. Die Zeit, auf welche ein Kır- 
chenvorsteher gewählt ist, kann nicht dureh kirchenbehördliche Ver- 
fügung verlängert werden. (K.V. u. 8.0. $ 17) ib. 172. 

5l. V. d. Landeskons. 5./12. 01. Zu SS 2u.7 des Ges. z. Publi- 
kat. d. K.-V. u. Syn.-O. Zuständigkeit zur Entscheidung bei verschie- 
dener Erklärung der städtischen Kollegien üb. d. kirebl. Haushaltsplan. 
Einwände der Vertreter der polit. Gemeinde gegen einzelne Posten des 
kirchl. Haushaltsplanes. Ib. 174. 

22. V. d. Landeskons. 30.712. 02. Personen, die bereits vor ihrem 
Z/Zuzuze nach Sachsen den massgebenden Gesetzen entsprechend aus 
ihrer Religionsgemeinschaft ausgeschieden sind, sind auch in Sachsen 


nicht mehr als Mitglieder dieser (temeinschaft anzusehen. Ib. 176. 
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is 


53. K.G. d. Gewährleistung d. Stelleneinkommens v. Geistl. u. 
Kirchendienern betr. 22./7. 02. V. Bl. 59. 

54. K.G. d. Verwaltungsrechtspflege u. d. Rekurs in kirchl. An- 
gelegenh. betr. 25./5. 02. 

Die in Evangelicis beauftragten Staatsminister verordnen mit Zu- 
stimmung der Evangelisch-lutherischen Landessynode, was folet: 

$ 1. Mit dem Inkrafttreten des Staatsgesetzes, die Ausdehnung 
der Verwaltungsrechtspflege nach dem Gesetze vom 19. Juli 1900 auf 
kirchliche Angelegenheiten betreffend, vom 24. Mai 1902 (G.- u. V.-Bl. 
S. 133) finden, insoweit dieses (fesetz abweichende Vorschriften ent- 
hält, die Bestimmungen in $5 Ziffer 18 und in $ 7 Absatz 3 des Kir- 
chengesetzes über die Errichtung eines Evangelisch-lutherischen Lan- 
deskonsistoriums vom 15. April 1873 (G.- u. V.-Bl. S. 376) ihre Er- 
ledigung. 

S 2. Gegen die Beschlüsse, Verfügungen und Entscheidungen der 
Kirchenbehörden in erster Instanz steht, soweit nicht nach dem ins 1 
angezogenen Staatsgesetze vom 24. Mai 1902 die Klage oder die An- 
fechtungsklage dagegen zulässig ist, den Betheiligten das Recht des 
Rekurses zu. 

Der Rekurs ınuss bei Verlust desselben binnen vierzehn Taxen, 
vom Tage der Eröffnung an gerechnet, eingewendet werden. 

$ 3. Unberührt bleiben die SS 26, 43 und 61 der Disziplinarord- 
nung für die evangelisch-lutherische Kirche des Königreichs Sachsen 
vom 30. Juli 1891 (G.- u. V.-Bl. S. 59). 

S4. Das Evangelisch-lIutherische Landeskonsistorium hat den Zeit- 
punkt bekannt zu machen, mit welchem gegenwärtiges Gesetz in Kratt 
tritt. 

55. &. Die Ausdehnung der Verwaltungsrechtspflege nach d. (#. 
v. 19./7. 1900 auf kirchl. Angelegenh. betr. 24./5. 02. 

S 1. Den von den Verwaltungsgerichten erster Instanz wemäss 
8 21 des (sesetzes vom 19. Juli 1900 (G.- u. V.-Bl. S. 456 Hl.) zu ent- 
scheidenden Parteistreitigkeiten treten ferner hinzu diejenigen: 

l. über vermögensrechtliche Ansprüche der kirchlichen Unterbeamten 
an eine Kirchengemeinde oder kirchliche Stiftung aus ihrem Dienst- 
verhältnisse, insbesondere Ansprüche auf Besoldung, Wartereld, 
Unterstützung, Ruhegehalt, sowie auf Bezur der durch Gesetz 


oder Verordnung bestimmten Gebühren für dienstliche Verrich- 
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tungen, desgeleichen über die den Hinterbliebenen dieser Beamten 
zustehenden Rechtsansprüche auf Ruhersehalt oder sonstige Bezüge. 
Dabei sind die Entscheidungen der Disziplinar- und Verwal- 
tunesbehörden insoweit massgebend, als sie einen Beamten aus 
seinem Amte entfernen, zeitweilig oder dauernd in den Ruhestand 
versetzen, vorläufig seines Dienstes entheben oder mit Vermörens- 
strafen belegen. 
über die Zugehörigkeit eines Grundstücks zu einer Kirchengemeinde, 
über die auf Grund des öffentlichen Rechts beanspruchte Benutzung 
von (rundstücken oder Grundstückstheilen zu kirchlichen Zwecken, 
wenn Parteien einander gegenüberstehen, die verschiedenen Rel- 


gionsgesellschaften angehören. 


S 2. Die Anfechtungsklage nach dem Gesetze vom 19. Juli 1900 


steht 


a) 


sowie 


b) 


den Betheiligten zu: 

gerren die zweitinstanzlichen Entscheidungen des Evangelisch-lu- 

therischen Landeskonsistoriums, 

l. in denen gegen den Widerspruch der politischen Gemeinden 
die Zuständigkeit zur Beschlussfassung über die Anlegung neuer, 
die Verwaltung, Erweiterung, Säkularisation oder Veräusserung 
bestehender (zottesäcker für die kirchliche Behörde in Anspruch 
genommen wird, 

2. die das Bestehen eines landesherrlichen Kirchenpatronats oder 
Kollaturrechts betreffen, 

3. die auf Grund des Kirchengesetzes, einige Bestimmungen be- 
züglich der Ausübung des Kirchenpatronats und der Kollatur 
über kirchliche Aemter betreffend vom 28. April 1898 (G.- u. 
V.-Bl. 8. 51 flge.) über die Ausübung des Patronatrechts seiten 
einer politischen Gemeinde oder anderen Körperschaft des öf- 
fentlichen Rechts oder eines nicht der evangelisch-lutherischen 
Kirche angehörigen Patrons getroffen werden, 

4. über die Heranziehung zu den Anlagen, Abgaben, Gebühren 
und sonstigen Leistungen für die evangelisch-lutherische Kirche, 


gegen die Entscheidungen und Feststellungen des Evangelisch- 
lutherischen Landeskonsistoriums in Gemässheit $ 3 Absatz 3, 
8 4 und S 5 Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung der Civil- 
prozessordnung und der Konkursordnung vom 20. Juni 1900 (G.- 
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u. V.-Bl. S. 322 fle.). 

& 3. Die Bestellung eines Vertreters des öffentlichen Interesses 
(S 12 des Gesetzes vom 19. Juli 1900) in den Fällen der SS 1 und 2 
steht dem Alinisterium des Kultus und öffentlichen Unterrichts zu. In 
den Fällen des $S 2 ist auf Antrag des Evangelisch-lutherischen Lan- 
deskonsistoriums der Vertreter aus dessen Mitte zu bestellen. 

S 4. Das mit der Vollziehung dieses (resetzes beauftragte Mini- 
sterium des Kultus und öffentlichen Unterrichts hat den Zeitpunkt 
seines Inkrafttretens zu bestimmen. 

56. Weimar. K.G. 21./1. 01 betr. d. Besoldungen d. ev. Geist- 
lichen u. d. Zentralfonds für dieselben. A. K.Bl. 1902, 267. 

57. K.(. 22./11. 01 betr. die Ruhegehalte d. ev. (reistl. u. die 
Pensionsanstalt für dieselben. A. K.Bl. 02, 293. 

58. Dritter Nachtrag 23./11. 01 zu den Satzungen d. Pens.-Anstalt 
v. 17./12. 92. Ib. 295. 
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Preisausschreiben. 


„Besteht ein Rechtsanspruch der evangelischen Landeskirche in 


„Preussen auf eine Dotalion von seiten des Staates und in wel- 
„chem Betrage? 


Diese Frage ist zu beantworten für die alten Provinzen 
der preussischen Monarchie unter Berücksichtigung der analogen 
Rechtsterhältnisse der katholischen Kirche und der früher ge- 
pflogenen Verhandlungen. Als Preis ist uns die Summe ron 
1000 Mark überwiesen worden. Die näheren Bestimmungen, den 
Wettbewerb betreffend, können von Herrn Grafen von Hohenthal 
in Dölkau bei Schkeuditz bezogen werden. | 

Der geschäftsführende Ausschuss 
der Gruppe der Positiven Union 
Graf Zieten Schwerin 
Vorsitzender. 


I. C. B. Mohr (Paul Siebeh) in Tübingen und Teipzig. 


Evangelilche Kirıhenkunde. 
Das firblibe Leben der deuticben evangeliiben Landesfircen. 
Herausgegeben von PBrofejjor D. Paul Drews. 


Erjter Teil, 
das kirdlihe Leben der evangelifh-Tufherifhen 
Landeskirde des Königreids Hadfen 


Dargejtellt von 
D. Baunl Drews, 


v. Profeffor für prattifhe Theologie an der Univerjität Giefen. 
8. 1902. M. 7.—. Gebunden M. 8.—. 
Soeben erschien: 
weiter Teil. 
das kirdlihe Leben der evangelifden Kirde 


der Provinz Schleften. 
Dargeitellt von 


Lie. Dr. M. Sıhian, 


Tiaconus in Görlig. 


8. 1903. M. 6.—. Gebunden M. 7.—. 
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X Verlag von Gustav Fischer in Jena. 
B ee FEB EEE SE EBENEN EB SUSE EERGIERIER. 5 RE SEEN EEE FE BE TE 
N Beiträge zur Geschichte 


der 
) ® fi » 3 
Reformation in Oesterreich. 


\ Hauptsächlich nach bisher unbenutzten Aktenstücken des Regensburger 


\ Stadtarchivs 

N Von 

Dr. Eduard Böhl 
Preis: 9 Mark. 
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.C. B. ER HR (PAUL SIEBEOK) IN TonınaEN UND Leirzie. 


Lehrbuch der Kirchengeschichte 


Dr. Wilhelm Moeller, 


+ ord. Professor der Kirchengeschichte in Kiel. 
l. Band: Die alte Kirche. Zweite eg neu bearb. von D. Hans von 
Schubert in Kiel. 1902. M.18.—. Geb. M. 20.50. II. Band: Das Mittel- 
alter. (In Vorbereitung). III. Band: Reformation und Gegenreforma- 
tion. Bearbeitet von Prof. Dr. W. Kawerau in Breslau. Zweite überar- 

heitete und vermehrte Auflage. M. 10.—. Gebunden M. 12.50. 
IV. Band: In Vorbereitung, 
Pamnlung theologischer ARDERHENER) 


Kirchengeschichte. 


Von D. K. Müller, Professor der evang. "Theologie in Breslau. 


Erster Band. M. 9.—. Gebunden M. 10.50. 

Zweiter Band. Erstes Heft. M. 2.8. Zweites Heft. Mit einer Karte 
über die Verbreitung der Reformation in Deutschland und der Schweiz 
von 1524 bis Anfang der 60er Jahre. 8. 1908. M. 6.80. 

Zweiter Band. Erster Halbband. (= 1. u. 2. Heft.) Mit Karte. 8. 
1902. M. 9.60. Gebunden M. 10.60. 


(Grundriss der theologischen Wissenschaften.) 


Quellen zur Geschichte des Papsttums 


und des ,_ 
römischen Katholizismus. 
Von 


D. Carl Mirkt, 


Professor der Kirchengeschichte an der Universität Marbnrg. 
Zweite, verbesserte und wesentlich vermehrte Auflage. 
/ 
Lex. 8. M. 7.50. Gebunden M. 8.50. 


Druck von H. Laupp jr in Tübingen 
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